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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i t zen d e: P.räsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f ne t. 

Das amtliche Protokoll der 111. Sitzung 'Vom 
9. und 10. Juli 1974 ist in der KaIliZlei .auf­
gelegen und unbeanständet gelblieben. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die eingellangte Anfrag1ebeant­
wortung wurde den Anfragestellem über­
mittelt. Diese Arufragebeantwortung wurde 
auch vervielfältigt und an alle Abgeordneten 
verteilt. 

Die in der let.zten Sitzung 'aIs ein!ge~·angt 
bekanntgegebene Regierungsvorlage: Abkom­
men zwischen der Repulblik o.s'terreich und 
der RepUlblilk Bolivien über die Errichtung 
und FÜlhruIllg einer Aus:billdungsstäHe rur 
Bergleute (Steiger) in BOilivien und 

Zusatzalblkommen zum Ablkommen 'llwischen 
der Republilk Osterreich und der Republik 
Bolivien über die Errichtung und Führung 
einer Ausibildungsstätte riiür Bergleute (Steiger) 
in Bolivien vom 29. Mänz 1972 1(1209 der Bei­
lagen) !Weise ich dem HaIl!delsausschuß zu. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es 'ist mir der Vor.schlag zuge­
kommen, die Dehatle ü!ber die Punikte 7 und 8 
wie auch über die rPunlkote 9 und 10 :der heu­
tigen Tagesordnung jewei1ls unter einem abzu­
führen. 

Da es sich bei Punlkt 10 um den selb­
ständigen Antrag eines Ausschusses ihandelt, 
lasse ich zunächst darüber abstiIlliIllen, olb über 
diesen Antrag gemäß § 19 Geschäftsordnung 
unmittelbar in die zweite Lesung eiruzugehen 
ist oder ob er einem anderen Ausschuß zur 
neuerlichen Vor'beratung zugewiesen werden 
soll. 

Nur wenn besch!loSisen wird, unmittelbar 
in die~weite Les'un,g dieses Antrages einzu­
gehen, kann 'er in VeIihandlung gezogen 
werden. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die ihre 
Zustimmung gehen, daß über den selbs,tändi­
gen Antrag des Ausschlusses 'für soziale Ver­
waltung, 1220 der Beilagen, unmittellbar ,in die 
zwett·e Lesung eing,egangen wird, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom-

über die PuI1!kte 9 und 10 der heutigen Tag,es­
ordnung jeweils unter einem abzuführen, wer­
den in jedem Fall zuerst die Berichterstatter 
ihre Bericht'e ge:ben; sodann wird die nebaHe 
über die jeweils zusammengezog.enen Punkte 
unter einem abgeführt. Die Albstimmung 
erfol,gt selbstverständlich - wie immer in sol­
chen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese vor.geschlagenen Zusam­
menfassungen ein Einwand eIihoben? - Das 
ist nicht der Fall. 

Di'e Debatte über die P.unlkte 7 und 8 wie 
auch über die Punkte 9 und 10 wird 'Cl!aher 
jeweils unter einem vorgenommen. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
sdlUsses über die Regierungsvorlage (1201 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Ein­
kommensteuergesetz 1912 geändert wird (Ein-

kommensteuergesetznovelle 1914) 

über den Antrag 109/A (11-3286 der Bei­
lagen) der Abgeordneten Dr. Koren und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Einkommensteuergesetz 1912 geändert 

wird 

über den Antrag 111IA (11-3301 der Bei­
lagen) der Abgeordneten Dr. Broesigke und 
Genossen betreffend Milderung der Lohn- und 

Einkommensteuerprogression und 

über den Antrag ll'1IA (11-3431 qer Bei­
lagen) der Abgeordneten Graf und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz 1912 geändert wird 

(1225 der Beilagen) 

Präsident: Wir ,geihen in die Tagesordnung 
ein undge.langen zum 1. ,Punkt: Einikommen­
steuergesetznove}i}e 1974, 

Antrag 1091 A der Abgeordneten Dr. Koren 
UIl/d Genossen betreffend ÄndeTung des Ein­
kommensteuergesetzes 1972, 

Antrag 111/ A der Abgeordneten Dr. Broe­
sigke und Genossen betreffend Milderung der 
Lohn- und 'Einkommensteuerprogression und 

Antrag 1171 Ader AibgeoI'dneten Graf und 
. Genossen betreffend Änderung des Ein­
kommensteuerge.setzes 1972. 

,Berichterstatter is·t der Herr Abgeordnete 
Pfeifer. Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Pfeifer: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Am 6. März 1974 brachten die 
Ahg,eordneten tOr. Koren, Dr. Gmber, Doktor 

men. Haider, Gra:f und Genossen den Antva,g 109/A 
Falls der Vorschlag angenommen wird, die betrefferud ein Bundes,gesetz, mH dem das Ein­

Debatte über die Punkte 7 und 8 wie auch kommensteuergesetz 1972 geändert wird, 
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Pfeifer 

womit eine Lohn- und Einkommensteuersen­
kung schon für den 1. Juli 1974 durch gezielte 
Anlhebung einiger Absetzbeträg,e beabsichtigt 
ist, iIlll Nationalrat ein. 

Von den Abgeordneten Dr. Broesigke, Dipl.­
Vw. Josseck, Zeillinger, Dr. Schmi(1t und Ge­
nossen wurde .am 7. Mäl1z 1974 der Antrag 
111/ A betreffend Milderung der Lohn- und 
Ein1kommensteuenprogression im Nationalrat 
eingelbracht. Dieser Antrag zielt darauf a'b, 
durch eine Br'eit'band:besteuerung die Lohn­
und EiIllkommensteuerpragression zu ent­
schärfen. 

Am 3. ,Mai 1974 br,achten die Abg'eordneten 
Graf, Dr. Mussil, Mitterer, DirplAng. Dr. Zitt­
mayr und Genossen den Antrag 117/ A betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Ein­
kommensteuerg1esetz 1972 geändert wird, im 
Nationalrat ein. Diesem Antrag zufolge soll 
die Mittätigkeit des aI1lderen IEhegatten im 
Betrieb durch Freibeträ'ge wieder steuerlich 
berückskhtigt werden können. 

Die Bundesregierung hat dem Nationalrat 
am 18. Juni 1974 den EntJwul1f eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Einkommensteuer'gese,tz 
1972 geändert wird (Einkommensteuer'gesetrz­
novelle 1974) (1201 der Beilagen) vor,gelegt. 

Wesentliche PUIllkte dieses GesefJze,ntwurfes 
liegen in der Anhelbung der Steuer absetz­
beträge und einer T'arifänderung. Während 
die Anhebung der SteuerabsetIzJbeträge vor 
allem Steuerpflichtige mit geringem Ein­
kommen entlasten soll, entschärH der neue 
Tarif für kJünlftige EinikommemeIihöhungen die 
Progression. Der 'Enbwur,f entJhällt auch die Be­
seitigung der bisheriog1en Differenzierung in 
die Steuergruppen A und B. Dadurch sollen 
Alleinstehende nicht me'hr um 19 Prozent stär­
ker ,a~s VeJ1heiratete besteuert, sondern diesen 
gleichgestellt werden. 

Da die Ge!burt des ersten Kindes !Zu einer 

Dipl,-IIng. Dr. Zittmayr sowie von der Frei­
heitlichen Partei Osterreichs der Abg,eordnete 
Dr. Broesi91ke an. 

Der Unterausschuß hat am 2. Juli 1974 die 
Vorlag,en unter AIllhörung von Sadwerstän­
digen eing,e:bend beraten und dem Finanz- und 
Budgetausschuß am 3. Juli 1974 in Anwesen­
heit des Bundesministers für Finanzen Doktor 
Androsch über das· Erg'ebnis seiner Beratung,en 
berichtet. Den Beratungen im Ausschuß wur'de 
die Regierungsvorla,ge zugruI1lde gelegt. 

Nach einer Debatte, ,an der sich außer dem 
Beridlterstatter die Abgeordneten Sanldmei'er, 
Wielan:dner, Dr. Broesigke, Dipl.~Ing. Doktor 
ZiUmilyr, Dr. Pelikan und DDr. Neuner Ibetei­
ligten, wurde die Regierungsvorlage unter 
Berücksichtigung' der vom Unteraus,schuß vor­
geschlagenen A'bänderung sOIwie eines ge­
meinsamen Albänderungsantrages, der Abge­
ordneten Wiel'andner, Dr. Keimel, Dr. Broe­
sig:ke und Genossen teils mit Stimmenein­
helligkeit, teils mit StimmenmehIlheit arrge­
nommen. AJbänderung,Slanträge der Abgeord­
neten DDr. Neuner, Dipl.-Ing. [)r. Zi-ttmayr 
sowie 'Dr. Broesigtke fanden nicht die 'erfOPder­
liche Me'hnheit. 

nie erwähnten Initiativ.anträge der Abge­
ordneten Dr. Koren unld Genossen 109/A, der 
Abgeordneten Dr. Br'oesigke und Genossen 
111/ A sowie der AJbg,eordneten Graf und Ge­
nossen 117/A Janden nicht die erforderliche 
Mehrheit des Aus'schusses,. 

Zu den einzelnen AJbänderungen wird fol­
geIl!des bemerkt: 

Zu den n'euen Ziffern 2 a und 56: 

Durch diese Streichung soll eine Gleich­
steLlung der vOI1ÜJbergelhend fre1g,esteUten Be­
triebsräte mit den dauernld freig,estellten B'e­
triebsräten el1folgen. 

Zu den alten Ziffern 10 und 15: 

großen finaTIlZiellen Belastung de'r Eltern wÜ!hrt, Die Ziffern 10 und 15 der RegierungsvoJ.1la,ge 
sollen ab 1. Jänner 1'975 die Kinderalbsetz- sollen entfallen, da d.tie komplexe Frage .der 
beträge .für erste Kinder jenen für weitere Parteienfinanzierung noch nicht abgeklärt ist. 
Kinder angeglichen werden. Ferner sollen das Zur alten Ziffer 40: 
Werbung'slkostenpauschale der AIibeitnelhmer 
und das SondepausgabeIllpauschale der Gelld­
wertänderung ang,epaßt Iwerden. 

Der FinaTIlZ- und Budgetausschuß hat diese 
V,orlagen in seiner [Sibzung am 27. Juni 1974 
in Verhandlung genommen. Hiebei salb sich 
der Ausschuß veranlaßt, zur Vorberatung der­
selben einen Unterausschuß eiruzuset'zen. Die­
sem Unterausschuß ,g,ehörlen von der 
Sozialistischen Partei Osterreichs die Abge­
ordneten Erich Hofstetter, Mü1ll1bacher, Pfeifer, 
Dr. Tull und Wie:ldDJdner, von der Oster­
reichischen Volkspartei die kbgeordneten 
DDr. Neuner, Dr. Pelikan, Sandmeier und 

Im Hinlblick auf die im Ausschuß gegen eine 
Verschiebung des Termins {oür die Anpas­
sung der Ein'kommensteuervorauszalhlung'en 
auf den 30. Nove:m!ber geäußerten iBedenken 
entfällt Ziffer 40 der Regierung,svorlage. 

Zur neuen Ziffer 38: 

Durch die im Ausschuß vorgesehene 
Änderung wird hewiflkt, daß Lohnsteuer­
karten, die ,für Belz,ieher von Pensionsbe!Zügen 
aus Versorgungs- und UnteJ1stützungseinrich­
tungen der selbständig Ellwenbstätigen aus­
geschrieben wurden, DaueI1lOlhnsteuerkarten 
sein können. 
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Pfeifer 

Zur neuen Ziffer 62: 

Durch diese Änderung wird bewirkt, daß 
der Aribeitgeber in den FäHen der Präsen~­
dienstleistung, der Krarukheit oder des Karen~­
urlaubes nicht nur berechtigt, sondern ver­
pflichtet ist, den J alhresausgleich für seine 
Atbeitnenrruer durchzufülhren. 

Sch!ließlich stellt der Ausschuß zu § 34 
.A:bs. 6 des Einlkommensteuerg'eset~es 1972 
fest, daß dieser Absatz nur ·eine demons·tflative 
Aufzahlung enthält und dalher 'auch Aufwen­
dungen Zlur Beseitigung von Erdbebenschäden 
unter diese IBestimmung lallen. 

Weiters hat der Ausschuß den von den 
Abg,eordneten Wielandner und Genossen be­
antragten unJd dem Berichte alligeschlossenen 
Entschließungs antrag angenommen. 

Der Finan~- und Budgetausschuß s·tellt somit 
den An t rag, der Nationalflat walle 

1. dem dem Bericht angeschlossenen Gesetz­
entwurf die ve!lfassuIligsmäßige Zustimmung 
erteilen, 

2. die dem Bericht heigedruckte Entschlie­
ßung annelhmen. 

Bei Vorliegen von WortmeLdungen bean­
trage ich, General- und Spezial.deibatte unter 
einem durchzuführen. 

Präsident: 'Es ist beantragt, Generall- unJd 
SpeziaMebatte unter einem dur~uführen. 

Wird ein Ei IlJWaIlld, eI1holben? - Das ist nicht 
der Fall. Wir gehen so vor. 

Zum Wort .gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Sandmeier . 

Abgeordneter Sandmeier (OVP): Herr Prä­
si.dent! Meine sehr geehl1ten Damen und Her­
ren! Am 27. April 1970 hat der Herr Bundes­
kanzler 'zum Thema Steuerre.form unter 
anderem gesagt: 

"Die Bundesregierung ist entschlossen, 
. .. eine grundlegende Reform des Steuer­
systems vODzunehmen." Diese Re:form wird 
"leistungsfördernd und sozial gerecht sein, zur 
Erreichung wirtschaftspolitischer Zi'ele einge­
setzt werden können und einen Beitrag zur 
VerwaUungsvereinfachung darstellen". 

Es ist IlJun einmal eine der Eigenarten des 
Herrn Bundeskanzlers, daß er viel redet, oft 
allerdings nichts dabei sagt, daß er ,gewisse 
Ding,e hochtratbend ankündi,gt, daß er viel 
ver,spricht. 

W'enn man Cl'ber das Ang,ekündigte und Ver­
sprochene untersucht, dann kommt man zu­
mindest hei einem Großteil der Versprechun­
gen darauf, daß sie nicht erfüI1t wurden, ja 
daß sie zum Teil im Ergebnis das Gegenteil 
von dem gebracht haben, was er versprochen 
hat. Ein Beispiel da'rur war doch anfangs dieser 

Woche die Debatte um die ORF.ffi.eform. Wir 
alle wissen, daß der Herr Bundeskanzler mehr­
mals vor einig'en Jahren gesa,gt ihat, daß er 
nicht daran denke, in dieser Periode eine 
Änderung des RundfuIlikgesetzes vorzuneh­
men. Er hat weiter gesagt, daß er seine ab­
solute McllIiheit im Parlament nicht einsetzen 
werde, um das RundifuIlJkgesetz zu ·ändern. 

Was g,es'Cilehen ist, meine Damen und Her­
ren, was von diesen Versprechl1D!gen und An­
kündi.gung,en tatsächlich eingetroffen ist, 
haben wir anJangls dieser Woche erlebt. Ich 
werde im Laufe meiner Aus;fÜ!hrungen noch 
darauf zuriickkommen und leider feststellen 
müss'en, daß die Novelle, die uns heute zur 
Beschlußfassung vorlieg,t, alles _ eiher als lei­
stungsfördernd und sozial ist, lWief es· der Herr 
Bundeskanzler versprochen hat. 

Wenn dem Herrn BundeSkam:ler nämlich 
wiflklich eine leistungsfördernde und sozial 
gerechte Steuerreform vorgeschlWebt sein 
sollte, dann, meine Damen und Herren, muß 
er ,heute sehr enttäuscht sein von seinem 
Fillla~minister, so enttäuscht wie alle die­
jenigen Arlbeitne!hmer, die sich von den 
Steuerreformen eine echte steuerliche Ent­
lastung erlhofft haben. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Was bisher von dies'er Regierung in der 
Steuerpollitik gemacht wurde, sind unikoordi­
nierte Maßnahmen, die jeweHs nach kurz·er 
Zeit korrigiert werden müssen. 

Der Herr Bundesminister rur Finanzen hat 
uns vor ein ·paar Monaten eine nette grüne 
Mappe über.miHelt. Es sind da eini,ge Tabellen 
drinnen, wo sich Gst'erreich im Felde der In­
flationsraten befindet - sie ist sicher nicht 
mehr aktuell, denn wir liegen derzeit sicher 
wesentlich weiter OIben -, und unter anderem 
auch ein Papier, das die Ulberschrift trä.gt: 
"Weil wir gut gewir,tschaftet haben, können 
wir die Steuern s'eIlJk.en." 

Heute zu sa'gen, meine Damen und Herren: 
Weil wir gut gewirtschaftet haben, 'können 
wir die Steuern seniken!, ist g,erade,zu grotesk. 
Der Grund, warum Sie jetzt schon wieder eine 
Steuersentkung vorIlJehmen müssen, lie.gt näm­
lieh ganz woanders. Der Grund liegt darin, 
daß die Steuer'gese,tze, die Sie bisher vorge­
legt und besch'lossen haben, nur ganz kUfil­
fristig eine Steuersenkung brachten. Die Folge 
Ihrer Steuellkomzeption ist, daß die Lohn­
empfänger in kürzester Zeit in eine noch 
steilere Progres1sionsstufe hineingejagt wer­
den. Es ste~lt skh immer ,wieder heraus, daß 
Ihr System, das Sie diesen Steueränderungs­
gesetzen zugrunde gelegt haben, schlecht ist. 
Schlecht deswegen, weil diese Änderungen in 
ihren Aus,wirkungen leistungshemmend, un­
sozial und familienfeindlich sind. 
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lOer im EinlkommeDJsteuerges'etz 1972 enthal­

tene Uber,g,ang von den Freiibeträgen auf 
Steueralbset7Jbetr:äge mußte sich zwangsläufig 
vom System her progressionsverschärfend 
auswirken. 

Wir haben IDmen dies damarls bei der De­
batte sehr deutlich vor,gehalten, uilid wir haben 
Sie darauf aufmeIlksam gemacht. Si'e aber 
hCllben gemeint, das System sei ,gut, die Arbeit­
nehmer werden sich sicher darüber freuen. 

In der nwischenzeit, meine Damen und Her­
ren, nehme ich an, haben Sie ja verschiedene 
Betriebs1besuche ;gemacht. nort mußt'en Sie 
sich wahrscheinlich einiges anhören. Wenn 
Sie den Mut haben, das, was dort vor,ge:bracht 
wurde in bezug aU!f die Steuerre,form, die 
angeblich so g'läIlJZend .gewesen sein soll, zu 
sa'gen, dann wellaen Sie heute ibier Farbe 
bekennen müssen. Wenn Sie den Mut herben 

SLeuerzahler wird, wurde von der Oster­
re.ichischen Vo1kspa'rtei ein Antrag auf g,e­
zielte L(jhn- und Einfkommensteuersenlkung 
zum 1. 1. 1974 eiIllgeibracht,. Alber auch dieser 
Antrag 'Wurde von der sozialistischen Me!hr­
heit niedergestimmt. 

Um zu verhindern, daß die inflations­
bedingten Lohnefihöhungen inlfolge der schar­
fen Progression zu einem eI1heblkhen Teil 
wieder weggesteuert werden, hat dann die 
Osterreichische Volkspartei einel Steuersen­
kung zum 1. Juli 1974 verlangt. Dies, meine 
Damen und Herren, wäre auch ein wirksamer 
Beit'rag zu einer maßvolLen Ldhn- und Ein­
kommenspolitik g,ewesen. Obwolhl diese 
SQfortmaßnaihmenauch vom Budget 'her mög­
lich gewesen wären, weil die Lohn- und Ein­
kommensteuer wesentlich unter den tatsäch­
lich zu er,wartenden EinnaJhmen veranschLagt 
wurde, verfiel auch dieser Antrag, olbiwohl in 

sollten! Es ,wird [,estrzustellen sein, daß 'bei vielen Atbeitnehmerre.solutionen ebenfalls' .9'e­
dieser Relform, die so hochtrabendangekün- fordert, derA;blehmmg. 
digt 'Wurde, beileibe der Ellfolg ausgieblieben 
ist. Hier herben sich leider die Gewe:r1kschafter 

auf der sozialistischen Seite 'Wieder einmal 
mehr zu HandlaI1!gern d'er Regierung machen 
lassen. 

Zur Veranschaulichung, in welche Situation 
die AIibeitnehmer durch die sozialis,tische 
Steuerreform gebracht wurden, möchte ich nur 
ein Beispielanfuihren: 

Ein FamnieIllVater mit zwei Kindern zahlt 
bis zu einem MonatseiIllkommen von 6175 S 
keine LOIhnsteuer. Bekommt er aber eine 
12p:rozentige Lothner!höhung, die ihm bei der 
jetzi'gen Teuerung dhnelhin nur den oft ge­
nannten 3prozentigen Realeinlkomrnens­
zuwachs 'bringt, fressen ihm die A!bZiÜge von 
dieser 12prozentirgen Bruttololhnerhö'hung auf 
Anhieb Ülber 40 Prozent weg. Was übrig 
blerbt, reicht nicht einmal aus, die Teuerun;g 
abzugelten. Wenn das noch a.ls leistungs­
fördemd al1'g,esehen wird, ist das, eine 
Frotzelei. (Beifall bei der .aVP.) 

lDie vielen Resolutionen aus den. Betrieben, 
die hereits ein Jahr nach der I'etzten Steuer­
senkung ,gekommen sind, hätten Ihnen doch 
zu deruken geben müssen. Unter anderem hat 
bei einer Versammlung der Betriebsräte der 
Arbeiterbetriebsrat der VDEST -Alpine - und 
wenn mich nicht alles täuscht, ist dort der 
Vorsitzende dies'es Aribeiterbetrieibsrates ein 
gewisser Abgeordneter zum Nationalrat 
Brauneis ; ich se'he ~hn leider im Augen!blick 
nicht im Saal - eine Resolution veI1faßt -
mit der Stimme des Herrn Ab:g,eordneten !Zum 
Nationalrat ißrauneis -, weil es skh diese 
Arbeiter der VOEST -Alpine eil1!~ach nicbt me!hr 
länger gefallen ließen, daß ihnen mehr von 
ihren Lohne:r1höhungen 'weggenommen wird, 
als zuträglich ist. Und sie haben ganz ,dezi­
diert und mit aller Vehemenlz verlangt, daß 
noch im Jahre 1974 von den IIlIflations­
gewinnen, die der Herr Finanzminister im 
ausreichenden Maße kas's-iert, wenig,stens ein 
Teil zurückg,egeben werden soll. Ich hin nur Die vorl,iegende Novelle 'Wird hier keine 
sehr neugierig, wie sich heute der Herr Arbge- Ablhilfe bringen. Es gibt ledi,glich eiIlle Alugen­
ordnete Brauneis ,bei der Arbstimmung über blickssteuerseIlikung, di'e bei der nächsten 
einen diesbe.züg.lichen Antrag verhalten wird .. Lohnerhöhung wieder, annulliert sein wird. Es 
(Zwischenrufe bei der SPO.) ist auch vom System her gesehen gar nicht 

anders mögHch, \WeH auch der TariJ völlig 
unzllllänglich entlastet wurde. 

Seit Be.stehen dieser Regierung stieg der 
Preisindex um 33 ,Prozent. Im Juni dieses 
Jahres erlebten wir erstma.ls, daß die 
Teuerungsrate die lO..,Prozent-1Grenzeerreicht, 
ja überschr<itten hat. 

In Erkenntnis der Au~wirkung;en des Ein­
kommensteuer-g,ese1:rzes 1972 hat die Oster­
reichische Volks.partei schon bei der Behand­
hmg der Novelle 1972 zur Abg,eltung der 
rapiden Gelde.ru1iwertung in einem Entschlie­
ßungsantrag eine Anpassung der Freoi- und 
Steuerabsetz-beträge !Zum 1. 1. 1914 verlangt. 
Sie hahen dies damal1s abg,elehnt. Diese zum Teil durch die,se Bundesregie­

Als im Laufe des ver-gangenen Jahres immer rurug vemrsachte ständig zunehmende Geld­
deutlicher wurde, daß der Herr Finanzminist'er wertverdJünnung ist es, die die LOhn- und 
der große Inflationsgewinner auf Kosten der Einkommensempfänger infolge der von Ihnen 
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praktizierten Steuerpoliti'k immer mehr in Pro­
gressionsstufen treibt, was der wirtschaftlichen 
Leistungs,fälhigkeit der Steuerzahler nicht mehr 
entspricht. 

Wenn heute die Löhne und Gehälter um 
12 Prozent, um 14 Prozent eI1nöht werden, 
dann entfällt der größte Teil auf dioe Abgel­
tung der Teuerung. Es s:ind also nur srneinbar 
höhere Löhne und Ge/hälter. Trotzdem unter­
werfen Sie auch den Teil, der Il!ur ,zur AJb­
deckung der TeuemIlJg gegeben wird, voll der 
Progression. Das muß natlürlkh Folgen halben. 
Ubermäßig hohe LO'hnsteuereingäll!ge sill!d das 
Ergebnis dieser POIlitik. 

,Im Jahre 1974 werden 7 'bis 8 Milliarden 
Schilling melhr an LOIhnsteuer eingehen als im 
Vorjahr. Von diesen 7 'bis 8 'M,ililiariden Schil­
ling Mehreinnahmen ,an Lohnsteuer sind min­
destens 4 Milliarden inflationsbedingte Mehr­
einnahmen. 

Damit, Herr Bundesminister, kassieren Sie 
aber siebenmal soviel Lohnsteuer wie im Jah­
resdurchschnitt unter der OVP-IAHei"nreg,ie­
rung. 

In vier Jahren OVP"Alleimegierung ist die 
Lohnsteuer um 4,4 MNliarden Schi.lling gestie­
gen, also im Jahresdurchschnitt um 1,1 Mil­
liarden. Wdhlgemerkt, ,in vier Jalhren! Bei 
Ihnen steigen die Lohnsteuereinnahmen in 
einem Jahr um 7 bis 8 MHliaIlden Schilling. 

Wenn man das Budget ansieht und die Ent­
wicklung der Steuern betracht'et, dann muß 
man leider feststellen, daß die Lohnsteuer 
Ende 1974 eine Rekordlhöhe von 28 bis 29 Mil­
liarden Schilling erreichen wird. 

Daruber ,hinaus wird die Ldhnsteuer im 
J,ahre 1974 2,4mal so staI1k steigen wie die 
Summe der Löhne und JGelhäIter. Immer mehr 
wird deutlich, daß wir wob! eine sozialistische 
Regierung haben, aber bei Gott keine soziale. 

Weil wir glaulben, daß die Steuerlast uner­
träglich ,geworden ist, und weill' wir es~ür 
unmöglich halten, daß der Finanzminister trotz 
der nunmehrigen 10,2prozentigen Teuerung 
mit geradezu ,aufreizender Rnhe seine In­
flaHonsge,winne ,in immer größerem Ausmaß 
kassiert, stellen ,wir noch einmal folgenden 
Antrag: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Sandmeier, Dr. Zittmayr, 
DDr. Neuner und Genos,sen zur Regierungs­
vorlage 1201 der Beilagen be,treffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Einkommen­
steuergesetrz 1972 geändert wird (Einlkom­
mensteuergesetznovelle 1974), in der Fas­
sung des Ausschußlberichtes (1225 der Bei­
lagen). 

Der Nationall1at walle ,beschließen: 

1. Nach Art. I wird folgender Art. II 
eingefügt: 

"Artilkel II 

(1) Bei urube,sdlIänkt steuerpflichUgen Per­
sonen wird die Eirukommensteuer (Lohn­
steuer) für das Kalenderjahr 1974 wie fdl'gt 
ermäßigt: 

a) Wird die Einkommensteuer veranla,gt, 
ist di·e im Einkommensteuerbescheid tür das 
KalendeI1jaJhr 1974, bei ·abweichendem Wirt­
scha·ftsjahr im Einkommensteuerbescheid 
für den Veranlagungs'Zeitraum, der im J,ahre 
1974 endet, festizuset'zende Einkommen­
steuer um 600 S zu kürzen. Sterht dem 
Steuer-pflichtigen ein Alleinverdiener~.Atb­

set'lbetrag g,emäß § 33 Abs. 6 zu, erthörht sich 
der Kürzung,sbetra'g um weitere 600 Si 
stehen dem Steuerpflichtigen ein oder meh­
rere KindeTiabsetzbeträge gemäß § 33 Albs. 7 
zu, eI'höht sich der KhlrzuIllg,sbetrag um wei­
tere 300 S für jedes Kind, für das ein Kinder­
abset'lJbetrag zusteht. Stehen dem Steuer­
pflichUg'en nur ein oder mehrere halbe 
Kinderalbset'Zibetrlägegemäß § 33 Abs. 7 
Z. 4 zweiter Satz z'u, erlffiäßigt sich der Ab­
setzbetrag von 300 S jeweils auf 150 S. 

b) Wird die EinJkommensteuer durch Ab­
zug vom Arlbeitslohn eI1hdben, Illat der 
AIIbeitgeber die für den AIibeitneihmer von 
den laufenden BeZ'Ü,gen ein'Zubehaltende 
Lohnsteuer, die für Iden er,sten IlIach dem 
31. August 1974 endenden Lohnzahlungls­
zeitraum emoben wird, um die in llit. a 
genannten KürzuIllgsibeträg,e entsprechend 
zu kürlZen. Erreicht die :l<!üIlzung hi~ei nicht 
die Höhe der dem Steuerpflichtigen ,ins.ge­
samt Zlustelhenden 'K!ürrzungslbeträ.ge, dann 
hat der Arlbeitgelber den Restlbetrag in den 
unmittetbar fologenden LolhnlzaMunlgs'zeit­
räumen des Kalenderjahres 1974 durch Kür­
zung der Lohnsteuer für die laulfenden Be­
züge des· Steuerpflichtigen zu berück­
sichtigen. Die BeI1ücksichtigung der Kür­
zungSibeträge kann bei Artbeitnehmem, die 
keine oder eine :zweite (dritte und so weiter) 
LOIhilisteuer.karte vor'gelegt haben, nicht er­
fargen. Bei Lösung des IDienstverlhältnisses 
nach dem 31. August 1974 ist dem AIibeit­
nehmer auf der LOhnsteuerkarte Z1U lbe4 

scheinri,gen, in welchem Ausmaß Khlrzungs­
beträgegeJwäJhr,t wurden. 

c) Erreicht die na'ch lit. b vorgenommene 
Kürzung der Lolhnsteuer des Arbeitnehmers 
nidlt die volle Höhe der diesem zustehen­
den l<!ür'zungs'beträ.ge, dann kann. der 
Anbeitne!hmer ,aus diesem Grunde unter 
sinngemäßer Alllwendungr des § 72 Abs. 1 
und 2 die DurchfiÜlhrung eines Jalhres·aus-

114. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 100

www.parlament.gv.at



11252 Nationalrat XIII. GP - 114. Sitzung - 12. Juli 1974 

Sandmeier 
gleiches -beantragen. Bei DurchfÜlhrung des 
Jahres,ausgleiches erhöhen die bei dem lau­
fenden Steueraibrzug vom Arlbeitsldhn ruicht 
oder nicht voM beI1Ücksichtigten KiirzuIlJgs­
beträge ,bis zu der dem SteueIipflichtigen 
zustehenden Höhe den sich g,emäß § 73 
Albs. 3 ergelbeIlJd'enErstattung,slbetrag. EnJt­
sprechendes y-m, wenn der J aJuesausgleich 
gemäß § 72 .A!bs. 3 von Amts wegen durch-
zuführen ist. 

d) Wird der ,Steuer,pflidltige gemäß § 41 
vevanlagt, .ist unte'r SInngemäßer An/Wen­
dUilig der Bestimmunge.n in lit. c zu ver­
fahr-en. 

(2) Die Kürzungsibeträge -gemäß Albs. 1 
dürf-en insgesamt ibei veranlagten Steuer­
pflichtigen nur bis zur Höhe der !fest­
'zusetzenden Einkommensteuer, und wenn 
diese ausschließlich im Wege des Abzuges 
vom AI1beitSJlolhn erhoben wird, nur bis zur 
Höhe der für das Kalenderjahr 1974 ,zu 
entrkhtenden Lohnsteuer berücksichtigt 
werden." 

2. Die 'biSlheri,gen Ar1. II UDJd UI eI1halten 
die DJeue Bezeichnung III und IV. 

Meine Damen und Herrenl Diese sofortige 
Vornahme einer SteuerseDJkung ist ohne 
ÄIlIderlung des Budgets möglich, weil heuer 
2 bis 3 Milliarden Schilling mehr an Lohn­
steuer und Einkommensteuer eingehen wer­
den, als präliminiert ist. Wenn man die Ein­
gangsergebnisse vom Mai dieses Jahres be­
trachtet, kann man ,fests'tellen, daß die Lohn­
steuer allein im Monat Mai eine Steig-erung 
von 63 Prozent gebracht Ihat. Ich glaube, das 
zeigt doch ganz deutlich, wohin die Richtung 
geht, das zeigt doch ganz deutlich, daß hier 
Lohnsteuer kassiert wird, die ahsolut nicht 
mehr mit einem :korrekten und sauIberen Ein­
kommenSiteuergeset,z in Einlkllang -zu hring>en 
ist. 

,Mit der vOIlliegenden EiDJkommensteuer­
novelle 1974 setzt der Finanzminister leider 
den Weg der Pro-gre-ssionsverschänfung, der 
Nivel1ierung, der Leistungs- und FamHien­
feindlichJkeit !fort. Sie ist, wie ich Ibereits aus­
f.ührte, IlIeuerlich so konzipiert, daß die nächste 
LohnruIlJde einen Steuervorteil zur GäIliZe wie­
der aUlfifr,ißt. 

Herr BundesmiIllister! Sie haben schon öfter 
Vorwürfe von verschiedenen 'Seiten Ibekom­
men. Dals ist an sich nichts Außergewöhn­
liches, das liegt, möchte ich sag,en, in der Natur 
der Sache: Wenn man Finaniminister ist, kann 
man sicher nicht immer nur Lob ernten . .Nber 

zuwenig sozialistische Gesel1schaftspolitik 
machen. Diesen VOfIWUJ1f halben Sie nicht ver­
dient, denn was Sie mit Ihr-en Steuer­
novel1lierungen bisiher gemacht hahen, ist sehr 
wohl Ausfluß sozialistischer Gesellsch.aHs­
politik. (Zustimmung bei der OVP.) 

Die überall sichtbare Nivellierungstendenz, 
diese Gleichmacherei, dieses geringe Verständ­
nisllür Familien mit Kindern paßt in dieses 
GeseblschCl!ftlsprogramm. Oie Familienfeindlich­
keit zeigt sich unter anderem bei dieser 
Novelle sehr deutlich darin, daß der Vorteill 
bei einer Familie mit einem Kind pro Jahr 
1000 S heträgt, 'bei einer Familie mit fünf 
Kindern alber nur 200 S pro Kind. [)als ist 
sozialistische Familienpolitik. 

Die Behauptung des Finanzminister,s, Hei­
raten und KinderaU!ftzie\hen seien eben nicht 
Sache des Steuerrechts, ist - bitte ve~zeihen 
Sie mir den Ausdruck - 'harer Unsinn. (Beifall 
bei der OVP.) 

nie LoIhn- und Einkommensteuer ilst eine 
PersonEmsteuer, di,e SJe'hr -wohl die persön­
lichen VeI1häItnisse des einzelnen Steuer­
pflichtigen be rü<ksichtigt, indem sie zum Bei­
spiel außer,gewOhnliche -Belastungen aner­
kennt und hohe Eintkommen melbr besteuert 
als niedrige'. Das sind sehr wohl persönliche 
Verhälltnisse, die im Steuerrecht berucklsichtigt 
werden müssen. 

KreiSlky hat einmai ,ganz richUg gesagt, es 
sei ein Grundsatz der SteuerpoliUk, daß sich 
die steuerliche Belastung nach der wirtschaft­
lichen Le~stungsfäthi91keit des einzelnen 
Steuerza:hlers zu richten hat. Aber das ist ehen 
das Fatale beim BundeSikanzler, daß er immer 
wiederet-was ,sagt, ,was er dann nicht tut und 
wonach er sich dann nicht richtet. Auch in 
diesem Fall ist es nicht anders. 

Es geht bei der steuerlichen Behandlung 
der Kinder eiDJfach darum - das möchte ich 
mit aller Deutlichkeit feststellen -, in wel­
chem Ausmaß einem FamiHener1halter eine 
steuerUche Belastung zugemutet werden kann 
im Ve'rlhältniJs zu einem anderen s.teuerpflich­
tigen mit gleichem Einkommen, der keine 
Familienla1sten zu tr,ag.en hat. Das kann durch 
Freibeträge erreicht werden. Es ist selbst­
verständlich denkbar, vielleicht auch wün­
schenSlwert, daß diese Freibeträge nur bis 
zu einem bestimmten Einkommen, über das 
man ohne wei,teres Einverne!hmen e-nzielen 
kann, wiIiksam werden sollen, und daß diese 
Fr-eiibeträg.e ab einer bestimmten EinkDIIlImens­
höhe eingeischliffen werden. 

in einem, Herr Bundesminis,ter, muß ich Sie Die famblieD'feindliche Tendenz der Steuer­
in Schut,z nelnmen, weil ich ,g'lau:be, daß die reform 1972 wird offens,ichUich mit dieser 
Vorwürfe ungerechtfertigt sind, nämlich die Vorlage mit ilIllern Nachdmck fortgesetzt. Alber 
Vorwürfe aus Ihren eigenen Reihen, daß Sie geraIde auf dem Gebiete der Familienihesteue- -
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rung ist der SPO-IKurs voll von Wider­
spIlüchen. Dieprogressionsmildernden Kinder­
frei'beträge wurden ab 1. 1. 1973 unter dem 
Motto "Kind ist g,leich Kind" ahg·esdliafft und 
an deren SteUe starre Steueralbset2'Jbeträge 
eing,efÜihrt. 

Wir haben Lhnen damals vorgehalten, daß 
gerade Familien mit me!hreren Kindern, wo 
der Familienerhalter kein besonders hcmels 
Ein1kommen hat und dalher eine Steuer nicht 
anfällt, aus Ihrer Reform nichts bekommen. 
Also diejenigen, die wirklich tür ithre Kinder 
e·twas bräucht·en, taiLlen durdl. Die sozial 
Schwächsten werden sidl also durch eine 
sozialLstisdle Regierung, die gerne vorgibt, 
die Armut in diesem Lande beseitigen zu 
wollen, nidlt sehr viel zu erhoffen haben. 

Nachdem wir Ihnen anläßlidl der Dehatte 
zur Einkommensteuerreform 1972 dieses un­
soziale Moment! Ihrer Steuerreform vorgehal­
ten hatten, haben Sie ein paar Monate ver­
gehen lassen und dann im Septem1ber 1973 
diesen Gedanken in einer Pressetkonfereruz 
aufgegriffen. Sie halben an sich mit Recht 
damals kritisiert, daß das Kind jenes Ein­
kommensemp;fängers, der den Kinde,rahsetz­
betl1ag nicht voll ausnützen 'kann, weniger 
gefördert wird als das des besser Verdienen­
den, der illifolge eines höheren EiIllkommens 
also Steuer belZlaihlt. 

Auch der Meuster im Versprechen und An­
kündigen, Dr. Kreislky, hat: am 24. J'änner 1974 
gemeint, hier so},! vor a'llem mit der Umwand­
lung der Kinderahsetz:betr'äge in direik.te Bei­
hiUen alb 1. 1. 1975 jenen Gruppengeiholfen 
werden, die es wirtschaftlidlam schwersten 
haben. Audl hier Iblieb es nur heim Verspre­
Chen, es wurde wieder einmal nicht gehalten. 
Plötzlidl gab es dann eine völlige Kehrtwen­
dung innerhalb kurzer Zeit. Nichts ist aus der 
Unterstützung der wirklich sozial Schlwachen 
geworden. DaJf1ür hat man - das ist mir eigent­
lich völlig unbegreiflich - -im unteren Be­
reich den Tarilf angehoben. 

Nun noch ein kurzes Wort zum Alleinver­
dieneratbsetwbetrCllg. Der Alleinverdiener­
abset:zibetr.a'g, der vor allem für die Erhalter 
größerer Familien, in denen die Eheg,at1in 
niCht arbeiten gerhen kann, besonders 
wichtig ist, ist völlig uIliZureidlend erhöht 
worden. Wenn sdlon das System der 
Steuerabsetzbeträge aus gesellschaftspoliti­
schen Gründen von der derzeitigen Re­
gierung vertreten wird, könnte man zumin­
dest verlangen, daß das System der 
Individualbesteuerung und Steuerafbsetz­
beträge in sich logischaufrgerbaut ist. Das ist 
leider nicht der FaIr!. Wenn nämlich unter 
Hinweiis auf die IndividuaLbesteuerung die 
SteuergIiuppe A wegfällt - wogegen wir alb­
solut nichts einzuwenden ha:ben -, müßte 

logischerlweise die beim AlleinlVel1dienerg,e­
gebene, verminderte SteuerleistungSikraft 
durch einen Ahsetzlbetrag berücksichtigt wer­
den, der mindestens 'die Höhe des AJbsem:­
betrages frür das Existen~minimum eneicht. 
Der Alleinrverdienerabset'Zibetrag IIlIÜßte sich 
sinn'VoUeI1Weise in Richtung eines zweiten 
ExistenzminimuIlllS entwickeln . .Alber audl das 
vermissen wir in diesem Entwurf. 

Die bisher durchgeführten sozialistischen 
Steuerreformen hringen dem Finalmminister 
vom System her holhe :InflatioIliSgewinne, die 
insbesondere aus dem Lohnsack:erl der Mid­
lionen Arbeitnehmer geholt werden, aber audl 
den Selhständigen und den Landlwirt. weit 
über das zuträgliche Maß hinaus belasten. 

Betrühlich i,st daJbei, daß die Regierung mit 
diesen übermäßig ahgenommenen Steuern eine 
ver,smwenderische Aus,gahenpolitiik betr,eilbt. 
Diese zusät,zlichen Steuereinnalhmen werden 
zum Teil für populäre W'aihlgeschenke an ein­
zelne Gruppen und für Presti9levo:r:haben ver­
wendet. Als Paradebeispiel braucht man nur 
die ungeheure VerschJwendung bei den We.g­
wertbüchern anzUlführen, wo j.äihr.lich 400 bis 
500 Millionen Schilling in den A1bfaHkorlb 
wandern. (Zustimmung bei der avp.) 

Wenn es der Regierung Kreisky gelungen 
ist, in der an sich kUl1zen Zeit threr Regierung 
den Beamtenstand um fast 9000 Personen zu 
erhahen, dann ist ,das eben ein Zeichen daWr, 
daß die Regierung durch die inflationls:beding­
teu MeihreiIl!Ilahmen verleitet wurde, ,anstatt 
Verwaltungsreform zu Ibetr,eilben, den 
Beamtenapparat ins Uferlose zu vermehren: 

Vielleicht ,wird der Herr Finanzminister mit 
einem Bündel von Zahlen antworten. Mit Zah­
len läßt sich treffend streiten, sagt so ähnlich 
Mephi'S'to in GoetJhes Faust. ,Mepihisto war es 
auch, der mit der Inflation so spielerisch 
umging wie derzeit der österreichische 
Finanzminister. Aber die StaatJslbürger, Herr 
Bundesminister, wollen keine Z'a'hlenspierlerei, 
sie reChnen nicht mi t den 'MiDliarden wie der 
Finanzminister, sondern mit dem lohn, den sie 
wöchentlich oder monatlich emao}ten, mit dem 
Einkommen, das .sie sich aus GelWe:t1be und 
Landwirtschaft erarbeiten. Und da 'ellkennen 
sie, ohne die Hochschule f.ür Welthandel !be­
sucht zu haben, daß i'hr Geld immer wenig,er 
wert wird und daß sie 'bei jeder LoihneI1höhung 
nur einen Bruchteil der ausgehandelten Pro­
zent,zahl ausbeZlahlt erhalten. Im ubri,gen ist 
von den 10 Milliarden SdLi'lling, die angeblich 
diese Steuerreform ausmacht, für die Tarif­
regulierung Ilediglich ein Betra,g 'Von etwas 
über 2 Milliarden Schilling erhalten. Das ist 
die Hälfte von dem, das die Gewerk,schaft 
gefordert hat. Und diese zu geringe Tarifreform 
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ist auch ein Hauptgrund dClifür, daß süh diese 
Reform immer nur t!ür den AugeooHck aus­
wirken ka'nn. 

Sicherlich, ein Steuerrecht, das albsolut ge­
I1echt i'st, gibt es Il'icht. Jedes Steuerrecht hat 
Vorteile und Nachteile. Die beste Lösung wäre 
vielleicht eine Mischform, differemziert nach 
Familienstand, wobei das Ex~stenzminimum 

nicht nur einma'l dem Steuerpflichtigen zu­
stünde, sondern entsprechend der Za'hl der 
auf dCliS Familieneinlkornmen ange:wiesenen 
Familienmitgllieder, wenn vielleicht auch 
etwas abgestuft, steuemIiei blei'bt, und einem 
System von Beihilfen und Prämien, das auch 
allen jenen ,zugute käme, denen mit steuer­
lichen MaßIl!a!hmen nicht ge\hollfen werden 
kann. Ein solches Mischlsystem wäre sozial 
ausgTeichend und leLstungsfördernd. Es würde 
~war nicht allen das gleiche, alber soweit wie 
möglich jedem das Seine geben. Das 'alber, Iwas 
Sie hier vorgelegt halben, ist weit davon ent­
fernt. 

Ich komme nunmehr zum Schluß und möchte 
noch einmal g,am kurz zum Beg.inn meiner 
Rede zurückkommen, wo ich ausg,efiiJhrt halbe, 
daß die sozialistische Regierung der Bevöll­
kerung versprochen hat, eine g,rundl'egerude 
Steuerre.form durchlZllf,ülhren, die dem Staats­
bürger melhr soziale Gerechti-gkeit 'luteil wer­
den läßt, die 'steuerliche Bellastung milder,t 
und den LeistungStwillen fördert und schließ­
lich die Venwaltuilig vereirufacMI, 

Ich stelle dazu feist: Statt diese V'8'I1Siprechen 
zu halten, !hat diese Regierung mit den zwei 
Einkommensteuernov.ellen belwiesen, daß sie 
weder willlens noch fähig ist, ein dfauerndes 
Reformwer:kzustande 'Zu hringen. (BeUall bei 
der OVP.) Die bis'herdurChgetiührten Änderun­
gen hatten durch die pwgressions­
verschärtfende Tendenz zur IFolge, daß die 
steuerse'nlkende Wilikung hel'leits dann ülber­
holt ist, wenn die Refomn ,in Kralft tritt. Wenn 
diese Vorlage~ür den Augenblick sicherUch 
auch g€\wilsse Steuer,ertleichterungen bringen 
wird, das seizugege!ben, mÜs.sen wir dennoch 
aus wohle11Woglenen GI1ünden diese vor­
liegende EiIllkommensteuernoveHe ablehnen, 
weil er,sltens zahlreiche BeZiiaher niedriger Ein~ 
kommen Ibenachteiligt :werden, die Reform 
dalher unsozial ist, 2lweitens, weH viele Bestim­
mungen eindeutig familienfeindllich sind, 
drittens dem eiIl!zelnen jeder Lei'stungsanreiz 
genommen 'WiIid, viertens, weil diese Reform 
wieder keinen Beitrag zur StaJbilisi erungls­
polititk bringt, und fünftens, weil wirtscruafts­
fördernde Maßnalhimen Ifelhlen. 

Einer Steuerreform, die derartige Mängel 
aufweist, kann die Osterreichische Volk:spartei 
nicht zustimmen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der Abänderungsantrag ist ge~ 
nügend unterstützt und steht mit in Verhand­
lung. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Ab­
geordnete Dr. Tull. 

Abgeordneter Dr. Tull: Herr Präsident I 
Me'ine Damen und Herren! Als die Sozialli­
stische Partei Osterreichs im Jahre 1970 die 
Regierungsverantwortung übernommen hat, 
standen wir nicht nur vor der zwingenden 
Notwendigkeit, angesichts der äußerst deS'ola­
ten Finanzen - ein Er.be der OVP~AUein­
regierung (Heiterkeit bei der OVP) - die 
Staatsfinanzen zu sanieren und zu konsoli'die­
ren, sondern wir sind mit der Absicht ange­
treten - und Herr Abgeordneter Sandmeier 
hat ja auf die erste Regierungserklärung der 
sozialistischen Regierung im April 1970 Bezug 
genommen -, darüber hinaus ein großes leg,i­
stisches Reformwerk in die Wege zu leiten. 

Ich möchte heute 'angesichts der Bemerkun­
gen d'es Herrn Aibgeordneten Sandmeier, der 
aus der Regierungserklärung des Jahres 1970 
hier die Bemerkung des Herrn Bundesk<an'Z~ers 
zitiert hat, wonach sidl die Sozialisten ver­
pflichten, das Steuersystem zu reformieren, 
doch auch ,aufmerksam machen, daß ja zur 
Reform des Steuersystems nicht nur allein das 
Einkommensteuel'gesetz gehört. Dieser Regie~ 
rung blieb es vO:r1behalten, meine Damen und 
Herren, jenes große Gesetzeswerk in Angriff 
zu nehmen und zu verabschieden, das' Sie 
Ziwar Jahre vorher immer wieder in Aussicht 
gestellt, aber dann letzten Endes vor sich als 
ein he-iß.es Eisen daher,gesdlOben ha'ben, näm­
lich der Uber,gang zurrn europäischen Umsaw;­
steuer system, zur Einführung der Mehrwert­
steuer. 

Darf ich Sie doch noch daran erinnern, was 
alles Ihrerseits gesagt wurde, als wir dieses 
Gesetz hier LID Hause behailidelt haben. Ich 
erinnere mich noch sehr 'gut an die wochen­
langen V,erhandlungen im Unter'ausschuß, an 
die Unkenrufe, man hat geradezu eine We1t~ 
unterg,angsstimmung an die Wand gemaH und 
so getan, als ob alles einstürzen müßte, weil 
nun auch Osterreich dazu übergeg:angen ist, 
nacb den gleichen GesicMspunkten den Waren­
verkehr, den Verkehr der Leistungen zu be­
steuern, wie dies die ülbrigen Staaten West­
europas zum Teil bereits damals getan haben, 
zum anderen Teil in der Folge auch besdrlos­
sen haben. Und ich ,glaube doch, Sie, meine 
Damen und Herren der Osterreichischen Volks­
partei, einleitend daran erinnern zu müssen, 
daß Sie zw.ar sehr oft während der Allein­
regierungszeit im Finanz- und Budgetausschuß, 
in der Beantwortung mündlicher und schrift­
licher Anfragen, aber auch hier von dieser 
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Steille aus verkündet haben, daß die MeJhr­
wertsteuer eingefrührt wird, man hat sogar 
Zeitpunikte festg'esetzt, aber letzten Endes ist 
es nie dazu gekommen, und Androsch stand 
vor einer leeren Schreibtischlade, al,s er dann 
die Finanzen übernOllllmen hat. Es war weit 
und breit von all dem, was Sie vorher erklärt 
haben, nichts zu sehen, Keine Spur von einem 
brauchbaren Gesetzentwurf, vielleicht w,aren 
bestenfalls Fragmente, bestenfalls sehr vage 
Vorstellungen über das, was ,allenfaills in An­
griff ,genommen werden kann, vorhanden. 

Es erfüllt uns Sozialisten mit Freude und 
Genugtuung, feststellen zu können, daß in 
den letzten vier Ja.hren ,auf dem legistischen 
Gebiet im Finanzressürt mehr getan wurde als 
Jahrzehnte vorher, als 'in jener Zeit, als Sie, 
von 1945 bis 1970, die Verantwortung getra­
gen ,haben. 

Frau Abgeordnete Dr. Hubinek, Sie können 
unbeso:r.gt sein, Was ich jetzt in diesem Zu­
sammenhang zu s,agen habe, ist vor allem an 
lhre Adresse geriehtet. (Beifall bei der SPO.) 
Ieh muß daher das, was Sie hier ,an unrichtigen, 
an entstelolten Behauptungen aufrgestellt haben, 
wieder ins rechte Lot (bringen, 

Ich erinnere nur: Mehrwertsteuergesetz, 
Einkommensteuer,gesetz, das HalUshaltsrecht 
wurde ofertiggestellti ein Gebührengesetz, das 
wir auch Dutzende Male - -iCh kann mich 
erinnern, es wurde geradezu zu einem Steh­
satz im Finanz- und Budgetaussehuß - rekla­
miert haben, liegt vor. Der Entwurf ist da, 
er wird nun diskutiert, man wird darüber 
:oweifelsohne noch sehr ,ausfiührlieh und gründ­
lieh reden und verhandeln müssen. Aber 
immerhin, es ist eine AIIbeitsunterla,ge vor­
handen, die Sie seinerzeit nieht einmal erstel­
len konnten oder niCht erstellen wollten, 

Das ist der Unterschied mvischen der Finanz­
veuwaltung, wie sie heute in der sozialisti­
schen Regiellung besorlgt wird, und jener Zeit, 
als Sie ,für dieses Ressort zuständig gewesen 
sind, (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Die Osterreichi­
sche Volkspartei hat ihre ablehnende Haltung 
zur gegenständlichen Vodage in einem Min­
derheitsberkht zum Ausdruck gebr,acht, wobei 
die wichtigsten Ar:gumente beziehungsweise 
Feststellungen di,eses Minderheitslberiehtes 
eigentlich schon auch im Finanz- und BU!dget­
ausschuß vorgetragen worden sind. Die OVP 
begründet die Ablehnung dieser Vorlage mit 
in der Vergangenheit bereits wieder:holt auf­
gestellten Behauptungen - Behauptungen, 
sage ieh absichtlich, nicht ,Beweise, denn Sie 
konnte ja bisher keine IBeweise führen -, 
die von uns wiederholt in der Vergang,enheit 
sadllich fundiert widerlegt worden sind. 

Die OVP behauptet in dem Minderheitsbe­
rirnt unter anderem: "Die Osterreichisrne 
Volkspartei ist mehr denn je der Meinung, 
daß eine echte Lohn- und Einkommensteuer­
refoIlID längst Ülberfällig ist." 

So im Juli 1974 in einem MinderheitSberieht. 
Was idl hier besonders hervorheben möChte: 
Wenn dieser Minderheitsbericht allein von 
den Kollegen SaI1ldmeier, Pelikan, Zittmayr 
und so weiter unterfertigt wäre, könnte man 
noch annehmen: Na gut, die verstehen es 
nirnt besser! Aber es hat auch der Herr Pro­
fessor Dr. Koren, der ja selbst vier Jahre lang 
Finanzminister gewesen ist, mitunterzeichnet. 

Daher frage ich Sie nun in alllern Ernst, 
meine Damen und Henen: W·aren nicht Sie für 
die Finanzen von 1945 bis 1910 zuständig? -
Jetzt sa,gen Sie: längst überfäHigl Längst über­
fällig - heißt das, daß Sie jetzt nachträglidl 
die Tätigkeit von einem Kamitz, von einem 
Schmitz, aber auCh von einem Koren verurtei­
len? Heißt das, daß Sie die Zeit verschlafen 
haben? - Sie hätten doch schon die Möglich­
k!eit gehabt, viel früher all das in Angriff 'zu 
nehmen, was Sie heute unentwegt wider besse­
res Wissen entstellt und verzerrt kritisieren. 
Sie tun so, 'als ob das alles im Grunde genom­
men völlig irreal, vernunftswidrig und schlecht 
wäre. (Beifall bei der SPO.) 

Oder, meine Damen und Herren, haben Sie 
völlig übersehen, daß das EiIllk.ommensteuer­
gesetz 1972 naCh völlig neuen GesiChtspuIlik­
ten, Vorstellungen, Dberlegurrgen und Er­
kenntnissen erarbeitet und auch von uns ak­
zeptiert wOliden ist? Daß neue Zielsetzungen 
hier zum Tragen gekommen sind, wOlbei irn 
unumwunden zugebe, daß der Ubergang, 
meine Damen und Herren, zu den Absetzbe­
trägen zweifelsohne eine der Konsequenzen 
unserer Z1elvorstellun9len gewesen ist. Wir 
wollten nämlich damit eines erreiChen: mehr 
soziale Gerechtigkeit! Darum ist es uns ge­
gangen. Das, was Sie heute hier als Mangel 
kennzeichnen, ist ja gerade ein ,essentieller 
Bestandteil,eine GrundLage, eine Säule des 
von uns mit unseren Stimmen verabschiede­
ten Einkommensteuergesetzes, (Beifall bei der 
SPO,) 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie nun­
mehr kritisieren, Wienn Sie !behaupten, daß 
eine echte Loihn- und Einkommensteuerrefonn 
in Angriff genommen werden soll, dann 
mörnte ich Sie doch einmal einladen, uns kon­
kret Ilhre Vorstellungen und Ihre VorsChläge 
zu unteI1breiten, um zu sehen, was Sie eigent­
lich wollen, 

Ich frage Sie daher konkret, meine Damen 
und Herren: Ist die Osterreichische Volkspar-
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tei gegen eine den heutigen gesellschaftlichen 
Erfordernissen gerecht wer:dende Einkommens­
uanverteilung;spolitik im Sinne einer echten 
Solidarität gegeIliÜ!ber den wirtschaftlich 
Schiwachen, gegenüber den Alten, gegenüber 
den Kranken? Kann sich die Osterreichische 
Volkspartei, die ZiWia.r unendlich unter der Last 
ihrer erzkonservativen GrundeinsteIlUllig 
stöhnt - nur es offen nicht zugeben wHI 
(Abg. G r a f: Wir stöhnen nur unter der Last 
Ihrer Rede!) --, dem Gesetrz der wachsenden 
Staats'ausgaben als Folge der wachsenden 
Staatsaufgaben entziehen? Dann ,sagen Sie das 
endlich einma;1 offen. Denn nur mit einer 
Phra:se hausieren zu gelhen und unentwegt 
in den Vordergrund ]hrer Agitation und Ihrer 
Wahlpropaganda zu steHen, wir seien für di.e 
Gefälligkeitsdemoikratie, wir seien für den 
Verteilungsstaat und Sie seien dageg,en, da 
möchte ich Ihnen nur eines sag:en: Das hört 
sich zwar sehr schön an - wir sind gegen die 
Gefälligkeitsdemokratie, wir s'inld gegen den 
Verte'ilungs'staat -, aber, meine Damen und 
Herren, was soll das konkret bedeuten? Nen­
nen Si·e das Kind beim Namen! Legen Sie die 
Karten auf den Tisch' Legen Sie ein Bekennt­
nis aJbl Heißt "Weniger GefäIILigkeitsdeID'o­
kr.aUe!", lheißt "Wen1ger Verteillung!" 
nach Ihren Vorstellungen, nach Ihren Wün­
schen und nach Ihr·en Ideen: Weniger Schulen, 
weniger Straßen, weniger Wirtsch.aftsoförde­
rung? Was heißt konkret: Wir sind gegen den 
Verteilungsstaat!, wir sind g·egen di·e Gleich­
macherei unld gegen die NiveHierungl, von 
der der Abgeordneten Sandmeier vorhin 
hierankJ.agend gesprochen hat? 

Heißt das, daß Sie gegen den sozialen Fort­
schritt, daß Sie gegen eine moderne Gesund­
heitspolitik sein woUen? - Wenn Sie das 
sein wollen, dann haben Sie den Mut, das 
offen einzugestehen und andere Vorsch1ä;ge 
hier zu erörtern. 

Meine Damen und Herren! Ich gebe Ihnen 
gerne zu, ich räume gerne ein, daß auch Sie in 
Ihrer Zeit, in der Zeit, als Sie die Verantwor­
tung für die Finanzen getragen haben, zwei 
sehr markante Einkommensteuerreformen 
durchgeführt halben. Eine damals, a'ls Kamitz 
Bundesminister gewesen ist, und 'die andere 
in der Schmitz-Ära. Beiden ist eine Tendenz 
gemeinsam. Beide wirkten sich damals vor 
allem zugunsten der Sebbständigen aus. Ich 
wiE Ihnen das ·an Hand konkreter Zahlen be­
weisen. 

Auf Grund der Kamitzsdlen Einkommen­
steuerre·form verringerte sich die Einkommen­
steueIibe1.astung der Sel,bständigen von 9,6 auf 
8,7 Prozent. In der Zeit von Schmitz verrin­
gerte sich diese Belastung von 13,8 auf 
12,1 Prozent, das heißt, daß in der Zeit ein-

deutig die Lohnsteuerpflichtigen gegenüber 
den selbständig Tätigen benachteiligt worden 
sind. Das ist ein Faktum, das Sie einfach nicht 
aus der Welt schaffen ~önnen. 

Als Folge dieser beiden unter Ihrer Regie­
rung und auf Grund Iihrer Verantwortung, die 
Sie d'am·als übernommen beziehungsweise von 
den Wählern übertragen erhalten haben, 
durchge~üthrten Steuerref.ormen ist ein struk­
turelles Ungleichgewicht im Steuersystem, in 
der Steuerbelastung entstanden. Ich frag,e mich 
daher und ich frage vor aHem Sie, meine 
Damen und Herren von der Osterreichischen 
VoLkspafitei - in erster Linie Iw,ende üb. mich 
an die OAABler, an die christlichen Gewerk­
schafter -: SoH dieser Zustand versteinert 
werden? Bekennen Sie sich auch heute noch, 
im Jahr·e 1974, zu dLeoser Gesinnung? 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, wir 
sagen eindeutig ood 'klar: Wir steihen 'am dem 
StandpUIllkt, daß das Ziel a:fler stene,rlichen 
MaßnahJmen, 'die von uns 'gesetzt Ibeziehungs­
weise iIl! Aussicht genoon:men 'Worden sind 
- und IWÜ hahenseit 1970 Idreimilll Steuer­
ermäßigungen dturchgefülhrt: 1971, 1973 und 
1974; :niemats in der ZJw:eiten RelpulbHk. wurde 
in einem so IknIrzen Zeitra:U!m so oft eine Ein­
kommensteuerrefornn durchgeführt bezie­
hungsweise wurd,en steuerliche Entlastungen 
durchgeführt (Beifall bei der SPO) , 
immer - dazu Ibekennen wilr IUns - eine 
effiziente En,t'lastung der 1.l!nsellbständ'ig Täti­
gen war, um so, meine Damen und Herren, 
das von lIlhnenseinemeit verursachte Un­
gleichg,ewkht IZum Tei'l'aJbzulbauen. 

Selbstverständlich bekennt sich die Sozia­
listische Partei, bekennt sich diese Bundes­
regierung hinsichtlich jeder Steuerreform da­
.zu, daß die Leistung angespornt werden muß, 
daß jede solche Maßnahme leistuDlgsfördernd 
sein soll. Jede Steuerreform muß doch, und 
das stellen wir in den Vordergrun.d, den 
Grundsätzen soziailen Gerechtigkeitssinnes 
e'ntsp'IecbeIl! und soll letzten Endes natür­
lich auch entsprechend v.erwaltungsvereinfa­
chend sein. 

Allerding.s, und auch das sagen wir, auch 
dazu ha'ben wir den Mut, das öffentlich zu 
erklären: In fiskalischer Hinsicht beziehungs­
weise bezüglich der fiskalischen Aus.wirkun­
gen muß doch jede Steuerreform, ja jede 
Steuers.en!kung gesamtrwirtschaftlich und ge­
sellschaftspolitisch v.ertretbar sein. 

Wenn Iheute Idde Osterreichische Volks­
partei aJIl der KIClig;emauer steht, so 
wie .es Herr Sandmeier g·etan hat, so 
wie sie es in 'ilhrem Minderheibsbereicht 
tut, und wenn sie glaubt, daß die EIlfiolge, die 
unsere Reigierung 'V0IIl 1970 'bis 1974 z·ugunsten 
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aller Bevölkerung·s'Schichten in Stadt und Land 
durchgesetzt hat, zuw,enig seien, so können 
wir eines sagen: Es gibt in der ZJweiten Repu­
bUk keinen Zeitraum, in dem wirtschaftlich, 
in d,em finanzpolitisch so viel geschaffen 
wurde, um die Voraussetzungen für eine wei­
tere wirtschaft1ime Aufwärts'entwicklung, für 
den Auf,stieg, für die VeJ:lbesserung des 
Lebensstandards aller Bevölkerungskreise zu 
sdlaffen. (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Die Folge dieser 
Finanz- und Wirtsdl:aftspolitik widerspiegelt 
sich nicht zuLetzt in der Tatsache, daß der An­
teil ,der Steuern am Bruttonationalprodukt in 
den letzten J.ahren sehr spürbar und sichtbar 
gesunken ist. Während nämlich dieser Anteil 
im Jahre 1972 noch 23,2 Prozent Ibetrug, s'ank 
er im Jahre 1973, also unter Finanzminister 
Androsdl, auf 21,2 Prozent. Es hat bisher jede 
Steuerreform, für die wir die Verantwortung 
tragen, weH wir daf.ür allein zu zeichnen ge­
habt haben, weil wir sie viel,fach gegen lohren 
hartnäckigen Widerstand, gegen Ihre unreali­
stischen Wünsche und VorstellUIligen mit unse­
rer Mehrheit durchsetzen mußten, sowohl den 
SeUbständigen aLs auch den Unselbständig,en 
entsprechendie Vorteile ,gebr,acht. Ich betone 
das besonders: auch für die Selbständigen, 
weil man i,mmer wieder so tut, als 00 wir 
ni'chts anderes im Schilde füihrten, als An­
schläge auf die mittelständische Wirtsdlaft, 
auf die Gewerbetr,eibenden und die Kaufleute 
in diesem Staate durchzuführen. 

Ich darf daran erinnern, meine Damen und 
Herren, daß in der UVP-Zeit der Spitzen­
steuer,s·atz, von dem vor aHem die Se1bständi­
gen betroffen sind, hinaufgesetzt wurde, wäh­
rend er in der Zeit, in der wir für die Finanzen 
verantwortlich sind, entsprechend gesenkt 
werden konnte. 

Die BUam 1970 bis 1974 ist dalher, meine 
Damen und Herren - und Sie können sich 
nodl so bemÜlhen, in Ihrem Krankjammem 
fortzufah:r.en, immer wieder Jeremiaden anzu­
stimmen -, die Bilanz 1970 bis 1974 ist 
wesentJlich besser als dIe, für die Sie von 1966 
bis 1970 gezeichnet haben. «Beifall bei der 
Spö.) 

auf alkOiholisdle Getränke: 1,5 Milliarden 
Schilling, eine SonderabgaJbe auf Kraftfahr­
zeuge, eine Abgabe, die wir inzwischen abge­
sdlafft haben: 800 Millionen Schilling, Erhö­
hung des Pauschales für den Werkverkehr und 
Beseitigung von Befreiungsrbestimmungen des 
Beförderungssteuergesetzes mit Wirkung vom 
1. Jänner 1969: 350 Millionen Sch:irlling, und 
EJihöhung der Tabaksteuer: 200 Millionen 
Schilling. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, die 
MehIibelastung betrug damals im Jahre der 
Einführung aUein fUnd 5 Milliarden Schilling. 

Nun, meine Damen und Herr.en, möchte ich 
in diesem Zusammenhang doch noch auf etwas 
anderes eingehen. Es wird hier immer wieder 
bezüglich des Zuwachses an Lohnsteuer Ihrer­
seits ver·schiedenes behauptet, was eiIlif,ach un­
ridltig ist, was offenbar von Ihnen wider 
besser,es Wissen gesagt wird, um auf diese 
Art und We1se Giftpf.eile g,egen dies'e Bundes­
regierUIlrg abZiuschießen. 

1969 betrug die Steigerung.squote 31,3 Pro­
zent, das war der 'hödlJste Zuwachs ,an Lohn­
steuereinnahmenj im Jahre 1973 betrug dieser 
Zuwachs - trotz hunderttausend Besdläftigter 
mehr, die damals im Arbeitsproz,eß, im Pro­
duktionsprozeß eingegliedert 'waren - ledig­
lich 10,8 Prozent. Auch darin widerspie:gelt 
sich der Erfolg der Steuersenkungsmaßnahmen 
dieser Bundesregierung. 

Und nun, meine Damen und Herren, soll 
die nächste Steuersenkung mit 1. Jänner 1975 
in Kraft treten. Sie kostet den Staat und die 
öffentlichen Gebietskörperschaften rund 10,6 
Milliarden Sdrill ing. 

Und da möchte ich mich einen Augenblick 
mit den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Sandrrneier beschäftigen. Herr Kollege Sand­
meier, Sie haben sich veranlaßt gesehen, an 
uns den Appel~ ZJU richten, wir mögen doch 
in die Betriebe gehen, um dort die Stimmung 
zu erkunden, um festzustellen, was die Leute 
in den Betrieben wünschen. (Abg. K Ia f t: 
Brauneis tragen!) 

Ich möchte nur eines Isagen: Wir gehen in 
die Betriebe. Nicht nur 'die Gewerkschafter 

Auch Sie haben damals eine 'große Steuer- haben den besten Kontakt zu ihren Kollegen, 
reform 'durmgeführt - unter Koren -, das sondern auch unsere Minister sind immer wie­
war im Jahre 1967. Der Ausf.all an Einkom- der auf Betriebsbesuchen. Wir reden und ver­
mensteuer betrug damals, 1967, 3 Milliarden handeln, wir diskuUeren, wir stenen uns Dis­
Sdlilling. Ein Jahr später trat der große Ge- kl1ssionen, selbstverlständlich gibt es oft wider­
sinnungs.wandel ein. Siehe da, da wurden die str,eitende Auffassungen, alber wenn es uns 
Sonderabg.aben eingeführt, Mehreinnahmen gelingt, die Leute von der Richtigkeit unserer 
von 1,3 Milliarden Schillilll9. Da wurde ein- Politik zu überz,eugen, dann sind sie gerne 
geführt: eine Sonderabgabe vom Vermögen: bereit, mitzugehen und sich für diese Politik. 
420 Millionen Schilling, eine Sonderabgabe entsprechend einzusetzen. 
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Meine Damen und Herren, wir r,eden nicht 

nur mit den Arbeitern und Angestellten, wir 
veTha-ndeln ,auch mit den Bauern, wir reden 
und verhandeln sehr ausffrhrlich UIlJd lange 
mit den Bauern. Ganz zum Unterschied von 
jener Zeit, als man den Fluchtweg durch ,ein 
Hintertor nehmen mußte, obzwar man hier 
im Hause immer den Mund vollgenomme'Il 
hat und so tat, 'als' ,ob man der alleinig,e Spre­
cher der bäuerlichen Interessen wäre, So ge­
schehen von Ihrem s'einerz,e,iUgen Bundespar­
teiobmann und Bundes!k,anzler Dr. J osef Klaus. 

Herr Kollege Sandmeier! Sie haben darüber 
hinaus - wie immer in Ihren Tiraden gegen 
den Finan'Zminister unid gegen diese Bundes­
regierung - gesagt: Der Infliltionsgewii1:1~!: 

par excellence, der igrößte Inflationsgewinner 
d~ Republik o.sterreich ist doch der Arudrosch, 
(Abg. Sandmeier: No na!) No 'ITa, sagen 
Sie. Sie 'sind doch Bürgermeister, Herr Kolilege 
Sandmeier, und ich möchte nun eines gerne 
wissen: Naschen Sie da nicht auchetrwas mit 
als Inflationsgewinner? (Beifall bei der SPO. 
- Abg. S tau d j n ger: Das ist eine sehr 
dumme Bemerkung!) Glaulben Sie, daß Sie 
jetzt Ihrem P.arteifreund, dem Landesrat Rat­
zenböck, dem Herrn Finanzrefer,enten von 
Oberösterreich, wie ,übrigens auch allen Lan­
desfinanzreferenten, .einen ,guten lDienst er­
weisen, wenn Sie allein den Bundesmini.ster 
aLs Inflationsgewi'nner hinstellen, während Sie 
doch g,enau wissen, daß Sie zumindest im 
aliquoten Anteil roH dar,an partizdpienen und, 
wie ich schon gesagt habe, sicher.lich nicht böse 
sind, wenn rhnen mehr Mittel durch diese 
Finanz- und WirtschaJtspolitik der Regierung 
Kreisky zur Vemügung gestellt werden? 
Natürlich ist es viel einf.acher, bei Finanzaus­
gleichsverrhandluI1lgen dClJbei zu sein, alles zu 
akzeptieren und dann unentwegt in dei" Offent­
lichkeit den Fin'anzClJusgleich, den man mit­
unterfertigt hat, zu dem man eigentlich auf 
Grund der moralis,chen und rechtlichen Ver­
pflichtung stehen müßte, einf.ach vom Tisch 
zu wischen und zu 'behaupten, der Androsch 
ist der allein Schu1tdige, der muß .g.ekreuzigt 
werden, weil er ~ür alles, was in Osteueich 
geschieht, verantwortlich iJst! 

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich 
in diesem ZusammeI1lhang doch noch zum Pro­
blem dieser SteuersenkuI1lg SteUung nehmen 
und auf das Zitat zurückkommen, das Sie ge­
bradlt halben, Herr Kollege Sanldmeier. Ja, es 
ist richtig und wir bekJenThen uns dazu: Diese 
Steuersenkung mit 1. Jänner 1915, die dem 
Staat, aber auch den übrigen Gebietskörper­
schaften einen Steuereinnahmenentfall von 
rund 10,6 Milliarden Schilling bringt, ist nur 
mÖlglich gewesen, w,eil in diesem Staat gut 
gewirtschaftet wurde, weil in dieser Zeit Sozia-

listen die Al1ein'V'erantworturrg für die Wirt­
schaft getr.agen haben. (Beifall bei der SPO.) 

Und die Bevölkerung ,weiß es. Die Bevölke­
rung weiß es besser !als Ihre Propagandisten. 
Denn wüßte sie es nicht, dann hätte sie nicht 
in einem so großen UmfaI1lg am 23. Juni dies:es 
Jahres einem Mann das v.ertrauen ausgespro­
che'n, den d:iJe S07lialistisme Partei Osterreichs 
zu ihrem Kandidaten gemacht hat. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. Marga Hub i n e k: In 
Oberöslerreich haben ,sie es aber nicht gewußt! 
Reden wir von den Landtagswahlen!) Ich rede 
von einer -buIl!despolitischen Entscheidung und 
ich mache Sie aufmerksam: Hüten Sie sich 
vor der näch,sten bundespolitischen Entschei­
dung, denn die wird vor allem in Wi.en,so­
lang-e Sie Ihr'en Bauer haben, zumindest laut 
Ihren Jungtürken in der Steiermark und in 
Niederösterreich keinesfalls Ibesser ausgehen 
als die letzten GemeinJderatswahlen bezie­
hungsweise die WaJhlen am 23. Juni 1914, 
(Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Im MiI1lderheits­
bericht st,eht weiter zu lesen: Di.e Steuerreform 
1974: Wieder kein BeitI1ag zur StClJbilitätspoli­
tik. Angesichts der aus'ge,sprochenen 
Kosteninflation, mit der wir es zu tun halben 
- ich verweise hier nur in Parenthese auf die 
Ener'gi-eträger, ,auf die Rohstoffverteuerung unld 
so weiter -, ist zweifelsohne eine verschärfte 
Stabihsierungspol'itik nicht nur seitens des 
Bundes am Platz, man kann sich nicht nur 
immer wieder an dte Lohnsteuerempfänger, 
an die unselbständig Tätigen wenden und 
denen sagen, sie soUen mehr Mäßigung an 
den Ta,g legen, son'd,em muß auch einmal be­
reit sein, se~hst g:ewisse Opfer zu bringen. 
Dieser verschärften S1:!abil'isierungspolitik muß 
gr,ößere Beachtung geschienkt werldJen.. 

Dazu bekennen wir uns, unld wir sindCl!uch 
der Meinung, meine Damen und Herren, daß 
diese Steuersenkung, die wir nunmehr be­
schiließen werden - wahrscheinlich mit unse­
ren Stimmen allein, weH Sie ja nicht den Mut 
haben, dazu zu stlehen, w,eil Sie es für oppor­
tun halten; z'war kommen Sie jetzt sellbstver­
ständilich auch in den GeIllUßder Auswirkun­
gen, aber Sie schimp~en weiter und verteufeln, 
verunstalten und entstellen -, unbestreitbar 
ein Teil dieser immerhin doch erfolgreichen 
Stabilisierungspolitik der -Bundesregierung ist. 

Denn wenn Sie, Herr Kollege Sandmeier 
- er ist jetzt nicht im Raum, aber es inter­
essiert ja auch die Vertr,etung des Wirtschiafts­
bundes -, wenn Sie, meine Damen und Her­
ren, immer wieder von 'der Inflation reden, 
so möchte ich Sile doch daran erinnern, daß 
der letzte Bericht, der heute bekanntgegeben 
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worden ist, doch z,eigt, daß die Inflationsrate 
im EWG-Raum im Durchschnitt 13 Prozent 
beträgt, daß nur die BunJdesrepublik Deutsm­
land und Luxemburg besser liegen als Oster­
reich, und das, glaube iCh, Willl doch immerhin 
einig,es heißen und einig:es beldleuten. ( Abg. 
Kr alt: Da hat es einmal geheißen, wir kaulen 
in Osterreich ein!) 

Und übrigens, wenn Sie es wirkliCh so ernst 
nehmen mit der Bekämpfung der Teuerung, 
dann häUen Sie doCh, Herr Kollege Kraft, als 
Landessekretär des OAAB die verdammte 
Pflicht und SChuldigkeit gehabt, gestern ein 
Bekenntnis zu Jenen Maßnahmen ·atbzulegen, 
für die die Bundesregierung eingetreten ist, um 
noch erfoLgreiCher di,e Teuerung in OsterreiCh 
bekämpfen zu können. Aber das ist typisch 
für Sie, meine Damen und Herren, das ist 
typisch für Si,e vom OAAB und von den christ­
lichen Gewerkschaftern: draußen so tun,als 
ob di.ese BundJesreg'ierung l1.mfälhig, unwillens 
sei, und ,andererseits niChts !anderes zu machen, 
als zu lizitieren, und wenn Sie es einstecken, 
dann zu sagen: Das ist zUJwenig, die Bundes­
regierung hätte noch mehr tun müssen! 

Meine Damen und Herrenl Wir weI1den Sie 
demaskieren! Sie werden noCh in den nächsten 
Wochen von uns hören, denn wir werden das 
den Arbeitern und Angestellten in den Betrie­
ben bis zum September dieses Jahres wieder­
holt in Erinnerung rufen und wir werden ihnen 
auch s·agen, wer sie gestern abend im Stidl 
g,elassen hat: nämlich nicht die sOilialistischen 
Gewerkschafter, ,sondern der OAAB und die 
christlichen Gewel1ksChafter. (Beifall bei der 
SPO.) 

Meine Damen und Herren! W,enn nunmehr 
die Ba1uwirtsc.bJaft die A~armglocke läutet und 
heute ein Notstandsprogramm verLangt, dann 
soll man doch um Gottes willen nicht unent­
wegt den Teuf,el an di-e Wand malen und so 
tun, als ob wir vor einer weltweiten Katastro­
phe stünden. Man ,soH, wenn man .sChon das 
eine behauptet, auCh das andere zur Kenntnis 
nehmen, nämliCh daß der Baukostenindex im 
ver.g.angenen J,aJhr doch entsprechend angestie­
gen ist. 

Der Kollege SandlIneler hat den Argum·en­
tationsnotstand prokl,amieren müs,sen und ist 
wieder u.uf das PrOlblem des aufgeblähten 
Beamtenapparates zu spreChen gekommen, der 
Beamtenappar:at beginne ins Uf.erlose zu wach­
sen. Er hat naCh wie vor behauptet: 
9000 Dienstposten mehr!, obzwar gestern der 
Herr Bundeskanzler von der RegieruIll9sbank. 
s.ehr eindeutig und ldar aufgegliedert hat, 
worum es bei diesen 8692 Dienstposten ge­
g,ang,en ist, daß da 8000 ... (Abg. Ve t t er: 
Das ist unglaublich!) - Das ist unglaublich? 

ICh muß schon sagen: Wenn Sie nicht einmal 
das mehr glauben, was an R,ealitäten da ist, 
wa.s an Menschen vorhanden ist, dann sind 
Sie wirkliCh ein Träumer! Dann ist Ihnen wahr­
lidl nidlt zu helfen, denn dann leben Sie im 
lJand Utopia, Herr Kollege! (Beifall bei der 
SPO.) 

Meine Damen unid Herren! Der Herr Bundes­
kanzler hat Ihnen Idodl gestern hier klar und 
dteutlidl gesagt: 8742 DieIl.Stposten mehr im 
Ressort Wiss,ensrnaft und Fo.rschung, 50 weni­
ger im Verwaltungsbereich, trotz der in der 
Z wi.schenzei teingetretenen bezieoongs,weise 
ZlU ellWartenden A:r;beits:zeitverkürzung. 

Nun, meine Damen und Herren, eines muß 
iCh Ihnen sayen: Mehr Sdlulen, bessere Schu­
len, ein besserer Unterricht, mehr Lehrkanzeln 
unld weniger Lehrkliäfte - das kommt der 
Quadratur des Kreises gleidl! Das zu lösen 
ist vö'llig aus.geschlossen. Das anzuprangern 
bleibt nur Ihnen vorbehJalten, obzwar Sie es 
jetzt sChon zum zweIten Mal hören, g,estern 
vom Herrn Bundeslka~ler, und heute haibe 
idl miCh ver.anl'aßt gesehen, noch einmal dar­
auf zurück.:zrukommen. Sie machen es einfach 
nach der Methode, Herr Kollege, 
nadl einem uralten propagandisti.sdlen Trick.: 
solange etwas zu behaupten, auch wenn es 
unwahr ist, bis das einfadl als w,ahr ange­
nommen werden so1'1. Das ist eine ura'lte 
Methode, die bereits in 'den dr,eißiger Jahr:en 
praktiziert worden 1St. .A!ber solange wir hier 
unsere Stimme eIiheben, solange ,wir drauß·en 
die Möglichkeit haben zu reden - und das 
werden wir immer tun -, werden wir immer 
wieder die Wahrheit Ihr,en fa'denscheinigen 
Behauptungen, I1hren uIlIw.a,hren Behauptungen 
entgegens,etzen. (Beifall bei der SPO.) 

Nun, meine Damen und Herren, dillS Problem 
der Wivksamke'it im MinderheitsberiCht. Es 
wird behauptet, es wäre zweckmäßiger, wenn 
diese Nov·etlierunlg mit 1. Juli di'eses Jahres 
in Kraft getreten wäre, und zw.ar behaupten 
Sie in Ihrer vorliegenden schriftlichen Dar­
stellung, daß dadurch eine gerwi:s,se Mäßigung 
in der Lohn- und Einkommenspol:itik im 
Herbst, al,s.o Blick.ridltung nächste Lohnrun'de, 
zu erwarten sei. Abgeselhen davolll, daß die 
Steuerpo'litiik kein Ersa·tz ,für Lolhn- und Ein­
kommenspolitik wer.den kann, glaube ich, 
kommt der Herr Präsident Sall'inger dem Pro­
blem schon etwas näiher, wenn er in einem 
Artikel gesdlrieben hat: 

Der Ze"itpunkt ist viel zu spät angesetmt, 
um Lohnforderungen zu dämpfen. 

Meine Damen unJd Heuen! Das mit dem 
Zeitpunkt hla:ben wir auch seine,rzeit bei dier 
Mehrw:ertst'euer gehört. Auch 'damals halben 
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Sie ges:a.gt, der Zeitpunkt ,sei fa'lsch gewählt. 
Es gabe zuwenig Zeit, um sich umstellen zu 
können. Das gleiche halben wir auch im Jahre 
1973 bei der Einkommensteuer g.ehört, ,ails Wir 
das Einkammerusteuerge.s·etz beschLos,sen 
haben. ,Alber eines mödlte ich Ihnen s'Chon 
sagen: Wir haben bewußt den 1. Jänner 1975 
gewählt, aus zwei Gründen, Herr KoUeg,e 
Sallidmeier: EI'Stens um die HiaJUsJra'lte der Ge­
meinden und der Länder nicht in Unordnung 
zu bringen, und dar,an müßten ,gerade Sie a'ls 
Bürger:mei.ster ein besonderes Interesse halben, 
(Beifall bei der SPrJ.) 

Und zweitens, meine Damen und Herren -
das richte ich jetzt an die Adresse des Wirt­
schaftshundes und der .ß.undeswirtschaftskam­
mer -, haben wir es bewußt deswegen ge­
macht, weil das ganze Ausmaß der Ermäßi­
gung sichtlbar wer:den soll, Ansonsten gäbe 
es ja keine Vergleichsmöglichk,eiten mehr. 
WeIlill jetzt die SteuerermäßiglllIl:g einträte, im 
Herbst eine Lohnrul1!de käme, dann wül1de ein­
fach keine gemeinsame V,ergleichsbasj,s mehr 
dla sein. Wir woBen eben hier kLar zum Aus­
druck brinJgen, Wlas den Lohn- und Einkom­
mensteueTpflichtig,en durch diese Einkommen­
steuerreduzierung erspart hleilben soll. Das 
sagen wir U!numWlUnden, ehrlich und a/Ufrich­
Hg, 

Nun, meine Damen und Herren, wird viel­
fach bemängelt, maß es bei den Arbeitilleh­
mern besondere steueilidle Bestimmungen 
geben wird, ?)tml Be,i'sp'iel die Steuerfreiheit 
von SOIllderzahlu.ngen, den Arbeitnlehmerao; 
setzhetrag und so weiter, daß es a,lso hier 
eine ge.wisse Di'sproportion g,elbe, daß es hier 
ein Ungleichgewicht gegenüber den selbstän­
dig Tätig.en, gegenüber dien Einkommensteuer­
pflichtigen Igebe. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang eines 
sagen: Es wird vielleicht jetrzt für den einen 
oder anderen nicht sehr angenehm sein, aber 
trotz1dem ist es wahr. Man darf nämlich nicht 
übersehen, dJaß die uns'elbständi'g Tähi,g,en 
steuerrechtlich nicht Jene Mögtichlkeiten harben, 
die Unternehmer ,immer wieder für s'ich in 
Anspruch nehmen können. (Abg, Dipl.-Vw. 
J 0 s sec k: Tull, was heißt das?) DalS w:1I11 kh 
Ihiruen gerne s.aJgten. 

Es gibt doch gewiss,e Möglichkeiten, daß 
Aufwendungen steuerlich Berücks'iChtiJglIDg 
finden. Präzise: Herr Kollege Jasseck, es ist 
doch nicht unJbekannt (Abg. Dipl.-Vw. J 0 s­
sec k: Sie sprechen nämlich von Steuerhinter­
ziehungen! Ist Ihnen das klar?), daß 2ltml Bei­
spiel internaUonale Elek.trokol17Jerne größten 
Ausmaßes Elektrohändlern schon v:ersdriedene 
Begünstigungen zukommen laSisen. Nicht Geld, 
nein, davon kann '9ar keine Rede sein . .A;ber 

es ist doch bekJannt, daß da und dort Urlau/bs­
reisen finanzi,ert werden, Udaubsf,eisen nimt 
an den Attersee, Herr KoHe'ge J osseck, wo 
vielleicht Sie Ihren UrlalUlb verbring,en. Nein, 
auch nicht ins Waldviertel. Das sind a,ndere 
Reisen, zum Beispiel Afr~ka-SafarLs werden 
da firuanzliled. EIDe 'aJl1ldleI1e F,üuIlja II,eiJstetoe es 
s:ich, El:ekltrohänJdlem MHroelmeerf'ahlrt'en Cl!mm­
bieten. J.a ,eIS grubt dJa.I1Üher ,maUlS I1Jodl ;emdere, 
die beispielsweise sog,ar eine Isllanldreise in 
Auss'icht stellen, Es gibt welche, die ·einen 
Aufenthalt auf Mal,ta großzüg1gst unterbrin­
gen können, und es gibt auch ,solche, die 
Atmerikaflüge und so weiter bieten. (Zwischen­
rufe des Abg. Dipl.-Vw. J 0 S sec k.) Wir 
haben nichts dagegen, sie sollen es machen, 
aber sie soHen nidlt im g1e'ichen Atemzug dann 
so tU!n, als ob sie ein Friedel mit der leeren 
Tasche wären, als wenn sie bucnSotäJblich mor­
gen bei der Kirche stehen und 'betteln müßten. 
So i.5It das nicht. Darum geJht es uns. (Beifall 
bei der SPO.) Man soll die Kirche im Dorfe 
lasSten, Man sol'l zugeben, was ist, das sind 
Tatsachen, i(}'ie man einfach nlieht wegdiskutie­
ren kann. 

Meine Damen und Herren! Der Minderheits­
bericht, den Sie uns' gehefert halben, ist doch 
nichts anderes als der Ausdruck und das Spie­
gelbild Lhrer derzeiti'gen innerparteIilichen Ver­
fassung. EilllIlla:l die permanenten Wider­
sprüche. Der Herr .A!bgeoridnete Dr. Mussil hiat 
vor einigen Wochen erklärt, Steuers,erukrung 
Ja, so ungefä:hr 5 MiLHaIiden Schilling. Der 
OAAB und die christHchen Ge·werksmafter 
zjehen ins Feld: Noch mehr, noch mehrl Imme'! 
nur lüzitieren, das ist ja 'das' einJach,e, nur aufs 
Gaspedal steigen, bremsen sollen die anderen, 
damit der Karren nicht ins Schleudern kOiIllmt, 
darmi,t di1e InflaJt!i,on nlichit Inoch fialba1eI1e A'llIs­
maße annimmt, al,s sie heute ,schon in ganz 
Europa und in der ganzen Welt festzusteHen 
sinld, 

Da ha.ben Sie auf der einen Seite eine ge­
wisse OhlliDlach1,di,e Sie immer wieder zur 
Schau tr,agen, weil es Ilhnen trotz aller An­
strengungen, tTOtz aLler Verteufelungen ein­
fach nicht gelingt, diese Regierung in den 
Augen der OffentlichltJe!it als unfähig hirn:u­
stellen, sie zu diskreditieren, weil es Ihnen 
einfa.ch nicht gelingt, die Erfolg:e, die wir als 
Regierung:spartei zu veneidmen haben, ab­
zuwerten, nämlich daß 'wir das, was wir ver­
sprochen haben, aruch eingehalten haben und 
daß wir auch weiterhin da:liür sorgen werden, 
Herr Kollege Sandrrneier, daß 'dler restliche Teil 
der Regierungs-erklärUlllg Kr.eisky b'is zum 
kommenden Wahltag auf Strich und Punkt 
erfüLlt wird, (Beifall bei -der SPrJ.) Das ist 
natürlich für Sie sehr unaIl/genehm. 
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Und darüber hinaus erfül'lt Sie ein gewisser 

Zorn. Wobei ich auch diesen Zorn durChaus 
verstehe, der Sie erfiüllt, den Zorn über die 
Unbeirrharkeit dies·er Bundesregierung, mit 
der diese Bundesr,eg,ierung das von ihr in 
Angriff genommene große Rle.formwer:k für ein 
modernes Osterreich fortsetzt. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident: Als nächlster zum Wort gemeldet 
ist der Herr .Atbgeotdnete Dr. Broesilgke. 

Albgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 
man meinem Vorredner so zugehört hat, 
mußte man den Eindruck. ,gewinnen, daß eine 
ununterbrochene Kette von Reformen im 
Gange wäre. Ich will ihm ohne weiteres zuge­
stehen, daß die Umsatzsteuer_reform eine echte 
Reform war.. Ich will auch zuges,tehen, daß 
die Strafr.echtsrerform eine echte Reform ge­
wesen ist. Au[ der ,anderen Seite ilst es aber 
gerade.zu eine Kran~heit, daß jeder, der an 
eini.gen Paragraphen eiIlJes Gesetzes herum­
doktert, das ETigetbni.sseiner Tätigtkeit dann als 
Reform bezeichnet. (Beifall bei der FPO.) 

Dabei sollte der Obmann des Finaruz- und 
Budgetausschusses auch wissen, daß das Haus­
haItIsrecht keineswegs fer,tig:g'e,stellt ist ... 
(Abg. Dr. Tu 11: Das habe ich gesagt, das 
weiß ich besser als Sie!) Das haben Sie gesagt. 
Viel11eicht haben Sie sich dabei. versprochen, 
aber jedenfalls haben Sie gesagt: fertiggestellti 
ich ,halbe mir das g'el1!au aufgeschrieben. 

Es besteht also hier eine gewisse MeiIlJungs­
differenz z:wischen uns. \(Abg. G ra f: Herr 
Tull, der erste Wähler, der Ihren Rücktritt 
Jordert wegen der Rede, ist schon im Haus!) 
SieglaUlben, daß etwas ifertiggestelH ist, wenn 
ddis Bundesminis,teriurn für FiIlJaruz·en die Vor­
lage ins Haus bringt. Wir sind halt doch noch 
immer der Meinung, daß etwas er,st fertig­
gestellt ist, wenn es hier im Haus zum Be­
srnluß erhoben wird. 

Auch haben Sie sich darauf berufen, daß die 
soziaHsti,sche Reg,ieruDig die SonJderalbgabe bei 
den Kraftfahrzeug'en aufg:ehoben hat. Herr 
Kollege nr. Tull, das ist die !halbe WaihPheit. 
Die ganze Wahrheit ist, daß Sie dies deSlhrulb 
getan haben, we.il wir es zur Bedingung für 
ullJsere Zustimmung zum Budget 1971 g,emacht 
haben. Wenn Sie sich a1so jetzt diese rFedler 
auf den Hut ,stecken, so 'glaUlbe ich, ist das in 
der FOlID, wie Sie es gesagt haben, nicht 
berechtigt. 

Aber g,anz abgesehen davon: Wir haben 
be~anntlich dem Umsat2'!steuer,gesetz zug,e­
stimmt, weil wir es als eine echte Reform 
ang,esehen haben; wir bekennen uns auch 
heute dazu. Dagegen konnten wir nicht dem 
foLgen, was Ibei dier BeschlußifaJSsung ülber das 

Einkommensteuergesetz 1972 gemacht wurde. 
Hier komme ich zu der Umwandlung der Frei­
beträge in Albsetzbeträge. 

Mein Vorredner hat gesagt, es ,g.iIlJg um 
mehr Gerechtigkeit. Ich glaube, es ist gerade 
das Geg·ente.il damit erreicht worden. 

In Sonnt,ag.sreden wird immer geIslagt, daß 
im Mittelpunkt der Mensch zu stehen habe, 
und jeder freut sich über diese schöne For­
mulierung. Wo bleibt aber dann der ange!blich 
in den MittelpullJktzu stellende Mensch, wenn 
man sich auf dem Gebiet der Steuer.politik 
weigert, die peIisönllichen Umstände des 
Steuerpflichtigen zu berücksichtigen, und hier 
plötzlich von der Gleichlheit zu reden a'Illfängt, 
während man die GleichJheit vergißt, wenn 
man bestreIbt ist, Differ,enzen zwischen SeLb­
ständigen und Unsellbständigen künstlich zu 
kOllJstr:uieren, so 'Wie wir dies voI1her sehr 
uberzeug,end von meinem Vorredner gehört 
haben, der ja letzten Endes l1!ichts anderes 
zum Ausdruck gebracht hat, als daß er sagen 
wollte: Die SeIhständigen können beSlser 
Steuer hinteI1Ziehen laIs die UlllSelbstänldigen. 
So war es in Wirldichlkeit zu verstelhen, und 
es ist [haU nur in sehr schöne Forme1ln von 
Reisen UIlJd der,gleichen gebracht worden. 

Ich wiedeI1hole hi·er meinen Zwischenruf, 
es möge sich der Herr KoIlle.ge Dr. Tull den 
Tagesordnungspunkt 6 anschauen und .sich 
an die Delbatte im Finanz- und Budgetaus~ 
schuß erinnern, an die Frag,e, die ·gestellt 
wurde: Wo ist denn der Sitz dieser Gesell­
schaf.t?, und die Antwort, die gegeben 'Wurde, 
war: Auf den Bahamas. - Na bitte, d·as ist 
vie'lleicht 'ein illustr,abives Beispiel. 

Ich muß alber allif noch etwas ·zu sprechen 
kommen. Die laufenden Änderungen des Ein­
kommensteuer.gesetzes sind kein Verdienst, 
sondern sie ,sind eine bittere Notwendigkeit, 
weil ein Steueligesetz mit fixen Beträgen und 
ProgressionstarH in einer Zeit, da die Kauf­
krdift sich ständig ändert - und nicht zum 
Besseren -, natül1lich am Ilaufenden Band ge­
ändert weriden muß. Die Z'alhl der ÄllJderung,en 
ist nidlts allJderes als ein Gradmesser für das 
Fortschreiten der Inflation. 

Der Herr Ko11eg,e Dr. Tull hat selhr über­
zeugend darg.elegt, 'Wie man es macht. (Abg. 
Dipl.-Ing. Dr. Z i t tm a y r: Wo ist er denn?­
Abg. S k r i t e k: Sucht den SandmeierJ) Er hat 
gesagt, man behauptet la'ufend eine unrichtige 
Tatsache so lang, bis jemand kommt und sich 
doch davon ü1berzeug,en läßt oder zumindest 
in Zweifel kommt'. Zu diesem System rechne 
ich in erster Linie die stäl1!dige Behaupbung 
der sozialistischen Bundesregierung, daß s~e 
an der Inflation nicht schulld sei. Diese Tat­
sache der von der Bunde,sregierung zu ver­
antwortenden Inflation macht ,es aber gerade 

775 
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in regelmäßigen AJbstänJden notwendig, daß 
das EiIllkommensteuer,gesetz geändert werden 
muß. 

IBei einer solchen Änderung sind wir augen­
bliddich, und es wird sicherlich nicht die letzte 
sein, sondern es wird wahrscheinlich in Kürze 
wieder eine kommen mlÜssen, denn die 
10,2 Prozent kann man nicht hinwegrliskutie'-
ren, und si.e werden lauch im Eiruk.ommen~ 

steuertarif ihren Niederschlag finden müssen. 

Wir haben vo:rfuin sehr viel von der GleidJ.­
heft geihört.- Ich darf vielleicht zur I]IUlstration 
desoSIen, wie dies,e Gleichlheit nach dem gelten­
den Steuenecht praktisch aussieht, der Zei­
tung "Berichte und Informationen" folgende 
Zahlen entnehmen - es handelt sidJ. um die 
Besteuerung eines J a:hreseinikommens von 
80.000 Si das ist also sicherlich ni-cht selhr 
hoch -: 

<Dieses Einlkommen wird bei einem AHein­
verdiener-Ar,beitnelhmer, der keinen 
14. Monatsgehalt! be.zie!ht, mit 12.000 S be­
steuert. 

Hat e·r '14 Bezüge, wie das die Regel ist, 
dann kostet es 8756 SLohnsteuer. 

Sind esa'ber 2'lWei Ehe glatten, die das ge­
meinsam verdienen, dann kostet es IlJUr 1699 S 
LohnsteuelT. 

Sind es Se~bständige, die Unternelhmer sind, 
und zwar 'lJwei Ehegatten, dann Ikostet es 
9500 S. 

Ist es alber ein Se,lbständiger, der Allein­
verdiener ist, kostet es 14.750 S. 

Wenn aber der Selbständi.ge nun wohJl­
beraten ist, dann wird e·r sich durch Wahl 
einer eIl!tspredJ.enden Unterneihmenslform sel­
ber zum Dienstnehmer machen, und dann zahlt 
er nur 5600 S. 

Das alles vom selben Betl"ag. 

Jetzt danf ich eine Fmge stellen: Wo bleiJbt 
bei diesem Steuerrecht die Gleichheoit, und 
wo bleibt die Gerechtiglkeit, von de:r Sie imme,r 
wieder reden? (Lebhafter Beifall bei der FPO.) 

Meine Damen und Herren! Die freiheitlichJe 
Fraktion legt 'zu der Regiel"UngsiVorlage fO'I­
geIl!den Ab ä III der u 11: g san t r. a g vor: 

Der Nationalrat lWollle 'besch!ließ,en: 

Die Reg.ierungsvor1a.ge 1201 der Beilagen 
in der Fassung des Aws1schußlberichtes 
(1125 der BeHagen) wird 'geändert wie folgt: 

1. Nach .der Z. 5 ist folgende neue Z. 5 a 
einzufügen: 

,,5. a. Im § 3 Z. 26 'tritt an die Stelle des 
Betrages von 100.000 S der Betrag von 
150.000S." 

2. Ar.tiikel I Z. 7 hat ·zu lauten: 

,,7. Am ScMuß der Z. 36 des § 3 tritt an die 
SteHe des Punktes ein Beistrich. Als 
Z. 37, 38 und 39 werden dem § 3 ang'e ... 
frügt: 

,37. In Geld bestehende Ver,sorgung,s:lei­
st1lil1:gen nadJ. dem Impfschadeng,es'etz, 
BGBl. Nr. 371/1973" 

38. Bezüge nadJ. dem IZivildienstgesetz, 
BGBl. Nr. 187/1974, 

39. Ein Betra,g von 8500 S jälhrlich, 'Soweit 
im EiDJkommen Einkünfte gemäß § 2 
Abts. 3 Z. 1, 2 oder 3 entfualt'en sind.' .. 

3. Artikel I Z. 12 hat zu lauten: 

,,12. Im Albs. 1 des § 10 wird der Prozent­
satz von 20 vom Hundert durch den 
Prozentsatz von 30 VOIID Hundert elrsetzt. 
Weiters werden dem Albs. 1 folgende 
Sätze ,angeführt: 

,Steuerpflichtige, die ihren Gewinn gemäß 
,§ 4 Abs. 1 oder gemäß § 5 ermitteln, 
halben die IßlvestitionS1freiheträge in der 
BilaIllZ in eiIl!er Summe .gesondert aus~u­
weisen. Mit Ablauf der im Abs. 3g,e­
nannten Frist siIl!d die Investitiollisfl"ei­
'beträ'ge auf Kapitalkonto oder auf e-ine 
a~s' versteuert geltende freie Rüdda'g:e zu 
,ülbertragen.· " 

4. Im Artiikel I i'st nach der Z. 13 fdl,gende 
Z. 13 a einzufügen: 

,,13 a. Im § 13 ist der Betrag von 2000 S 
durch den Betrag von 3000 S zu ersetzen." 

5. Arti'kel I Z. 28 :wind wie fdl·gt geändel"t: 

a) Im Abs. 1 des § 33 treten an die Stem'e 
der ersten vier Zeilen des Tarifs fol­
gende Bestimmung,en: 

"für die el'Slten 100.000 S 25 vom Hundert, 
für die weiteren 100.000 S 36 vom Hun­
dert." 

Ib) Im Albs. 2 des § 33 tl'itt an die Stelle 
des Betrages von 4400 S der Betrag von 
7500S. 

c) Im Abs .. 3 des § 33 tritt an di'e Stelle 
des Betrages von 2400 S der Betrag von 
3000 S. 

d} In der Z. 4 des § 33 Alb.s. 4 tritt an die 
Stelle des' Betrages von 4200 S der Bet,rag 
von 4800 S. 

6. Im Artikel I ist na'ch der Z. 31 fol­
gende Z. 31 a einzufiü:g,en: 

,,31 a. Dem § 39 ist folgender neuer Abs. 4 
anzufiügen: 

,(4) Sind im Einkommen EiIllküllIfte gemäß 
§ 2 kbs. 3 Z. 1, 2 oder 3 enthalten und 
Ülbersteig1en diese den Freibetrag gemäß 
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§ 3 Z. 39, so sind auf ein Siebentel dieser 
Einkünfte, höchstens jedoch auf 20.000 S, 
die Steuersätze des § 67 Albs. 1 all'lU­
wenden.' .. 

7. Artikei I Z. 44 wird wie folgt geändert: 

ein Äquivalent auch ~ür andere Berufsgruppen 
geschaffen werden IIlIÜßte. 

Ich hahe Ihnen vorhin die AUSlWirkung an 
einem ,ziffernmäßi.gen Beispiel dargeSitelU, 
nämlich die Auswirkung des geHenden 
Rechtes. Es erg~bt sich aus diesen Ziffern klar, 
daß einer der wesentlichen Gründen in dieser 

a) Im Abs. 1 des § 57 tritt an die SteO.le 
des Betrages von 4400 S de.r Betr,ag von 
7500 S. Bestimmung des § 67 zu ·sehen ist, eine Be-

günstigung, die auch anderen Steuerpflichtigen 
offeDlstehen sollte. b) Im Aibls. 2 des § 57 trHt an die SteUe 

des Betrages von' 2400 S der Betrag von 
3000S. 

c) In der Z. 4 des § 57 Abs. 3 tritt an die 
Stelle des Betmges von 4200 S der Betrag 
von 4800S. 

8. Im Artikel I ist nach der Z. 55 folg,ende 
Z. 55 aeiIl1lluf.üg.en: 

,,55 a. Im § 68 .A!bs. 1 sind die Betr~g'e von 
5070 S, 1170 Sund 195 S durch die iBeträge 

.nie· Regierungsvorl'age will die vor.zei.tige 
Abschrei.bung rur unbewegliche Wirtsmafts­
güter abschaffen. Wir halten da-s nicht für 
zwe<kmäßig im Sinne derösterreichischen 
Wirtschaft und im Sinne der AIibeitsp:lätze, 
von denen sonst viel gesprochen wird, und 
beantragen daher .. über die 'Ziffern 10 und 11 
der Regierung1svor,lage eine '9'etrennte Albstim­
mung durdlzuführen. 

von 6110 S, 1410 Sund 235 S zu ersetzen,." Verg,ess;en wunde hei den Va'lorisierungen 
9. Nach det Z. 75 werden folg,ende Z. 75 a auch der Höchstbetrag für die kur:zlefbigen 

und Z. 75 b einge.fiügt: Wirtschaftsgüter. Wir sind der Meinung, ·daß 
er im seLben VeIihälHnis wie dler Kaufkraft-

,,75 a. Im A!bs. 1 des § 107 tria an die 
Stelle des Betvages von 100.000 S der 
Betrag von 150.000 S. 

75 b. Der Albs. 13 des §1071hat zu lauten: 

,(13) Der ErstattunglS~betrag ist vom Aus­
,gabeibetrag der eI1Wortbenen Alktien ein­
schließlich !eventueilier Anschaffungs­
kosten der für diesen Erwellb enforder­
lichen Bezugsrechte zu berechnen. Der 
Höch:stbetJrag von 150.000 S darJ rur Wert­
papiere im Sinne des Albs. 1 und für 
A!ktien in einem KalenderjaJhr insiQesamt 
nur eirumal in Anspruch genommen 
wer.den, wobei Aktien und Bezug,srechte 
mit Lhrem Ausgabebetrag angere,chnet 
'werden.' .. 

10. Artikel I Z. 76 hat zu lauben: 

,,76. Im Albs. 2 des § 108 treten an die 
Stellle der Beträge von 7000 S beziehungs­
weise 3000 S die Beträge von 10.000 S 
beziehungsweiJse 5000 S." 

Ich daI1f diese Anträge wie folgt erläutern. 

Es werden mit dieser Re.gierUJngtsvorlage 
eine ganze Reihe von festen Betr,ägen erhöht. 
Es fällt auf, daß der Betrag von 100.000 S, 
der die Darlehen an Arlbeitnehme1r betrifft, 
nicht er1hölht wird. Erläuternd dalZu wurde im 
Ausschuß gesagt, daß das ohnehin hoch ,g,enug 
sei. Nun, dieser Meinun.g sind wir nicht, weil 
gerade der wichtig,ste FaN des Darlehens, näm­
lich für einen Haus'bau, hier nicht ·erfaßt ist. 

Wir sind weiter de-r Meinung, daß für die 
Be'stimmung und für die Begünstigung des 
13. und 14. Monatsgehaltes, wie sie im § 67 
des Einikommensteuerg.esetozes enthalten ist, 

sdllwunld zu erihölhe,n wäre. Da,s wäre von 
2000 auf 3000 S. Zu IHustrabions~w,ecken wäre 
zu sagen, daß der,serrbe Betrag in der Bundes­
republik Deutschland 800 DM ausmacht, 'woran 
Sie die DiffereIl!l ermessen mögen. 

Wir IbegruBen an dieser Regierungsvofilage 
die Erfüllung einer Forderung, die wir schon 
1972 in unserem Steuef\konzept erholben 
hatten, nämlich die AJbschaffung der ,getrenn­
ten Steuergruppen, sodaß es nun zu ·einer 
einiheitlichen Besteuerung kommt. Da:gegen ist 
das Problem des Tarifs nach unserer Auf­
fassung nicht gelöst. 

Nach Ulliserer Auff.assung müßte die Pro­
gression im Bereich der Masseneinkommen, 
also etwa bis .zur Höchst:beitragsgrundlage 
in der Sozialversicherung, beseitigt und ein 
einlheitlicher Prozentsatz ~ür diese Einkommen 
festgelegt werden. Daß da.s geht, meine 
Damen und Herren, und daß das nicht etwa 
eine utopische Forderung ist, beweist das 
Beispiel der Bundesrepubliik Deubschland, 
unseres Nambarsbaates, wo es die'ses Pro­
portiona1band ,gilbt mit einem Steuersatz, der 
nun mit 22 Prozent festgelegt wellden sol11. 

Es ist alsO' keineswegs so, daß diese For­
derungen ins Unermeßliche gehen und etwas 
Unmögliches verlangen, sondern das ist durch­
aus zu veI1Wirklichen, vorausgesetzt, daß man 
gewillt ist, die Vor.ausse'tzungen dafür zu 
schaffen, was hier 'alber leider nicht der FaU 
ist, wenn auch gesagt werden muß, daß die 
Proportiona1bänder nunmehr im Tarif breiter 
geworden sind, aber noch keineswegs in einem 
Umfang, der zufriedenstellend wäre. Dadurch 
ergibt sich auch ein sehr wesentliches Pro-
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blem für die StaibiUsieruDig. deIlJIl 'bei Lohn­
vel1handlungen spielt es doch immer eine 
Ralle, daß durch \höhere Bezüge der Prozent­
satz der Besteuerung steigt und infolgredessen 
die höhere Besteuerung mitein'bezogen wird. 
ein Umstand, der sehr kräftig die In.f1atiollis­
schraube dreht. 

Wenn nun nach unserem Vorschlag in die­
sem Bereich der Prozentsatz starr wäre, also 
die Besteuerung mit einem einheHHchen Pr.o­
wntsatz erfolgen würde, dann würde daS über­
haupt keine Rolle spielen uoo damit ein 
wesent!1icher Beitrag' zur Stabilisierung ,gelei­
stet se,in. 

Das zweite, ist das PrOlblem des steuerlichen 
ExisteDlZminimums. Meine Damen unld Herren! 
Es g,ibt in der Soz~alJVersichel1ung einen Richt­
sata:, der, soviel ich weiß, denzeit 2060 S be­
trägt. Mit die,sem Richtsabz bringt der Soziail­
gesetzgeber zum Ausdruck, daß er der Mei­
nung ist, daß das das Minimum ist, das jemand 
an 'Einküruften herben muß, um seiIl!e Existe1lJZ 
fristen 'zu können. 

Nun würden wir meinen, daß der Steuer­
ges'etzgeJber das 'zur Kenntnis nehmen müßte, 
was der Sor.zialg,esetz,geber tut, und das 
ExistenzminilII1um f.ür die Besteuerung zumin­
dest in der Höhe ansetzen müßte, die dem 
Richt,satz entSipriCht, ,abso 'bei nicht ganr.z 
30.000 S. Er tut d'ies aber nicht, sondern er 
beg,innt mit der Besteuerung viel weiter unten 
und besteuert hier buchstäblich jene Armut, 
von deren Bekämpfung bei anderen Gelegen­
heiten in diesem Hause so gerne gesprochen 
wil1d. Soweit vom sozialen, und wenn Sie 
wollen, vom ethischen Standpun1kt. 

,Es gilbt aber auch ein Verwaltungrsprolblem 
dabei, und das ist, daß mit einem ungreiheuren 
Aufwand von Vel1waltung:sal1beit minimalen 
Steuerbeträgen nalchgejagt wird und d'aß es 
viel besser wäre, den FilSlkus von alll diesen 
Bagatellfällen 7iU ent!l,asten und dadurch zu 
einer Vereinfachung der Besteuerung zu ikom­
men. Eine Vereinfiachung, würde, nebeDibei be­
merkt,auch durch eine Tarifgestaltung in der 
von uns angeregten Form heroei,gelftührt 
werden. 

Wir sind der Meinung, daß auch bezüglich 
der Kinderabs,ebz'betr'äge das, was in der 
Regierungsvorlage vorgeschllagen wind, nicht 
zureichend ist und schon gar nicht bei dem 
AHeinverdieneralbsetzlbetrag, Ich verweise hier 
wieder auf ,die Ziffern, die ich einleitend zur 
Illustration angeführt halbe, Sie zeigen näm­
lich, daß der Alleinverdiene:DabsetZ:betrag in 
Osterreich vie'l zu niedrig aIll96setr.zt ,iost, was 
damit 2lusammenhängt, daß unser StellJer­
gesefl2lgeber leider ein gestörtes Verhältnis 
zu dem Probl'em der Familie !hat. 

Bei dem Problem der Uberstunden gilt nicht 
viel anderes. Es ist hezeichnend, daß der 
Betrag, der - ursprünglich waret ja unbe­
grenzt - mit dem Einkommensteuergesetz 
1972 eingef,Ü!hrt wurde, zum Unterschied von 
den anderen Beträ'gen nicht valor'isiert wird, 
sondern gleich bleiben sO'll. DaJsJselbe gilt 
natürlich vom Wertpapier..sparen, es gUt 
natürlich vom Bausparen, wo der Gesetz;geber 
es nicht mir notwendig erachtet, eine Änderung 
vo rzuIlJE~hmen. 

Wir sind daher der Meinung, daß ver­
schiedene Einzelmaßnalhmen in diesem Ge'setz 
sicher g,anr.z gut sind, daß wir alber von einer 
Steuerreform weit entfernt sind. Es handelt 
sich um eine klümmerliche Anpa:ssung an die 
eingetretene Geldentwertung. Di:ese Arupa-s­
Bung solll dann mit Staats'geldern entsprechend 
propagiert werden, UIlJd 'Zu diesem Zweck dient 
die Entschließung, die man dem Ausschuß­
be,richt Ibeigedruckt findet, die doch offenlbar 
nur den Zrweck hat, nicht die Bevölkerung rülber 
ihre neuen Re~hte und Pflichten aufrzUlklären, 
sondern zu zei'gen, was für eine gute Ände­
rung des Einkommensteuergesetzes man hier 
gemacht hat. 

Eine Lösung der Probleme sehen wir erber 
auch nicht im Antrrag der OSlterreichisdl!en 
Volikspartei, der vorn Herrn Ab,geordneten 
Sandmeier vorgelegt ,wurde, denn der bedeutet 
eigentlich nichtls anderes, als d'aß jeder Steuer­
pflichUg,e Osteneichs 600 S bekommt. Da 
k:önnte man Isich eoigeIl!tlich vor diesem Haus 
am Ring aufstell1en und die 600 S wahllos 
auszaJhlen, denn Sie können sich I,eicht vor­
stellen, daß, wenn sich aNe Osterreicher - und 
auf das kommt es ja fast heraus - geg:e~ 

seitdg 600 S bewilligen, die ISache damit g,ar 
nicht anders wil1d. Das Ihilft nichts 'bei der 
Progrelssiion, das ist eher geeignet, neue 
Scbiwie:r:iglkeiten herbeizuflÜhren. 

Es tst sehr schwer, iIl!l1!eI1hahb eines J,ahres 
eine Änderung zu machen, sie IDIÜßte eine 
echte TarifäIllderung sein, was vel1waltungs­
technisch selhr wesentliche Probleme aufwidt, 
aber auch für den HauslhaH des StaJates, der 
Länder und Gemeinden. Wir sioo daher der 
Meinung, daß es bes,ser wäre und besser ist, 
mit 1. Jänner 1975 eine echte ReJorm zu 
machen. als inne:r1halllb des Jahres mit unbaug­
lichen Mitteln zu ver,suchieIlJ, ein zweilfemos 
bestehendes Problem zu bewältigen. 

Ich möchte außeI1dem dem Henn KoUegen 
Sandmeier sa.gen: Wir sind auch sehr geg,en 
das We91werflbuch, da siIl!d unsere 'Meinungen 
gleich, nur darJ ich Iihnen in Erinnerung nllfen, 
daiß Sie daillür ges,timmt haben und wir da­
ge'g'en. (ZwiSchenrufe bei der avp.) Wenn 
Si:e seit dieser Pro~Stimme in dr.iUer Lesung 
(Zwischenruf des Abg. Dr. G r u be rJ-sel:bst-
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Dr. Broesigke 
verständlim, im war da1bei - IIhre Meinung 
geändert haben, so ruehme ich das selhr gerne 
zur Kenntnis. Wir können uns dann gemein­
sam dafür einsetzen, daß melhr Spars,amkeit 
bei der Ver,wendung der Gelder der öffent­
lichen Hand in Zukunlft PlatJz grei1ft, mThSO­

mehr, als jetzt eine ZeH ist, 'Wo man ~eiIlles­
weg's behaupten kann, daß das Bundes­
ministerium für Fincmzen über übermäßig viel 
Geld vertiügt. Da muß man ,sich dom die 
Berimte, die wir monatlich beikommen, an­
schauen, und dann wird man sehen, daß da·s 
keineswegs ,günstig aussieht. (Abg. San d­
me i er: Wir sind nicht gegen das freie Schul­
buch, wir haben nur das System der Ver­
teilung sehr stark kritisiertf) Selbstversltärud­
lieh, aber Sie 'halben vom Wegwerfbuch ge­
sprochen. Ich 'bin völllig Ihrer Meinung be­
züglich dieses Wegwerfuuches, aher -ich will 
nur reg,istrieren, daß Sie für das Weg;weDfbuch 
gestimmt haben und ich da;geg,en, das ist 
der Untersmied. Dals ilst eine Tatsache, die im 
Protokoll drinsteht. (Beifall bei der FPO. -
Abg. San dm eie r: Das System steht nicht 
im Gesetz! Das hat der Herr Bundesminister 
gemachtl) Alber das war die Konsequenz Ihr,es 
Zustimmens, und das ist in der Diskussion 
sehr staI1kzum Ausdruck gekommen, das 
braucht man ja nur namlZulesen. Das wurde 
damals schon in der Delbatte erörtert, nur 
haben wir eben verschiedene Konsequenzen 
daraus gezogen. 

Auch wir 's.ind für ein kostenloses Smullbuch, 
wir sind aber nicht für jene Ibeispiellose Ver­
schwendung, die hier überflüssi,gellweise mit 
diesem Wegwer~buch ,getrieben wird trotz 
aller ErklärUiUgen, die der Bundesmini·ster für 
Unterricht immer albgibt, und ich reg,istriere 
nur: wir sind von Anfiang an dagegen gewes!en 
un:d haben auf diese Konsequenzen auf,me.rk­
sam gemacht. Und das wollte ich feststellen. 
(Beifall bei der FPO. - Präsident Dr. Mal eta 
übernimmt den Vorsitz.) 

Ich komme damit zum AJbschluß. Ich g!1aube, 
daß eine Steuerreform, die dies.en Namen 
veldient, .folgende Er:geibnisse zeitigen müßte: 
Erstens, mit der Besteuerung der Armut muß 
aufgehört werdem Daß man Leute ,besteuert, 
die nicht einmal so viel verdienen, als dem 
Richtsatz in der Sozialversicherung entspricht, 
ist eines sozialen Staates unwürdi.g. (Beifall 
bei der FPO.) 

, Be,i den MasseneiIlikommen müßte die Pro­
gression beseiUgt werden. Sie war niemals 
für die MCl!sseneiIllkqmmen g,edacht. Sie brau­
chen (Sikh nnllr Idlie Sätze aoouschruue[l, alls dals 
Einkommensteuersystem eingeifülhrt ,wurde. 
Die Progression war für IhöiheJ1e Einkommen 
bestimmt. Im Laufe der Zeit hat man sie still­
schweigend auf die MassleneinJkommen ausge-

delhnt, und es ist Aufgabe eines modernen 
Steuergesetzgelbers, sie wieder aus ·diesem 
Bereich zu veflbannen, 

Und das Dritte ist: Auch die Besteuerung 
nach dem Progressions tarif dal1f nimt lei­
stung,Slhemmend sein. Sie danf nicht Ibetwifiken, 
daß die Besten in diesem Land ins Aus1'and 
gehen, weil sie dort bessere Bedingungen vor­
finden, unld sie darf nicht bewiI1ken, daß die 
Freude daran, moor zu leisten und mehr zu 
arbeiten, immer mehr zUDückgeht. 

Tch weiß schon, daß mCl!n ein derartig,es Ziel 
nur in Etappen erreichen kann. Das ist mir 
vöHig klar. Ich seihe alber bis zum ,gegen­
wärHg,en Zeitpunkt nicht einmal den Ansatz­
purukt da'für, daß man bereit 1st, einen solchen 
Weg einzuschlagen. Ich habe bisher nur den 
Fetischismus mtt den Ahs·etrZbeträgen vorge­
funden und mußte aus zahlreichen Enklärun­
gen, die in dies:em HaUise abgegeben wurden, 
den Eindruck gewinnen,daß das der W,eis­
heit letzter Sch:luß ist, bei dem, was uns 
bisher auf dem Gebiet der Eirukommensteuer 
und Lohnsteue'I gelboten wuDde, daß man also 
nicht die Eins.icht hat, daß es notwendi.g ist, 
den Steuerdruck, der auf dem aI1beitenden 
MeIllschen dieses Landes la'stet, entsprechend 
zu lindern. Das kann man nicht l indem man 
mit Prozentsätrzen hin- und herjongliert, son­
dem da muß man sich die St!euel1bel'astung 
des eiIliZelnen anse/hen. 

Ich weiß, es wird immer vom Bundes­
ministerium für Finaruzen :9'esagt, das geht 
nicht, und es werden Ziffern genannt, was das 
kostet; slie sind jedesma'l anders. Ich lWill gar 
nicht überprüfen, ob .sie sltimmen:, denn ihnen 
allen fehlt etwals sehr Wesentliches: Man 
glaubt immer, daß man nur reclmen muß, 
wieviel sich mathemMisch nach einem neuen 
Tarif und neuen Beträg,en im Einkommen­
steuerrecht an Einnaihmenentg'ang ergibt. 
Diese Rechnun'g, meine Damen und .Herren, 
ist zu 'allen Zeit:en falsch ge.wesen. So wie 
eine Steuererlhönung nicht Il!otwendigellweise 
zu Mehrein.nahmen ,f,ü'hrt" so haben Steuer­
ermäßigungen seihr oft zu Steuerme'hreing·än­
g,en geführt, aus dem einfachen Grund, weH 
man daJd!mch delIl l.ieliswngswli!l:l.em. erhöht hat. 
Aber delI' Le!is,t1ll'l1lg!S\wruJ.~1e wJi,rd idJuJrch 'e'iltli€ 
Steuerpohlltlik w1e Idfue urnSletf!e l"a'llglS.ame'Dtötelt 
oder zumindest selhr e'heblich eingeschränkt. 

ZUls,ammeIlIfassend: Wir sind daher der Mei­
nung, daß mit dieser Novelle zum Einkommen­
steuergesetz eine kosmetische Operation ge­
macht wird, die zwar vie'len Leuten etJwas 
br,i,ngt, die durch die GeldlkJ1aftentwertung not­
wendig geworden ist, die aiber mit einer 
Reform nichts zu tun hat. Vie·lmelhr geht man 
im .bisherigen Geleise weiter, man paßt sich 
den Änderungen an, die seit der letzten Be-
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Dr. Broesigke 
sdliluß.fassung in der KauJikraft der Wäihr.ung 
eingetI1e-ten si,DJd, man geht auf den alten 
Wegen weiter und wird daJher niemals ,zu 
neuen Zielen kommen könn,en. 

Aus diesem Gruooe lehnen 'wir 'dieses Ge­
setz alb. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Der kbänderurug!s­
antl1ag der Abgieordneten Broesigke und Ge­
nossen i,st ,genügend unteI1stüt'Zt und steht 
daher mit in Verlhandlung. 

Als nächster '~um Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete HofsteHer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Erich Hofstetter (SPO): Herr 
Präs1dentl Meine Damen und HerI1enl Die 
Einkommensteuer'gesetznovelle, die heute zur 
BeI1atung steht, ist ,ein Steuerg,esetz, das sich 
an die A!bänderung des Einikommensteuer­
systems vom Jahre 1973 anschließt. Ich möchte 
auch hier da'r,aul{ hinweis'en, daß wir dieses 
Gesetz aLs einen Erfolg der Ikon!sequenten 
Politik des Osterreicbismen Gewerkschafts­
bundes Ibetrachten unld im Gesetz auch den 
NiletrnenscMatg finJden, dm Idli,e von Idle,r SbeUJer­
kommission des OGB und vom Bundesvor­
stand ·eJiIIllscMi,eßlLkh ,aJJler -FIla.klllioruen IglenaJß'ten 
F oI1d1eI1UJIlJglen ,U!IIlffiaß't. 

:Dieses Gesetz wird drei· wesentHche Aus­
wiI1kungen haben!: 

1. Eine geneI"elle Senlkung der Lohn- und 
EiDJkommensteuer im Ausmaß von fast 11 Mil­
liarden SChilling, wovon etwas über 8 Mil­
liarden aUJf die Lohnsteuer aUein ,entfallen. 

2. Eine Milderung der Steue:rprogr.es.sion. 

3. Eine weitere wesentlich gere,chtere Ge­
stall,tJurug IUruSleTI€/S S1:1eueI1sylS'bems 'aJn si.ch. 

Die soziCIIHstische Regierung setzt damit den 
seit 1970 einge,schlagrenen Weg der ge~ech­
teren Gestaltung' des gesamt,en Steuerrechtes 
konsequent fort. 

nie wesen~lichsten Punikte des heute uniS 
vorliegenden Gesetzes sind eine Neugest,al­
tung des Steuertarifs, die Albschaffung der 
St,euergruppe A UfIlJd die Erhöhung des Absetz­
betr.ages für Arlbeitnehme'f, AHeinvefidieruer, 
Pensionisten und Ki,ruder. Daneben ilSt noch die 
Aufstockung der Paus~ch:ale für Werbungs­
kosten und rur Sorude['auSlgrCliben von größerer 
Bedeutung. 

Umlbei der Tarifreform se.Jibst zu bleiben: 
Es ist das Ziel des vorlie.genden Gesetzes, 
in d'en unteren EirukommBIlJslbereichendie 
Tar,tfstufen zu veribreitern und damit die Pro­
gressionsspliünge zu ändern. 

Um di'eses Ziel 'Zu eI1reichen, mUJßte aller­
dings eine geringrfiügrige Anhebung des Steuer­
satzeis im untersten Einlkommensibereich hin­
genommen weliden. Um aber auch hier allen 

lrrtJümern und besonlder,s dann einer erut­
sprechenden Propaganlda vorzubeugen, soll 
gleidl festgelhalten werden, daß dies rur den 
SteueIlZahler nicht .spürlbar wiI1d, weH diese 
Maßnahme durch die EI1höhurug des steuer­
fI1eliJen EX'ilSitletnWlliindmums ,unjdooder,er AbSlet'Z­
betI1äge mehr als kompellJsiert wird, sodaß 
ein wesentNcher Teil bei geringer,em Einkom­
men übel1haupt keine Steuern bezalhlen wird. 

Der neue Tar~f ver.ringert 'die Grenzsteuer­
belastung in allen Ber,eicben 'bi's zu 8 Prozent, 
was bedeutet, daß k!ünftige Lohnerhöhungen 
nicht mehr so siaI1k. besteuert werden, wie es 
nach dem 'alten Tarif ,der Fall gewesen wälle. 
Deslhallb audl die TarHänderung. Damit wird 
das 'Problem der extl1em stal1ken Besteuerung 
von EirukommenSlZuwächsen zumindest gemil­
dert. 

Vom Sta'ndpun!k.t der, Steuergerechtiglkeit 
aus ist weml auch die AJbschaffung der Steuer­
gruppe A eine sehr wichtige Maßnaihme, die 
wir heute beschHeßen werden. Dazu muß fest­
g'ehalten werden, daß die ,SteuerlgrUippe A 
zumin:dest seit dem 1. JänneI" 1973 sachlich 
übeI1haupt nicht mehr begründet werden koann. 

Gestatten Sie mir, Hohes Haus, etlwas in die 
Ver.gangenJheit zu bllicken, um diese Behaup­
tUllJg auch ~u untermauern. Da's Steuerrecht, 
das wir bis zum 1. Jänner 1973 hatten, ging 
vom Grunds,atz der Fam~lienlbesteuerung aus. 
Es wurden di,e Einlkommen der g,esamten 
Familie Z'usammeng,elegt und davon die Steuer 
berechnet. In einem solchen System war es 
nach dem Grundsatz der Berücksichtigung der 
LeistungslfäJhigkeit im Steuerrecht geradezu 
eine Notwendigkeit, den AlleinsteJhenden stär­
ker zu besteuern. Grundsätzlich hat sich dann 
auch dadurch niChts geändert, daß schon im 
Zuge des zweiten Wel,~krj,eges die gemeinsame 
Besteuerung der Ehegatten rur Arbeitnelhmer 
mit geringerem Einkommen ahgeschalfft wer­
den mußte, UJffi einen gr,ößeren Anr,eiz für die 
Berufst,ätigkeit der Ehefrauen zu bieten. Zu­
dem darf man ni,cht :übersehen, daß die stär­
kere Besteuerung der Ledigen gerade im sog,e­
nannten Dritten Reich auch als Anreiz für 
eine Verehelichung gedadlt war, die Iden be­
v-ölkerungspolitischen Intentionen des damali­
gen Regimes entsprach. 

Mit dem Ubergang zur Individualisierun;g 
am 1. Jänner 1973 fäm alber jede s,aichHche 
Begr:ündung ~ür die Steuergruppe A weg. Oder 
kann mir jemand sagten, warum es gerecht 
sein sollte, bei einem berufstätigen kinder­
losen Ehepaar, bei dem jeder Ehegatte ang'e­
nommen 5000 S im Monat verdient, jeden 
dieser Ehegatten ger.ing,er zu besteuern als 
einen Ledigten oder Alleinstehenden, der eiben­
fallsl 5000 S im Monat veI"dient? In jedem Fall 
lebt doch die Person von 5000 S Monats-
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Erleb lIofstetter 
einJkommen, und nach dem Grundsatz der Be­
steuerung nach der Leistungsfähigkeit kann 
man hier nur die 'gLeiche Steuel'lleistung vor­
sehen. 

,oas war uns natürlich schon zum Zeitpunkt 
der Einfiülhrung der Indi1vidualbesteuerung 
durchaus bewußt, und es wurde ·schon damalls 
vielfach als Konsequenrz dieses Schrlittes die 
Abschaffung der Steuergruppe A angeregt. 
Da,s wurde 'heute schon ,erwähnt. Ich darf 
er,innern, es war ja dama'Is eine Senkung in 
der Differenz bis ~u 19 IPwz,erut. Damalls' mußte 
dies aHerdings aus budgetpdHtischen Gründen 
untel1bleli'ben; diese Maßnahme hätte nämlich 
die Steuerreform des J,alhres 1973 allzu sehr 
belastet. Die Regierung hat aber nun die erste 
Gelegenheit wahrgenommen, die Steuer­
gruppe A zu beseitigen, um damit auch rur 
die Ledigen und Alleinstehenden ein größeres 
Maß an Steuer,gerechUg1keit zu 'errekhen. 
Dies.e Re:gelung begünsttgt nicht nur die jun ... 
gen ;Menschen, sondern auch viele Frauen und 
Männer, die al'Leinstehen. 

Dalbei sollte noch .eine Erwägung n1icht un­
erwähnt bleiJben: IBei den Ledigen hande'lt es 
sich meist um jUlITge Menschen, di'e nach ih.ver 
Verehelichung Slehr glroße AULwendungen rur 
die W CihnraumlbesdlJaffung haben werden. Die 
Zei~en, wo man eine Wohnung fast umsonst 
bekam, sirud in Osterreich längst VOllbei. Wenn 
man aber von den jungen Menschen er/wartet, 
daß sie vor ihr'er Heirat für eine Wohnung 
anspaven, kaJnn man sie nicht '9Ileichrzeitig mit 
einer durch nichts zu IbegIlündenden stäI'ker,en 
Besteuerung eiben bei dieser IErsparntilsibildung 
behindern. 

Die Abschaffung der Steuergruppe A ist 
also eine Konslequeruz des UbeT.ganges ~ur 

IIl!dividua~besteuerung. Das Sys.tEIDl der Indivi­
dua]besteuerun:g kann aber einem Prdblem 
nicht g.anz gerecht 'werden: der LeiJstungs­
fähigkeit des Alleinverdieners. Hier muß 
daher eine Korrektur eingelbaut werden, und 
das i,st in unserem Steuerrecht in Form des 
Alleinverdiener.absebzJbetl1ages gescbehen. Die­
ser A:lleinverdieneraJbse.tZlbetrag wird a1b 
1. Jänner 1975 nunmehr mit 2400 S im Jahr 
festgesetZtt, iSodaß jeder Alleinverdiener ,im 
Ver:g1eich mit einem gleich gut verdienenden 
Steuel"'Zahler, der ~ein Alle-invertdiener ist, um 
200 S im Monat weniger Steuer ZUi zahlen 
haben wird. 

Sicher kann man daITÜber streiten, wie (hoch 
dilieSier AJUeiJnJV1eroliJemeI'a!bsletZtbetJI1ag 'll/lI!l1IDehr 
selilIl sO'll. M,aJl.1! wtilrtd :aIber tdJabei Il1JehI"el'le 
Faktoren nicht außer acht lassen dürfen. 
Neben der finanziellen Belastung des Allein­
verdieners ist nämlich auch zu berücksichtigen, 
daß ein zu hoch angesetzter .A!lleinverdiener­
abset'wetrag sich als bedeutendes Hirudernis 

für die Berufstätigkeit der Frauen, inslbeson­
dere rur die Teil:zei~bes<häfti.g<UIlIg, lel'lweisen 
könnte. Denn man darf nicht übersehen, daß 
die Berufstätigkeit der Frau unweigerlich ja 
auch mit zusätzlichen Ausgaben für die Familie 
verhuruden ist und die SUlIDme dieser Aus­
gaben und des AIJleinverdieneraJbsetzbetr,age,s 
in Relat,ion zu dem ~inikommen der Fmu 
gesehen wel'lden muß. In diesem Zusammen­
hang haben wir es für notiwendig erachtet, 
die EinkommenSigreIllZe, die die Frau erreichen 
kann, ohne daß ihr Mann den A:Ueinverdiener­
abse~betrag verliert, von 7000 Sauf 10,000 S 
im Ja:hr anzuheben. Gleicbzeitig wUI"de klar­
g,estellt, daß steuenfreie Bezugsteile hiebei 
außer acht bl eilben. 

Verschiedentlich ist angeregt worden, den 
AHeiruverdieneraJbsetzJbetrag wesentlich stär­
ker zu eI1hölhen und gleichzeitig auch die 
erwähnte EinJk.ommensgr,enze zu vervielfachen. 
Das ma'g sich 1m ersten Moment auch sehr 
populär anhören. Ich fIiage mich nur, olb man 
damit nicht den ganzen Sinn des AllleinveT­
dieneralhseWJbetrages untergräibt, ,weil er dann 
vielen Familienoberhäuptern zugute kommen 
würde, die gar nicht AilleiIllverdiener im lanlCl­
läufig1en Sinn sind. Vermutlich würden sich 
dann die echten AUeinverdiener erst r,echt 
wieder d'isikriminiert früthlen. 

Für uns GeiweI1kschafter ist aber die Er­
höhung des ArbeitnehmeIaJbset1lbetrages von 
1100 Sauf 2000 S im Jahr eine besonders wich­
tige Maßnahme. Diesen Absetzbetrag 'betrach­
ten wi,r, ebenso wie die Be,giÜnsti.gung der 
Sonde vz ahlungen , als ,ein g.ßwitsses Äquivalent 
dafür, da,ß die Arbeitnehmer wesentlich gerin­
gerte Möglich'keiten haben, von Albsetz- und 
Abschrei'bemöglichkeiten Gebrauch zu machen. 
Jeder Versum, an diesen Begünstigungen der 
Arfueitnethmer zu rühren, müßte uIllweig·erlich 
dazu führen, da>ß dite österreichischen GeweIik­
schaften nicht läruger bereit wären, die For­
derurug auf die vo11ständige TreIl!nuIllg von 
Lohnsteu.er urud Einkommensteuer zurückzu­
stellen . .Denn nur diese beiden BegünsNgungen 
lassen die g,emeiusame Lohn- und EinkommeIl!­
steuer für Al1beitnehmer noch ha~bwe.gs erträg­
lich ,erscheinen. 

Auf dem G~biet der Berücks'ichtitgung der 
Kinder sieht das heUlte vorliegende Gesetz 
eine ErhOhung des Absetzlbetl'ages ~ür das 
erste Kind auf 4200 S im Jahr vor. Damit wird, 
was .uns wieder im Sinne der Steuergerechtig­
keit besonders wesentlich ersmeint, der Ab­
S>etzbetr.ag fiür das erste Kind an die Höhe 
deSlj enig,en für das zweite und die weiter,en 
Kinder angeglichen. Denn }eder, der Kinder 
ha't, weiß geIl!au, daß das er:ste Kind sicher 
nicht weruig,er kostet als das Zlweite und wei­
tere Kind. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das ist 
eine echte Phrase!) 
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Erldl Hofstetter 
Gerade in den letzten Wochen ist alber diie 

Frage der GerechNgkeit des Systems der 
St-euel1absetzlbeträge rur Kinder erneut - hier 
im HOIhen Haus vom Herrn .A:bgeoooneten 
Sandmeier, wie schon erwitihnt - zur Dis­
kussion gestellt worden. Gestatten Sie mir 
daJher, Hohes Haus, einige grundl5ätlZliche Be­
meI1kungen zu diesem Thema. 

Wir Sozia~isten - und in dieser Frage 
mit uns g·emeinsam alle Fr'alktionen des Oster­
reichischen GewerlkscbJcrftSlbunldes - stehen 
auf dem g'fUndsäbzllichen Standipunlkt, daß der 
Staat alle Kinder gleich behandeln ·sollte. Die­
sem Gedanlken WiÜl1de es sicher am ehesten 
entsprechen, wenn rn·an vom System der 
Steueraibset:zJbeträge zu eiIllem System der 
direkten Förderung übergeht. Ein sOilcher Vor­
schlag wurde auch in der Steuerkommis.sion 
des OGB gemacht. WÜ haben i!hn aUerdings 
aaiUlt elililierrn Heischllruß laJIIl Buruc1e1skongI1eß dies 
Gew,eIiks'maHslbundes an die [Bedingungen ge­
knüpft, daß gl'eichzeiNg dafür gesorgt werden 
soH, daß alle Gruppen der Bevöbkerung, ihrer 
LeistuIl!gsfäihigkeit entsprechend, zur Finan­
zierung des Familienllastenausgleichs her,an­
gezogen werden. Unld g.eIllalU an diesem Pro­
blem ist diese Maßnahme der direkten För­
derung gescheitert. 

Denn nach unseren Ber,echnungen hätte der 
Ubergarug zur dir·elk.ten BeiJhiUe Izusätzliche 
Beihil.fenleismmgen ,für die iBauemkinder in 
einer Größenordnung von etwa 1,3 MiJIliaroen 
SchiHing im Jahr hedeutet. (Zwischenrufe.) 
Wir sind nicht neidig. - Wir wi,ssen aber 
auch, daß der über,wiegendste Teil der Bauern, 
una!lfuängig von ~hrer KinderzaJhl. keine Ein­
kommensteuer b~ai'hlt. Wo .di·eSle De-facto­
Steuerfreiheit aruf dem Umstand beruht, daß 
di.e Einkommen der Bauern entsprechend nied­
rig sind, ist dagegen sicher nichts ein­
zuwenden. Wenn aber gut verdienenide Groß­
bauern ~ür ilhre Kinder zusätzliche Leistung,en 
aus dem Familienlastenausgleidl bean~ 
spruchen, dann soblten sie entsprecherud iihrer 
LeistungsJäihtg'lwit auch bereit .sein, gewis'se 
zusätzliche Beitr:äge zum Fami1ienlastenaus­
g·leich zu leisnen, des·sen Einnahmen derzeit 
nicht einmal zu 1 ProZ'ent von Bauern 
stammen. 

In den Ve:r1haJndlung,en im Finanz-
ministerthLIn halben slich aber die Ve!rtr,eter 
der Prä.sidentenlkoIl!fer,enz kategor·isch gewei­
gert, Ülber irgendlw.e:lche zUJsätzliche Beiträge 
gewisser Bauerngruppen auch nur zu verhan­
deln. 

Für uns SoziaHsten b1eilbt es aber weiterhin 
ein Ziel, den Uihergang zur direkten För­
derung der Kinlder zu eneichen. Uber die 
Finan2lierung dieses Uberganges wird man 
abe-r in Zukunft nodl ausf·üihrlich zu SlPrechen 
haben. 

Ich möchte hier betonen - es 'hat der Herr 
Albgeor-dnete Dr. Bmesi.g1ke das ja schon ge­
sagt -; RefolIDen oder Änderungen im Ein­
kommensteuersystem werden schrittwei.se 
durchzuführen sein. Es ist eine Hlusion, wenn 
man glaubt, in einem Zug sämtliche Korrek­
turen durcbführen zu können. Auch der Hin­
weis auf die Bundesr,epullHk Deutschland 'be­
sagt DJichts, weil es auch dort Schwierigkeiten, 
zi,emll~ch g.roße Schiwltemigikl8lLben :in bezug lilIUlf 
die Besteuerung gilbt. ,Man ist auch dort in 
Beratungen über eine Korrektur und über eine 
ReformbereitJs eingetreten. 

Aber überhaupt kein Verständnis haben wir 
al'lerdings .für die vom Herrn Generals·ekret,är 
Dr. Koihlmaier und auch für die im Antrag 
wi·edeIiholt geäußerte AlbSlicht, im FalMe eines 
WaMSlieges der Osterr.eichischen Volkspartei 
wieder, zu dem System der Kinlderfreibeträge 
zuDÜckzukehren. Kinc1erfreibeträ.g,e unter­
scheiden sich eben von Kinderalbset,zlbeträgen 
dadurch, ·daß :die Steuerer,sparn1s bei hohen 
Ei1lJkommen der Eltern größer ist a'ls .bei 
niedrigem Einkommen. 

An dieser Tatsache ändert sich grundsätz­
lich auch dann ruichts, wenn man, rwie es die 
OVP beabsichtigt, einen :Mindest- und einen 
HöchstIbetrag für di.e SteuererSiparnis festset,zt. 
ZwiJschen diesem Mindest- und d:iesem Höchst­
betrag würde die Steuerersparnis Ibei hohen 
Einkommen größer sein als bei niedrigen 
Einlkommen. Dalfür gibt es für UiliS Sozialisten 
keine gerechtferti.gte Begründung! 

Ich daI1f ISie, meine Herren von der Oster­
r,eichiscnen Vollkspar,tJei, auch darauf aufmerk­
sam machen, daß der BUIIlideSivorstand des OGB 
in s.einer letrzten Sibzung einstimmig getgen die 
Absicht, die Steue.ralbset~beträ.ge Eür Kinder 
wieder in Freilbeträge umzuwandeln, Stellung 
genommen hat. Die OViP hat sich damit ein­
deutigauf Kol<lisiolliskurs zum OGB begeben. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) Sehr gut. Ja. 

AUJf di.e ü'bri.gen Punkte des vorliegenden 
Gesetzes will ich weiter nicht eingehen, weH 
sie, glaube ich, kalum kontrover.siell sind. Die 
Erlhöhung des WerbungSikostenpauschales ist 
eine Valorisierung eines seit langem UJnver­
änderten Betrages, und die EI1höhung des Pen­
sionistenabset71betrag,es erfo1gt in Ana1o.gie 
dazu. Der höhere Pauschalbetrag für Sonder­
aus.gaben erweist sich angesichts der. Uber­
l·a·stung der Finan~ämter alls absolut not­
wendig. Auch die Varlor,isierurug der Frei­
beträge für KörperibefhiIllderte und Oprer des 
Faschismus, ebellJSo wie des .Freibetrag.es für 
NeibeneinIkommen und der Einlkommens­
grenz·en bet der außergewöhnlichen Belastung 
erfolgt im Hinibllidc auf den Zeitraum seit der 
letzten Fests,etzung dieser Beträge. Ähnliches 
gilt ~ür die ErlhÖimng. der Steuerfreiheit bei 
Jubiläumsgeldern. 
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Erich Hofstetter 
Holhes Haus! Ich erlaube mir, einen Drei- la·stung der Einikommen mit LOlhn- und EiIlJ­

parteienantrag zur Verlesung zu -bringen und kommensteuer nicht übermäßig allllwamSien zu 
ersuche, rhn in die Beratungen miteinzubezie- lassen. 
hen. Diese tJlberlegung·en sind der Vorlage dieses 

Gesetzes zugrunde gelegt. Wir als sozialisti­
sche Fraktion stiimmen di-esem Gesetz zu. 

Der Nationalrat wolile in Zlweiter Le'sung (Beifall bei der S'AtJ.) 
beschließen: 

1. Artikel I Z. 2 a hat zu l-auten: 

2 a. § 3 Z. 16 eI1hält folgenden Wortllaut: 

".16. Entschädigungen -im Sinne der Z. 15, 
die in dem an freigestellte Mitgilie:der des 
Betriebsrates fortgezalhlten Entgelt ent­
haHen sind, ferillJer gleichartige Entschädi­
gungen an Personal vertreter im Sinne de,s 
Burrdes-.Personalvertretungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 133/1967, und älhnlicher landesgesetz­
licher Vorschriften ,sow1e Entschädigungen 
gemäß Z. 15, die in dem Arlbeitsldhn, der 
an den Arlbeitnehmer im Krank,lreitsfalle 
weiter,gezahlt wird, enthallten sind." 

2. Artikel I Z. 56 hat zu lauten: 

56. § 68 J\lbs. 4 enthält folgenden Wortlaut: 

,,(4) Gemäß Albs. 1 bis 3 sind auch Zula1gen 
und Zuschläge zu behandeln, die in dem an 
fr-eigestellte Mitglieder deos Betfi.elbsrates 
.tortgezaihlten Entgelt 'enthalten sind, ferner 
gleichartige Zulagen und Zuschläge an Per­
sonalvertreter im Sinne des Bundes-Per­
sonalvertretungsgeset.zes und ähnlimer 
laooelSgiesetzlicher Vorschriften sowie Zu­
lagen und Zuschläge gemäß Abs. 1 Ibis 3, 
die in dem AI1beitsIOlhn, der an den AI1beit­
nehmer im Kr,aIllklheitsfalle weitergezahlt 
wird, entJhalten sind." 

Zur Begründung möchte ich dem Hause 
bekanntgeben: lDiese NovelMerung ist im Hin­
blick auf das EntgelHortzahlung'sgesetz not­
wendig, damit die im Entgelt ftestg,e.legten Be­
träge ebenfalls d·eli Steuerbegünstigung unter­
zogen werden. 

Hoh.es Haus! Wie schon eingangs fest­
gehalten, handelt es sich um eine bedleutende 
Steuern'OveUe, die nunmehr durchgeführt wird. 
Das mag -angleskhts der si'che rü eh nicht leich­
ten Situation der Staatsfinaruzen vi-eLleicht als 
eine Ü'bertrielbene Maßna'hme erscheinen; doch 
hiifft dies keineslfaNs zu. 

Präsident Dr. Maleta: Der Antrag der Albge­
ordneten Erich Hofstetter, Wedenig, Melter 
und Geno5Jsen ist genügend unterstützt und 
ste'ht daher mit in Verhandlung,. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Neuner. Ich erteile es ihm. 

Abg,eordneter DDr. Neuner (OVP): Hohes 
Haus! Die lückenlose Kette von Oberfläch~ich­
keiten, die uns Herr Dr. 'Iitill hier voflgteset!zt 
hat, erfordert, daß man eine davon heraus­
greift und sich mit thr auseinandersetzt. 

Er meinte, daß Elelktroerzeuger es in der 
Hand hätten, Hän1dler, GeschäftsfreUl1ide ge­
wissermaßen auf Steuerkos-ten einlZlUladen un:d 
in der Welt spazier-enzuführen. UnteIischweillig 
kommt da hervor, daß, wenn das alles nicht 
wäre, wenn also dJiese Albgabenverkürzungen 
nicht wären, man noch mehr an VerteHungs­
politik der sozialistismen Regierung betreiben 
könnte . 

Meine Damen unld Herr.en! Im habe es von 
diesem Batz schon mehrmals gesagt: Ein blo­
ßes Studium der jeWleiligen Re chnungs ab­
schlüsse des BUilides wülde unter der Position 
"ahgeschriebene Einna'hmen, Strafen, Neben­
gebühren" zeigen, daß insgesamt nur 3 Pro­
mille der Staabseinuahmen aus Abgaben unter 
diese Position fallen. 

Herrn Dr. TuB ist es als öffentlich Bed'ien­
steten vorbehaLten geblieben, s'eine Finanz­
beamtenkollegien zu diskriminieren. 

Im kann Ihnen hier, meine Damen und Her­
ren, aus der Pr.axis als Wirtschaftstr,euhänder 
sagen, daß die Beamten die Hanldhabung der 
Vorsmriften über die AlbsetJ7Jbarkeit oder 
Nimtabs'eizbarkeit von R'epräs'entationsspesen 
sehr streng handhaben. 

Vielleicht gelingt es Herm Dr. Tull, seinen 
Einfluß auf den Herrn Finafll'zminister auszlU­
üben, damit auch dieselbe Strenge bei der 
Betrieibsprufung 'des " Bauring" angewendet 
wird. (Beifall bei der tJVP.) 

Die Osterreichische Volkspartei, meine 
Damen und Herren, lehnt die Vorlage auch 
deshaLb a:b, weil die wirtschaftsfördernden 
Maßna:hmen in der Vorlage völlig fehlen. 

Wie alle anderen Länder mit einem 
progressiven Steuer,system mußten wir auch 
in Osteneich feststellen, daß die st'arken Prei,s­
stei'gerung:sraten eben zu einem über­
proportionalen Ansteigen der Steueribedastung 
führ,en. 

Die Einkommens1teuerprogr.ession wird \in 
Daher wird les - es ist heute schon zum der inflationistischen Wirtschaft der sor.ziJalisti­

Ausdruck gekommen - von Zeit zu Zeit smen Regierung besonders hart von den Selb­
Steuersenkungen geben, um die gesamte Be- ständigen, von den Landwirten, Geweribetrei-
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DDr. Neuner 
benden und freien Berufen le'mprunden, weil I zent, sondern mit 2S Prozent, erschweren Sie 
nämLich auch die SdlieinJgewinne, die inflatio- die Uberschaubarkeit der Steuellbelastung und 
nistisch entstehenden Scheingewinne, der pro- die KalkulieI1barkeit 'der Steuern. 
gressivren Besteuerung unterworfen werden. 

Nur der echte Gewinn, der erwirtschlaftete 
Gewinn, dJer Wertaufitdeb sollte besteuert 
werden, nicht aber der Scheing.ewinn. Tatsäch­
lichaJber 'besteu,ern Sie die Scheing,ewinne auf 
Grun!d der bestehenden Vorschriften und noch 
Vliel mehr: Sie besteuern sie progressiv schär­
fer. Statt zu entlasten, vellsch:ärft die Vorlage 
diesen Effekt. 

Sie scha.ffen die vOI1Zleittg:e Abschreibung für 
Gebäude ab. Sie begrünlden dies mit einer 
KonjunktJuIibliemse. Gerade die g,egenteilige 
Wirkung, Herr FinaDizmilllister, wrird laberein­
treten. Denn bis zum Jahresende 1974 besteht 
dire vorzeitige Ab'schretbUIlJg für Gebäude noch. 

Es wird dalher das Bestreben ,der Wirtschafts­
treibenden sein, geIiade bis. zum J cilluesende 
1974 noch so viel allS nur mög'lich zu verhauen, 
weil da nom je'der Schming der vorz1eitigen 
Abschre·tbuTiig unbeIiHegt, unid dann rasselt der 
Vor1hang herunter. 

Ab 1. Jänner 1975 wird die Bauwirtschaft 
s~agniteren. Es wird genade aber für das Jahr 
1975 nobwellJdigsein, dort Impulse zu geben. 

Was Sie planen, Herr Mirüster, wird nicht 
eintreten, da es auf völlig falscher Grundlag·e 
basiert. 

Sie schlaff.en 'aJuch mit die'ser Vorschrift wrei­
tere Verwaltuiligserschiwemisse, Wleil nämlich 
der schon lange scbJwelende Str,eit: was ist 
bewegHches Wirtschafts'grut, w,as ist unlheweg­
liches WirtschaftSlgut?, durch die Abschaffung 
der vorzeitiJgen .Albschreibung für unlbeweg­
liche Wirtschaftsgüter und den Wunsch, natür­
lich da und dort die Qrialifik'atioiIl auf das be­
wegliche Wirtschaftsgut abzustellen, aufflak­
kern wird und eine verstärkte Wirkung der 
Streitfrage beweglich - unbeweglich eintre­
ten wird. 

Sie setzen sich 'aluch glatt darüber hinweg, 
Herr Bundesminister, daß das Wirtschafts!jaihr 
1974/1975 für einen Großteil der Untlßr>neih­
mung,en bereits läuft und dalber diese Ver­
schärfung IÜckwiI1kend eintritt. Sie setlZen sich 
glatt darüber hinweg, Herr Minister, daß die 
hohen Ertragssteuern unlbedingt ver1angen, 
daß man die Steuerlast vorhersehen kann, 
daß die Steuerlast ka~klulieIibar ist. 

M'it Ihrem Zick.z,ackkurrs, Herr Minister, ein­
mal vor.zeitige kbsch,reibung'en ja, einmal vor­
zeitige AJbschr.eibtmgten nein, einmal SoI1lder­
abschreirbung schon für 1973, daDill erst wieder 
für 1974, dafür nicht wie geplant mlit 30 Pro-

Die konzeptlose Steuerpolitik dieser best­
vorber:eiteten RegieruIllg könnte man noch an 
einigen Beispielen eI1härten. Ich möchte hier 
Il!ur her.ausgreifen, daß Sie dFe MänJgel im 
MehrwertsteueI'lgesetz, die einldeuUgen Gesetz­
widrigkeiten nicht dadurch rsanieren, daß Sie 
eine Vorl,age ins Haus bI1ingen und das Ge.setrz: 
geändert wird, sondern Sie erlassen 'gesertz­
widrige Erlässle, weil·es dem Prestige des. ülber­
legen lässigen Finanozminilsters eben abträg­
lich wäre, hier vor dem Hohen HaJlLse seine 
Fehler zu gIBst,ehen. Da,s Prestigedenken, Herr 
Minister, geht ]hnen alS'o auch Iihrer Verfas­
Slungstreue vor. Das habe ich schon etnmal 
von diesem Pult aus gesagt un!d ich wieder­
hole es hier. 

Sie sch·affen Verwaltungsschwierigkeiten, 
slatt die Schwierigkeiten in der Verwaltung 
:l)U beseitigen. 

Ein Beispiel dafür ist auch in dieSler Vorlage 
enthalten. Si,e verliangen, daß der Investitions­
ftei'betrag in der Bilam ausgJewies,Em werden 
muß. BiSlher ist keine Iderartige Verpflichtung 
aus dem Wortlaut des Gesetzes zu entmehmen. 
Nur ein von Ihnen herausgegebener Er,laß 
vedangt den Auswets. 

Trot~dems!agen Sie IIlIitdem Brustton der 
Uberzeugung in den Erläuternden Bemerlmn-: 
gen - ich zitiere jetzt wörtlich -: "Diese Ge­
s'etoz€sänJderung ste'llt k1ar, daß der Investi­
tionsfreiibetrag ... bilanzmäßig ,auszuweisen 
ist, wie es schon bisher dem Gfiundsatz der 
BHanzklarheit entsprach." 

Aus. Kein Wort darüber, was an gegentei­
liger Ansicht funJdiert in der Fachil'iteratur dazu 
ges.agt worden ist, kein Wort beispielsweise 
zu den Ausführungen Halpernrs in der Oster­
reichischen Steuerz·eitun.g. Außerdem, Herr 
BUn!desminister, wenn es klar ist, daß das 
schon jetzt ausZIuweisen ist, dann hätte es ja 
gar ke'iner 'g,esetzlichen Regelrung bedurft, 
denn was klar ist, bIlauch!e ich nicht gesetzrlich 
zu regeln. 

Die Grull/dsätz,e der BilanzldlaI1heit halben 
- das muß ich ]hnen nicht besonders sagen -
über den § 5 des Einkommensteuergesetzes 
als Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfühl1UiIlg 
OIhnedies Eingang in das Steuerrecht ge.funden. 
Warum muß ich das dann noch besonders de­
klarieren? Alber eben desha'1b, weil Sie es 
nunmehr besonder.s deklarieren, wind die Sache 
unsicher, wird man also sagen: Nun ist .es 
Gesetz, vorher ist es nicht erforderlich ge­
wesen. Im beson!deren ist der Zeitpu'Illk.t des 
Wrirksamwerdens heraus2JUstellen, Herr Bun-
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DDr. Neuner 
desminister. Alle Bestimmungen lassen Sie mH 
der Vepanlagrung des Jahr-es 1975 wtirksam 
weIden, diese Bestimmung mit dem Tag nam 
der Kurudmadmng im Bunldesgesetzb:Fatt. 

A:uch hier schiaffen Sie wieder eine Ungleich­
mäßigkeit, iweil der, der die Bilanz schon ahge­
geben haben wifid, der Dumme i,st, der andere 
muß sich in die neue Rechtslag-e fügen. Eine 
Fülle von Rechtsmitteln wird wiederum die 
Finanzbeamtenschaft, die ohnedies geIlJug be­
lastet ist, noch mehr hela-sten. 

Die Entsteuerung der inflationslbediTIigten 
Scheingewinne, Herr Bundesminister, würde 
erfoJ.1derlich machen, daß man im Anlag,en'Sek­
tor nicht nur die vomeitige Abschreibung für 
Gebäude beibehält, sondern daß man auch den 
InvestitionSifreibetrag ,anhebt. Wir haben vor­
geschlag,en, dies von 20 Prozent a1llf 30 Pro­
zent zu tun, Die EntsteueruDJg der inflatioIlJS­
bedingten Scheingewinne w;üI1de auf dem Vor­
ratssektor eine Bewertunglskorrektur erforder­
lich machen. Wir ha:ben einen bescheidenen 
slrufenweisen Aufbau, auf drei bis füllif Jahre 
verteilt, von 15 Prozent ,at.s Satz für dies:e Be­
wertungskorrek,tur vorgesdllagen. 

Diese Forderungen sind von der sozlial'isti­
schen Fraktion und von Ihnen, Herr Finanz­
minister, genauso abigelehnt worden wie die 
AIlihebung deos Betrag-es für die geringwerti­
gen Wirtschafts güter, ebenso wie die Einfüh­
rung der WertiberkhtigUiIlg von Investitionen 
in ausländischen ProdJUktionsstätten in Ent­
wicklungsländern, 

Nun noch einige spezielle Anl,ieg,en. Ich 
zitieI"le ein Anliegen wörtlich, weill es gut for­
muliert ist untl man, was schon formuliert 
ist, nicht -selbst noch einmal formulieren soll: 

"In der Regel sinid jene Selbstänldigren, die 
selbst im Geschäft oder in der Werkstatt ste­
hen und 'außerdem noch die Geschäftsbücher 
fUhren und die Büro- unld Verwaltungsarbeiten 
erledtgen müssen, g:e:vwuJIligen, weit mehr 
Arbeits·stunden 1lU leisten als Arbeitnehmer 
mit vengleidlJbarem Einkommen. Diese erha!l­
ten außerdem für Uberstunden und Sonider­
zahlungen, wie den 13. und 14. Gehalt, Steuer­
freibeträg-e unid haben Alnspruch auf bezahlten 
Urlaub. Sie haben auch nicht wie jeder Selb­
stän'di,ge das kaufmännische Risiko und die 
Verantwortung für den Betrieb :mI tr:agen." 
Weiters heißt es: ", .. diese für die Se1bstän­
digen ungünstige Altrsgang,ssituatlion muß bei 
der kommen'den Steuerreform berücks'ichtig,t 
werden und allen im Betrieb tatsächlich mit­
arbeitenden Unternehmern die Mehr,arbeit, die 
sie zum Beispiel auch. bei der Einführung der 
Mehrwertsteuer hatten, durch ein steuerliches 
Äquivalent abgegolten werden." 

Meine Damen unld Herr.enl Dieses Zitat 
stammt aus dJem F,achoI1gan des sozia1is~isch:en 
Freien Wirtschaftsv.erbandes vom 18. März 
1974, Herr Kollege Mühlbacher! Diesem Ze.i­
tungsartikel stellen Sie die Uibersenrift voran 
- ich zitiere wlieder wörtlich -: 

"Der Freie Wirtscha.fts'Verband hat mit seiner 
Initiative zur Steuerrefor.m 1975 einmal mehr 
einen wichtiJgen VorspTUng vor allen anldJeren 
Interes-senvertretungen. Gleichzeitig hat er da­
mit seinen Ruf als aktivste und durchschlags­
kräftigste SeL'bständigenorganisation ernwt 
unter Beweis gestellt," (Abg. Dr. Z i t tm a y r: 
Dreimal darf gelacht werden! Ha, ha, hall 

Herr Kollege Mühlbacherl Bis jetzt hat der 
Freie WirtschaftsveIiband unJd sein PräsiJdent 
dafür noch keinen Beweis IgeHefert, ICh weiß 
schon, daß Sie bestenfaUs ein sehr schlecht 
bewaffneter Parti'san der geweI1bllichen Wirt­
schaft in der so~ialistischen Fraktion s'inid. 
Aber Sie hätten jetzt Geleg,enlheit (Abg. Dok­
tor Z i t tm a Y I: Mitzustimmen!), über sich 
hirrausZluwachSien und mit uns zu stimmen. 
Die BeweisiühI1UI1lg für diese hochtrabende 
Aussage wäre Ihnen jetzt noch möglich. (Zu­
stimmung bei der tJVP.) 

Wir haben näml1ich den Antrag erngebI1acht, 
für die selbs,tänldig Tätigen in der LanJdwirt­
smaft, in Gewer.bebetrieben und in freien Be­
ruf.en ein Äquivalent für die steuerliche Be­
günsti'gung zu schaffen, die den nicht selb­
ständig Tätigen in der Besteuerung oder Ent­
steuerung des 13. und 14. Bezuges zusteht. Wir 
haben verlangt, ,daß man 8500 S aus den Ge­
winnen aus Land- unld Forstwirtschaft, Ge­
werbebetrieben und selbständiger Arbeit wie 
bei den Unselbständigen steuerfrei belassen 
soHte. Und darüber hiIl!aus solltJe ein Siebentel 
des Gewi,nnes dem Steuersatlz des § 67 Ein­
kommensteru:el1gesetz unterworf.en werden. 

Aber, HOIhes Haus unld meine Damen und 
Herren von der so.zial1istischen Fraktion, wir 
haben nicht unbegrenzt ein Siebentel verlanglt, 
das dem belgünJstigten Steuersatz zu unter­
werfen ist, wie dies bei den nicht selbständig 
Tätigen mit hohen Bezügen auch der Fall ist, 
sondern wir 'b!aben diese Begünstigung be­
scheiden bis zu einer GewiIllIl!h.öhe von 20,000 S 
maX'imiel't. 

Es ist dies eine sehr bescheidene Fortderung. 
weil wir glaU!ben, dies der Budgetsituation 
schuldig zu sein, Ia:ber trotzdem müssen wir 
unbedingt auf der Durdrsetzill!IlIg dieses Antra­
ges besteJhen, den 'ich hiern'it verlese: 

Abänderung~antrag 

der A:bgeordneten DDr. Neuner, Dr. Zitt­
mayr, SandrmJeier, Dr. P,elikan und Genoslsen 
:zur Regierungtsvorlage 1201 der Beilagen 
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betreffend ein BunJdeslgesetz, mit dem das 
Einkommensteuer.g;esetJz 1972 geändert w.ird 
(Einkommenstemer;gesetz-NoveHe 1974) in 
der Fassung des Aus'scbußherichtes (1225 
'der BeilCl'gen). 

Der Nationalrat waUe 'beschließ,en: 

1. Im Artikel I hiat die Z. 7 wie folgt zu 
lauten: 

,,7. Am Schluß der Z. 36 des § 3 tJ1itJt an 
die Stene des Punktes ein Beistrich. Als 
Z. 37, 38 U!nd 39 werden dem § 3 anlge]ügt: 
,37. in Geld bestehende Verso~guIllgsl'eistun­
gen nlach dem Impfschadenogesetz, BGBl. 
Nr. 371/1973, 

38. Bezüge nach Idem Zivil'dienstJgesetJz, BGBl. 
Nr. 187/1974, 

39.ei:n Betrag von 8500 S jährlich, S'oweit 
im Einkommen Ein!küIlifte gemäß § 2 Abs. 3 
Z. 1, 2 oder 3 enlth:alten si.n~d,' .. 

2. 1m AI"Hkel I ist nach der Z. 31 folgende 
Z. 31 a eiIllZufügen: 

,,31 a. § 39 A'bs. 4 hat wie folgt zu lauten: 
,(4) Sind im Einkarr.uI1l:en EinkÜllifte gemäß 
§ 2 Abos. 3, Z. 1, 2 oder 3 enthalten und 
übersteigen diese den Freibetr.ag gemäß § 3 
Z. 39, so sind auf ein Si.ebentel dieser Ein­
künfte, höchstens jedoch auf 20.000 S, die 
Steuersätze dets § 67 Abs. 1 anzUlWenden.· .. 

Herr Kollege MÜlhllbacher! Sie haben - ich 
wiederhole es - Geleg,eruhe'it, 'diesem Antrag 
beizutreten. Wenn Sie das nicht tUln, was ich 
nach Ihrem biSiherigen V,erhalten im Ausschuß 
befürchte, dann haben Sie einen Trost - für 
Sie m'ag es ein :großer Tr.ost sein, für mich 
ist er kaum einer -; Sie sind dann nämlich in 
der guten Gesellschaft von drei Regierungs­
mitgl'iedern der SOIZialiistisenen Partei. Die 
Frau Wi,ss,enschaftsminister ließ näml,ich die 
Ze'itungen wissen, man müsse die denkmal­
geschützten Obj'ekte un:d deren. Erhaltung 
steuerlich fÖldern. Alber die Damen in dler 
Politik ',scheinen sich nicht der besonderen 
Gunst des Herrn Fina.IllZlIlin'isters zu erfreuen, 
denn sei,t dem 17. Juni 1974 Uegb ein konik.re­
tes Ersuchen des Osterreichismen Wirtschafts­
komitees für das europäischle DenikrrnaliSch.utz­
joahr 1975 bei Ihnen, Herr FinaIl2IDlinister, und 
Sie hätten Gelegenheit gehabt, dies,e konkre­
ten Abänlderunglsvors'chläge, die in dieser Ein­
gabe. enthalten sind, in die Regierungsvorlage 
e~nzubauen und damit dem Wunsch der Frau 
WissenschaftSiminister 'zu ents'Prechen. Bis 
jetzt erfol'gtre le1der keine Re,aktion auf die 
Initiativen der Frau Wissenscha.fbsminister. 

Einen anderen Luftballon ließ der Heu 
Bundeskanzler steilg.en: Am 2. Osrerreich~schen 

Tierär.ztetag fan:d er genCllUso 'Wie 'dti.e dort 
anwesende FTafu Gesundheitsminister sehr 
schäne Worte für die Tätigkeit und den Ein­
satz der österreichischen Tierärzte. Die schö­
nen Worte waren - wie könnte man es anders 
erwarten - leere Worte. In der Regierungs­
vorlage haben diese schönen Worte keinen 
Ni.ederschl1ag gefunden, Herr BUllidesmlinister. 
Sie haben es auch im AIuss'chuß 'strikte albige­
lehnt, die Vorschriften über das zUlsä1Jzliche 
Betriebs,ausgab:enp.auschale rur die Ärzte auen 
auf Tierärzte auszudehnen. Das i'st sehr be­
dauerlich. 

Nun ein paar AUlsführunlgleIl, die ien eigent­
lich ges'tern im ZuSfammenlhang filit der Miet­
zinsregl9lung brirugen wollte, d1e iCh aber, Herr 
PräS'ident, ahne weiteres, mit Uberzeugun.g 
vorbringen darf, weil sie näml'ich Idie steuer­
rechtlichen Vortschrtften im Zusammenhang mit 
der Mietzinsreserve betreffien, oie wir gestern 
veralbschiedet haben. 

Meine Damen und Herrenl Es ist schon arg 
genug, Einkommensteuer für ein einem zu­
fließ'endes urud frei verfÜlg/bares! Einkommen zu 
bezahlen. A!bergeradezu unenträJglich ist es, 
BeträJg,e versteuern zu mÜ'ssen, die gesetzlich 
gebunden sind und ungeküI1zt reserviert blei­
ben müssen; das galt nämlich für die Miet­
zinsreserve nach dem Miet'eiligeset'Z. Eine Insti­
tution in unserem Staate - eine sehr hohe 
Institution -, die siCh Zlwar s'ehr viel mit 
dem Steuerrecht befaßt, aber es dennoen ge­
flissentlich unterläßt, steuerpoliti'sche Stellurug­
nahrrnen 'abzugebeln, nämliCh unser Verwal­
tungs,g,erich'tJsihof, hat gerade in diesem PlUnikt 
seine Z'llrück!haltllmg auf/gegeben UJllId schon im 
Jahr 1953 im Erkenntnis vom 22. Juni, Zahl 
1005/53, ausgesprochen - ich zitiere 'Wört­
lich -: "Da.gegen bedeutet es allerdings eine 
lmum ZlU erklärende Härte, daß der Hauseigen­
tümer für die Kosten der Inst:andhaltu1lJgs- und 
VerbeS'serunlgsanbeiten bis zur vollen Höh'e 
der fÜlllfjä:hri'gen Hauptmiettinse aufzukom­
men hat, obwohl ein 'f.eil dieser Hauptmiet­
zinse von der EinkommenSiteuer 'eI"faßt wird, 
und daß er dadurCh ,gezlW11llgen wird, dj.e In­
stainidhaltulllgs- und VeIibesserungskosten zum 
Teil aus der Substanrz seines Vermög,ens zu 
decken. A]lein diese Härte tst eine notwendilg:e 
FoLge der ein'deutigen Bestimmungen des Mie­
tengesetzes urud könnte dah'er nur durch einen 
Akt der Gesei'Zlgebung, nicht alber durch die 
RechtsprechlUng des VerwaltungSigeTichtslhofes 
hehoben werden," 

Für die Jahre 1953 bis 1961 gab es Uber­
gangslösungen und Veflsuen1e, die Mietzins­
r·eserve steuerliCh zu mildern. Trotz der Ent­
schließung des Nationalrates - e'Üre einhellige 
Entschließung, wenn ich mich richtig er-
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innere - ist alber ClIb 1962 keine steuerliche freuen kdlnn, eine, wie der V'erwaltungsge­
EntlastuI1lg eiIlJ91etr:eten. Die kaum zu eflklä- ridl'tshof wörtlich sagt, kaum ZIU eIiklärenlde 
rende Härte bestanld also von 1962 bis heute. Härte erst ll!am 12 J,aihren beseitigt zu halben. 

In mühev.ollen VerhaIlldl1ungen, aber nicht 
zwischen den drei ParteiJen, sOIlldern der drei 
Parteien unter Unterstützung des Herrn 
JuS'tJizm'iniJsters, ist es nunmehr gelungen, auch 
dem zustän1d'igen AbteHwngsleiter im Finanz­
ministerium jene Abänderunlgen des Einkom­
mensteueJ:1gesetzes .a:bzuri.nIgen, elite gestern he­
schlossen worden sind. Das war keine l,eichte 
Arbeit, und es ist im Zuge dieser Bera:tungen 
auch ein spezielles Kuriosum ents'tanden. 

Der Entwurf, der aus dem FinaJliZministerium 
gekommen ist, hat eine gänzliche unJd dauernde 
Steuerfreilheit der Miet,zinsres'erv.e vorgesehen. 
Wir von der Osterrekhischen Volkspartei 
haben dieser Steuerfreilheit widersprochen. 
Das hat den Abgeoridneten Skritek, dem ich 
nicht anlaste, daß er sich bei solmen Details 
des Steuerrechtes nicht auskennt, dazu ver an­
laßt, zu sagen: Da muß doch ein Wumn drin 
sein, wen.n der Neuner für die Steuerpflicht 
eintritt und das Finan::mninisterium für die 
Stleuerfre~heit eintritt. 

Darum sagen wir es hier auch noch einmal 
vor dem Hohen Hause: Wir wo~len den Haus­
eigentümern Gerechtigkeilt wi!derfahr-en lassen 
und di,e Mietzinsreserve so lange nicht be­
steuert wissen, solange sie gebuIl!den ist. Hört 
aber die Binldung auf, dann soLl das System 
des Steuer-rechtes voll zum Z'uge kommen. 

Wir wollen zwei Dinge vermeiden: einen 
geseHschaftspol'itischen A:spekt und einen 
rechtspol'itischen Aspekt. Wir wollen 'V'ermei­
den, daß man einmal sag,en könnte: Der Haus­
besit2 1st ohnedies steuerfrei gestellt UIl!d fällt 
daher in eine Vermögenskatelgorie, für deren 
Sozialisienmg man deshalb weniger Skrupel 
hCliIJen müßte. 

Außelidem wollen wilr doch einen Anreiz 
schaffen, daß man tatsächlich die Mietzins­
reserve auch veI'Wenldet, wälhrend der Vor­
sdrLag des FiIl!anmünisteri'UlID.'S gerade in die 
gegenteHig-e Richtung gegangen wär-e, nämlich 
es wäre der Anreiz gegeben, die steuerfreie 
Mi:etZ'rnsreserve nicht zu verwenden, was 
schließlich UIIlld .endlich nur ~u Lasten der Mie­
ter gesChehen wär,e. 

Wenn es auch nicht g,elmgen ist, die Frei­
stellung der Mietzmsreserve von der Ver­
mögensteuer zu erreichen, so freuen wir uns, 
daß die Mietzinsreserve von der Einkommen­
und Körperschaftssteuer IlIUinlIlehr so lange 
steuerfrei belassen w'i'rld, so/Lange sie gebun­
den ist. 

Alber, meine Damen unld Herren, es ist schon 
,ein son!devbares Steuersystem, wenn man sich 

Und nun Z'U den ÄI'IzteforderuIllg,en. 

Die Vorlage läßt die alte Forderung der 
Ärzte unbeadrtet, die Einn!abmen aus der g,e­
setz~i:chen KrankenJversichemmg und insbeson­
dere die aufreibende Tähgkeit der Lanldärzte 
steuerlich wirksam 2lU entlasten. Im HinbJick 
auf die Schafiurug der Großg;emeinlden ist näm­
lich die Regelung, Herr Bunldeslll1ini,ster, Lan\d.­
aI"Zt ist nur jener ArZ't, der in einer Gemeinde 
unter 5000 EiIllWdhnern tätig ist, e'ine bloße 
AUigeIl!auswilscherei. Wir haben daher einen 
gemeinsdlffien Antrag Neuner, Scrinzi, Wie­
singer und Genossen eiIl!gebracht, der die be­
schefd.enen Ärzlueforderungen erfüllen soU. 

In diesem Zusammenlhang, bevor ich den 
Antrag verl.eS'e, Herr Bunldesmin'i:ster, noch ein 
entscheidendes Wort zu 1hrer Haltung dazu. 
Herr BundesmiIl!ister, Sie halben mir im Aus­
schuß - und Sie haben das:s,e1be, wie mir 
berichtet worden ist, dem AJbgeordnetJen Dok­
tor Wiesil1lg;er vOllgetrag,en -, als WiT ve:r:Lcmgt 
haben, die in der Regierungsvorlage bestJe­
heilide BestimmUillg zu veI1bessern, gesalgt: Na, 
dann s'treichen wir sie übe rlh:aup t, wenn Ihnen 
das nicht paßt. UnJd dasseLbe halben Sie dem 
Abgeor100eten Wies1Il1g,er geSialgt. 

Herr Bundesminiister! Sie briIllg,en hier den 
StH der Verböserung in ,die Politik herein. 
Wenn die Opposition eine VertbesserUl]g lihrer 
Vorlagen verlangt, wenden Sie d~e Vodage 
'ZlUrückIzielhen. Da's ist ein neuer poliüscher 
Stil, den Ihnen :Ehr großer Lehrmeister Kreisky 
vorgezeichnet hat und den der Schüler offen­
bar kongenial nach'alhJmt. 

Ich verlese nunmehr den 

Ab ä nd e r u ng'S a n t ra'g 

der Abgeordneten DDr. Neuner, Doktor 
Scrinzi, Dr. W~esiIllger, Dr. Pelikan und Ge­
nossen zur RegieruI1lgsvodage 1201 der Bei­
l'ag,en betreffend ein BundeSigesetz, mit dem 
das EitJIkommensteueI1gesetz 1972 geändert 
willd (Einlkommensteuergesletz-NoveHe 1974) 
ln der Fass'Unlg des Arussdmßberichtes (1225 
der Beilagen). 

Der NationalI1at woLle beschließen: 

1. Im AI1t. I hat die Ziffer 9 wie folgt zu 
lauten: 

,,9. Der Albs. 6 des § 4 hat zu lauten: 
,(6) Bei Ermittlung der Einkünfte aus se~b­
stänld'iger Arbeit sind für übl1icherweise nicht 
belegbare Betriebsausgalben 5 v. H. der Ein­
nahmen aus freiberuflicher Tätigkeit (§ 22 
Abs. 1 Z. 1), höchstens jedoch 20.000 S jähr-
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lich, ohne be's'oIl!der,en N amweis abzusetzen. 
Bei ÄI'7Jten und Denti'sten erhöhen sich d~e 
genJannten Beträg,eauf 10 v. H. der Einna.h­
men aus fr,eiberuflicher Täti9"kieH, höchstens 
·auf 30.000 S jäihdim. 

Dieser Fr,e~betmlg eIlhöht sidl bei Ver­
tra.gsärzten und Vertra'gsdenti'sten der ge­
setzlidl,en KrankenversicheruI1lg um 10 Pro­
zent, höchstens um 20.000 S der EinnabrrJ:ren 
aus dieser Tät!~gkeilt, bei Ärzten und Denti­
sten, die in OMen mit weniger als 10.000 Ein­
wohnern ihre Praxis ausÜJben, U'lIl weitere 
5 PrOZIent, höchstens um weitere 10.000 S: .. 

Alb schließ1enld, HOhes Haus, Iliodl einm'al die 
grUnldsät'7Jliche Feststellung der Osterreichi­
schen Volkspartei: Wir }Iehnen dre Einkom-­
mensteuervorlage ab, weil sie k'ein Beitrag 
zur Stabilisiemmgspol'itik ist. Wir 'lehnen die 
Vorlag.e alb, weil sie unJsozia.l, ~amUitenfeinldlich 
und leist'llng,Sihemmend 'ist, weil wirtscblaftls­
fÖ:rldeTItae MaßnaJhmen völlig feMen. Wir leh­
nen die Vorl'age schließl'ich ab, weil Wahll­
gescheIllke unJd öfftentliche Verschwendung 
Vorrang vor einem gerechten SteuersY'stem 
haben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Die Abän'derungiSan­
träge Dr. Neuner, Dr. Z'ittmayr und Genoss1en 
sowie Dr. Neuner, Dr. Scr'iDIZi und Genoss'en 
sind genügend unterstützt unld stehen daher 
mit in Verhandl:ung. 

Zum Wortgeme~det iSlt der Abgeordnete 
Mühlbacher. Ich erteile es, ibJm. 

~bg·eordneter Mühlbamer (SPU): Herr Prä­
S'Hdent! Banes HaUJsl Herr AJbgeoI1dneter Broe­
sigke hat hier weit ausholend auslg'ef,ührt, daß 
es sich bei den EinkommeIl1steuel'labällide'run­
gen der letzten JaJhre nicht UIIIl eine Reform 
handeln kann. Dazu möchte ich s'agen: Wo 
beginnt eine Reform, beziehungsweise was 
meint er eig,entlich? Meint er ein'e Neufas~sung 
des Steuerrechtes? Dann hat er recht, daß das 
nicht eine NeufasSiung des EinkoGIlmensteuer­
rechtes ist. Aber ich g:1atUJbe, daß man eine 
NeufaS'sung, dias heißt eine NeugestaltuIl!g des 
Rechtes Ja nicht 'in kurzer Zeit IDJach'en kann, 
sOnldern dazu würde es sichefllich Jahre benö­
tIgen. 

Diese Reg'ierunlg hat ihr g.anzes Augenmerk 
auf eine schrittwe'iSie NeuortdI1lUrug des Steuer­
r,echtes im Rahmen der I'eaHs'ier:b.aren Möglich­
keiten und der wirtschaftlichen ErfordernisSIe 
gerichtet. Wie bereits ·erwähnt war neben der 
schon erfol1gI1eich durchlgefÜlhrten UmsteLlung 
unseres Umsatzsteuersystems die Schaf­
fung eines maaernen UIlid sozIal gerechten 
Einkommensteuerrechtes eines der Bauptan­
liegen der Regierung. 

Mit der groß'en S'teuerrefoIm, die IlIun be­
reits seit Ülber' einem Jahr wirksam ist untd 
die sidl bestens bewährt hat, W1Urde der erste 
Schritt getan. Hier gl,aulbe ich, daß das Wort 
Reform vollauf zutrifft, wenn im ~hIl!en nur 
a,nführe die vier we'sentlichs'f:en Ärudenmgen 
beim EinkoIDJIIlensteuerges'etz 1973. 

Es wurde erstens der Steuertarif neu gestal­
tet und die Progression in allen Einkommen­
steueI1bereichen ·gemildert. Und ,eine ,wirkliche 
ReformbestimmuIllg, die nicht abzuleugnen ist, 
nämlich das läIllgst überho!tte Prinzip der Haus­
halts:best,euerung mit seiner progressions'ver­
schärfenden Wirkung wurde beseiHgt, was vor 
allem vielen Selbständigen in der gewerb­
lichen WirtsChaft zugute kam. 

Die FamilieIllbesteueIlUlIllg wu~de durch die 
zeitgemäße Tn:dividualbesteuerUIlig ersetzt. Im 
darf vielleicht weiter ausfiiJhren - was heutle 
schon im Mittelpunkt der Debatte stand -: 
statt der bi,sherigen SteuerfreLbeträg'e wurden 
die sozi·al gerechteren AbsetZlbeträge von der 
SteuerS'chuld eingefÜlhrt, uIlld sch.ließlidl wurd'e 
der gesamte Komplex dier Sonderausgaben 
völlig neu g,er,egelt. 

A:ber gestatten Sie mir, daß ich ru den 
Abs'et7JbeträJgen einl~ges aus'f.Ülhre. Die Absetz­
beträge sind eine Lösung, die wir Sozialiisten 
als eine S'ozial g,erechte Lösung finden. 

Ich darf Ihnen das insbesondere bei den 
Kin'derabs'e'tzbeträgen an HanldeiIl!es Bei'spi.e­
les erklären. Unter AIlJIllahme der seine,rzeiti­
gen Fre'1beträge, die in der Höhe von 7000 S 
~ür das ers'te Kinid, weiteren 7000 S für das 
~weite Kind und ab dem dritten Kind mit 
8000 S ang.esetzt waren, eIigibt sich jjür e'm 
Heispiel eines F1amilieneI1hlalters mit drei Kin­
dern, daß er .einen FJ'ei'betrag in :der Bölhe von 
22.000 S hatte. Das haol bedeutet, daß jener, 
der ZlliIl Bei'sp~el ein Einlkommen von über 
1 MiMion Schi!lling bezog, bei dem !die Steuer­
belastung mit rund 50 Prozent anzunehmen 
ist, für seine drei Kinder einte Steuerermäßi­
gung in der Böhe von 11.000 S erhalten hat. 

Im Geg,ens'atz dazu: Für e'j,n.en. S1Jeuerpflidl­
ligen mit einem J ah~esein:kommJen von etWlas 
über 100.000 S, wo die Steuerbelastung 20 Pro­
zent beträgt, bedeut,et es eIne Steue~ersparnis 
beziehungsweise Begünstigung für die drei 
Kinder im Ausmaße von 4400 S. 

Verehrte Damen und Herren' Ich gl,a'ube, 
nicht nur ich, sondern viele S'ilnld der M'einuIllg, 
daß für jenen, der ein Einkommen von über 
einer Million bezieht, es leichter ist, für den 
Unterhalt und die ErziehungS'kosten seiner 
Kinder aufzukommen, und daß es hier nicht 
notwendig ist,. daß mit dem Einkommen auch 
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die Begünstigung, die Steuerersparnis wächst, 
nämliCh. in dem Verhältnis zwischen 11.000 S 
für den höher Verdienenden gegenüber den 
geringeren Einkünften bei 4400 S, was ja weni­
ger als die Hälfte ist. 

Nun, verehrte Damen unid Herren, das sehen 
wir SoziaHstien als so:z~ad gerecht an. DiIe 
LÖSlUDlg des ~inder:abse112lbetrages in der nun­
mehrigen Form, nämlich für jedes Kind den 
Abs,et~betflag mit 4200 S a.nJZusetzen, wür1de 
im geg,enstänldlimen Fall bedeuten - dreimal 
4200 S -, daß der ersparte Betrag das Ausmaß 
von 12.600 S erreicht. Da,s heißt also: 12.600 S, 
was ja mehr ist als seinerzeit d!iIe Ersparnis 
des Höch'stV1erdienenden, weIl!n man auch an­
nimmt, daß hier die höch!ste Steuedast mit 
über 60 ,Pro,zent anzusetzen ist. Denn immer­
hin siIl!d 60 Proz'ent von 22.000 S etwas über 
12.000 S. Bei drei Kindern - Absetzbetrag -
kommen wir also auf 12.600 S. Ich 'glaube nicht, 
daß das ein Grund se'in kann, die Steuer­
novelle abzulehnen. Und da,s, noch ZiU den 
AusführunJgen des Herm AJbgeoriooeten BrOle­
sigke: Man kianndas so bezeichnen, daß eben 
bei unser,er Politik immer der Mensch im Mit­
telpunkt steht. 

Verehrte Damen unld Henen! Mit der nun 
voI1liegenden EinkammensteuernoV1elle 1974 
wind der besduittene Weglog'isch und konse­
quent fortgesetzt. Im EinJkiliang mit den gr,u!llld­
sätzlichen Zielen der Reform und mit dem 
stabilitätspolitischen Bemühen der Regierung 
wird diese Refornn, di,e mit 1. Jänner 1975 in 
Kraft treten !soll, eine neuerliche TarifsenOOlllIllg 
bl1ingen. 

Gestatten Sie m'ir e'in'iJge Worte zum Tlarif. 

Es wurde Z'um BeispieIl von Herrn Abgeord­
neten Broesigke veI1langt, daß die Mas'sen­
einkommen wesentlich aus der Progr,esJsion 
hercruSlg,enommen wer,den soUten. 

Ich darf hi€lZiu das g,raplhische Bnd, das lihnen 
aUen zug,egangen i,st, in Er~nIl!erung rufen, das 
genau dlaI'istehlt, daß nunmehr mlit der Novel'le 
der vielberüchtigte Mittelstandsbauch dort, 
wo d'ie Masseneinkommen am meisten be­
steuert WlUrden, weggeßallen ist. DeIlil1J die iIleue 
strichlierte Linie ·steUt den nunmehrig,en Ver­
lauf dier Steuerbela,stung dar. Der sogenanrute 
MittJelsfandsbauch ist nach der Novelle weg­
gefallen. 

Verehrte Damen unld Herren I Eine Tarif­
än'derung, di:e hier verl'arugt wirld, und die viel 
kritis'ierte ProgresisioIl!5'V'erschärfung sind von 
dem Tarif ausgehend folgendermaßen zu be­
trachten: Sie haben nämlich zwei IFixpunkte: 
den Beginn der SteueI1belastung und den 
Höd1ststeueIlbetm·g. Wenn nunmehr verI:angt 

wird, daß die Freigrenze sehr weit v'erschoben 
werden soll, .dann ergtilbtsid1 - wenn man 
oliCht dem Zwischenruf des Herrn Abgeorld­
neten ZiHmayr fol~gen sollte und die Höchst­
belas'buny hinaufsetzt auf 'eiIllen höheren Pro­
zentsatz - schließlich, daß die Kurve steiler 
wird, das heißt, daß die Progressions­
verschärfung immer weiter zutrifft. 

Nun, was bier vielleliCht gemeint ist, war, 
daß man die Progressionsmilderunlg für die 
Masseneinkommen in der Form gestalten 
soHte, daß man einen KniCk hineinmacht, das 
heißt eimle Btnbucht'Ung Idieser Linie. 

Ja, verehrte Damen unJd Herren, das errulU 
ja Wieder n'icht Iden ZweCk. Dann haben Sie 
närrrulich bei den g:eriIllgeren Einkünften wieder 
eine höher,e Be IIClistung , danlIl kommt der ~nick, 
uIlld dann g,eht es wieder steile1r hinruuf. Sie 
sehen also ,gen:au die Schwierligkeiten. Ich 
glaube aber, daß mit diJes'er Novelle und mit 
dieser Tarifregullierung >der richtige Weg gle­
troUen wurde. 

Vielleicht noch etWla's 1JU ]hrem MinJderheits­
bericht. Sie blaben - ,das trifft auch beim Tar1if 
zu - zwei BeiSJl}iele 1Jur L()Ihnsteuer angeführt, 
näml'i'ch bei einem E~nkammen von monatlich 
8000 Sund bei einem EiIllkommen von 
monatlich 6000 S. Ich habe mir das ,genauest 
angresehen, und Sie blaben dann in dem Min­
derheitsbericht ,die Nachteile angefiührt, die 
die Novelle 19741bringt. 

Darf 'ich IhIllen aIllhand des >Beispiel,s folgen­
des Proz·ell'tverhältnis ider Besteuerung dels 
Jahres 1969 bringen. 

U nJd zwar zum erslten Beispiel: Bei einem 
monatlichen BmttdbeZIUIg in der Höhe von 
8000 S eines Verheirateten mit 1JWei KliJnJdem 
und dem ALleinverdhanerabsetzobetI1ag gab es 
im Jahre 1969 eine Loilmsteuerbel'astunJg in 
der Höhe von 1011 ,30 S was also 'gleich ist 
einem Prozentsatz von 12,64 des Bruttolohnes. 

Auf Grund der Novene und d!er Tarifregu­
lierUIlig eI1gibt sich ab 1. Jännoer 1975, daß die 
steuer~iche Bel:a'stJunlg bei eiIl!em ffiOlIl'atllichen 
Einkommen in der Höhe von 8000 S - ver­
heiratet, zwei KiIllder, mit A:lleiiIW,eI1dieIlle.rfreli­
betrag - 135,60 beträgt, das siIlld geIl!au 
1,69 Protzent. Das heißt, der Unterschied zwi­
schen 12,64 und 1,69 ist lJeachtlich. 

Nun führen Sie an, d!aß s'ich bei einer Er­
höhlIDg von 14 Pw?}ent ~ine VersCh1echJterung 
erg.äJbe. Nun dazu: Ibei der ErhöhuIllg WlÜrde 
nach den Steuersätzen des J'ahres 1969 die 
Lohnsteuer 1295,20 S betragen, 14,20 Prozent 
Belastung, und im Jabr,e 1975 nach der Novelle 
422,50 S, 4,63 Prozent. 
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Mtlhlbadler 
Vere\hrte Damen und Herren, so betrachtet 

kommt effektiv die Auswirkung der Novelle 
1974 deutlich heraus und erscheint mir das 
angezogene Betspiel in ein anderes Licht ge­
rückt. 

Dasselbe gilt für das folgende IBeispiel in 
Ihrem Minderheitsbericht mit einem monat­
lichen BruttQlbe:zug in der Höhe von 6000 S. 
Auch hier, auf Grund der TabeUe 1969 eillie 
Belastung des BruttolO\hnes von 14,74 Prozent, 
nach der NO'veUe 8,81 Prozent. Nach eiIlier 
Erhöhung verschieben siCh die Prozentsätzr. 
von 15,99 auf 10,79 Plro~ent. Also in allen 
Bereichen zeigt sich deutJhch, daß die Novelle 
mit der T'arifseIlikuIl!g einen wesentlichen Vor­
teil 'für den SteuerpflichUg,en erbringt. 

Ich danf noch einmal auf die graphLsche 
Darstellung ~uIiückkommen. Hier sehen Sie 
die Ersparnisse durch die ,stricbß.,i'e;rte Linie, 
es geht hervor, daß sich in den Einlkommens~ 
bereichen bis, zu 320.000 S JaJhreslbezug eine 
Verringerung der Einkommensteuer bezie­
hungstweise Lohnsteuer ergtbt. 

Verehrt-e namen unld Henen, die Steuer­
zalhler werden sich auf Grund der Nove'lle 
10,7 Milliarden SchiHiIlig ersparen; das wurde 
auch heute bereits ausgeWlhrt. DaIS gilt ~ür 
die Arbeiter und Angestellten '9-eIliauso wie für 
die Pensionisten oder die Setbstänldigen. 

-Erstmals wurde- ~um 1. Jänner 1971 die 
EiIllkommeIlisteuer -Sipül1bar gesenlkt-. Am 
1. Jänner 1973, mit Wirksamwerden der 
großen Steuerrelform, wurde die Einlkommen­
besteuerung neuerlich stark -gemilldert. Allein 
diese beiden MaßnaJhmen verminderten das 
Steuerauflkommen um mehr als 10 MilliCl!rden 
Schicrling. Mit dem WiI1ksamwerden dteser 
Novelle wird nun die Steue-rbelastung weiter 
gemildert. Der Betrag, der den St-euerzahlern 
schon in den letzten Jahren in de-r Tasche 
oder auf lilhren Konten b-Heb, wird durch die 
neue Reform mehr als verdoppelt. Der Sta·at 
verzichtet allerdings damit innerlhalb der 
Amtszeit di,eser Reg.ierlung auf mehr Steuer­
eiIlJnahmen, wi-e er es je in einem verg1eich­
baren Zeitraum zuvor tat. (Abg. Mit t er e r: 
Die Inflation müssen Sie schon dazurechnen!) 
Auch wenn Sie die abrechnen, Herr Präs'ident 
Mitt.erer - ich komme ·auch noch ClJuf das zu 
sprechen -, seihen Sie die wesentflichen Er­
·leichterung-en. 

In welchem Ausmaß die Steuersellikung 
wi'rksam wird, ist an den Vorteilen fiiir die 
Steuerza'hler erkennbar. Wie ibereits erwähnt: 
Die Steuerentlastrung wir-d zu einer preis­
neutraJlen Nettoe-inlkommensverbeSiserung zwi­
schen 3 und 6 ProlZent ~ü:hren. Dies-e Ein­
kommenSIVel1besserung wird, so is·t 2)U hoffen, 
sowohl heider nächsten Lohn- und Ge!halts­
runde als auch bei der Kal:kulation der Wirt-

schaft berlÜcks.ichUgt und eingerechnet werden. 
Dadurch werden die AUSiwirkUIlJ9'en des 
KardinalpfOlblems des Jahres, die weltweite 
Teuerung, in Osteneich -zusätzlich g,edämpft 
werden können. 

Me-ine Damen und Herren, noch eine grund­
sätzliche BemeI1kung, bevor ich auf weitere 
Punkte des Minderheitslberlichte_s näher ein­
gehe. 

Die Beibehaltung des einlheitlichen Steuer­
tarifes sowo!hltiür Arbeitne'hmer uIlid aLs !(lUdI 

für Se'lbständige wilderlegt mit aller Klarheit 
das in UmJlaUif gesetzte Schlagrwort von einer 
Reform }ediglich für Arbeitnehmer. Den Wirt­
sChaftskeibenden und FreischaffeIlIden wird 
die Neug.estaltung des Tari,fesgenau die 
gleichen Vorteile bring'en wie den Unselb­
ständigen. Den ledigen Wirtschaftstreilbenden 
wird die Abschaffung der Steue,r,gruppe A 
di'e gleiche gewaltige Steuerersparnis IbriDigrEm 
wie allen Ar:beitnehmern, d1e nicht verheiratet 
sind. Den Wirtsmaftstreihenden kommen 
ebenso die höher-en Steuerabsetzlheträge zu­
gute, und die Wirtschaftstreibendenmit Kin­
dern werden, wi-e ·aIlle aIlideren Eltern, von der 
verbesserten Kinderf.örderung uilid der :höheren 
Gelburtenbe~hHfe profitieren. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir 
nun zu Zlwei Punlkten des Minderlheits­
berichtes einige. Feststellungen zu treffen. 

In dem MinderiheitsbeIiicht wird unter 
ande,rem ausgeführt, daß die wirtschafts­
fördernden Maßnahmen völlig fehlen; darauf 
hat auch der Herr Abgeordnete Dr. Neuner 
besonder,s Ihin:gewi,esen. Darf ich Ihnen in Er­
innerung rufen, ver,elhrte Albg-eordruete der 
Osterreiwischen VolikSipartei und Verfoasser 
des MindeJ1heitSiberichtes, den Bericht des 
FinanzmiIllisters, in dem in 24 Punikten die 
Förderungsmaßnalhmen s-eit dem Jahre 1971 
auf'91ez'ählt wurden. lDaI'lf ich nur au.f eini'ge 
eingehen. 

Auf die eI'istmaHg,e Anerkennung von Dienst­
verhäUnEssen zwischen Ehepartnern. 

Auf die Ausdeihnung der Se'91ünsti91un9 von 
AhferUgungsrücklagen aUf EiIlJllahmen und 
Ausg.abenrechnung. 

Auf die Enweiterung der Be-günstignmg des 
nicht entnommenen Gewinnes dur-ch An­
hebung der Hömstgr1eruze von 10 aUlf 15 Pro­
zeut des Ge1wtnnes. 

Auf die seinerzeitig,e Anhe!bung der vorzei­
ti-gen Abschlieilbung· bei GehäUlden von 20 auf 
25 Prozent der Anschaffung·s- und Her­
stelluIlig-sikosten. 

Auf die Schaffung, eines IIliVestitionlSlfrei­
betr-ages von 20 Prozent der Anschiaffungs- und 
HersteHungskosten. 
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Milhlbadler 
Auf die Anhebung der vorzeitigen Abschrei­

bung bei beweglichen WirtschaftsglÜtem von 
45 auf 50 Prozent. 

Und allif die Anihebung des Ausmaßes -der 
lnvestitioIlisil1Ücklag,e von 20 auf 25 Prooent. 
Das ist alles venges'sen, das waren alHes, keine 
fördernden Maßnaihmen? 

Auf die SchaffuIlig der MögHchikeit zUir Bil­
dung von Rück/lagen Ibei der Ubert:NIJgung stil­
ler Rücklagen auf WktschJaftsgüter des 
Anlagevermögens. 

Auf die Milderung des gegenseitigen Aus­
schlusses von Investitionsbegünstigungen 
durch Beschränkung des gegenseitigen Aus­
schlusses auf das einzelne Wirtschaftsgut. 

Und bitte: Auf die GeiWälhrung einer Sonder­
abschreibuIli9 von beweglicben WirtschMts­
gütern des· AnJag,evermögens im AUismaß von 
25 Prozent vom Hundert der Anschaffungs- und 
Herstellungskosten für die Ja1hre 1974 his 
1976. 

Verehrte Damen und Heuen, danf ich IihIlien 
an Hand eines Beispieles erlklären, daß es eine 
solche FörderuThgsmaßIlIaihme, eine solche 
InvestitioIlisffJÖrderurug tür di'e Wirtschaft bis­
her ü'berlhaupt nicht g,egelben hat. (Abg. Doktor 
Z i t tm a y r: Aber so eine Entwertung des 
Eigenkapitals hat es auch nicht gegeben!) 

Verehrter Herr Abgeordneter Zittmayr, 
wenn Sie abschre,iJben können 50 Prozent vor­
zeitig plus 25, bei einem Wirtsch.aftsgut mit 
der voraus,s,ichHichen Nutzungsdauer von {lül1Jf 
Jahren weiter·e 20 Prozent, so bedeutet das, 
daß Sie dasWirtschaJftsgut mit den An­
schaffungslkosten im AnlschaffUIligsjaihr mit 
95 Prozent, also Ifast zur Gänze, abschreiben 
können. 

Und jet~t frage ich Sire: Was hat das noch 
mit einer sog,enannten lIl!flatioIlisr'ate, wi,e Sie 
es sagen, zu tun? Denn darSi können Sie nicht 
mehr in ReJation bringen, das ist eine lIlNesti­
tions'förderung" wo Sie Iihre Anschaffungen 
zur GäIllze mit de.m AnscbJaffungslbetrag ah­
schreiben. ES! wi,r,d auch niemand hier im Haus 
sayen können, daß es je eine solche lnvesti­
tiol1JSförderung auf steuerrech1Jlich:em Gebiet 
schong,egelben hat. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: 
Das Eigenkapital wird durch die Inflationsrate 
aufgerissen!) Herr lng. ZHtmayr! Haben Sie 
schon biSher eiine solche AJbschreibUIlJg,s­
mögUchkeit in den BetriE:!Iben gehabt? Das ist 
doch unlbestreitbar, das hat doch: mit der In­
flationsrate nichtls' 'zu tun. 

Aibteihmg der BUnide'siwirtsch!aftSikammer ein 
Schreiben zur Ofi,entlieflUilig heraUJslg,egeben, 
wo die AbändeI'UlIllgen in Ver1bes'SleflUngoen und 
Versch'1echterulligen geteilt cmgerf"ülhd W1Urtle.n. 
Unter Vers'chlechterung waren zweti 'angeführt, 
nämlich: Die derzeit bestehende UlIleinge­
schränkte AbsdueiJbfäihigkeit eller Beiträge für 
eine freiwid.U'g,e Mitig;lie'dJsmaft bei Wirtslchafts­
veflbäIllden soH mit 2 Prozent und so weiter 
begrenzt werden. - Da,s 'ilst j,a gefanen, 'also 
fällt der eine Plunkt der Vers'cMechterung weg. 
Als zweite Verschlechterung war angeführt 
- und da,s ist heut,e schon besprochen wor­
den -: die vorzeitige kfA für unbewegliche 
AnlaJgeg;iit!er von 25 Prozent S'ol'laus St:abili­
tätsgründen ab 1975 außgehoben w,enden. -
Eine VerscMechteJ:1ung, die die finanzpolitische 
Abteihmg alls solche bezeichnet, unld aJUch der 
Herr Abgeordnete Dr. Neuner ist aU5'f,ÜlhlrHch 
dara'uf eing,egangen. 

Wenn ich j'etrzt absehe von der Notwendig­
keit a:UJS st:abillitätspol'it:i:schen GIÜIIllden, möchte 
ich zur tatsächlichen .A!uSlWirkung kommen. 

Wa;s bedeutet das? Wir haJben also ah dem 
J,ahre 1975 nicht dlie MÖlglichkeit, di'e vor­
z·eitige ArA von 25 Prooent in Anspruch zu. 
nehmen, a;ber gleich'zeittg ergtbt sich die Mög­
lichkeit, den IuV'estitioIllsfreiibetta,g in der Höhe 
von 20 P.rozent in An'spruch zu nehmen. Unbe­
stritt.en. Das heißt, es b}leibt also nur eine 
Differ'enz von 5 Proz'ent, und das stiilmmt!: auch 
nicht, denn die 25 Prozent wa,rren Abschre'i­
bung, und di'e 20 Prozent des IlIlrv·estlit'ionsifrei­
betra:ges sinid eine zusätzliche Abs'chreibiung. 
Ich schl1eilbe 120 Prozent .alb, und da-s wi.egt 
ja die 25 Proz·ent aUlf. WesIhJa1b dann dies'es 
Geschrei? 

Unld wenn jetzt noch daz1Uikommt, Wie oor 
Finanmnini5lteraUJSlgef'ührt rhat, dJaß ,er im 
Erlaßwege den MA-Sabz ·auf 5 Prozent pro 
anno anhebt, dJa.nn, Vierehrte Damen urul 
Herren der Osterreichismen Volksparte'i, kann 
doch von eine·r Benachteiligung überhaupt 
nicht g,esprochen WerldleIl. 

Und somit fallt aLso der ~weite Bunkt der 
VerschlechteruIlJg iIn Ider sachlichen Au:slfüh­
IUng der finianzpolHtis'cben A'b1JeiiluIlig delr 
Bu~deswir1lschaftskiammer weg. Es bleiben 
also nur mehr 17 Ver1bess.eI1U.ngen. Dort W1UI'de 
also sach:tich und objektiv e~kannt, daß eis 
sich bei der Novelle lediglich um Ver!b,esse­
rungen handelt. (Abg. Dr. Z i t tm a Y'r: Wenn 
das die Mitglieder glauben, dann ist es rechtJ) 
Das hat die finanrzpoH1Iis'che Abteilung der 

Aber ich kann Ihnen noch etwas d/atzJu sagen. BundeSlWirtsmaftskammer geschrieben. Ich 
Zu den ÄndeIUIlXJ,en, idi,e mit de,r Nov!e'1le ge- kanne,s Ihnen zetgenj das sind die Aus­
bracht W'Uriden, hat di'e fina,llIllWirtJschaftllche führiUrugen. 

776 
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Mtihlbadler 
Und wenn Sie in ]hrem MmdeI1he'itsberiCht, 

wie auch der Herr AbgieordnetJe Dr. N eUiller 
aus'geführt hat, sa:glen, wirtsch!a.ftJsföroernde 
Maßna,hmen fehlen völlUg: Verehrter Herr 
Dr. Neu,nerl Beim 'nachträglichen EinbClJu von 
ZentralheizuIlJgs-, Klima-, Küchen-, Fahrstuhl-, 
Badezimmer- und I{jlos'ettanla.:gen in Gebäuden 
des Gastsltätten- und BeherbeI1gJUng,sgewerbes 
wird eirre vorzeiUge AbsdlIeibung von 50 Pro­
zent gewährt. Ist dlLese Fliemd·enVierkehrsför­
del1U!l1Jg keine wirtsmaftsfö:r:dernlde Maßnahme, 
z'U!sätzlich zu allen anderen, die wir bereits 
mit der Steuerreform gesetrzt habEm? 

Weiters: Die BehJalte.fr'isten des § 12 .ÄJbSlatz f 
für die s,teuerfrei1e Ubertra,gung von stillen 
Reserven weIlden bei beweglichen Wirtsmafts­
gütern des AnlagevermÖlgens von zehn Jahren 
auf sieben Jahre und bei uIlJbewegl'iichen Wirt­
schaftJs9ütern von 20 auf 15 verkürzt. - Das 
ist a:uch keine BegünstLgung, keine wirtschafts­
fördernide Maßna:rume? 

Sie wer.den sagen, daß der Freibetr:ag 
für v.eräJußerußlgsgewinne von 60.000 auf 
100.000 SchHlinlge!fuöM wurde, ist eine Vailori­
sierung. Sie erkennen. ja vieles n1i:cht an. Das 
ist Ihr gutes R,echt alls Opposition, wenn Sie 
das alles negieren und als klein darstellen, 
aber man kann es draußen abschätzen. Seien 
Sie beruhigt, man wird es auch richtig werten. 

Da's zu ,den wirtsdllaftsförderniden Maß­
naJhmen, 'Über die Sie n!ilcht hilllWegkommen 
werden und die also draußen auf jeden Fall 
anerkannt werden. 

Nun beschäftigt sich der MinJdel'lheitSl'bericht 
mit der Neueinfühl'lUll,geines Fre'~bet:r;al9le;g für 
den mittäUgen Ehepartnoel. Ich Ihabe schon 
ausg,efüJhrt, daß mit der SteuerI1eforrn die 
steue.rrechtliche Anerkennung des DielIlstver­
hältnisses für den Ehepartner erfolgt .ist. 
Ich habe angeführt, daß die Individual­
besteuerung eiIllg'e~ührt wur.de, was wieder 
el1lIlöglicht, .daß durch GeseUschaftsverträ'ge 
oder GeseiUschCllftJsveIihältn'isse doch auch der 
Ehepartne.r mit in den Betrieb ein'bezogen 
werden }Galllrr und dIadurch auch die Besteue­
rung ClJuf GIiUnld der InldiviJduaJ1best.euerurug 
verteilt werden kann. Auch kein Widersprudt. 

Es ist richtig - das gehe ich Ihnen zu -, daß, 
werm d'a's also nicht ausgenützt wenden kann, 
zum Beispiel bei elinem mittäti.ge!ll EhiepartlIler, 
der ungefähr dias 47. Lebensjahr erreicht hat, 
hier die Einzahlung des Pens.ioIlJsverslche­
rungs.beitmges über die Sozialversicherung 
eine Be,nach.teiliguIllg ergibt, denn ab dem 
47, Jahr ·ist für die Beitrags'zaJüung die Zeit 
zu gering, und er kann nicht 'in den Genuß 
einer Pension kommen. Das ist richtig, das 
:fii1hren Sie ja an a:~s Härte unld woUen deSlhalb 
die Neueinführung eines Fre'ibetrage,g' für den 

mittätigen Eheg.atten begründen, obw.Qlhil das 
dem System der InldivtidUlalbesteuerung wider­
spricht. Ich habe ja hier schon einmal an­
geführt, daß das kein steuerrechtl1ch·es 
Problem ist, s'OIl1ld'em ein .sozi'alkech1JliChes 
Problem ist. (Abg. Kam me rho f er: Das 
war ein menschliches Problem!) BiIIl sozi'all­
rechtl'i'che.s Problem - da stimme ich Ihnen 
voUkqmmen bei -, unJd wir hahen auch die 
notwenldigen Schrtitte unternonnmen und sind 
beim Sozialmi.nJistter vOTistellig geworden. Er 
hat uns zUJges'agt, daß er prüfen wird, wie 
weit man für die:se ,eine Möglich!keit des Hin­
ka'ufes in die Pe1llsionsve,rsichemmg schaffen 
kann, da,s heißt, die MögJ'ichkeit des Einkaufes 
mit einem Betfla:g, der tJI1aJgbar ist, der also 
leichrt di'e Mögl'ichk.eit sch:afft, auch dann in 
den Genuß der Pens'ionlsversicherung zu kom­
men. (Abg. Kammerhafer: Aber die 
Kleinen können ja das nicht zahlen, die Ge­
hälter und die Sozialversicherung! Für die soll 
es wahlweise sein!) Aber wieso können sie 
es nicht zahlen? Ich blabe leider kein Beispiell 
da, aber es stimmt immer: Wenn Sie den 
Ehe:gatten mit tns Arug·esteUten- OIder Arbeitls­
ver.hältnis nehm'en, ersparen Sie sich ja 
wesentI'iche Tei·le der Steuer - daJs ist unbe­
stritten - geg.enÜiber der seinerzeitigen Be­
las1mng, (Abg. Kam m e rho I e r: Sie wissen 
genau, es gibt so viele kleine Betriebe, die 
last keinen Gewinn haben, die den Kollektiv­
vertragslohn für die Ehegattin gar nicht aus­
legen können, sonst hat er kein Kapital!) Dann 
hat er ja den Gewinn nicht. Wenn er den 
GewiIliIl nicht hat, dann ist es sicherlich auch 
nicht notwendi'g, daß der Ehepartner arbeitet. 
Das ist ja ein weiteres soziales Problem. Es 
i,st ein Proölem, daß es so kleine Betriebe 
gibt, die in ihrer ExistJenrz; gefährdet sind. Das 
ist ja ein Problem, das woarrders ,behandelt 
werden müßte. Aber ansonsten hat er ja 
die Möglichkeit, den Gewinn zu teilen, 
entweder durch ein AnstellungsrverhäItnis 
oder Arbeitsverhältnis. Natürlich sind die 
Beiträge zu leisten, es sind aber auch die 
Vortcile vOIihiC!Jll.'<1.en. Der Plartner ist Ja kran­
~ell!V'er,siche'rt, er ist PeIlJs'iollisvers'khert. Sie 
dürfen nicht vergess'en, d'aß Sie Ja dadurch 
den GewerbeertraJg kürz·en urud dalber auch 
keine Gewerbesteuer von der Entlohnung für 
den Ehepartner zahlen. 

Also Möglichke.iten sind gegeben, und ich 
lmrm mir also nicht vorstellen, daß man die 
Neueinführung betr.eiben sollte, wetl sie dem 
neuen Sysbem nach der EinkommensteueT­
retorm voLlkommen wiiders'pricht. 

Verehrte Damen und Herren! VierUeiCht 
noch einige Worte r.lU den Ausfülhrungen de,s 
Herrn Dr. Neuner hinsichtlich einer Be'gün'Sti­
g.ung für die Gewerbetr,eibenden allS Äquiva-
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lent zu den Nichtsetbständligen. Es ist richtig, Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
daß der Frei:e W~Iltsdlaftsverband die Forde- itst der Ab~leordnelte Di!p1.-Vw. JOIsseck, Ich 'er­
TUng erholben hat, in Form einer äquivalenten te'ille es ihm. 
Lösung, analog dem 13. und 14. MOll'atsentgelt, 
der UberstundenentlohnuIlIg und Steuerbefrei­
ung bei den NicbtselJbs,täIlldigen eine Begünsti­
gung den GeweI'lbetreiben!den ru gewähren. 

Ich habe bereits im Aussmuß gesagt, was 
wir uns darunter vorg·estellt haben, nämlich 
e'ine EJihö'hlUlng der Frei'grelllZe bei der 
Gewerbesteuer. Damit kann ich dem Gewerbe-
1Jreibenden wesentl'ich helfen, indem ich den 
Freibetrag der Gewerbesteuer erhöhe; denn 
hier helJfe ich dann wirkl'ich jenen Gewerbe­
betrieben, die ,es notwendig haben, weil sie ja 
die KJleinen Sülld UlIlId dann auch aus der 
Geweflbesteue'fpflicht hercwstal'len. Das haben 
wir uns al's AquiV1alentlösuIlIg vOflgest'ellt, um 
den kleineren und mittleren Betrieben eine 
gez:ielte Be,günst1:gung geben zu können. 

Ich möchte vielleicht in diesem Zusammen­
hang auch g'leich zu dem alts nächsten Punkt 
zur Behandlung kommenden FlamiUenlasten­
ausgleich, zu dem Antra.g, daß dort der Fr,ei­
betrag beziehurugs,weise die Frei'greIliZe für dien 
sechsprozentigen Aus:gleichsrfonds erhöht wer­
den soll, nur g:anz kurz etwas SlaJgen. Hie!l' 
haben wir da,s g:leiche. Es ist gel'llIlgen, die 
Freibeträge mit den LohnS/ummensteuerfrei­
beträgen unJd Freig,reruzeng'}e.idmubringen. 
Das würde bedeuten, wenn man jetz.t das 
durchführt, kommen wir Wieder aus'einander, 
weH ja voraussichtlich im HeI1Dst z'1lerwarten 
ist, daß das GeweribesteueI1gesetz aJbgeändert 
wird. Ich glaube, daß mCl/n das ~um Zeitpunkt 
der Abärudel1urug des Gewerbesteuergesetzes 
mit der gleichzeitigen H1Il1aJUfsetzung des Frei­
betrages bei der Lohnsummeilisteuer durch­
führen soll, indem man auch dann die Frei­
beträge zu den sechsprozentig.en AlllsgIeicb,s­
s,ummen erhöht. 

Verehrte Daanen und Herrenl Damit möchte 
ich meine Ausführuiligen ZJU der Einkommen­
steuernovelle schließen und a:bschließend 
IlIur feststel1l1ell: Es ist unver:stäDldlich, daß Sie 
von den Oppositionsparteien zu allen diesen 
heute von mir und meinen FraktioI1!skallegen 
auf9'ezeigten Verbesseru11lgen auf einkommen­
steuerrechtlichem Gebiet und insbesondere zur 
Steuersenk!ll'ng nein sla:gen. Ebenso unver­
ständlich, verehrte Darrnen und Herren, ist es, 
daß Sie gegen eine Aufklärungsraktion der 
Staatsbürger über die neue steuerrechtliche 
Situation auch nein s:agen. kber das bestätigt 
wieder und neuerlich Lhre OppositioITspolitik, 
verehrte Damen und Herren von der Osrter­
reichischen Volkspartei, die nämlich darin be­
steht, immer nein zu salgen. (Beifall bei der 
SP.O.) 

Abgeort:lne,teir Dipl.-;Vw. Josseck (FiPO): Herr 
Präsident! Meine Damen unld Herrenl Gerade 
eine Minute vor mir hat Herr KoUege Mühl­
bacher gesa.gt, daß die Oppositionsparteien 
aus Bestemm ge~n diese Einkommensteuer­
gesetznoveUe sind. Ich darf ihn korrigier·en: 
Wir sind nicht aus Bestemm dag,egen, wir sind 
geg,en einige wes'en'tiliche Punkte. Aber wir 
sind auch für einige Punkte, denen wir Z'U­

stimmen werden. 

Bei je'der DiskuSls'ion um die Einkommen­
steuerfrag.en mruß man Slagen, s'ie ist, ob so 
oder so ges/ehen, immer uIlJbefriedi,gell'd, und 
zwar deswegen unbefriedi:gerud, weil mlan es 
anscheinend niemaIlldem recht machen k.ann. 
Aber mit die'ser scheinbaren Ungerechtigkeit 
in der Einkommensteuer, mit der Progre:ssion, 
haben sich doch mittlerweile im Laufe von 
30 ader 36 Jahren alle in Osterreich ahge­
funden. Aber trotzdellll merkt man, von wel-­
cher Couleur auch immer die Regierungsbank 
besetzt ist, daß man immer wieder veI1SlUcht, 
andere Gesichtspu'Ilikte in dliesles Einkollllmen­
steuerrecht lIineinz'llJbrirugen. 

Die Einkommensteuer al,s solche, ich möchte, 
sagen, gerade wie sie jetzt die Sozialisten 
mit den Absebzbeträigen praktizieren, steI:1t 
eine ausgesprochene UlligenechUgkeit darr 
denn derj'enige, der mehr Einnahmen hat und 
mehr zahlt ... (Abg. Dr. Fis c her: Richtig!) 
Das ist zweifellos rimtig, da,ß der, der mehr 
Einnahmen hat, mehr Steuer zahlen soll, aber 
hier steh'en die Aibs'et:z1heträge :dia:metral 
gegenüber. 

Ich gI'aubeaber, uDld das muß man dem 
PiIlJanzmiIlJister sagen: Wenn er von den 
hohen EtnkJOimmen mehr an Steuern nimmt, 
i,st es doch nur gerade gerecht, auch hier­
FreiJbeträge und nicht Abs'etzbeträgeanru­
s,etzen. Wenn er auf der einen Seite einen 
Vorte'il aus der ProgrelSs'ion hat, dann muß 
er doch auf der anderen Seite auch den gerin~ 
gen Nachteil aus den Freibeträgen hlinnehmen. 
Dann wird ihn auch n'i'cht so onrreweiters der 
Vorwurf treffen, daß man sagt, er setze .hier 
nliv,eHierende Tenldenzen. Aber ich muß dabei­
bleiben: auch diese Novelle setzt wiederum 
einldleut'ig nive'Hierefllde Tendenzen. 

Es geht mir bei diesen Ausführungen nicht 
darum, den, der e'in höheres Einkommen hat, 
zu schützen, alber es soHte ,doch das Ein­
kommensteuer,gaS/etz weitgehend gerecht sein, 
und es ist sicher unbestritten, daß es zwar 
bei den Freibeträgen gerechter ist, aber nicht 
bei den AbsetZ/beträgen. 
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Man könnte auch d!aru ausoführelIl, wie dias 
einig,e ZeibunJgen ge:schirieben halben, daß zwi­
sch,en faul und fleiß1ig unters'chteden wi~d. 

Soweit möchte :ich nicht gehen, i'ch möchte 
aber doch salg.en, daß bis ZIU einem gewissen 
Gr.ad dJer LeiJstWlJg.slanr,e'lz e'iIligeeIl/gt Wird. 

Herr KoLlieye MüJhi~bache'r wtar eilgentlich der 
einrz~ge Sozi.alist, der ll'i'er Illur von der "Ein­
lwrnme.nsteuernorv:eHe" 9lespmchelll hat. In der 
PI'opagandla haiben dlie Sozi:a~isten immer nrur 
von "EinlkoIl1lIIl:elllst€uerreform" gesprochen. 
Diies.e Allsldruckisweise m:uß man eindeut1g ab­
llehrnen. Eine Ein:kOll1lmensteuerreform ist di'e'S 
zweifellos nicht. 

Wir FreilheiUichen haben ein fr,eiheitliches 
Steuerkonzept ve~aßt und es die Offentlich­
keit wi,ssen '1assen. Darum haben Sa,chv·er·stän­
dige und Leute, die S'ich mit der IMaterie 
beschäfHgen, festg,estellt, eine echt,e Reform 
wäre die Tatsache der breiten Proportional­
bänder. 

Armen, dem Kleinen mit dem kleinen und 
niederen Einkommen zu hellen, d'as wUl1de 
Mer 'Weitgelb.end vernachlässigt. 

Da:her auch unser AntIiag, den generellen 
Absetzlbetrag, wie ilhn die So'Ziailisten mit 
4400 S vorg·es'elhen haben, auf 1500 S anzu­
heben. Das entspräche etiwa einem Mindest­
einkommen von 30.000 S, das damit steuerfrei 
belassen wär·e. 

Mein Kollege Broesigke hat auch 'schon rich­
tig ges1agt: Das entspricht in 'etwa dem Richt­
satz der Ausgleims,zul,age in der Sozialver­
sicherung. Minister Häuser wird sich ja auch 
etwa·s gedacht haben, wa,rum er bi,s zu dieser 
GrößenordnuIl!g 9,e-gang'en i'st, alb er dem 
konnte anscheinend Minister Andwsch nicht 
fol'gen. 

Ich darf aber auch erwäJhnen, daß man in 
der Bundesrepuhliik ebeIlJso daran ist, eine 
Einkommensteruer!ges etznov.elle zu machen. 
Nun könnte man tsagen: Dort sind di,e Ein­
kommen etwas größ'er. Aber immerhin ist in 
de.r Bundesrepubli'k bei einem Ve,rheir,ateten 
ein Einkommen bis zu 32.000 DM nur mit 

Ich weiß ni ch!t , wie weit der Herr Finanz­
minister oder seine Herren aus der Minister­
bürOikratie von UIliSerer AnreguIllg profitiert 
haben. Er ist Illämlich auch auf etwas Ibr'eitere einemgan'Z geringien Steuersatz behaftet, also 

liegt di-e Gr·enrze im VerhäHnis,auch wenn Proportlionalhänder eingeg,ang,en, nämlich auf 
50.000 S-Sprünge. Albe! eines hat er damit 
doch nicht erreicht, daß die niederen, di·e 
unteren Einkommen volHkommenentl'astet 
wurden. Nach unserer fremeitlichen Vorstel­
lung solHen doch Einkümmen bis. zu 50.000 S 
überhaupt steuerifrei sein, und erst d,ann sollte 
in Ibreiten 100.000 S-lProportionallbänJde'rn die 
Progr,ess:ion ansi-eig,en. 

Ich haJbe auch das Diagramrm, das Herr 
Ko:I'leg,e Müh~bacber geha:bt hat, wo der lineare 
AnsUe'g der EinJkommensteuer einge~eichnet 
ist, wie es sich die S~O nun mit diesen 
50.000 S.,SpIiüng·en vorstellt. Ich halbe mir d:arin 
eiIlJg,e.zeichnet, wie die·ses Diagramm nach fre'i­
heiUicher Vorstellung aus.sieht. Natürlich hat 
der Herr KoUe,ge M'Üihlbache·r recht, wenn er 
sagt, daß dann be.i höheren EinJkommen die 
Progressionskurve ·stär/ker ans'tergt. Alber da­
gegen hat niemand etwas, dagegen haben 
auch wir nichts. 

-Diese Proportiona,l,bänider ode.r überhaupt 
die Pro.gression muß man nämlich auch unter 
dem Gesich1lspunlkt ,s.elhen, daß das ja ur­
spflÜnglicb, <bei der Einfüihrung des Eillt­
kommensteuerrechts in Osterreich, RM-Be­
trä9le waren, die ein~ach nach 1945 in Schi,l­
ling-iBeträge umge.s·etJzt wurden. Heute sind 
wir noch damit 'be}aSltet, daß wir nach ehe­
malig·en Reichsmank-lBetr,äg.en in unserem Ein­
kommensteuerg,esetz versteuern. 

Zweifellos wunde der Mittelstandshauch 
etwas abgeflacht, aber worum es uns Fr.ei­
heitlichen im besonderengelht, nämlich dem 

wir das in Proportionen set~en, uIlJgleich höher 
als in Osterreich. 

Alber es zeigt, daß Slich der FinaIllZITIinister 
nicht zu einer echten Reform durchriIlJg,en 
konnte. Ich weiß nicht, aus welchen GDÜnden, 
a'ber offensichtlich infol.g.e von Einflüstlerungen 
von der einen Seite und von Druck von der 
anderen Seite, sodaß das game per Salldo 
mehr oder weniger doch nur Flickwerk ge­
blieben iS't. 

Es wird GefälUgtkeitsdemok,ratie betri'eben, 
wenn daJs auch von den Sozi,alUsten bestritten 
wird. Es wird Geschenkpolitiik betrieben. Wir 
haben anschHeß,ellld noch Gelegenheit, über 
einen s'o'lchen PuIlikt zu reden, der typisch 
sozi1alistische GefälHgikeitsd!emdkratie dar­
ste11t. 

Alber wenn man so wie 91estern .g,e!hört hat, 
daß neuerdingis der Preisanschub, de,r Index 
auf über 10 Perzen1 gestiegen ist, so ist doch 
gaIlJZ klar, daß es bei dieser Ausführung des 
EiIllkommeIllsteuergesetzes mit d'iesen 
schmalen Pr.oportionallbändern zweifellos· gar 
nicht lang darue'rn wird, hi,s man den Steuer­
satz bezi·ehungswe'i1se die Bemes.suIlJgs.grund­
lagre neuerdings wird anlheiben müssen. 

Ich ,slagte: Gef~HhgkeitSidemokratie. und 
Wahlschlager und Ge'fäHigkeitspoHtik. Da,s 
paßt alles ~usammen. Es ist ja auch kein 
Zufall, glaube ich, daß dieses GesetJz erst mit 
1. Jänner 1915 :zum Zug,e kommt: Zweifellos 
desweigen, weH dann doch in den ersten 
Talgen 1915 der eine oder der andere 60 S, 

114. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)36 von 100

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 114. Sitzung - 12. Juli 1974 11281 

Dipl.-Vw. Jossem 
80 S oder 100 S mehr im GeLdtascherJ haben 
wi:vd und dann womöglich noch s'agen wird: 
Das hat mir der AncLrosch gebracht! 

Und Ziwar geschieht das deswegen erst 1975, 
weil das wieder ,ein sehr prominentes Wahl­
jahr wird. 

IIch behaupte alb er auch, daß die Reg'ierungs­
vonlage nicht familienlfr'6undHch ist. Wir Frei­
heitlkhen stehen zwar prinzipiell auf dem 
Sbandpunlkt, daß die Famiilienförde.rung weit­
gehend vom FamilienlbeihiHenfondos ausgehen 
soH. Aber wenn schon - und das Ein!kommen­
steuepgesetz hat eine Menge AnteH an der 
FamHienftÖrderung -, dann meine ich doch, 
daß man nicht her,gehen kann, wenn man alles 
valori'siert, bei den Kinderabset,zlbeträgen 
darauf zu ve,rgessen. 

Es wurde sicherlich deor AJbsetzbetrag für 
das erst,e Kind auf 4200 S angelhoben, aber 
wenn man Familienpo1itDk Ibetr,eiben will, dann 
darf man doch den nicht bei dies'ern Ein­
kommensteueorg,eS'etz bestr,afen, der mehr Kin­
der hat, und da's tritt hier eindeutig ein, 
denn ~ür ein Kind hekommeich jetrzt wohl 
einen um 1000 S höiheren A:bs-etz'betrag, aber 
bei ftÜllIf Kinde,rn ist das halt nur 200 S pro 
Kind. 

Ich fTalge: Worin liegt hier die Familioen­
freundlichJkeit dieser s.OIZialiostischen Re,gie­
rung, mit der sie 'sich ja immer so hrustet? 

Ich sagte auch gleich am Anlfang, daß im 
Einlkommensteuergesetz eine gewiss.e Steuer­
gerechtigkeit vOIlhanden sein müßte und ](,e.ine 
einSoeitige Bevor,zugung von gewissen Bevuf's~ 
gruppen entJhalten s.ein dür:fte. Abe,r auf die 
Dauer schreint HS' mir, weIlJn die Sozialisten 
noch lang eine solche SteuerpoHtiik betrreiben, 
daß sie den se~bständig Beruf:stätigen syste­
matisch umbringen werden. VieUeicht ist es 
Absicht oder auch nur unters.chiweHig beab­
sichtigt, um a~lers in ein g,ewisse.s Kollektiv 
hineinlZudräng,en, a1ber ich sage, wie ich e,s 
schon einige Male hier aUJsgefÜlhrt haibe: Gotlt 
sei tDank, je mehr selbständig Berwstä:tige 
es .gibt, umso eher haben wir Garantie dafür, 
daß wir nicht in ein Kollektiv abgedrängt 
werden. 

,Es werden sich alber auch eini,g,e Wider­
s'prüche, wie auch schon v·erschiedene Kol­
legen vor mir ausJgefrüihrt Ihaben, aus der Ein­
kommensteueriberechnung erg,eiben. Es i'st auch 
unger,echt: oder widersinnig - neIltIl!en Sie es, 
wie Sie wollen -, wenn, um ein Be,ispiel 
herauszunehmen, ein Ver'heinateter dIme Kind, 
der 'heute noch unter BIO versteuert wird, mit 
einem Jahreseinkommen von 25.000 S 1000 S 
Steuer zahlt; nach der neuen "Einkommen­
steuerreform" , unter Anführungszeichen, wie 
Sie Androsch uns beschert, zahlt dieser MaIlJD. 

nicht 1000 S, nein, ·erzaihlt dank Anrl.rosch 
1350 S. A'~so auch hier ist etwas daneben­
gegangen, oder man hat es nicht gründlich 
durchgerechnet. (Zwischenruf des Abg. Dok­
tor Z i t t m a Y I.) 

Wenn ein Steue'flkomept, so wie wir es 
uns nach freiheitlicher Sicht vorstre.]llell, erstellt 
werden so~l, dann muß es gewisse Gesichbs­
pWllkte 'W1aIhlIlelll: res muß inäImllich ger,edl!t 
sein, es muß vor Clil'1em auch elilllfach sein, es 
muß Vlerw,albung,slspaliierud :gern, UlIlId 'es dairf 
auch nicht leisDuIl!gSlhemmend sein, und wenn 
es gerecht sein soH, dann muß e,s einen ge­
wissen GleichheitsgruDldsatz beinIhalten. Das 
hetßt, daß jede EinkuIllfbsart steuerlich doch 
gleich behandelt werden soUte. 

Aber hier s,teht ,es doch im krassen Wider­
spruch, wenn man auf keinen Fall ,den Vor­
schlägen, wie sie auch von der Oster­
reichi'schen Volkspartei ,gekomme'll sind, nach­
gehen will, daß ,für fpeilberuflich Tätige ein 
gewisser Betrag so wie beim Nichtsellbtstän­
digen nach der Sechste~bestioffimung, das heißt 
ein drei~zelbnter) vierzehnter Monatsogehalt, 
unter einen :be.g;ünstigten Steuer'S'aJtz fa]l,en 
soll. tDie's:berzügHch hat Kolleg,e MüMbacher 
eingewendet, daß das nicht ins Einkommen­
steuergesetrz 'gehört. Er 'sieht den AusIWeg beim 
Geweribes'teuergesetz. Nun ,gut. Man kann 
sagen, dem GeweI1betreibenden hebe ich bei 
der Gewerbesteuer den Freibetllag an. Alber 
Kollege Mülhl'bacher hat sich nicht darüber 
ausgelassen, wo der Vorteil 'beim Freiberufl.er 
sein soll. 

Brer könnt'e ich mir auch vorstellen, daß 
man einen gerwi'Slsen Freibetrag bei den selb­
ständig Berufstätigen für Schmutz, E:rschwer­
nis, GefaIhren - von Uiber'stundengar nicht 
zu r,eden - einsetzen 'so~lte. Ein selbständig 
Beruf,stätiger hat nun einmal 'auch keinen 
AchtstundentJag und keine 42-IStunden~Woche. 

Hier er,giibt Soich ,gerade !7)wiscaen dem Frei­
beI1ufler uJn!d dem Nichtselhstänodig>en eine .ge­
wisse ParaHele, w,eil doch beide ihr Ein­
kommen vOI1wie.geIlid durch ihren persönlichen 
EinSlatoz verdienen. Dahoe'r Iwäre e,ine anaJlogoe 
Begrünstignmg nur gerecht. 

Und dann 'st,eHt ;sich - ,schade, daß er nicht 
herinnen ist, damit ich es ilhm ins. Gesicht 
sag'e - die'ser Dr. Tull da Iher und versucht 
nun, aus welchen Grunden auch immer, einen 
roben Keil zwischen AfibeHnehmer und seLb­
ständi.g Berufstätige hineinzutreiben. Mit einer 
Präpoteruz, möchte ich Slagen, behauptet er 
hieT mit gmßen GeSiten: Ja der sellbstänid'ig 
Berufstätige, der kann es sich richten! -
Gerade daß er nicht sagt, daß der selhständirg 
Berufstätilge Steuerhinterziehungbetr,eirbt. 
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Er ist dann aulf EiruzelfäHe aus,gewichen. 
-die vielleicht vorkommen mög,en. daß sich 
einer eine Re1se nach Af.rika auf Geschäft,s­
kosten ,g·eIleistet hat. - Dann !bat derjenige 
höchstens Glück gehaht i Tull weiß anscheinend 
nicht über die Slehr tüchtigen Mitaroeiter der 
FinaIliZbehörde Bescheid, die solche Ding1e 
se1bstverständlich herausholen. 

,Er hätte vielLeicht recht. wenn er slagen 
würde: Ich ,kJann mir vorstellen, daß sich der 
Josseck privat keinen KugeLschreiber kauft! -
Da hätte ,er recht: ich kaufe mir privat ke,inen, 
der wird ü'ber das Geschäft gekaUlft. Aber 
wenn er glaubt, daß davon ein Vorteil heraus­
schaut. dann kann ,er das auch nur deslhalib 
behaupten, weil er die MatJerie· nicht kennt 
und weH er die Praxis nicht ,kennt. 'Dann 
kommt nämlich der Finan1Jbeamte und /sagt: 
Und Ehnen 'erhöhe ich den Pri'vatalIl'teH, den ich 
Ihnen aus den BetrielbsaUls,g,aben heraus­
nehme, und der jl5't ,ganz schön erkftecklich 
hoch und wird dank Anldrosch auch immer 
höher, und damit ,ist weHgehend ein Ausg,leich 
geschaffen. 

Alber d,a /Slt€ihlt der TiUJH un!d ibehaJUptet mit 
einer Präpotenz, daß sich dre 'sellbständilg Be­
rufstätigen ... (Ruf bei der SPO: Langsam 
mit der Präpotenz!) 

IPrä,sident Dr. Maleta: Herr Aibg.eordneter 
Josseckl Wollen wir uns in den AusdTücken 
etwas zurückhalten! 

A:bg,eordneter Dipl.-<Vw. Josseck (fort­
setzend): TuDl be(hauptet mit ,einem Selbst­
bewußtseinsondergleichen. daß die 'S'e'llbstän­
di,g Beruf.stäti.gen !hier Steuerihinter.ziehung be­
tpeii'ben, Es klClJlllll llJaitümllim ISielin, daß m !dla 
19iElWÜlSISle NeUdkomptexe IschüI1en w:~\H, /"weill,c1as 
immer gut ankommt. (Zwischenruf des Abg. 
U 1 b r ich.) Wk kennen die Ne idgenoSlsen, 
lielber Fre·und! <(Abg. U 1 b r ich: Er behauptet, 
was stimmtJ) Ullbrich, Si,e haben nicht aufg.e­
paßt. Ich habe es ohneihin gerade erlklärt, ,aber 
Si,e sollten sich in die erste Bank setzen, wie 
in der Schule, da kann man noch hesser aUlf­
passen und mitlhören. 

Nun, ich weiß nicht, warum es notweIlidi.g 
ist, einen NeidikomplexZ'u Socrnüren und eiIlien 
Keil hineinzutreihen (Zwischen ,einen Gewertbe­
tre~benden - und von denen gJ,bt es Tausende 
in Oster,reich. die einen Gewinn von vielleicht 
-40.000 bi's 60.000 S im J,a:hrausweisen - und 
einen gewöihnlichen Maurer. der auf ein J ah­
reseiIllk.ommen von 150.000 S kommt. Das sei 
ihm unlbenommen. er arbeitet hied"ür. ,aber 
hier einen Kei~ hineinzutreiben, ist Ja doch 
nicht korrekt. 

Ein Wort auch noch 'zu den im Gesetz vor­
geselhenen "üblicherweise nicht be'l,egba'r·en 
Betrie'bsausgaben". Herr Bundesminister I Sie 

wilss'en alucb alUs den ZUischrif.tien !der Kammer 
der Wirtschaftstr,euhänder. daß es doch nur 
recht und bimg wäre, diesen Terminus ersatz­
los zu streich,en. DeIl!n es ergleben sich' immer 
wieder aus der Ausdruck~eise "üblicher­
weise nicht ·belegbare Betr,iebsausg,a!ben" 
Differenzen mit der Finanzveliwaltung. Die 
Schwierigkeit liegt dJann Ibei Betriebsprüfun­
g,en bei der Feststellung, ,daß be.}egte Be­
triebsausg'aben unter Umständen als "üblicher­
weise nicht beleglbare" ein:~ureiJhen wären. Es 
gibt Diskussionen darüber, es gibt Spannun­
gen. die man vermeiden könnte. 

Ein ganz Ikonkretes Beispiel, weil Sie s,ag,en, 
das sei mit Erlaß zu regeln oder das i1äuft 
ohne große Schwierigkeiten. In W'ien ist es 
übhch. für eine Taxifahrt einen Be'leg zu ver­
lang,en und zu bekommen. In kleinen Ort/en 
in der Provintz rst es, nicht '-Ülblich, ,für eine 
Taxilfahrt einen Beleg zu 'bekommen. Wenn 
ich nun herg,ehe und den Wiener 11ax,ilbele.g 
anläßlHch einer Geschäftsreise als Betr,iebs­
ausg,abe 'hineinnehme, dann fliegt er her,aus, 
weil :bei uns in dem Ort üblichenwei,se für 
Taxispesen keine Beleg·e ausgestellt werden. 
Und das 9tbt dann immer Reibereien. Es wäre 
doch nur ein Federstrich notJwendig, und diese 
Terminologie wär'e bese·itigt. 

Aber viel~eicht liegt es auch dar,an, Herr 
Bundesminister, weil Sie haH 'Schon ~u lange 
und zu weH von der Praxis w.eg slind und 
daher nicht mehr wiSls'en, wo e's dem kleinen 
Steuerzahl'er weih tut. 

Nun lauch noch zum AlbsetZlbet:rag für die 
mittätitge Ehegattin. MÜlhlbacher verlsuchte 
nun, skh hierele,gant herauSlZ'liljonglieren. 
(Abg. M ü h 1 ba c her: Richtig heraus!) Rich­
tig elegant herauSizUljongtlieren. :Dabei hat ·er 
aber doch vergessen, daß die Hemusnahme 
der Mitarbeit des Ehegatten eine 'ausgespro­
chene Härte ist. Aus welchem Titel das nun 
saniert werden s01'1, Heu Kol1eg·e Mühlbamer. 
ist mir persönlich und dem, den e's Ibetrifft, 
völlig wursmt, nur gemacht muß es werden! 
Jetzt ist es Piz Jahre aus dem ESt'G heraußen. 
Wenn wir so weite,r dahintun. wie der Herr 
FinanzmiIllister ·es Ibislher getan hat, dann müs­
sen wi'I noch drei his Imlllf J ahr·e warben, 
und dann I,elben die meisten :s'chon nicht me/lu; 
denn es betrifft doch nur die ,ä'lteren Geschäfts­
leute. die ihren Ehegatten oder iJhren Ehe­
partner im Betrieb angestellt haben. Für den 
Jungen ist di·e Neureg,elung sicher sehr gün­
stig. weil er mit einer entsprechenden Alters­
ver,sorgung mit Ruhe in die Zukun1ft schauen 
kann . .A!ber gerade älltere Ehepaare hat dies'e 
Tatsache mehr als hart .getroffen. Sie haben 
ge'sagt. es ,gibt ein RecheIlJheispi,el, Cl'uch weIlill 
sich 'so ein Ältel"er sOZlialversichern lass.en 
würde, würde e·r noch besser dran sein. Aber 
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wer geht denn her und 'schenlkt dem Minister 
Häuser 1000 S pro Monat, die, er sein Lehen 
nie mehr, zUI1ückbekommt, weil ,er eben die 
nötige Versic:herunglSZeit nicht mehr eneicht? 

Wir haben sdlOn voriges J'a'hr gesa.gt, hier 
sollte de'r Finaruzminister doch die Wahllösung 
ermöglichen. Er hat es nicht getan. 

Nun auch noch kurz ein Wort zu den gering­
wertilgen Wirtschaftsgütern. Warum diese 
nicht valori'siert werden können, das ist mir 
ein RätsIel. Warum müssen wir bei 2000 S 
schon .selt dem Jahr 1958 blIeilben? W €Inn IllIarrl 

das auf die Geldentwertung umrechnet, die 
die SoziaUsten uns mittlerweile schon gebracht 
haben, dann wären 2000 S aus dem Jahre 1958 
heute schon 3150 S, Eine AIllhe\bung dieser 
geringwertigen Wirtschaftsgüter auf 3000 S 
wäre doch nur eine gerechtoe Maßnahme. 

Vor aUem aber eines muß man auch dabei 
bedenken: Die Preise sind ja entsprechend 
gestiegen. Vor acht Jahren habe ich um 2000 S 
noch einen Bürosessel bekommen, 'heute be­
komme ich ihn nicht meihr. Und welcher Mehr­
aufwand an v.erwaltung und Schreibereien 
er'gibt 'sich daraus, abgesehen davon, daß ich 
die Investitionssteuer ~ahlen muß! Es !Wird 
al,so alles z·u ,einem UDlwirt!schaftlichen Ver­
waltungsaufwand. Ich glaube, auch hier 
könnte man sparen. 

Sie werden mir entgeg,enJhaIten: Sie können 
ja 95 Prozent oder, wie Sie gesagt haben, 
115 PrOlZ,ent abschreihen! Um das geht es 
nicht, es geht :hier um den mühseligen K'lein­
kram, mit dem sich nicht oIben der Herr Finanz­
minister, iaber herunten der kleine Gewerbe­
tre~bende und dann auch der Steuerberater 
natürlich herumschlagen muß. Also nicht nur 
Verwaltungsvereinfachung bei der Verwa/l­
tung seLbst, sOl1ide~n doch auch versuchen, der 
Wirtschalft die Verwaltung:svereinfachJung zu 
ermögUc:hen! 

Ein Faktum noch, das mir ,eibeIlifal1s unver­
ständlich ist. Mit großem Tamtam wurde hier 
angekündigt: Das Sonderausgalbenpauschale 
haben wir auf 3216 S angehoben! Man hätte 
sagen sollen: "wieder", d·enn nachdem man es 
vor einem Jahr Iherunterg,eselzt halt, hat man 
es jetzt wieder auf deßls,e]ben Betr,a.g hinauf-

. gesetz:t. 

Man könnte !hier einwenden: Es wurden die 
Sonderausgaben ·anders g,eregelt, daher war es 
nicht mehr g,ere,chtfertigt, 3276 S 'Zu !belassen! 
- Aber, Herr ,Bundesminister, wenn Sie her­
gegangen wären und zugegelben häHen, daß 
Sie eine gewisse Inflabion haben, und wenn 
Sie das voriges Jahr 'schon valorisiert 'hätten, 
dann wären Sie darauf,gekommen, daß von den 
2184 Sauf 3276 S nicht mehr viel 'fehlt, und 
Sie hätten es !bellass.en können. 

Und vor allem auch wieder Verwaltungs.­
vereinfachung! Jetzt muß jeder umdeIllken und 
wieder lernen: Halt! 2184 - jetzt auf eimnal 
wieder 32761 Sie erzeugen nur UnrUJhe und 
unnötige Schwieriglkeiten, nur 'Weil Sie glau­
ben, Sie \können da oder dort vielleicht 50 S 
einsparen, die Sie ein Ja:hr später ja sowieso 
wieder hergeben müssen, 

Ich halbe auch kein Verständnis - Mühl­
bacher versuchte es zu entkräften, mich konnte 
er nicht davon übeflZeug,en -, daß die 25pro­
zentige vorzeitilge A:bschrei:hung für Bauten 
gestrichen wurde. Denn e,inessteht damit fest: 
So wie Dr. Neuner sagte, wird zuerst einmal 
ein Konsumschub eintreten, we~l jeder ver­
sucht, noch aHes unter :Dach und Flach zu 
bringen. Auf der anderen Seite aber hewiI1kt 
man nämlich eines in dies·er sehr schlwierigen 
Zeit: daß der AUSIbau von neuen Produktions­
stätten vor allem Lür solche, die wirtschaftlich 
umstellen müssen, nicht nur erschwert, son­
dern regelrecht veI1hindert wird. 

Also auch !hier kann man sagen: Kurzsichtig­
keit bei dieser wirtschaftlichen Unruhe: einmal 
hinauf, eirnnal hinunter. Kein Mensch, der ,sich 
nicht echt damit 'beschäfUgt, kiann heute auf 
einen Schlag saglen, wie es mit den vorzeitigen 
Abschre~bungenaU'S!schaut. Zuerst versprechen 
Sie, es kommt eine Sonderaibschreilbung, dann 
ziehen Sie sie wieder zurück, dann ,lassen Ste 
sie heraus, dann streichen Sie wieder die 
25prozentige vorze,itige Abschreibung für das 
Gebäude. Also !hier behaupte ich: Keine Linie, 
sondern nur Flickweflk! 

Das, Herr Bundesminister, weil Sie nicht 
darang·elhen, das Uhell an der Wurz·eI zu 
packen, ist 'auch der Grund, warum wir Frei­
heitlichen diesem Flick:werk unsere Zus,tim­
mUIlJg nicht gelben können. ,(Beifall bei der 
FPO.) 

Prä:5'ident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der A:bg,eol1dnete Dipl.-Ilng. Dr. Zittmayr. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-llrug. Dr. Zittmayr (OVP): 
Herr Prä,sildent! Hohes Hausl Meinle ISlehr g,e­
eh.flben Damen IUJnd Hel1I1en! Wir behandeln clIie 
Novel1ierun.g des Ein:k.ommensteuergesetrzes, 
die vom Fina:llIZiffii:rui.sf.ter und von den Sozialii­
sten als Reform bezeidmet wurlde. Es wurde 
schon dJaI1auf hing.ewieSlen, daß es sich bier 
wirklich nicht um e~ll!e RJefoI1IIl hoodelt, son­
dern daß nur Ig,eWlIsse Dinge angepaßt 'Wur­
den. 

Es ergilbt slich ldJ1e Frage, ,<jb diese NoV'e1I.ie­
rung auch die Kiaufkra.ftv,enni'llderurug, die in 
den letzten zwei Jahren ,eingetreten ist, ent­
sprechen:d berücksidlUgt, ob die Besteuerung 
gerecht ist, ob ,sie den Familien entgegen­
kommt und ob diePr:ogression g.eIlliilJdert wird. 
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Das sind eiTiitge F'ragen, die .stich automatisch 
aufidrängen. ELn'ilge meiner Vorl1edner sinld ja 
auf gewisse Bereich·e bereits einJg.e.glaIlJg,eIIl.. 

Ich möchte ,besonders 'das Problem der 
KClJuflkI1a:ftverrilligeru~ lim Zu'Samme!l'1ha[llg mit 
der Besteuerullig behJan/deln. Kdl!lege liull hat 
ganz stolz ;dlar,auf hingewiesen, daß 'Wir be­
reits jetzt :dr,ei E~nkornmensteueTermäßi;gnn­
gen der 'soziJalistiS'chen RegiJerunJg s'eit 1970 
erlehen. Das ist richtJig. Aber warum erleben 
wir ,s:ie'? W'e'il e's ,gerade in diesen Jahren iZU 
einer ,abnormalen Teuerung ,gekommen ist unld 
die Klaufkraft des Schi,LliTIJgls .sich ,in di'esen 
J,ahrene·Il.tspl'echend veI1ffiin'dert hJat. (Beifall 
bei der OVP.) Das i'st der Grund. 

Die Gew.erksdlJaftJer Slind .sn stolrz. Der Herr 
Kollege HofIStetter hat 9aIl1Z 5toliz diaralUf hin­
gewiesen, daß hier die KonsequeniZ de·r Pol,i­
bik des Osterre'ichischen Gewerks'chJafitsibUJnJdes 
verwlirkitkht wurde. Es ist iglanrz Iinteres:5la!Ill, 
wie .d:i,e Dinge wir'klichauSlSlehen. Mich wun­
dert es ehrlich Ig·esagt :sehr, daß 'ein Gewerk­
schafter, ae'r ja mit den Betrie1bsräten in e'llJge'!D 
Konta.kt 'steht, so einem. Be'geiste:mmgs'stlUrm 
üiber diese sogoo'annte Reform lausIlöst. 
(Zwischenruf des Abg. N i t t e 1.) W,OOIIl Sie 
im :heU!tig.en "K:ur1ler" ,die kuts'teIlU'ng, die Er­
mitt~uI1lg teslen, Idann werden Sie Is'ehen, wie 
di,e AuswirkiuIl!gen sind, Herr Kollege Nittel! 
Sie haben j,a diese Aufstellru!Illg, :dies,e Errech­
n'Uln!g, die in jeder ,arud!eren Zeiturug auch dst, 
gesehen. 

Wie s'd1Iaul ,e's da ,alUS? Es hat zum Beispilel 
ei.n Alleinrver:diooer mit einem Kind ,als P,ach­
arbeiter ein !Einkommen von 9000 S. An Lohn­
steuer bezahlt er bisher 1158 Si er w.ird neu 
bez'ahlen: 741 S, er wind islich als'o 417 S pro 
Monat -durch die Steuerreform ersparen. (Abg. 
Ni t te1: Das ist eine bedeutende Gewerk­
schaftszeitung, nicht wahr?) 

Er wird Isich 'ailis:o 417 S lemsp,all1en. (Weitere 
Zwischenrufe. - Ein Abgeordneter der SPO 
verweist auf einen Artikel in einer anderen 
Zeitung und ruft: Da steht etwas ganz ande­
res!) Das ist die ,glekhe Sache. Es wlird vweck­
mäßi,g se'in, wenn Sie ,leSien lernen. Das wäre 
ganz gut. (Beifall bei der OVP.) Dats würde 
diiJe Sacrne nämLich 'W,eslenJtUkhVleneimif,acrnen. 

Ich wollte diamit nur Slag,en: Es erspart sich 
ein Alleinverdiener mit zwei Kindern und 
9000 SEinkommen 417 S pro Monat an Steuer. 

Meine sehr ,geehrten Darrnen unld Herren! 
Auch die Gewerks'chafter können rechlnen. 
Wir ,sind jetzt be:i ,einer 'Iieue'I'Ungsrate von 
10 Prozent, das heißt, die 9000 S Bruttoein­
IlJahmen dieses Fa·charbeiters si'Il!d nach einem 
Jahr nur melhr 8100 S wert, das heißt 900 S 
frißt 'ihm die Teuerung weg, 417 S geben wir 
ihm w,ieder ,als ErmäßdgunJg der LOIh;n'steuer. 

Me'iJn:e s,ehr Igeerhrten Damen U11ld Herren I 
Dies·e Reform ,ist zwei J'aJhre 'alt, laiber 1973: 
8 Prozent Teuenung, heuer 10 Prozent Teue­
l'ung, und sie wirkt wieder mindestens ein, 
wenn nicht zwei Jahre weiter. Dann ha.:ben 
wir aber eine Ermäßi'91uTIJg von 417 S, dler eine 
Entwertung des Einkommens 1lJIljd des Lohnes 
von mindestens 20 bis 30 ,Brozent 'gegenüber­
steht. Das 'i'st lalso Lhre EirukOlIIlmenspoliti.k 
\.lind Ihre SteuerpO'litik! 

Wenn Sie als Gewerk::schla~ter 'SJagen, das tst 
eine hervofIlagenlde Reform, dann ~a[].IJl ich 
mir eigentlich nicht vo.rstellen, wie Slie das 
s,ehen. Offenslich!tlich rechnen Sie nicht damit, 
daß .die KaufkraftverdünnfuIlig des Lohnes den 
Arbeiter 'am meisten trifft. (Bundesminister 
Dr. A n d r 0 s c h: Die Lohnerhöhungen auch, 
Herr Kollege Zittmayr? - Ruf bei der SPO: 
Die Gewerkschafter reden anders! - Ruf bei 
der OVP: Weil sie müssen! - Weitere an­
haltende Zwischenrufe. - Präsident Doktor 
M a 1e ta gibt wiederholt das Glockenzei­
chen.) 

HeI1I F1ilruaIl!Zmiml~s1ler! Gtbt ,es Lohnerhölhun­
gen? - Ja. Es ,gibt Ibeispielsweise· eine Lohn­
'erhöhoogVlon 10 Prozlent, Henf FiIl!atnrzmJiull­
ster. Dann list ·aber das Fürch1'er'l'ich'e an dieser 
Besteuerung, daß Sie mit lihren Albsetzbeträ­
gen die ProlgI1eslStion laTIl meisten verschärfen. 
Weilin nämlich jetz<t zum ,Bei,sp'i'ell im Herbst 
eine LohnerhöhuIlIg um 10 Prozent oder ich 
weiß nicht wieviel ProzeIlit kommt, j.ederufaUs 
wenn 10 Prozent Loh!ner'höhuIlIg her:auskom­
mein, drarrun 'Zlah~it der Betl1effie[]ldle ulach idJileSier 
Reform um 24 Prozent mehr Lohnsteuer al's 
vorher. Das ist al,s'o d'ile tats'ächJiiche AluJSlwlir­
kung. 

Fr,agen Sie doch lhre Leute idrtaußen in den 
Betnieben. Die sind 'gar ni'cb:t SIQ begeistert 
von hohen LohIl!:zJU'W'achsI1aten, wenn .gleich­
zeitJi:g die Steuer 'so ansteigt 'U!nd die Teuel'U1I1g 
in ,diesem Umfanlg lanlhä1l't. ,oa,s ist j,a dias Pro­
blem. (Bei/all bei der OVP.) 

ZWielilbe FifiClJgie: Flami!llilenlwetmldllich. I'slt di,e 
Refol1ffi ;dlen RatrrUltiloo ,gegffi1fÜher ,fneumldlllich? 
Auch ihier wieder Idiese AlufisteTlung. Es ist 
intel16Ssant. Herr Finanzmi'Ilister, ich weiß 
nkht, w.ile Sie c1als ,eli'geIl!tJllich vor Iden 'F:arr:rui­
~ien mit mehr KinJdern ver/antworten kö:rmen.· 
Es ist mir schJIeierhaH. Säe ;haben hieT die Auf­
stellung: Die Er,sparnis nach der Reform wird 
für AlleiIliverdiener ohne K!ind'er bei einem 
Einkommen von 9000 S brutto 334 S pro 
MO'IllaJt bet./DaJglen, Ibei ieU:nem K:imJd 417 S, beli 
zwei Kiindern 417 S, bei drei Kindern 417 S. 
Sie werden also Wiahrscbeinl'ich hei den Fami­
lien mit zwei 'un/d mehr IGnldem in Oster­
reich mit Ihrer Reform riesige BegelsterUIllgs­
stürme auslösen! ,Das 1st !dlas Ungerechteste, 
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was es' uberhJaupt 'gtbt. Sie können doch nicht 
die FamHi'en gleich behiandeln, ob ,sie kein 
Wind, etn Kind oder ob sie zwei, dr,ei oder 
mehr Kinder haben. 

Dann kommt noch etWlas idJazru, Herr FiIl'anrz­
minister. Aurn. hier 'wiieldeI1UiIll ,die Entwer­
tung. Ja, ,haben Sie ;denn die Ellitwert11lI1!g die­
s'er Abset2lbetJräge, di'ean 'llInd für sich progres­
'SiiolllSiV1€1r,schäJlif:etnjd IsulDJd, überrfhiaJUlP't UJicrut bte­
rechnet? Sie hlaben 'am 1. Jänner 1973 die 
4200 S für dias 21weite Kind 'Und für die wei­
teren Kinder eingefüihrt . .Am 1. Jä,nmer 1973. 
In. der Zwischenrzeit - vor.iges Jahr unld 
heuer - hiat sich die Teuel1un.g ,auf 18 Pro­
zent erhÖlht. Die Entwerturug dies'es Betr.ages 
macht 800 S; 18 Prozent von 4200 S. 

Es geht ,aber in !(i,ieser Form rweiter - lei­
deT Gottes! Si1eI1echlruen rwiederum mit 10 Pro­
zent Teuerung im nädlJ~ten Jlahr, das heißt, 
der Betrag Wlird nächstes Jahr neuerlich UlIIl 

10 Prozent entwertet. Das Ibedeutet mitande­
ren Worten, daß Si:e die Kaufikraft :des Kinder­
absetzbetrages IgegelllWärtig bereits um 800 S 
entwertet haben u'l1ld eine :weiter.e Hntwefltung 
zu 'befürchten ist. Wenn die Kau~kraft des Kin­
derabset~betra'ges mit 1. Jänner 1975 .genau­
so hoch sein soll wie am 1. Jänner 1973, muß­
ten Sie s'ie zumindes,t um 800 S er'höhen. Sie 
tun ,aber Üiberhaupt nlichts. Das list wirkl:ich lim 
höchsten Grade IUIlJsozi'al und famiJienfeindilich. 
(Beifall bei der OVP.) 

Sie werden Idaher verstehen, 'daß wir 'einer 
Isoldliem. Em.!l:!wickJLurugumJd eilnlsr ',solchen 
,,sbooeIDfie'form" - iUlIlitJelr AnlmhrunlgtSlzlelich!elI1 -
überh'aJupt nllicht zulSlt!illl1lI11JeJn könn'e'n, lWlelill ISI:e 
e hem irute F,amIiIlJilen ,am melDSlt'en Itni'ffot. 

Ich habe auf die Lei'stuTiigsfeirud'lichkeit der 
Progression hereits hillligewiesen. Es i'Sit für 
die Arbe.itnehmer eine Riesenbela,s'wrug, Ulnd 
es ist lauch so, 'dlaß diese Reform die SbaJwlität 
nicht fördert, weil seJJbstverständilich die 
Lohnforderungen ent'SpJ1echend hoch sind, 
wenn die Leute wi'ssen, daß wiederum mit 
zusätzlichen Besteuerußlgen in e'inem entspre­
chenden Umfang zu rechnen ,ist. 

Ich 'bin se}hst Geschäfts;fiülhrer eines Unter­
nehmens. Ich .sage Lhneneihr1ich: Wenn ich 
heute ,einem leistunlgsfähigen Mitarlbeiter eine 
einma1lige liei'stungsprämie ZUlIll Bei,spiel von 
20.000 S gebe, Idann bekommt er 7500 S auf 
lelile Hellllld, UJnid iden B.etI1iJeb kOSitet ,es 24.000 S. 
Das Slind die Aluswirkungen Lhrer Besteuerung. 
Das ist eine vollkommeThe LeiSltung,sfeirudlich­
keit. (Lebhafte Zustimmung bei der OVP. -
Zwischenrufe bei der SPO.) Das ist leider der 
Fall, das 'ist tatsäch'li,ch so. Wir müssen es 
bez'ahlen, wir kennen das besser als Sie. 
(Widerspruch bei der SPO.) Lieber Herr Ab­
geordneter, ichdJarf Lhnen 'eines sagen: Führen 

Sie einmal ejnen B.etrieb mit 700 bis 800 Mit­
arbe.itern, dann werden Sie 'yenau wis'sen, was 
los ist. (Beifall bei der OVP.) 

J'etdJe'l1I1iaJilis 's'teht ,sillets ,fielst: daß \rui1etSie RJe­
form den Leils.1lUlIliglSlWliilJ1en der Loobe [lJicht fÖlr­
de'llt, sonJCliem .ersmläJgt. Unld das IiJStt IlangfniJstJig 
gleJslehelIl für Os!te'llIlekh letme mtJwi ckJUlrug, dJiJe 
uns ,etHen ruicht lI1echtt selin kJann. (Abg. L i b a 1: 
Sie haben aber einen sauberen Leistungswil­
Jen!) Es i'st j,a ein Wunder, daß noch so viele 
bereit sind, bei ldieseT Besteuerung etwas zu 
leisten. 

Zu d€lllJ AUlsfühJrumJgen Ides ~oUeg,en M ühl­
bacher nur ein Wort. Er hiat die wirlschafts­
~ördemden Maßnahmen dieser Reform ibeson­
der,s herauSlgestr.ichen. Ich da,nt i'hm dazu fOll­
gendes stagen, ich habe es schon in einem 
Zwischenruf 'getan: Die En1lwick.~'Uß!g ist auch 
rur die Unternehmung,eu Idurch die Entwer­
tung des Ei.genllmpitals sle!hr schwierig. Die 
Betrie,be kommen in ilIllIIler Igrößere Schwie­
rigkeiten, sich nJach ,ei.Jn~g,en Jahren das Wirt­
sdlaftsgut, das abgeschrieben list unid larusschei­
det, wiederum zu k!amfen, weil ei'nfach dies.es 
Wi'rtschaftS1grut wesentlich teurer gewonden ist 
und durch die .A:bsclrreilblllI1Jg und lauch durch 
den Investitionsfreilbetrag niicht finaruziert wer­
den kann. Es kommt zu einer s'tärrdigen Ent­
wertung ,des Eigenkapitals der UlIltemelhrrnun­
gen und :daanit lauch 'Z'U Schrwieri'gkeiten. (Prä­
s}dent Pro b stübernimmt den Vorsitz.) 

Eillen anderen PllInlkt möchte ich noch ,an­
schneiden, Idi'e Fl1age des AbsetZibetrages für 
die mittäUge Ehegatttin. Von un!s'erer Seite 
wurde ein .entsprechender .A:ntr:a'g emgebracht. 
Wir sehen leilder, rdiaß 'dJie Sozialisten diesem 
Antrag nicht nähertre'ten woUen, obwohl 
- wie schon lausgeführt - die Berechttgung 
dafür gegeben i'st. 

Ich erraube mir, den folgenden Abände­
rUIllgsantrag eiß!zubr,ingen: 

A h ä n d 'e r iU ng san t r 'a ,g 

der Abgeordneten nr. Zittrnayr und Genos­
·gen zur RegierUJßlgsv,orhage 1201 der Beilagen 
betreffend ein BUlnJdes.gesetz, mit dem :das 
Einkommensteuergesetz 1972 ,geändert wird 
(EiJnJkommern!s:tellLerges.e'tiZ..,NoveJUe 1974), in 
der Fassung des Ausschußberichtes 

Der Nationalrat wol~le beschließen: 

1. 1m Art. I ist nJach der Z. 13 folgende 
Z. 13 ia einzufügen: 

,,13 a. 1m § 13 ist Ider Betrag von 2000 S 
durch den Betrag vorn 3000 S zu er,setzen." 

2. Im Art. I h:atdie Z. 73 wie folgt zu 
lauten: 
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Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 

,,73. Der zweite Satz des § 104 Abs. 1 !rat 
zu lauten: 

,Dieser beträgt 

täglich 15 S, wöchentlich 90 S, monat­
lich 390 S, jäihr:l'ich 4680 S· .. 

Ich darf den Antrag kurz erJäutern: Punkt 1 
bezweckt ,die Anhebung des BetI1Cllges für die 
kiurzlebirgen W,irtschaftslgliter von 2000 S auf 
3000 S. Ers wurde 'bereits darauf ilüngewiesen, 
daß s.ich ,der Wert in den v.er:garugenen J,ahren 
für di'elSe lmrzlebigen Wirtschlaftsgüter wesent­
lich durch d·ie Teuerun;g erhöht hat, daß es 
richtig wäre, aus Gründen der Verwalturug.s­
vereinfachung sowohl für die Buchih'altulng ,aas 
a'uch ~ür die FinampliÜfer ,diesen Betrag auf 
3000 S 'CI!nZluheben. 

Der 21weite PUIllkt Ibetrifft den Land'ar'beiter­
freib.etrag. Herr A!b.geord'Il!eter Stöglller kommt 
aus dem Salzkallllffiengut, wo es sehr viele 
ForstarbeHerg.ibt, und lauch für die LaIlldaI1bei­
ter wäre die Anherong des iJan1dal1beiter<frei­
betr,ages wirklich hoch 'an der Zeit. Seit 1951, 
meine 'sehr !geehrten Damen und Herren, ist 
der Land'arbeiterfreibetrag nicht eflhöht wor­
d'en. (Abg. Dr. Re in h art: Warum haben Sie 
ihn nicht erhöht?) Wlir hCllben eine bescheidene 
Erhö'hunrg bea·ntrag't. Süllllffien Sie zu, mei.ne 
sehr ,geehrten Hevrenl (Beifall bei der OVP. 
- Zwischenruf des Abg. Pa y.) Ich verstehe 
nicht, Herr Nbgeofldlnetrer Pay, wie Sie ibei 
Ihren Leuten die ArblehIllung 'dieses Landarbei­
terfreibetrages beyrÜlIllden wollen. (Abg. P a y: 
Gegen die Landarbeiter wart ja ihr!) Sie haben 
j,a ,die Möglichkeit. Sie sagen j1a immer, Sie 
sind e~ne moderne Partei, Sie sinld f,ür :diie 
Kl'ernen s'Ü 'alU!~ges'chlossen. ,Stimmen Sie mI, 

wenn Sie d'afür sinJd. (Beifall bei der OVP.) Sie 
haben die Möglichkeit, hier heute dem Antrug 
beizutreten uIlldf,ür die Lanaallbeiter etwas 
zutun, damit ClIuch Idi'ese sehen, daß sie von 
]hnen nicht veI1gessen werden. Ich hoffe, daß 
Sie slich 'zu diesem M'ibgehen entlsmei1den kön­
n:en. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Diese sogen.:anrrlt<e Reform, diese NoveJ:lierung 
des EinkommensteueIiges'etzes beLastet Idie Be­
völkerung mit zusättl;ichen Beträgen. Bei der 
nächsten Lonnrunlde tritt bereits eine weitere 
Steuerbelasturug ei'n. 

Dtese NovellierUlng ist keine Maßnahme Z'ur 
Förderung der Stabilität, im GegenteH, e,s ist 
eine unsoz1ale Reform, ,sie ist 'ßamHienfeindlkh 
im höchsten Grade ,und hemmt die Lelis1ru:ng. 
Die Vorschläge unserersei:ts si'IlId in keiner 
Weise berücksichtigt 'wonden. Aus diesem 
Grunde lehnen wir von der Osterre.ichischen 
Volkspartei ·diese MaßlIl!ahme, ,die in keiner 
Weise den VorstellUIlIgen der Bevölkerung 
entspricht, ab. (Beifall bei der OVP.) 

Präs'ildent Probst: Der A:bänrlerurn'gs!antrag 
der Abg,eoIldneten Dr. ZittmJayr und Genossen 
ist 'genÜlgend unter,stützt und steht 's·om.itauch 
in VerhanJdilung. 

De,r nächst,e Redner ist der. Herr Albgeordnete 
Dr. Pelikan. Er hat dias Wort. 

Atbgeordneter Dr. Pelikan (OVP): Herr Prä­
sident! Mei[lle 'Slehr '91eehDt.em, namen Ulnd Her­
Denl Ich habe mir oft ge'dacht, wals die Damen 
und Herren des stenographischen Dienstes hier 
im Haus so denken mögen, wenn über die 
einzel'nen Sachigebiete Ideb'attiert wird, ,wellln 
s·ehr viel Ridüi!ges, vieUeicht weniger ltich­
tiges OIder v,ielleicht sOg/ar Falsches ,gere:det 
wird. Von Berufenen, Wierui.ger Bel1ufenen oder 
vielleicht gar nich't BeJlufenen. Urud gerade an 
dieses Letztere, ,an dieses Gar-nicht·Berufen­
Sein, mußte lich bei der WorbmeMdiung des Ab­
geordneten 'Iiull denken. 1hm ilst nämlich ledilg­
lieh der Beweis ,gelIUIllg,en, daß man 'als Obman:n 
des Final1JZ- und BuldJg.etaussdl'usses zwar ,in 
Ehren ergfla'llen kann, idlaß dias 'alber nicht imm,er 
Hand in Ha.nd geht - zumindest bei ihm nicht 
Hand 1n Hand geht - mit e.iner Zunahme VOlll 

FachkeIllntnlis 'und fach'licher Qualifikation. 
(Beifall bei der OVP.) 

Seine Rede hest'and nämlich über weite 
StreckenhirnJdJurch lediJgLich :aus polemischen 
ÄußerUiIlgen, aus Polemi~en, wenn ich ruur 
daran deruke, daß er uns d!auernld vOl'ge.worfen 
hiat, wir seien gegen di'e VerteiliuIllgs- und 
GefäHiykeitsidemokI1atie. Meine Damen IU!nld 
Herren, se~bstv'e.rstä:ndlich Sllrud wir geigen die 
Vertei'lIUJngs- und Gefälligkeits<demokI1atie. 
Wir woLlen nämlich, /daß ,der Herr Fi'Il'aIIllZID~ni­
ster nicht den LnflatioIlosgewinn, .den er jetzt 
erzielt, beim Fens'teT hiIllaustwirft (Abg. Doktor 
Tu 11: Das ist ein alter Hut, den Sie jetzt vor­
bringen!) für fIlagwlirdilge Bafll1VoIihiaben, Herr 
KoTlege TuU, sondern odlaß die wirklich Leid­
tragenden der InUation vom Finan:zmi'llJister 
wieder 'etwas rurückJbekommen unid !(}laß das 
nicht ein AU!genblick!serfolgs.ein ,soll. (Abg. 
Dr. Tu 11: Die bekommen jetzt vom Androsch 
mehr, als sie je von Ihrem Finanzminister er­
halten haben!) 

Ich sagte schon, Herr Abgeordneter Tull, 
daß ,das vielleicht ein Aug,enblicks,erfo'1g ist. 
(Abg. Dr. Tull: Ach so!) Aber das ist im 
Grunde nichts .anderes lalS ein HeruIIlZlisel.ieren 
am f.a.lschen System. (Lebhafte Zustimmung 
bei der OVP.) Und dieses HeIlUImliselieren 
am fal1schen System wiI1d dem He·rm Fi11laJIl1Z­
minister in der Zukunft noch ,sehr zu S'ch'affen 
machen. (Abg. Dr. Tu 11: Von Ihnen wird er 
bestimmt nichts zu lernen haben! Ihr Angebot 
ist sehr dürftigI) 
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Dr. Pelikan 
Ich sage [[lach 'einmal: Wir waUen nicht 

- und deswegen sinJd wir 'geg,en die Vertei­
lung's- und GefäUigkeits/demokratie -, daß 
der Gewinn des Herrn FinanrlJIninisters, diese 
30prozenüge SteigeI1U:Illg der Lohn- urnd Ein­
kommensteuer, für fra,gwürdi1ge Bauvorhaben 
zum Fenster hina:usgeworf.en 'Wird (Beifall bei 
der aVp), sondern daß die Steuerpflichtigen 
sellbsteine echte EntLastU!Itg bekommen, und 
dies nicht nur jetzt ,im Moment, sondern auch 
in :der Zukunft. Das Igeht eben nur mit einer 
entsprecheiDlden Systemkorrektur. 

Meine sehr 'geehrten Damen und Herren! 
Richelieu hat einmallg'es:agt: Die Steuern sind 
die Nerven des Staates. Man könnte jetzt 
sagen: Der Herr Finan:zIll'i[}jister ,geht uns auf 
die Nerven, denn 'der Staat sind wir ja schldeß­
lich alle. 

Aber eines 'steht jedenfaLls fest: Uberstr,apa­
ziert sind die Nerven der SteuerpflichUgen, 
und überstrap,aziert s-ind auch ihre Brief­
tasmen. Und das kommt dlavon, 'daß Sie vor 
zwei Jahren ein falsches System eingeführt 
haben, lindern Sie nämHch von den Frei:beträ­
gen auf !die Absetzbeträige ülbergeyCllIlgen sind. 
(Abg. Dr. Tu 11: Das haben wir schon gehörtI) 
Das ist nichts Neues, Idas wissen wir aille hier, 
aber der Herr Bundeskallizier hat uns erst 
gestern ,gel.~hrt, daß man oft ,etwas wieder­
holen muß, damit die Leute es verstehen. 
(Lebhafte Zustimmung bei der avp.) Viel­
leimt v'erstehen Sie es jetzt. 

Das System des Ubergalliges von den Frei­
beträgen auf Absetzbeträge, die 'nicht :die Pro­
gression mildern, sOllidern nur -im Moment 
eine Steuerersparnis brilllgen, :halten wir jeden­
f/alls für falsch. Wh halten es für asozial und 
für leistungshemmend. Ich bringe daru noch 
einmal ein Beispiel !im Sinne dessen, was ich 
vorhin ges1agt habe, Herr Abgeordneter TuN: 

Ein Alleinvefldiener mit z:wei KiIlldem und 
einem 'Bruttomonatsgehalt von 8000 S wirld 
n'am dem Entwurf, der heute zur Debatte 
steht, bei einer Gehaltser:höhrung urm 14 Pro­
zent für diesen EilIlikommens~uwachrs 287 S an 
Ste'uem zahl-en. Bei entsprechenden Freibe­
trägen, also 'bei Freibeträigen, wie woir sie be­
~ürworten, wäre die zusätzliche SteU!erleistu11lg 
ledighch 236 S. Das heißt, daß der Steuer­
pflichtig,e :durch die progressionsverschärfenlde 
Wirkung der Abse~beträge, die w.ir ablehnen, 
eine um 22 Prozent höhere Steuerlei's1lung Z1U 

erbr,ingen 'hat, als das im SY'stem der progres­
sionSlIl1ilde'rn.den Freibeträge, wie es die OVP 
vorschlägt, der Fa~l gewesen wäre. Bei einem 
Bin~ommen von 10.000 S müßte ein LOIlm- und 
Gehaltsempfänger unter denselben Vor:aus,set­
zungen -bei Absetzbeträgen um 26 Prooent 
mehr Steuern zahlen 'als bei Freibeträgen. 

In einigen Ei'Illkommens'bel'ekhen ibringt die­
ser Entwurf 'S'ogar Nachteile gegelllüber dem 
derzeit 'gültigen EirrkommensteueI1gese1:!z. Ich 
betone :ausldrück:lidl immer EirukolI11mensteuer­
gesetz ul1ds.age bewußt nidlt Ei11lkommen­
steuerreform, weil wir der Meinfllllig sind, daß 
dies eben keine Reform ist. 

Bei ei,nem Alleinvel"diener OIhne Killid mit 
einem Bruttomolliatsgehalt von 6000 S würde 
sich bei einer Lohn- lund GehaltseIlhöhung um 
14 Prozent nach der derzeiti,gen Gese1zes'la,ge 
das Nettoeinkommen um 11,3 Prozent erhöhen, 
der Einkommensteuergesetz-Novelle 1974 zu­
folge jedoch ledi,gLimum 11 Prozent. 

Bei einem Lohn- und Gehaltlsempfänger mit 
einem Bruttomonats.eilllkommen von 10.000 S 
wäre die Diskrepanz sogar 0,2 Prozentpunkte. 
Ich sage also noch einmal: Es handelt sich im 
vorliegenden Ral'l'in dem Entwurf, der hier zur 
DebaUe steht, ledigl.ich um eine Syrrnptomkur 
mit untauglichen Mitte:ln. 

Ich möchte nun lauf einige :aUgemeine wirt­
schaftspolitische Aspekte eingehen, und zwar 
im Zusammenhang mit der steuerlichen lnve­
stitions.förderung. Wie ibekannt, ist die vorzei­
tige Abschreibungsmöglicblkeit für unbeweg­
liche Wirtschaftsgüter weggefallen. Der Herr 
Finanzminister Ihat im Finanzausschuß darauf 
hingewiesen, daß Osterreich hins,ichtlich der 
Förderung des Anlagevermög.ens ohnehin im 
internationalen Spitzenfe'1d Liege. Ich bezrweifle 
das. EsgLbt Staaten, wo die lnvestiti.onsförde­
rung beim Anlag'evermögen wesentlich höher 
ist als .in Osteueidl. Vor laUem tritt das jetzt 
ein, wenn die vorzemge AJbschreibuIlig für 
Bauten wegfällt. Schweden hat zum Beispiel 
einen wesentlich höheren bwestitionsfreibe­
trag. 

Des weiteren hat der Herr Finan:mninister 
erklärt, daß man ja überhaU!pt dieses .ganze 
System der s,teuer'1ichen InvestitionsförderuIlJg 
neu überdenken müsse, Olb nicht 'in Osterreich 
der 'große N adrllO'lIbedarf nlach dem Kriege be­
reit~s ,aufgeholt ,ist, sddJaß man davon ab.gehen 
müßte, nur die Investitionen für dias Anl'age­
vel'lIllögen zu fÖI1dern. 

Idl halte diese Meinung des.wegen nicht für 
ridltig, meine Damen und Herren, weil wir den 
Aufholbedarf noch nidlt befriedigt haben. Wir 
haben vor 'allem 'tm Hinblick auf die noch 
immer nouwendigen StrukturänderunJgspro­
zesse in unser,er Wirtsdllaft nicht autigeholt. 
Sdlließlich kommen hier ja noch regionale 
Gesichtspunkte :dazu, wenn idl insbesondere 
als steirischer Abgeordneter an unsere Ent­
wickLuIl!gsgebiete Idenlke. Da sind doch nodl 
wesentliche Investitionen in Ider Zukunft vor­
zusehen. Der Wegfall der vorz.eitigen AfA ist 
so gesehen wirtschJaftlich flaI:sch, bringt weite 
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Dr.Pelikan 
Wirtschafts'bereiche 'darüber hin:ruus ,in SchlWie- Ich stene hier fest: Der ,Präs~dent Ides Frei'en 
riJgke~ten, wie 'eide 'BauJw.irtsch'aft oder die Elek- WirtscruaftsverbaIlJdes k:ann sich offenlbiar in 
triz1tätswirtJschiaft, Idie ja kOIlJtinruierlichinve- seiner eigenen Fra:kJtion nicht durms'etJzen! 
stieren muß, um den steigenden Energiebedarf (Zustimmung bei der OVP.) 
zu decken. 

Ich stelLe daher festt, daß eine wesentliche 
steuerl'iche Begüns'UgiUnJg 'erS'atz10s weggefal­
len ist. Und das, meine Dam·en lll!n1d Herren, 
bei einer WirtschJaftspolitik, die ohnehin von 
Ratlosi'gke.it g€kenmeichnet ist: Es w.ird zu­
gleich GaJs gegeben und (gebremst, 7JU'gleich 
Gas gegeben und gekuppelt, oder e,s wird 
überhClJupt nur 'gebremst, iSO wi,e bei den Kre­
diten. In kn1betracht einer Inflationsrate von 
jetzt 10,2 Prozent und eines voraussichtlichen 
WirtschaftsiWachstums von nur 4,5 Prozent be­
finden wir uns daher nicht auf der Uberhdl­
spur, von der Sie ,ställldilg reden, Herr FinaIlJZ­
rnlnister. (Bundesminister Dr. An d r 0 sc h: 
5,5 Prozentf) Es wird sich .weisen, oIb die Vor­
aussagen stimmen. 

Es gäbe hier noch viel :an Kritik zu ilben, 
vor allem in Detai1bereichen. Was die For-
schlungsförderurug anlangt, von der ich illIlttner 
wieder rede, was die Frage des Umweltschut­
zesanlangtoder was die Frwge der steuer­
Lichen E~portfördertLl1tg ,an'lla'IlJgt. Alles ZUlsam­
men 'eine Kritik, die es un!s jederuflamls nicht 
hat möglich machen können, diesem Entwurf 
zuzmstimmen. 

Ich flasse daher zusammen: Das, was w,ir 
heute hier ,b ethCllIllde In , ist keine Reform, das 
ist - ich sage es noch e'inmail - ein Herum­
ziselier,en am fa,lschen System, das noch ,stän­
dige Korrekturen notwendig machen wiDd. Wir 
werden immer wieder 'eiIne ernte Reform in 
dem von uns verstandenen Sinn des Einkom­
menstoeuerrechtes und des Steuerrechtes über-

Wir befinden uns nicht auf der Uberhol- haupt verl'angen müssen. 
spur, von der Sie immer reden, sondern wer-
den uns unter Umständen bald auf dem Pan- .A!bschJli'eßend zitiere ich den Herrn Bundes­
neIlJstreifen befinden. Unld dias ist sehr bedauer- ~aIl!zler. Er 'bat vortg,estem - oder .ges-tern -
lieh. einen sehr bemerkeIl'srwerten Satz 'gesprochen. 

Einzw·eiter Aspekt, Iden ich hier beleuchten 
will, ist die Frage der Klein- und Mittelbe­
triebe. Ko'1lege Letmaierhlatauf rdies€s Pro­
blem in seiner Wortmeldung zum TagesoPd­
IliUlng:spunikt 1 der gestri.gen Sittzunlg berehs 
hingewieS'en. Es tfe1hJIt zumindest dias Erkennt­
licbmachen, 'daß Sie die Klein- UIIlld MiUelbe­
tri.ebe ü'ber1haupt wollen, daß Sie ihnen einen 
Platz inder heutigen Gesellschaftsordnung zu­
ordnen. Die Anzeichen sprechen dafür, daß Sie 
das nicht wollen: Sie haben den Freibetralg 
für die mit'tätige Ehegattin - um .nur die,ses 
Detail jetzt noch eiIlJmal Z'U errwäihnen - schon 
in der Reform 1913 ·erslatz'los weg:fal'lenlas'Sen. 
Ich habe in den ,alt'en Protokollen über die 
Reforon 1961 na.chigelesen; ich habe n!achge­
lesen, was der damalige Präsildent des Freien 
Wirt'Schaftsverbandes 2'JU diesem PrOib[em ge­
sagt hat. Er hat -sich bitter bekl,rugt, daß die 
Erhöhurrug dieses Freibetrages für die mittätige 
Ehegattin so ,gerirug: :aus'gefaUen ist. Jetzt, stelle 
ich fest, .gibt es ihn überhaupt nicht mehr. Unld 
dasi!st für mich ein Anzeichen, daß Sie für 
Klein- und MittelbetI~iebe nichts übrig haben. 
(Beifall bei der OVP.) 

Der Herr Abigeor.dnete MÜihllbacher, der jet­
zige Präs.tdent 'des Freien Wirtsmaft'srverban­
des, hat erklärt, 'daß man eine Steuermiliderulllg 
fü-r Klein- und MitteLbetriebe einführen müßte. 
Im Finanzausschuß hafer einen Rückzieher ge­
macht und hat Ig,esagt: Ja, das könnte man 
a.llenfa~ls bei der Gewepbesteuer rii:berle'gen, 
nicht jedoch bei der Einkomm.ensteuer. 

Er wi'rd mir nicht böse sein, wenn ich sage: 
Das war der erste für mich wirkLich bemer­
kenswerte Satz des Herrn Bundeskanzlers. Er 
hiat nämlich im Zusammenhang mit der Debatte 
über das Kärntner OrtstafeLgesetzges'wgt: Es 
is,t bes'ser, die Reue kommt spät, als 'sie kommt 
gar nicht. - Im übrigen ein klares Eingeständ­
nis seiIlJer ei'genen F8ih:l'er, und deswegen für 
mich so bemerkenswert. - Wir warten auf 
Ihre Reue, Herr FiTIlanrz.minister! (Beifall bei 
der OVP.) 

Präs1dent Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeLdet. Die Debatte .ist ,geschllossen. 
Wüns'Cht der Herr Berichters'tatterdas Schluß­
wort? - Kein Schlußwort. 

Wir ,gelangen nUTIlIDehr zur Ab s t i m­
m u n g ülber 'den Gesetz'entwurf in 1225 der 
BeHagen. 

Da AbäIlJderUIlJgsan'träge vorliegen und ge­
trenlnte Abstimmung v·etl.angt 'ist, .gehe ich so 
vor. 

Zu Artikel I bis einschiließlich Z. 2 Lie'gt kein 
Abänderungsantrag vor. 

Ich bHte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von iden Sitzen zu ,eIlheben. -
DaIlJke. Das ist die Mehrheit. Angenommen. 

Zu Artikel I Z. 2 a liegt ein gemeinsamer 
Abänderungsantrag der Abgeordn.eten Ericb 
Hofstetter, WedeIlJig um Melter vor. 
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Präsident Probst 
Ich bitte jene Damen. und Herren, die diesem 

Teil des Gesetzentwurfes .i!n der Fassung di'e­
ses ,gemeintsamen A1bänlderuIlJgslantrdJges ihre 
Zustimmung geben, ,sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danrke. Einstimmig 'anJg·enommen. 

Zu Artikel I Z. 3 bis 5 Hegt kein AJbäntle­
rungs1antra.g vor. 

ICh bitte jene Damen unld Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes iJhre Zustimmung 
geben, sich von den Si1tzen zu er1heben. -
Danke. Das ist die Melhr!heit. ArugeuO'IlIDlell. 

Ich bitte jene DdJIDenunld Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Passu'Illg die­
ses AbämtdeI1ungstantrages 1hre Zustimmung 
geben, ,sich von den Sitz,en z,u eIlheben. -
Danke. Das ist die Minderheit. Albtgelehint. 

Wtir kommen nun Z'U!r Abstimmung Ü'ber 
Artikel I Z. 9 in der FassuIlJg des Ausschuß­
beridltes. 

Ich bitte jene Damen unJd Heuen, die hieru 
ihre ZJUstimmuIllggeben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das i:st die Mehrheit. 
Arugenommen. 

Es liegt nunmehr ein Zusatzantrag der Alb-
gleondneten Dr. Broesilgtke unld Genossen auf Zu Artikel I Z. 10 liegt kein Abänderungs-
EinruQlUrrg 'etner neuen Z. 5 a im Artikel I antI1ag vor. 
vor. 

Ich 'bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Zus,atzantl'lag Dr. Broesigke ihre Zlustimmung 
g.e'ben, 'sich von den Sit~en zu ,erheben. -
Danke. Das ist die Minde:r1heit. .A:bgelehnt. 

Wir kommen !Zur AJbstimm'llllJg über Artikeli I 
Z.6. 

Hier 'liegt kein AJbänlderuIligSiantrag vor. 

Ich bitte jene Damen unld Herren, die hiezu 
ihre ZusNmmung Igeben, sich von den Sitzen 
~u e'I'heben. - Danke. Das ist die MehIiheit. 
Ange11lommen. 

Es i,st 'Q,etrennte A:bstimmUiIl!g vet.langt. 

Ich bitte jeri.e Damen und Herren, die die·sem 
Teil des G~setzentwul1fes lz,us1timmen, sich 
von den Sitzen ZiU ,erheben. - Danke. D.as ist 
die Mehrheit. Angenommen. 

Hinsichtlich Ides Artikels I Z. 11 i,st ebenfalls 
getrennte A:bstilmmunlg verßangt. 

Es liegt kein AbänlderuJIlJgsallltr<lig vor. 

Ich bitte jene Damen un.d !Herren, die diesem 
Tei'l des GesetzenbWlUrfe's !2lUsrtimmern, sich von 
den Sitzen zu ertheben. - Danke. Da1s ist die 
Mehrheit. Angenommen. 

Zu Artikel I Z . .,. liegen 9leichllautende Ab- 00 Artikel I Z. 12 liegt 'ein Abänderungs-
änlderUlIllgs'anträge der Abg€ordneten Doktor antrag der AbgeoIrlneten Dr. Broesigke unld 
NeuIier beziehuIlJg.sweise Dr. Broesigke urud Genos'sen vor. 
Genossen vor. 

Ich bUte jene Damen und Herren, die ldiesem 
Teil des Gesetzen;tJWlUrfes in Ider FassuUlg die­
ser AbänrlerunJgsanträJg,e jhre ZtuJst:immung 
geben, sj1ch von den Sitzen zueI1heben. 
Danke. Das ist dre Mi,nderheit. Ab.gelehnt. 

Ich ,bi:tte jene Damen 'Uilld Herren, die Idi,esem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
A:bändenmgsant:ra.ges des Afbgeordneten Dok­
tor Broesigke 2lUs,tiIIllmen, sich von den Sitzen 
zu epheben. - Damke. Da's i'st die Miruderlheit. 
Aibgelehnt. 

Wh kommen 'I1'un zur Albstirmml.lJIllg 'Über Wir kommen nun zur .A:bstimmung über 
Artikel I Z . .,. in der Fassung des Ausschuß- Artikel I Z. 12 iln der FasSlUIlig des Ausschuß-
berichtes. berichtes. 

Ich bitte jene Damen unld Herr,en, di'e hiezu 
ihre ZiUstimmrung ,g,ebeIll, sich von 'den Sitzen 
zu erheben. - Damke. Da'SI .ist die Mehrheit. 
Angenommen. 

Ich bitte jene Damen UiIlJd Herren, di'e hiez'll 
ihre ZustimmuIlig geben, soich von den Sitzen 
2lU erheben. - Danke schön. Das ist die M'ehr­
heit. Angenommen. 

Wir kommen 'zur .A!bstdmmuIllg über Arti- Zu Artikel I Z. 13 liegt kein AbänJderun9ls-
kel I Z. 8. antmg vor. 

Hieru liegt ~ein ArbämJderungsantrag vor. Ich bitte jene Damen rund Herren, die di,esem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, ·sich von den Siltzen zu erheben. -
Danke. Das ist die ,Mehrheit. Arugenommen. 

Ich bitte j'ene Damen unJd Herren, die hiezu 
ihre ZustimmUiIl!ggeben, ,sich von den S.itzen 
zu erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit. 
AJng,enommen. Es liegen nun Iglleichl1a'lltende Zus1abza'llträge 

der Abg,eordneten Dr. Zittmayr und Genossen 
Zu Artilkel I Z. 9 iliegt e~n AbänderunJgsan- beziehungsweise Dr. BroeS'ilgke und Genos:sen 

trag der Abg,eOI1dne'ien Dr. Neuner, Doktor auf Einfügung einer neuen Z. 13 ja im Artikel I 
Scrinrzi unld Genossen vor. vor. 
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Präsident Probst 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung 'geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ang,e­
nommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Zus'atzaJ1iträgen Dr. Zittmayr bezi'ebJun'glsweise 
Dr. Broesigke ühre ZustimmuTIJg .g,eben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
die Minderheit. Abgelehnt. Wir kommen zur AbsHmmu:ng über Arti­

Wir kommen nunmehr mIr AbsHmmuTIig zu kel I Z. 28 § 33 Abs. 4 bis einsch'ließlich Z. 3. 
Artikel I Z. 14 bis einschließlich des Einlei- Es Hegen keine Abänderurugsanträge vor. 
tungssatzes und der Urbersmrift in Z. 28. Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 

Hiezu liegen ke,ine Abänderungsanträge vor. ihre Zustimmung 'geben, sich von den Sitzen 
Z'U erheben. - Das ist die Mehrheit. A:n9'e­

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Il!ommen . 
. Tei,l des Gesetzentwurf.es ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen 'zu eflheben. _ Zu Artikel I Z. 28 § 33 Abs. 4 Z. 4 liegt ein 
Danke. Das ist die Mehrheit. A!Ilgenornmen. Abäruderungsantrag, Dr. Broe'Sigke vor. 

Hinsichltlich des § 33 Abs. 1 in Z. 28 liegt 
e,in AbänJderurugsantDag der A:bgeoI1d.neten 
Dr. Broesi,gke ulI1Jd Genossen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil 'des GesetrzenltWlUrfes in der Rass:ung des 
AbänderungslantIlClig'es Dr. Broesigke ihre Zu­
stimmurug geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Das ,ist die MimldeIlheit. Abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über ArH­
kel I Z. 28 § 33 Abs. 4 Z. 4 in der F:assung 
des Aus'schIUßlberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Passung de1s 
Abändevunlgßantmges Dr. BroeS'igke ihre Zu­
stimmung -geben, sich von den Sitzen zu er­
hebeln. -' Danke. Das ist dIe MinldeI'heit. Ab­
gelehnt. Ich bitte jene Damen und Herren, die hiez'll 

ihre Zustimmung 'geben, sich von .den Sitzen 
Wir kommen nunmehr ~ur AJbst1mmuDJg zu epheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­

über Artikel I Z. 28 § 33 Abs. 1 -in -der Fassung nommen. 
des Ausschuß/berichte's. 

Zu -den restlichen TeHoo der Z. 28 bis ein-
Ich bitte Jene Damen umfd Herren, die hiezu sch'ließ'lich Z. 31 im Artikel I liegt kein Ab­

ihre Zustimmußlg ,geben, sich von 'd,en Sitzen änderungsantrag vor. 
zu erheben. - Danlke. Das ist die MehI1heit. 
Angenmnmen. Ich bitte jene Damen IUnid Herren, die hiezu 

ihre ZustimmuIllg geben, such von den Sitzen 
Zu Artikel I Z. 28 § 33 Abs. 2 liegt ein zu efiheben. - Das ist die Mehrheit. Ange-

Abänderungs'antrag Dr. Broesi'gke vor. nommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die d,iesem 
Tei'l des Ges'etzentwurfes in der Fas,suDJg des 
Abänldenungsantrages Dr. Broesig;ke lZustim­
men, sich von den Si.,tzen 2m erheben. - Danke. 
Das ist die MinideIlheit. Ab,ge!lehnil:. 

Wir kommen zur Abstimmung über Arti­
kel I Z. 28 § 33 Abs. 2 in der f,as'su.ng des 
Auslschußberichtes. 

Es liegen nun gleichlautende ZUSiatzanträge 
Dr. Neuner bezieihUIllgsweis'e Dr. Broesigke 
auf EinfügruIllg einer neuen Z. 31a im Artikel I 
vor. 

Ich biHe jene Damen und Herren, die dielsen 
Zusatz'anträgen Dr. Nenner beziehungtSIWeis-e 
Dr. Broestgke ihre Zusttimmurug g,eben, sich 
von den Sitzen zu erhelben. - Das ist die 
Mindel"neit. Abgelehnt. 

Ich biUe jene Damen :und Herren, die hiezu Zu Artikel I Z. 32 bis e'inschließlich des Ein-
ihre Zustimmurrg geben, sich von den Sitzen leituIligSlSatze's und der Ulberschrift in Z. 44 
zu erheben. - Das ist di.e M·ehrheit. Ange- liegen keine Abänderungsanträge vor. 
nommen. 

Ich bitte jene Damen Ulnd Herren, d.ie diesem 
Z'u ArUkel I Z. 28 § 33 Abs. 3 liegt ein Teil des GesetzentJWTurfes ihre Z'l1stimmlliI1Y 

Albäruderungsantrag Dr. Hroesiglke vor. geben, sich von den Sitzen zu erlheben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetz,entwurfe's in der Fiassun:g des 
Abänderungsantrages Dr. Broesigke ,ihre Zu­
stimmung gelben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Das ist die Minderheit. AJbgelehnt. 

Wir kommen ZiUr A:bstimITIIUDig über Arti­
kel I Z. 28§ 33 Abs. 3 in der Fassung des 
Aussch.ußberichtes. 

Das ist di'e Mehrheit. Arugenommen. 

Zu Artikel I Z. 44 § 57 Abs. 1 He,gt ein 
Abänderung.s:antrag Dr. Broes]gke vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
A1bänlder.ungSiantrag-es Dr. Broe,s,191ke zustim­
men, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die MiIl!deIiheit. Abgel'ehnt. 
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Präsident Probst 
Wir kommen zur Abstimmu,n;g über Arti- Zu Artikel I Z. 56 l'ie.g,t ein gemeinsamer 

kel I Z. 44 § 57 Albs, 1 in der Fassung des AbänldenmgSlantrag der Abgeordneten Erich 
Ausschußberich.tes. Hofstet'ter, Wedeni:g, Melter und Genossen 

Ich. bitte jene Damen 'Und Herren, die hiezu vor. 
ihre Zustimmung 'gelben, sich von den Sitzen Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
zu erheben, - Das ist die Mehrhei,t. .AJnge- TeH des Gesetzentwurfes in 'der Fassung di,e­
nommen. ses gemeilns,amen Abänderu:n!gSlantrages ihre 

Zu Artikel I Z. 44 § 57 Abos. 2 liegt ein Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
Abänderungsant~ag Dr. Broesigk,e vor. erheben. - EinsNmmüg angenommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Wir kommen n'llill. zur Abstimmung über 
Artikel I Z. 57 bis einschließlich 72. Hiezl\.l Teil des Gesetzentwurfes in der Passung des 

AbändeliUIligsantrage'S Dr. Broesigke ihre Zu- liegen k.eine Abänlderungs,anträJge vor. 
stimmung ,gelben, Slich von den Sitzen zu er- Ich bitte jene DaJIllen und Herren, die hiezl\.l 
heben. - Das ist die Minderheit. Abgelehnt. ihre Zustimmulliggeben, sich von den S'itrzen 

Wir kOllllIIlen zur Abstimmung über Arti- mI erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
kel I Z. 44 § 57 .Nbs. 2 in der Fiassung des nommen. 
Ausschußberichtes. Zu Artikel I Z. 73 liegt ein AlbändeI1lJ1gtS-

antrag Dr. Zittmayr vor. 

Ich bitte jene Damen 'Ullid Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Abänderungsantrage,s Dr. Zittmayr ihre Zu­

Zu ArtiJkel I Z. 44 § 57 Abs. 3 bis einsdlUieß- stimmung geben, sich von den Sitzen 'Zu er-
lich Z. 3 liegt kein A.!bänJderungsantr:ag vor. heben. _ Das ist die MinJderheit. Abgelehnt. 

Ich bitte jene Damen >und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Si,tzen 
zu erheben. - Mit Mehrheit angenommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Wü kommen zur Abstimmung über Arti-
Teil des GesetzentWlUrfes ihre ZustimmuI1Ig k.e'l I Z. 73 in der Fassung des AU!sschußiberich­
g'elben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das tes. 
ist .die Mehrhedt. Arugenomrrnen. 

Ich bitte Jene Damen und Herren,die hiezu 
Zu Artik.el I Z. 44 § 57 Abos. 3 Z. 4 liegt ein ihre Zrustimmung ,geben, sich von den Sitzen 

AbänderUing'santna'g Dr. Bwesigke v.of. zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange-
nommen. 

Wir kOIIlJII1enzur AJbstimmUlIlg über Arti­
kel I Z. 74 und 75. Hs liegen keine Abände­
rUll!gSlanträge vor. 

Ich bit,te jene Damen uTIld Herren, die diesem 
Teil des Ges'etrzentwurfes in der Fassullig des 
Abäfilct.erungSiantra.ges Dr. Broesigtke ihre Zu­
stimmU!ng geben, sich von den Sitrzen zu er­
heben. - Das ist die Minderhe'it. Abgelehnt. 

Idl bitte jene Damen ullid Herren, die hiezu 
Wir kommen nUJll zur Abstimmung über ihre Zustimmung Igeben, sich von den Sitzen 

Artikel I Z. 44 § 57 Albs. 3 Z. 4 in der Fa,ssung zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange-
des Alusschußberic:htes. nommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hi-ezu Es liegt nun ein nusatz'antrag Dr. Broes'igke 
ihre ZU!s'tLmmurug geben, sich von den Sitzen auf Einfügunlg von ne'l1en Z. 75 a und 75 b 
ZlU erheben. - Das ist die Mehrheit. Ang,e- im Artikel I vor. 
nommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Zu den restNchen Teilen des Artikels I Z, 44 ZusatzantI1Clig Dr. Broestgke ihre ZustillllIIlung 

bis einschiließ:lich Z. 55 liegt k.ein Abände- geben, sich von den Sitzen ru eI1heben. - Das 
rungsantrag vor. ist die Mi,nlderheit. Abgelehnt. 

Ich biUe jene Damen ,UJnd Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimm'lllILg 
geben, sich von den Sitzen ZlU eIlheiben. -
Mit MehI1heit langenommen. 

Es liegt mm ein Zusatzantrag Dr. Broes~gke 
auf EirufügunJg einer neuen Z. 55 a im Artikel I 
vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 

Zu Artikel I Z. 76 liegt ein Abänderungs­
antrag Dr. Broesigrke vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des GesetzentIWUrfes in der Fassung des 
AbänderungsaJntra'ges Dr. Broesi,gke ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen 1lU er­
heben. - Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Zusatzantrag ihre Zustimmung geben, sich Wir kommen zur Abstimmung über Arti­
von den Sitz,en 'ru erheben. - Das ist die kel I Z. 76 in der Fassung des AuS'schußiberich-
Miruderheit. Abge:lehnt. tes. 
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Präsident Probst 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hie'Z'U 

ihre Zustimmung ,gelben, sich von den Sitzen 
7JU erheben. - Das ist die Mehrherit. A:ng,e­
nommen. 

Zu den restlichen 'feHelll Ides Artikel1s I liegt 
kein AbändeJ:'IUnigsantmg vor. 

Ich 'bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre ZustimmuITg :geben, sich von Idem Sitzen 
zu eI"heben. - Mit Meihl1hei,tangenJOmmen. 

Es liegt ein Zus1atzantl'lag Sarudmeier ,auf 
Einfügung eines neuen A:rtJikel,s II vor. 

Ich bitte jene Damen 'U!IlJCl Herren, die :diesem 
Zusatz1antrag Sandmeier i'hr,e Zustimmurug 
geben, sich von den Sitzen llU enheben. - Das 
ist die Minderheit. Ahgeleh.'l1!t. 

Berichterstatter Jungwirth: Herr Präslidentl 
Hohes Haus I Die 'alligemeine AnheJbu.ng des 
Zinsniveaus für die veI"schiedenen Arten des 
Kontensparens s'owie für kÜlllftige Wertpapi,er­
emissionen macht es erforderlkh, auch den 
Nominalzill'sfuß der be-reits 1m. Um1auf befind­
Lichen BunJdeSlan'leiIhen (Bundesobligationen) 
anZ'uJheben, um eine weitere Deroutieruaig des 
Sekun'därmarktes zu vermeiden Wlid die Spar­
lei's'tungen .der bishe'rtgen Wertpapierkäufer 
entsprechend 1JU honorieren. 

Der Finanz- und BUJdgellall'sschuß hat den 
evwähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 3. Juli 1974 der Voriberatun'g untemogen. 
Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten DipL ... lrug. 
Dr. Zittmayr und Dr. Broesiglke sowie der 

Wir kommen iIl'Ull ~ur Abs'timmu.n;g über die Bundesminister fiür Fi'll'anzen Dr. AnJelrosch be­
restlichen Teile des Gesetzentwurfes sowie teiHgten, wunde der Gesetzentwurf einstimmig 
Titei und Eingang in 1225 der Beilagen. 

Ich bitte Jene Damen und Herren, di'e hiezlll 
ihre ZustillllIliUlllJg 'geben, sich von Iden Sitrzern 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Damit i·st die zweite Lewnlg beende't. 

angenommen. 

Der Hnanz- und Bud9,et:a.usschuß stellt S'omit 
den An t r ,ag, .der Nationalr,at wolle dem von 
der BundesregieruIlJg vorgelelgteoll Ges'etzent­
WTUrf (1204 der BeHagen) die verfars.StUllJgs­
mäßdge Zustimlll1lUf[lJg ertei'len. 

Der Berichterstatter beantr'dlgt die sofortige Ich wUl'Ide ferner ,ermächtigt, im Falle, daß 
Vornahme der dritten ,Lesung. - Kein Ein- Wortme:bdUiligen vOl1liegen, zu beantragen, 
wand. General- 'lmd SpeziaDdebatte unter einem ab­

zuführen. 
Ich bitte jene Damen UDld Herren, die dem Präs~dent Probst: Zum Wort ist niemand 

vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter gemeLdet. 
Lesung ihre ZustimmUIllg erteil,eu, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Wir ~ge'lam.gen nn.mmehr zur A b s rt i m­

m u n 9 über den GesetzentwuI'lf sowie Titel 
Der Gese'tzenbwurf ist somit auch in dritter und Eirrg'ang in 1204 der Bei:Lag'en. 

Lesung m i '1 M ehr h e i t a n g ,e n 0 m m e n. 

Wir kommen nunlIllehr zur Abstimmung 
ülberden dem Aussmußlbericht beigeidruck.ten 
EntschließurugsChIltrag. 

Ich bUte Jene Damen und Herren, die hiezru 
i.hre ZustimmUJI1lg ,geben, sich von .den Sitzen 
zu erheben. - EinstimmLgaIllgeThOlIlllIllen. 

Der Berichtersbatter beantragt die sofortige 
Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vornahme der drillten LeStUng. - Kein Ein­

Ent's'ch'ließungsantmg ihre Zills:timmung ertei- wand. 
len, sich von den Sitzen ZlU erheben. - Das Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
ist die M ehr h e i t. An Ig e n 0 m m e n. vorliegenden GesetzeJ1ltWiul1f ,auch in dritter 
(E 45.) Lesung ihre Zustimmu'IlJg ,geben, sich VlDn den 

2. Punkt: Bericbt des Finanz- und Budgetaus­
sdlUsses über die Regierungsvorlage (1204 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1974 geändert wird 
(Bundesfinanzgesetznovelle 1974) (1226 der 

Beilagen) 

Präsident Probst: Wir kommen zum 2. Pu'Illkt 
der Tagesoron'Ulng: BUIlidesManrzgesetznovelle 
1974. 

.Bericht·erstatter ist der Herr Afbgeordnete 
Jungrwirth. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Si,tJzen zu erheben. - Danke. 

Der Geselzentw;urf dst auch in dritter Lesung 
ein s tim m i g a n'9 e oll o·m 'In e n. 

3. Punkt: Beridlt des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (1202 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Fami­
lienlastenausgleichsgesetz 1 967 geändert wird, 
und 

über den Antrag 106/A (11-3175 der Beilagen) 
der Abgeordneten Stohs und Genossen be-

. treffend die Änderung des familienlastenaus­
gleidlsgesetzes 1967 (1227 der Beilagen) 
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Präsident Probst: Wir gellangen zum 3. Punkt 
der Tagesordnuny: ,Bericht des Finaruz- und 
BUldgetausschusses über die RegierunglSvor­
lage 1202 der Beilag,en: Btmde sges,etz , mit dem 
das Familienlastena'Usgleichs.gesetz 1967 geän­
dert wird, unJd 

Der Fü]lCllnz- unrl BudJgetausschuß stellt somit 
den A n t ra g, der Nationa.lrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentt­
wur,f 1202 der Beilagen mit der dem Aus­
schußbe,richt beigedruckten AlbänJdenmg die 
ve~fassunQismäßige ~ustimmlung erteilen. 

über den Alntrag 106/A (II-3175 der Beiilagen) Falls Wortmeldungen vOr!lie-ge'Th, bitte ich, 
der Abgeondneten Slohs und Genossen be1ref- General- und Spezialdebatte unter einem ab­
fend die Änderung de,sFiamHienll,astenaus- zuführen. 
gleichsgesetzes 1967 (1227 der BeHagen). 

Präsident Probst: Besteht ein EiIlfWlarud, Berichter,statter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Gradenegger. Ich bitte ihn, zum Ge'gen- Gener:al- und :Spezlialdehatte unter einem ab-
stand zu berichten. zuführen. - Es besteht kei.n Einwand. 

Berichterst1atter Dr. Gradenegger: Hohes 
Haus! Diegegenstänldliche RegieT'UI1Igsvorlage 
sieht wesen1tlic:he VenbesserUingen der im 
F'amilienlastenausgJleichsgesetz 1967 vorgese­
henen familienpO'lJitis'chen MaßTIlahmen vor. 
Diese LeistungsveJ1besserlmgen sollen in zwei 
Etappen wirksam werden. 

Mit 1. Juli 1974 soll eine ErhöhuIllg der 
Fami'lienbeihi'lfe um mcmaHich 20 S je Kind 
erfoLgen. 

Mit 1. Jänner 1975 5'011 ,eine weitere Erhö­
hung der Familien/beiihHfe um mcmatJlich 50 S 
je Kind wirks'am werden. Glei~eLti'g so.l:l im 
Interesse einer positiven Geburtenpolitik die 
Geburtenbeihilfe in den Fällen, in denen die 
im Mutter-Kind-Baß vOI1g,esehenen ämtlichen 
Untersuchungen der werdenden Mutter und 
des Kilndes vorgenoiIl1!IIlen Wiurden, von 4000 S 
auf 16.000 SerhÖtht weIden. 

Weiters soH die SchullflahrtbeihHfe ,in den 
Fällen verbessert weIiden, iln denen der Sdlliler 
in einer ZweituIllterkuIlift am Schulort wohnt. 

Der Finlanz- 'Und Budget'ausschuß hat die 
Regierunigsvorlag,e und Iden obgenannten Ini­
tiatiViantrag in seiner Si~llJI1ig am 3. Juli 1974 
in Verhandlung ,genommen. An der Debatte 
beteiligten sich außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten Dr. MaI'lg;a Hubi.nek, Doktor 
Broesigke, Hietl, Marta Metzker, DDr. Neuner, 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Wielandner und Dok­
tor Keimel sowie Sta,atssekretär Elfriede Kar! 
und der Bundesminister für FinlalIllz,en -Doktor 
Androsch. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung eines Abände­
fUongsantrages 'de·s AlbgeoI1dneten Wieilandner 
mit StimmenmehDheit aIl!genommen. 

A:bänderungsanträlge .der Abgeordneten 
Dr. Marg,a Hubinek, Dr. Broesi'glk.e, HieU und 
Dr. Keimel faIllden nicht die Mehrheit des Aus­
schusses. 

Auch der Antrag der AlbgeoI1cLneten Stahs 
und Genossen f,anld nicht die erforderliche 
Aus s dlußmehrheit. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

ZUIlll Worte gela:nlgt die Frau Abgeordnete 
Dr. Marga Hubinek. 

Abgeoridnete Dr. Marga Hubinek (OVP): 
Hohes Hausl Meine sehr ,geehrten Damen und. 
Herrenl Die vorliegende Nov,elle zum Fiami­
lienlastenausgJ.eichsgesetz siieht, wie der Be­
richterstatter s'chon gesa,gt hat, eine Erhöhung 
der Fami'lienlbeihiLfen um 20 S ab 1. JUJli und 
um 50 S ab Jänner des kommenden Jahres 
vor. Diese Maßnahme wird in den Edäutern­
den Bemerkungen mit dem 'gestie'genen Milch­
preis begründet. Es sc:heinlt dieser Regierung 
entgangen zu sein, daß auch eine ganz'e Re,ihe 
anderer Produkte be'aclrtliche Preissteigerun­
gen erfahren ha.ben, daß die öffentlichen Tarife 
sich im Laufschritt be,wegen und daß der 
Lehenskosteninldexzwar durch eine g,ewisse 
Manipulation im Mai noch unter der 10-Pro­
zent-Marke lay, aber ,im Juni bereits die 
lO.,Prozent-'Marke uberschritten hat. Es dürlne 
dieser Regierung vielleicht auch nicht Ibekannt 
sein, daß Milch- unld Milchprc:idtUkte heute 
keineswegs me'hr zum Haupmahrung,smittel 
von Kindern uI1Id schon gar nicht von erWlach­
senen Kinder,n zälhlen. 

Nun, angesichts der beunrUJhigenden Preis­
steigerungen entfernt sich diese Reg,ierung 
immer weiter von der bisher unbestrittenen 
Forderung des Familienpolibi,schen Beirates, 
daß nämlich diese FamilieIllbeihilfen ziflka 
50 'Prozent der eff.ekUven Kinderkosten decken 
sollen. 

Wie schaut dieses Verlhältnis heute wiIlklich 
aus? Da,s Bundesmini'S'terium flür Justiz hat 
für die UnterrhaHssenat'e die durchschnittrlichen 
Verbrauch'saus:g1aben für e,in Kind berechnet. 
Diese Berechnung stammt vom Jänner dieses 
Jahres - wenn Sie wollen, ist sie \heute durch 
die Inflation schon wieder um ein ha~bes Jahr 
übel1holt. Danach 'betragen die Sätze fiür ein 
Kmd zwischen 10 und 15 Jahren 2034 Sund 
zwischen 15 und 19 Jahren 2370 S. D~esen 
Beträgen zwi'schen 2000 und 2300 S wollen 
Sie nun die FamilJienbeihilfe von 290 S ab 

777 
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1. Juli ,gegenüberstellen. Si-e sehen al'S'o, daß Erhöhung ab 1. Juli nicht 20 S, sondern 50 S 
die Forderung des Familienpolitischen Beira- und ab 1. Jänner 1915 100 S betragen sOild. 
tes noch l'ange nimt eIi{,üllt i-st. 

Hs malg viel'leimt in diesem Zusammenlhang 
die SteHurugnaihme eines unverdächtig,en Zeu­
gen interessant seoin, nämlich des Osterrei­
mischen Ar.beiterkammertag,es, der in der Be­
gutamtung zur vor:Hegenden Novelle sagt, er 
vertrete 'seit Jahren die Auffassung, daß die 
alterslbedingten Mehrautiwendungen für ein 
Kind auch ,eine entsprechende Abgeltung fin­
den sol.lten. Und der Osterreichische Arbeiter­
kammert'ag schlägt vor, das Bundesministe­
r,ium möge überprüfen, ob nicht eine ein­
oder zweimalige Sonderrzmhlung mit dem Ziel 
der .Nbgeltung der sich stärker eIihöhenden 
AufwenduIlJgen ,fiür Kinder ab dem 10. Lebens­
jahr finanziell möglich und administri'erbar 
sei. 

Meine Damen und Herrenl Das sind genau 
jene Uberle'gungen, die vor zwei Jahren die 
OVP in diesem Hause vorgeschlagen hat, näm­
lim mit der Gewährung der Ausbildunglslbei­
hilfe. Hier war e's aber die Soz,ialistiscbe Fralk.­
tion, die dies,en Forderungen nicht gefolgt i'st. 

Wie können ClJber nun die ForderuIlJglen des 
Familienpolitismen Beirates mit der 50prozen­
tigen Deckung der Kinderkosten erfüllt wer­
den? Meline Damen runJd. HeImen I Di,e :Elionlllah­
melIl: dies ,R!eslew'e[OII1Jchs 'slilIl1d [lI1folgie Idler s:teli­
Ig€tI1ldlen Lothnbe'WielglUlIllg exorlJiltamt '918lS'tJilegen, 
untd es ,siammeln 'siich lilm ~es'el1V1ef'Ü'nlds M~II­
IliJall1dellibebr'äi91ean, MiJl,lli'alI1den/beträ.g,e, idJi,e den 
F,amiillJilen '9!ooöll1t1en, idi'e dloo F,aJmlill,100 '9!anz Ibe­
wuß,t v;oI1entlha;l,ben ,weI1dffilI. Dile R8ISlelflV,e ZUlIIl 
1. Jämm.lelr 1913 beitrug firust 5,5 MilLNlamclioo Schlill­
J;ilnJg, 'lllIlId leiS lilS!t ,anlZlUlIlJehmen, lellaß Islkh lilm LalUfe 
delS J'aihnes 1974 €ii'nJe rweli'bene Mt~tVarr'Jde '00-

sammeln Wl1Iid. W·ä!hr,emld eller RelS,ew.e!fonlds 
'i.mmer I1e1icher wlilr!d, wertclioo Icliie F'amU[lilffil 
immer änmer. EIS hiat IS,QT!l1iif: lder Flanni­
HetIlpolJHJi'Sche Belifl1at !in 'sleliJIller vomle.tz,ben 
Si1:rzru.nJg bes dlll OiSiSlen, 1.lJ.I1ld ZWiar elilnJSltJiimmilg 
heischJoSiSlOO, Idaß IdJiJe Relslerv,ern ,dle!s Vor­
j alhl181s fiüJr di,e IIIClJufienide Beli!hi'If,eill'eiI1höh'UTiig 
Ve17Woe'Thaeit rwendJen !sOllLen. DiJetsie FOI1derllmg, 
diieiill lelimleir S:itzlUlIlJg UJIlIber 'dem Vor­
s~irtJz ,eller FIIaJU SJbaaJtJslsietk'foetäJr ,elilIllSltJimrnlilg 
e!1hohen wUJrde, wird all80 hier ülbel1haupt nicht 
bePücksimtigt, und es nimmt einigermaßen 
wunder, daß sich die Frau S1Jaats.sekretär nicht 
mehr eing,esetzt hat, daß di,ese Forderung, die 
auch von den - wenn Sie woUen - soziali­
stischen Org,anisationen oder den der soz.iali­
stischen Fraktion IlJäihersteihen.den OI1g,anisa'­
tionen e,rhoben 'Wurde, reali.siert wird. 

Es hat daher meine Fraktion im Ausschuß 
und auch hier im Hohen Haus einen AIlJtrag 
eingebracht, wonach die UbersdJüsse .für eine 
bessere Beiht1fenerhöhung verwendet werden 
sollen. Und zwar steHen wir uns vor, daß die 

Die Finanzierung dieser Erhölhung ist ohne 
weiteres möglich. Im habe mir erlalUlbt, einen 
di

'
e5ibezügillkb.en AIlIbI1ag eiiI1l7rulbI1i1nJg,en, und 

darf den H1enm Prä'SlideIllben 'bibten zu VleraJn­
l,aslSl€In, daß cl,elf Sch,t1iliitfürurer Irun/s·chl.\i\eßlen/d den 
AntI1crg V/etrJiI€\Srt:. 

Die vorliegende NoveHe, die wir heute be­
schließen sollen, ge!ht aum vom belwäJhrten 
PriDlZip ab, daß die Staffelung der BeihHfen 
nach der Kinderzahl erfoLgt. Es werden gerad-e 
die Familien mit me/tu Kindern bestr,aft, und 
gerade diese leiden gaIl!Z besonders untier den 
henscheIllden Teuerungsraten. Es ergibt sich 
die grote,s!ke SituClition, 'daß die Beihilfe für 
das ztweite und dritte KiIl!d in einem gerin­
geren Prozentsa1Jz eIihöht wird als die BeihilHe 
für das erste Kind. 

Ich glaube, daß darin ein ·gewisses System 
liegt. Sie woUen die Familien mit mehr Kin­
dern belllachteHig,en, denn die Familie mit mehr 
Kindern paßt einfach nicht in das Gesellschafbs­
bild der Sozialisten. Da sich die Familien an 
diesen g,eseHschaJftlichen Vorstellungen nicht 
orientieren, ,sollen sie durch die Steuerpo\litik 
UIlJd durch eine entsprechende Politik der Bei­
hilfen bestraft werden. 

,Eine Bestimmung der Novelle, die in den 
Enunziationen der sozialistischen Presse mehr­
fach heraus:g,estrichen wurde, ist die Erlhöhung 
der Geburtenlbei'hnfe, die Vervi'eI!fachung der 
Geburtenlbeiihi'llfe von derzeit 4000 Sauf 
16.000 S, wOIbeli 'aJl\SIO dIileLSle 16.000 S ,iin zw,eli 
R,a"ben lSch:bileßlich 'ZUIT A>UiS7ßhLUIIlJ9' kommen 5011-
len. Ich aaDf e'rinnern, daß wir vor wenJilgen 
Monaten hier im Haus die GeburtenbeihiUe 
von 2000 Sauf 4000 S verdoppelt halben. Wenn 
wir sie nun auf 16.000 S 'eIihölhen, so ist es 
eine prOlblematische EI1h!öhung, vor aHem wenn 
man bedenkt, daß die Regierung :rur zirka 
2 Miillionen Kinder,tür die Beihilfen he,zogen 
werden, g,alllZe 20 S vorsieht, !hingegen Ülber 
diesen zirka 100.000 Familien das Füllhorn 
recht groß,zlÜg,ig öffnet, jenes Füllihorn, das 
seine Gelder aus den Familiengeldern schöpft. 

Die Eltern der bereits 'lebenden zwei Millio­
nen Kinder lWerden 'benachteiligt, weil ein 
kleiner Krei·s von Eltern eine recht beachtliche 
VeribesseIUJI1g erhalten solK Die Kosten, di,e 
normaler'Weise :bei einer Gelburt eIlwachsen, 
betragen :keineswegs 16.000 S. Im darf Sie 
daran erinnern: es werden durch die S Ü1z.i al­
versicherungsträger Lei·stungen ellbracht, es 
gi bt elin IGalflenzfuml:aJU!bisgl€llid, unJd es gehen lauch 
einzelne Gebietskörperschaften Naturallei­
stungen. 

Es ;soll damit - wie die Regierung ver­
simert und wie dies lauch in den Erläuterooen 
Bemerkungen zu lesen i'si - die positive 
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Bereitschaft :zum Kind geweck.t werden, außer­
dem sollen Aspekte der Volksg,esundlheit be­
rücksichtigt we,rden. 

IchglaUlbe, wir gehen nicht felhl, ,wenn wir 
annehmen, daß diese Vervierfachung der Ge­
burtenbeihill'fe ein lbißchen den sch~echten Ein­
druck. verwischen ,soll, den die mit hauchdün­
ner Mehrheit beschlossene Fris,tenlösung da 
oder dort hinterlassen hat. Meine Damen und 
Herren! Ich ,gl,aube, daß man die positive Be­
reitsmaftzum Kind nicht mit Geldgeschenken 
wecken kann, sondern nur dann, wenn man 
den Eltern, die Kinder ,aufziehen, diese Lasten 
einigermaßen tragen hilft, Lasten, die mit 
zunehmendem Alter .der Kinder größ'er wer­
den. 

Die VervierfadlUIllg der Geburtenbeihilfe 
entspricht keinem von den Familien geäußer­
ten Bedürfnis. Sie entspricht nicht den Kosten, 
die bei einer Geburt erwachsen. Ich nehme an, 
daß nicht al'le Familien diesen Betrag dem 
Kind zuwenden werden, daß dieser Betr,ag 
von 16.000 S in vielen Fällen für Konsum­
güter Verwendung findet, die nicht unbedingt 
das Kind benötigt, vielleicht ist es das Auto. 
(Abg. Dr. Sc h n eIl: Bei den Schulbüchern, 
Frau Doktor, haben Sie anders gesprochen!) 

Herr Präsident! Wenn Sie ein bisserl war­
ten, dann komme ich auch zu den Schu~büchern. 
Ich bitte Sie um ein hißchen Geduld, ich komme 
dazu. (Beifal1 bei der OVP.) Vielleicht darf 
ichzuers1J über die gesundheitspolitischen 
Aspekte reden, die an diese 16.000 S g,ekruüpft 
werden, nämlich die Untersuchungen der Mut­
ter und des Kindes. Las,s'en Sie mich abermals 
einen unverdächtigen Zeugen zitieren, den 
OsterreicMschen Aribeiterkammertag. Der 
meint zu den Untersuchungen, die ja eine 
AUlflage für die 16.000 S sind, folgendes: 

Jedoch sollte darauf Bedacht genommen 
werden, daß durch das VorsrnreiJben einer zu 
hohen Zahl von Untersuchungen beziehungs­
weise von Untersuchungen, die für die Ein­
wohner ländlicher Ge:biete besondere Schwie­
rilgkeitoen mit sich bringen, der 'gewünschte 
Effekt nicht erzielt werden könne. Nur im 

sich Vormuooschaftsrechte an und übt unter 
der Ägide derR,egierung Kr,eisky immer mehr 
Kontrolle über die Mittel des Familienl!asten­
,atJrsg3.~eich:esalUs. Der StaiaJt het'liambe:t \dlile Eltem 
alls unmündig, für ihr Kind beispielsweise die 
Sdrullhüdllelr ZlU besong'eIl, iUIIlJd um 'Zu voerMn­
dem, daß die Väter die 500 S oder 1000 S, die 
sie für die Schulbücher aufwenden müßten, in 
Alkohol umsetzen, wendet der Staa,t ,ein seihr 
komp~Dirzi.€lf:tes V,erteHiUDl91ssySibem auf, dats in 
veflschrwenderischer Manier Familien mit zwei 
und drei Kindern 7iwei- und drei.fache Biblio­
theken überläßt. Hier hat man nicht das Ver­
trauen, daß die Väter die 500 oder 1000 S 
widmung,g.g,emäß ver:wenden. Selhr woihl hat 
man aber das Vertrauen zu den jung,en Fami­
lienvätern, denen vertraut man 'Zweimal 8000, 
also 16.00.0 S an. Das g~bt eine gewiss,e Un­
gereimtheit, Frau Kollegin Hager! 

Aber noch ein Aspekt, der vielleicht in der 
Diskussion ein bißchen untergegangen i'st. Ich 
möchte jetzt nicht unbedingt eine Neidgoemein­
schaft entfachen, aber ich glaube, es gehört 
festgehalten, daß die GeburtenlbeihiJlrfe von 
16.000 S aJUch fü.r die Gasta1Iible/irtJelrkilntller be­
zahlt wird. Wir haben im Ausschuß g'efragt, 
ob a!J.le Gastarbeiterkinder in den Genuß die­
ser Beihilf.e kommen, und da hieß es, dann, 
wenn Osterreich den Mittelpunkt des Lebens­
interesses darstellt. Nun, das ist eine sehr 
kLarr.e Aussage, elilIle AwslSlilJg,e, '5'0 w:le niterdeT 
doelphlischlem Pyrth~\a, an dleir rskh idll:e Fiinl(\!nrz­
beamten orientieren können. 

Wir gehen nicht .fehl in der Ann'ahme, daß 
die Verhaltensweise ähnlich wie bei der Hei­
ratSlbeihilfesein wird, wo es eine ebenso klare 
Diktion gibt und wo auch. prakUsch alle Gast­
arbeiter, wenn sie in Osterreich heiIiaten, in 
den Genuß der Beihilfe kommen. Ällll'lich 
dürfte es hei der GeburteDibeirhtlfe sein. Ich 
kann mir heute schon vorstellen, wie die 
frohe Kunde tief in die unwegs,amen Gebiete 
der TÜI1kei und in die Bergigebiete Jugosla­
wiens dringt; die Gastarbeiter werden bei 
ihren f'amiHenplanerischen Uberlegungen den 
österreichischen Aufenthaltsort vermutlich ein­
beziehen und sie werden diese 16.000 S be­

Falle dieser, von der Famillie 'zu erbringenden kommen, denn Sie können sie ihnen nicht 
Lei,stung könnte die Auszahlung eines derartig vorenbhalten, 
großzügig bemessenen BetIlages verantwortet 
werden. 

Meine Damen und Herren! Wer die vor­
sichtig,e Diktion des Osterreichischen Arbeiter­
kammertages kennt, kann diesen Satz, glaube 
ich, schon interpretieren, daß also hier gewisse 
Reserven 'sind, um es vorsichtig auszudrücken, 

Herr Präsident Schnell! Darf ich doch viel­
leicht einiges zm Wider,sprüchlich!keit der 
sozialistischen Politik sagen. Der Staat maßt 

Ich weiß nicht, ob die österreichischen Fami­
lien 'sehr viel VeI1ständnis dafür haben wer­
den, daß der Finailizminister fhre Familienbei­
hilfe um ganze 20 S erhöht und Sie diese fest­
lich in Ihren Aussendungen 1hrer Propaganda­
aktion ,feiern. Sie zeigen hier eine unange­
brachte Großzügigkeit gegenüber den Gast­
arbeitern, die 1m allgemeinen wesentlidl mehr 
Kinder in die Welt setzen, als dies die öster­
reichischen Fammen tun. 
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,Meine, .Damen und Herren! Die Osterrei­

chische Vollk.spartei lehnt die EI1höhung der 
Geburterubeihilfe a'b, weil sie angesichts des 
geringf.Üogigen Narcbzielhens der Familienbei­
hiH-e besonders problematisch erscheint. Wenn 
Sie, :bedingt durch die Fristenlösung, einen 
gewis.sen Gelburtenausfall fürchtend, nun be­
ginnen, hevöJ:ker"ungspolitische Uberlegungen 
anzustellen, so möchte ich Ihnen Isagen, daß 
man dies nicht unbedingt mit dem Familien­
lastenausgleich tun kann. Ich g~aulbe, daß sich 
verantworturug,shewußte Eltern auch durch 
einen Mehrbetrag von 12.000 S, nämlich durch 
eine Erhöhung von 4000 Sauf 16.000 S, nicht 
zu einer anderen Verhaltensweise entschlie­
ßen. 

Maßnahmen, die nur solche Kreise anspre­
chen, die ausschließlich mit dem Geld speku­
lieren, erscheinen nicht gerade wünschenswert, 
um dadurch d~ese Kreise zu animieren; daher 
lehnen wir die.se Novelle ab. Wir -lehnen sie 
aber auch ab, weil sie alle Eltern von derzeit 
lebenden Kindern 'benachteiligt, was ange­
sicbts der Ko,stenexplosion - ich gllau'be, der 
Lebenskostenindex ist ein unverdächtiger 
Zeuge - besonders unverständlich erscheint. 

Ich darf daJZU auch postulieren, daß nämlich 
die OVP nicht gehurtenfreundHch, sondern 
faroiHenfreundlich i,st. Das macht s,chon einen 
ziemlichen Unterschied. SteHen Sie jetzt nicht 
bevölkerungspolitlische Ziele in den Vorder­
grund, die hätten Sie vor Durchsetzung der 
Fristenlösung hedenken müssen. Im Vorder­
grund soll die Sorge um die Eltern stehen, 
die heute Kinder erziehen, Kinder betreuen 
und unter der wirtschaftlichen EntIwicklung 
ganz besoiliders zu Ileidenh~ben. Dies,e Fami­
lien, die leiden nicht nur unter den steUJer­
lichen Maßnahmen - das i-st, gl·aube ich, heute 
Vormittalg aus~ü!hrlich begründet worden -, 
sie haben auch unter der mangelnden Groß­
zügi.gkeit dieser Reg,ierung zu .leiden, die jene 
Gelder, die für die Familien bestimmt sind, 
diesen Familien vorentlhält. (Zustimmung bei 
,der avp.) 

:Meine Daimen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion! Eine Regierung, die auszog, 
die Armut in die'sem Lande zu bekämpfen, 
hat 'absolut - so scheint es mir - kein Ver­
ständnis für die Familien in Osterreich. (Bei­
fall bei der OVP.) 

,Präsident Probst: ,Ich bitte den Schriftführer, 
Herrn Abgeordneten Zeillinger, den Abände­
rungslantrag zu verlesen. 

Schrif1JftÜlhrer Zeillinger: 

Abänderungsantrag 

der A'bg,eordneten Dr. Marga HUJbinek und 
Genossen zur RegiewIlJg,sV0I11age 1202 der 

. Beilagen ~betreffend :Bundes'gesetz, mit dem 

das Familienla,stenausgleich'Sgesetz 1967 g-e­
äDldeI1t wlitl1d, in der Fia"S/SlUlIllg des .A1l!slschuß­
berichtes (1227 der Beilag,en). 

Der Nationalrlat 'Wolle in 2lweiter Lesung 
beschließen: 

Die ~im Titel bezeichnete Regierungsrvor­
lage wirdg,eändert wie .folgt: 

1. Im Artikel I haben die Z. 5 bis, 7 zu 
lauten: 

,,5. § 8 Albs. 2 hat zu laut'en: 

, (2) Die Familienbeihilfe beträgt 

für ·e1n KJ~nJd IIDOI1laJblti'ch . . . . . . . . . . . . 
für zwei Kinder monaillich ....... . 
f,ür drei Kinder monatlich ....... . 
für vier Kinder monatlich ....... . 
für jedes weitere Kind monatlich .. 

6. § 8 Abs. 3 hat zu lauten: 

420 S, 
900S, 

1515 S, 
2025 S, 

540S.' 

,(3) Die FamilienibeilhHfe einer VoUwa,ise 
(§ 6) beträgt monatlich 420 S: 

7. ,§ 8 A:bs. 4 hat zu lauten: 

,(4) Für jedes weitere Kind, das erheblich 
beih'indert ilst, erhoht sich di·e Familienbei­
hilfe um monatlich 42005: " 

2. Im Artikel 11 Uberg,ang,s'bestimmungen 
haben die Albs. 1 tbi's 3 zu l,auten: 

,,(1) Für die Zeit vom 1. Juli 1974 bis 
31. Dezember 1974 ;beträgt die Familien­
beihilfe (§ 8 Abs. 2 des FamHienJlasten­
aU'slgleichsgesetzes 1967) 

für ein Kind monatlich ......... . 
für Zlwei Kinder monatlich ....... . 
für drei Kinder monablich ....... . 
für vier Kinder monatlich ....... . 
für jedes weUere Kind monatlich .. 

320 S, 
700 S, 

1215 S, 
1625 S, 
440 S. 

(2) Für die Zeit vom 1. Juh 1974 bis 
31. Dezember 1974 beträgt die Familien­
beihilfe einer Vollwaise (§ 8 Abs. 3 des 
FamilienllastenaU'sgleichsgesetz,es 1967) mo­
natlich 320 S. 

(3) Für die ZeH vom 1. Juli 1974 bis 
31. Dezember 1974 beträgt der für jedes 
Kind, das erlheblich behindert ist, vorge­
selhene ErhöhungSibetrag zur Familllenibei­
:hilfe (§ 8 A:bs. 4 des Familienlastenaus­
gleich:Stgesetzes 1967) monatlich 320 S." 

3. Im Artikel I wird Z. 8 geändert wi-e 
folgt: 

,,8. Nach § 12 .wird 'elngefügt: 

,§ 12 a. Bei der Beme'ssung des Unterlhalts­
anspruches eines Kinde,s ist die von ,einer 
'anderen Person als dem UntenhaHspflich­
tigen :für die'ses Kind -bezogene Familien­
beihilfe nicht zu berücksicbUg,en.' " 
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Präsident Probst: Der Antrag ist genügend 
unterstützt und I8teht somit auch in Verhand­
lung. 

üer nächlste Redner ist der Herr Abgeord­
nete Melter. Er hat das Wort. 

Abgeordneter MeIler (FPO): Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist schon 
einige JaJhr'e her, daß die seinerzeitige Bundes­
regierung im Einvernehmen mit dem Hohen 
Hause fest.gestellt hat, ,daß Staat und Gesell­
schaft, flür die Familie einen be'sonderen Sdmtz 
schaffen müssen und daß die Familien einer 
besonderen Förderung bedüI1fen. 

Um diese FamiHenprOlbleme besser im Auge 
behalten .zu können, wurde vorgeschlagen, 
einen Familienipollitischen Beirat im Bundes­
kaIliZleramt einzurichten. Das entsprechende 
Gesetz wUDde einhel'Hg beschlos,sen und am 
24. März 1967 im Bundesgesetzblatt ver1laut­
bart. 

Damals :war in die-sem Ges-etz vor.g'esehen, 
daß der Herr !Bundeskanzler persönlich den 
Vorsitz in diesem Beirat zu führen habe, 
um so in direktem Kontakt mit jenen Org,ani­
sationen und damit mit den Familien zu 
stehen, die tibeT die Probleme am Ibesten Aus­
kunft geben !können und die darstellen kön­
nen, welche Bedürlfnis,se der Familien zuers,t 
zu befriedigen sind. 

Leider hat sich BundeskaIliZler !Dr. Kreisky 
diesen Problemen nicht besonders .g,e~idmet 
und dafür ein S1:taatssekretariatgeschaffen, 
ein StaatssE!kretariat, besetzt mit Frau Staatrs­
sekretär Elfriede Kam, die offensichtlich nicht 
in der Lage i'st, dem Bundeskanzl'er die An­
liegen des. FamHienpolitischen Beirates zu 
verdolmetschen und die Wünsche und Vorstel­
lungen mit entsprechendem Nfrchdruck zu ver­
treten. Das ges,chieht meiner Meinung nach 
auch unter Mißachtung der Besbimmungen des 
Gesetzes über den RamilienpoliUschen Beirat, 
denn dieser hat das Recht, von sich aus An­
regungen und Anträge an das Bundeskanzler­
amt zu richten, und eis darf wohl billigerweise 
erwartet werden, daß ,seitens des Amtes und 
besonders des Bunde-stkanzlers diese Wünsche 
und Anregungen auch entsprechende Berück­
sichtigung erfalhren. 

Anderer,seits hat der Bundeskanzler das 
Recht und die Möglichkeit, diesen Beirat ein­
zuberufen, um mit ihm jederzeit die Probleme 
der Familien zu erörtern. Aber offensichtllich 
legt der Herr Bundeskanzler keinen Wert aUJf 
eine derartige demokraUsche Einrichtung, 
denn er entscheidet von sich aus, und zwar, 
wie man ,so Ihört, auf Grund plötz'licher Ein­
fälle, dfe er nicht einmal mit 'seiner Frau 
Staatssekretär a1bgeSiprochen hat. Denn diese 
16.000 S Ge'burtenbeiihil:fe sollen auf eine 

eig.enartige Weise zustande gekommen sein:­
Sie soUen auf einen Irrtum zurückzuiiiihren 
sein, weil der Karuzler im Detail doch oft 
nicht so orientiert ist, wie es vielleicht gierade 
in Fragen der Familiemörderung und Be­
treuung notwendig wäre. 

Jedenfaills hat der Herr Bundeskanzler, 
bevor er diesen Einfall mit den 16.000 S gehabt 
hat, den Beirat nicht einberufen, ihn nicht 
informiert und ihn auch überhaupt nicht ge­
fragt, was er etwa ,für eine Meinung' da!lu 
hätte. Es liegt natürlich am Herrn Bundes­
kanzler, clJa!s in ei-g,ener MachtvolLkommenheit 
und al's Obmann der Sozialistischen Partei zu 
entsdleiden und zu vedügen, aber ·er soll sich 
dann nicht darauf ,berufen, daß er als Demo­
krat das Ohr lbei der Hevölkerung und ins­
besondere bei den F,amilien hat. 

Es i'st ja auch eigenarHg, daß die Beg:r;ün­
dung für diese Geburtenibeilhilfe im vierfachen 
Ausmaß sehr unterschiedlich ist und daß die 
erste etrwa vom Bundesminister für Finanzen 
dahin gehend g,elautet hat, daß es sich dwbei 
um eine Pauschalabgeltung für die Inanspruch­
nahme des Kinderabset2betrages durch drei 
Jahre handeln würde, daß man es also so 
verstehen würde, daß die jungen Eltern zu­
wenig verdienen, um mit den Kinderabsetz­
beträgen einen entsprechenden Ausgleich für 
die Mehrhelwstungen zu haben, !Weil bei ihnen 
oft oder allgemein das Einkommen zu gering 
wäre. 

Einerseits stimmt diese Vermutung ja nicht 
ganz, denn 'bei der Ibekannten Steuer­
prOigression kommen ja auch !schon ,sehr junge 
Erwerbstätige ganz schön zum Hiandikuß, wenn 
die Nettolöhne und -gehälter errechnet wer­
den. Denn schon bei einem Jahreseinkommen, 
das unter der Bedürftiglkei1:sgrenze liegt - das 
hat Herr Dr. Broesigke bereits, ausgeführt -
wird Steuer vorgeschri,eben. Das heißt 
also, daß auch junge Familien 'seIhrschnell zur 
Steuerlei'stung herangelzogen werden. 

Und nun muß ich auch auf ein Thema zu 
sprechen kommen, dias Frau Dr. Huibinek in 
Dis.kussion mit dem Abgeordneten Dr. Schnell 
erörtert hat. Sicher ist, daß die Argumentation 
der Sozialisten bei der Einfüihrung der kosten­
losen Schulbücher davon ausgegangen ist, daß 
die FamilHen nicht ,so verantwortungsbe!Wußt 
handeln würden, daß ihnen die iBeiihiMen dazu 
dienen sollen, die notwendigen Ausbildungs­
hilfen, also auch Schul1bücher anzuschaffen. 
Das war eine Argumentation, die hier von 
diesem Pult 'aus geführt worden ist (Abg. 
Dr. Sc h n eIl: Von wem? Wer hat das ge­
sagt?) UIIlJd VOill der mam Isich lilfi Iden slberuo­
graphischen Protokollen überzeugen könnte. 
Man hat anstelle der Barleistungen Sach,lei­
stungen eingefülhrt, nämlich ISchulhücher und 
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Melter 
Sc:h.rülerfrei1faJhrten, und hat nicht den Familien- den fruheren Bundes:regierungen verwendet 
erha:ltem mehr Geld in die Hand ,gegeben, um worden ist und daß der restliche Teil audl 
selbsbverantwortlich für die ordentlidle Ver- ohne Ertrag beim 'Postsparkassenamt liegt. 
wendung dieser BethHfen Sorge zu tragen. 

Wenn man nun diese rund 6,8 Milliarden 
Wir Freiheitlichen sind immer {!ür die SeIbst- Schilling in Wertpapi'eren anlegen würde, er­

verantwortung, für die Per,sönIichk.eit einge- gäbe sich ein ganz bescheidener Ertrag von 
treten (Abg. Dr. Sc h ne 11: Wir auch!) und' jähr:lich etwa 500 Millionen Schilling. Das ist 
sind deshalb dla,f.ür, daß man auch im Wege also .goar nicht wenig, was die Familien allein 
über Mehrleistungen in Bargeldform d,en an Zinsver,lust jä1hrlich dem Finanzmini'StJer 
Familien hilft. Wir 'haben nie den Standpunkt zu bezaJhlen haben. Mit diesen 500 Mil1ionen 
vertreten, daß die Familienbehllilfen dem vor- Schilling allein~önnte man die Ramilienlbei­
gesehenen Zweck. nicht zugefÜlhrt werden, SOIl!- hilfen um 20 S anhehen und mit dem Zins­
dem wir waren der Auffassung, daß fa'stalle ertrag finaIllZieren. 
FamiHenerhalter verantrwortungsbewußt vor-
gehen und entsprechtend ihren ,Mögllich:keiten Aber daran denkt man offensichtlich ni<ht. 
für die Kinder 'sorgen. Man bleIbt viel lieber bei der Verschwendung 

bei den Schullbümern. Hier ist es erstaunlich, 
Ob dies nun alber bei dem 'g'roßen Betmg mit welchen Steigerungs,sätzen man konfron­

von 16.000 S, die jta urspIiüngtlich in eine.m ein- tiert ist. Urrspl1Ünglich waren 456 Millionen 
heitlichen Betra,g vorgesehen waren, der Fall Schilltling ,für die SchuMbuchaktion vorgesehen. 
sein wird, das ist ein anderes Problem, und Im vergang,enen Jahr 'Waren im Voranschlag 
zwar inslbesondere deslhalb, weil man kaum bereits 600 Millionen Schilling enbhalten, und 
nachwe'isen wird können, daß eine Geburt für das heurige Jahr sind es nicht weni,ger als 
Kosten von 16.000 S verursachen wird, ins- 850 Millionen Schilling; da's heißt, innerhalb 
besondere in jenen Fällen, wo e'ssich um von 'zwei Jalhren eine Stei.gerung um beinahe 
Zweit- oder Drittgeburten handelt. Sicher, bei 100 Prozent. Wenn man diese Steigerung bei 
der el'steIl! Geburt ist der Aufwand enhelblich den Familiellibeilhi'1fen sellbst vorgenommen 
höher, weil alles neu -angeschafft werden muß, hätte, würden die Familien sehr zufrieden 
aber wenn weitere Kinder kommen, hat man sein. 
in der Re'g'el doch noch einiges vom ersten 
Kind ühriJg und kann es weiter verwenden. Es 
ist a}so der eiIllheitliche Betrag von 16.000 S 
zweifellos nicht der Weisheit !let/zter Schluß. 

nas hat man ja auch q;'iemlich schnell zu­
gegeben. DeIliIl nachdem uns'er AJbänderung.s­
vorschlag gekommen ist, diese Geburtenbei­
hUfe auf vier Raten aufzuteilen, und zwar 
unter Berücksichtigung der mit q;unelhmendem 
Alter ,steigenden Kosten, da ist dann auch de.m 
Bunde,sooanzler kIargerworden, daß die 16.000 S 
auf einen Schlag vieHeicht doch nicht galI1Z 
zwedciffiäßig sind, und man hat dann ,ziemlich 
schnell umgestellt und wenigstens eine Zwei­
teHung vorgeseihen. 

Nun zum BundesfinanzgesetJz 1974. In die­
sem Bundesfinall'Zlgesetz sind die Ges'amtein­
nahmen des Familienlastenausgleiches mit 
12.467 Millionen Schilling !beziffert. Damit Isol­
len BeihiUenf.ür etwa 2,6 Millionen Kinder 
bezahlt werden, unter diesen 416.800 Kinder 
von Ga,sllarbeitern. 

Nun kann man dem weiteren Bericht ent­
nehmen, daß der Reservefonds Geldmittel be­
ziehungsrweise Forderrun'g'en von 5459 Mil­
lionen Schilling zum 31. 12. 1972 gelhabt hat 
und weiters, daß im Jahre 1973 ein Uberschuß 
von mehr 'a'Js 1400 Millionen Schilling erzielt 
worden ist. 

Nur muß man wissen, daß ein großer Teil 
dieser Mittel des Reservefonds zinsfrei von 

AJber die sozi,alistische Regierung will etwas 
anderes. Sie hatGe:ld genug, WegTWeflfsdml­
bücher .zu finanzier,en mit einem jährlich stei­
gendeI1!, und zwar sehr star.k steigenden Au'!­
WaJIl\d, und man wsißnilichlt, wer ·wll,er .so .gute 
Geschäfte mit dieser Schulbuchaktion macht. 
Jedenfalls sind es Geschäfte auf Kosten der 
Familien und damit nicht vertret'har. 

Nun zur TeueruIlJg. Die Teuerung mit 
10,2 Prozent im Juni dieses Jalhres im Ver­
gI'eich zum Vorjahr ist 'aHgemein ,sehr be­
dauerlich. Besonders nachteilig '~st ,sie jedoch 
für die FamHien insbesondere deshalb, .weil 
gerade in einem Bereich, der lfür Kinder seihr 
wichtig ist, die größten Teueruiligen vemeich­
net werden, etwa bei Ob.st mit 42,1 Prozent, 
bei den Kartoffeln mit 49,2 Prozent, und Ibei 
den bedürftigeren Familien ist auch die 
!MalI1gamilne IlJidlot ZiU ÜbeI1Sienen lIIliilt mebr 'aols 
14 Prozent. Das heißt also, daß die Lebens­
veI1hä!ltnisse fiür die Familien noch weitaus 
mehr als um die 10,2 Prozent verschlechtert 
worden 'sind.DazUJ kommt, daß ja das Ein­
kommen der Familien im Verältnis zum Ein­
kommen jener Erwe:r1bstätigen, die für keine 
Kinder 2m sor.gen halben, noch viel, viel 
schlechter ist, weil man ja dort mit einer Stei­
gerung von 16 ibi,s 18 Prozent an Brutto­
lohnerhöhung rechnen kann, während bei den 
Familienlbeihilfen nur eine ganz bescheidene 
Erhöhung eintritt. 
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Melter 
Zu diesem Problem hat ja der eig,ens dazu nicht verbessert, sondern unter Berücksichti­

benJ!fene l1amJi'1i,enpoHtWscbe Ba~naJt ammer W11e- gung der Teuerung Zlweifellos weiter ver-
der Stellung -genommen. sChleChtert wird. 

Es ist bei der vorletzten Sitzung am 
22. April 1974 eine neuerliche Disikussion 
darüber abgelWickeilt worden, was ef.tw1a unter­
nommen werden 'könne, um die Situation der 
Familien zu verbessern. Im Zuge der Beratun­
gen, an denen ich seIhst auch teiLgenommen 
hahe, i1st es dann zu neuen Ents,chlüssen ge­
kommen, und um hier jeden Zweifel aus,zu­
schließen, möchte, ich doch einen Auszug aus 
dem Protokolilidies F1am.tmliJelThpoilfiltJiscbiem iBleilpat,eis 
beim Bundesk,anzleramt vom 22. April 1974 
zur Verlesung bringen. Es heißt in dem Proto­
koll: 

"Nach längerer Di'sikussion über die im 
Jahr'e 1972 gefaßten BeiratS:beschlüsse und 
Minderheitoenvoten hinsichtlich der Familien­
beihiHenerhöhung und Reduzierung der 
Reserv,en im Familienlastenausgleichsfonds 
sowie über die Formulierung eines Grundsatz­
beschlusses, der dieseineI1Z,eitigen Beschlüsse 
prak,tj,sch 'bestätigen sollte, wurde von Melter 
folgender Antmg formuliert, der nach längerer 
Debattesch1ießlich zur A'bstimmunggebracht 
wurde: 

,Der F,ami!lienpooitfusche ,Betilr,art im iJ3Ju,nld'es­
kailizieramt empfiehlt, den Ubersmuß des 
Familienla'stenausgleichsfonds 1913 im Aus­
maß von 1,4 Milliarden Schilling durch Fami­
lierrbeithilfeneflhÖlhungen im Jahre 1974, be­
ginnend ab 1. 7. 1974, zu veI1braumen.' .. 

Weiters heißt es: 

"In einem 'Minderheitenvotum wurde fest­
gestellt: 

,Die Osterreichischen Kinderfreunde und der 
Osterreichische Artbei terkammertag würden 
diesem Antrag elbenlfalls die Zustimmung 
gelben; wegen des Termins des InJkrafttretens 
dieser Ausschüttung (1. 7. 1974) :kann dem 
Antrag nicht beigetreten we~den.' .. 

Das heißt Ialltso, dler FiamiJl:iJerupolliltJi'sche ßehDa:t 
hat den einstimmigen Beschluß gefaßt, 1,4 Mil­
liarden Schilling zur Verhesserung der 
Familienbeihilfen I~um Auf,wand vorzu­
schla'gen. 

Di1e5,er VopschbaJg ,ist iliI1smelilnlenrl wed'eI 
dem Bundeskanzler noch dem Finanrzminister 
bewußt geworden, denn die Regierungsvor­
Lage, die jetzt ,zur B,ehandlung steht, 'sieht 
diesen Mehraufwand für FamHienlbeihilfen 
leider nicht vor, und die Familien werden 
dadJurdl 'IlIeIUIerlli,ch gtetsdläidligt. 

Auch der Umstand, daß im Zusammenlhallig 
damit die Ge'burtenlbeihilfe von 4000 lauf 
16.000 S al1Jgeihoben wird, verma,g nicht 
darüber hinwegzutäuschen, daß im Zusammen­
hang mit einer vernünftigen Familienpolitik 
hier erhebliche Mängel vorlie,gen. Es ist ver­
ständlich: die 16.000 S erwecken natürlich 
einen gewissen Eindruck. Es ist ein ganrz 
beachtlicher Betrag. Man hat den Eindruck 
bei jenen, die die Situation der F,amilie ge­
nauer kennen IUnd s'ich. mit den Problemen 
daußmd beschäftig,en, Idaß hii'eI[ wileldleI ,eülIl1IIllaJl 
der Versuch unternommen wurde, eine emte 
politische Propa'gandawirkung zu eI"Zielen. 
Aber die Propa1ganda ist offensichtlich nicht 
so gut angekommen. Da's hat dann zu der 
Teilung des Betrages geführt. 

Man kann wohl sagen, die Geburtenlbeihilfe 
ist eine Verbes'serung im Sinne der Bevöl­
kerungspolitik - das :kann, glaube ich, nicht 
bestritten werden -, aber es ist keine echte 
Familienförderung. Man kann eher sagen, es 
ist eine Entschädigung für die neuen Abtrei­
bungsbestimmungen. Aber es ist gleichfalls 
eine Diskriminierung aller Familien, die der­
zeit schon '~ür Kinder zu sorgen haben. (Beifall 
bei der FPO.) Denn diese Kinder, die jetzt 
schon leben, haben von dieser Erhöhung der 
Geburtenlbeiihilfe nichts. Die Eltern, die für 
ihren Unterlhalt zu sorgen halben, müs'sen mit 
den geringen Familienbeiihilfen das Auslangen 
finden und können nur mit Bedauern fest­
stellen, daß man nicht 'zeitgerecht auch an sie 
gedacht hat, zu einer Zeit, als ~ür ,sie auch 
schon im Familienlastenausgleichslfonds ent­
sprechende Mittel zur Leistungsverbesserung 
bereitgestanden wären. 

Wir Freiheitlichen haben im Interesse der 
Familien und in weitgehender Ubereinstim­
mung mit den Familienorg,anisationen und mit 
den amldetI1eIT V'entmetem1ilm Fanül!i'e:npo]ilbilsmen 
Beirat eine ganze Reihe von Abänderungs~ 
anträgen vorbereitet. Einer der wesentlichen 
ist ja ,schon im Zuge der Diskussion um die 
Reform der Einkommensteuer durCh Doktor 
Broesigke vorgetragen worden, wobei wir 
ganz eindeutig und klar durch. unseren Antrag 
unter Beweis gestellt haben" daß wir der Auf­
fassung sind, auch Familien mit zwei und 
mehr Kindern müssen bei der Anhebung be­
stimmter Beträge mehr Berücksichtigung fin­
den, 'sodaßwir also der Meinung waren, der 
Kindera:bsetZJbetrag ist 'auch für das zweite, 

Was sind Iheute schon 20 S mehr ab 1. Juli dritte und vierte Kind zu erhöhen und für aUe 
1974 und weitere 50S ab Jänner 1915? Sie Kinder in ,gleicher Höhe mit 4800 S festzu­
führen dazu, daß die Situation der Familien setzen. 
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Melter 
Leider halben wir für diesen Antrag die 

Zustimmung des Hauses nicht gewinnen kön­
nen. Ich darf nur hoffen, daß Sie nun wenig­
stens dem Alb änderungsantrag zum Familien­
lastenausgleimsgesetz die Zustimmung geben 
werden, damit dadurch eine doch ~Ü'Mbare 
Verhesserung der wirt-schaftlichen Situation 
der Familien eintritt. 

Wir sind bei unserem Antrag davon aus­
gegangen, daß ohne weiteres die Möglich­
keit beste'ht, auf Grund der -stark stetgenden 
Einnahmen des FamilienlastenausgleichSifonds, 
aber auch der sehr großen Reserven in diesem 
Fonds eine wesentlich ,stärkere Anihebung der 
Beilhillf1en vQlITIJUlIlJehJIDem iUII1Jd 51Jalbt UIIll 20 S Idj:e 
Beihilfen um monatlich 100 S, beginnend am 
1. Juli 1974, iZU er,hÖlhen. 

Der zweite Vorscbrlcug ,geht dahin, d'ie Ge­
burtenlheihilfe mit 4000 S bei der Ge/burt zu 
beloa,ssen und die weiteren Beträge von je 
4000 S bei Vollendung des sechsten, zehnten 
und vierzehnten Lebensjalhre's zu gewähren, 
weil in dieser Altersentwicklung immer neue 
Mehraufwendungen entstehen, und dafür Vor­
sorge zu treffen, daß auch die Kinder, die jetzt 
schon Joeben, bei Vollendung dieser Alters­
stufen in den Genuß dieser 'Beihilfen gelangen. 

Schließlich sind wir auch der Aufifas'sung, 
daß es ,statt der Erlhöhung der Altersgrenze 
von 15 auf 18 Jahrez'Weckmäßig,er ist, die 
Einkommensgrenze anzuheben, damit nicht 
nur bis 18 Jahre, sondern für die Dauer des 
AnoSpiIlUCrueiS muf FlamlilliiienlbeJihJiilfe 'glleiilche ,e-i'Il­
kommensrechtHche Bestimmungen Geltung 
haben und durch diese ,f.iih1balre Anhe'bung 
der Einkommensgrenzen die Voraussetzungen 
für den Leistungsanspruch auch weiteI1hin ver­
bessert werden. 

Zur Erreichung des von uns gesteckt,en Zie­
les ist ein Abänderungsantrag der A!bgeord­
neten Melter, IDipl.-Vw. Josseck und Dr. Stix 
folgenden Wortlautes eilliZUJbringen: 

Abänderungsantrag 

der .Nbgeordneten ,Melter, Dipl.-Vw. 
Josseck, Dr. Stix und Genossen zur Regie­
rungsvorlage eines Bundes-ges€tzes, mit 
dem da's Familienlastenausgleichs.gesetz 
1967 geändert wird (1202 der Beilagen) in 
der Fassung des Ausschuß1berichtes (1227 
der Beilagen). 

~; 

Der Nationalr,at wolle beischließen: 

Die Regierungsvorlage 1202 der Beilagen 
in der Fassung des Ausschußberichtes (1227 
der Beilagen) wird geändert wie folgt: 

1. Artikel I Z. 1 hat zu lauten: 

,,1. Im Abs. 1 des § 5 ist der Betrag von 
1000 S durch den Betrag von 1500 Sund 

der ,Betrag von 240.000 S durch den Betrag 
von 300.000 S zu ersetzen." 

2. Arti'kel I Z. 4 hat zu lauten: 

,,4. Im kbs. 3 des § 6 i'st der Betrag von 
1000 S durch den Betrag von 1500 S ,zu 
erset,zen." 

3. Artikel I Z. 5hat 'zu lauten: 

,,5. § 8 Abs. 2 Ihatzu la1uten: 

,(2) Die Familienlbeihilfe beträgt 

für ein Kind monatlich ......... . 
für 1lwei Kinder monatlich 
tür drei Kinder monatlich ..... . 
für vier Kinder monatlich ..... . 
für jedes weitere Kind monatlich 

4. Artikel I Z. 6 hat zu lauten: 

,,6. § 8 A!bs. 3 hat zu lauten: 

370S, 
800 S, 

1365 S, 
1825 S, 
490 S: .. 

,(3) Die Familierrbeihilfe einer Vollwaise 
(§ 6) beträlgt monatlich 370 S: " 

5. Artikel I Z. 7 hat zu lauten: 

,,7. § 8 Abs. 4 hat ,zu lauten: 

,(4) Für jedes KiIlld, daß erheblich belhin­
dert ist, eIihöht sich die F'amilienlbeiihilf€ 
um monatlich 370 S: .. 

6. Im Artikel I hat die Z. 8 zu entfallen. 

7. Artikel I Z. 19 hat zu lauten: 

,,19. § 33 Albs. 2 hat zu lauten: 

,(2) Die Geburtenbei'hUfe beträgt jedoch 
16.000 S für jedes Kind, wenn sich die 
Mutter während der Schwang,erschaft ärzt­
tHchen Untersuchungen unterzogen hat, 
deren Zahl, Zeitpunkt und Umfang in einern 
vom Bundesminist,erium für Gesundheit und 
Umweltschutz aufzulegenden Mutter-Kind­
IPaß festgelegt sind, und das Kind im ersten 
Lebensjahr är,ztlichen Untersuchungen 
unterzogen wurde, deren Zahl, Zeitpun..1ct 
und Umfangebenfal1s in dem Mutter-Kind­
Paß festzulegen sind.' " 

8. Artikel I Z. 20 hat zu lauten: 

,,20. Dem § 33 i'st folgender neuer Abs. 4 
anzuf.ügen: 

,(4) Die Geburtenbeiihilfe nach Abs. 2 ist 
in vier gleich 'hohen Beträgen zu ,gewäh­
ren, wobei der erste TeiLbetrag anläßlich 
der Ge~burt des Kindes, der z'weite Teil­
betficug anläßlich der Vollendung des sech­
sten Lebensjahres, der dritte TeHbetrag an­
läßlich der Vollendung des zehnten Lebens­
jahres und der vierte Teilbetrag anläßlich 
der Vollendung des vierzehnt'en Le!bens­
jaihres des Kindes fällig wird: " 

9. Im Artikel I hat die Z. 22 zu entfaHen. 
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10. ArtLkel II Abs. 4 hat zu lauten: 

",(4) Für die vor dem 1. Jänner 1975 ge­
,borenen Kinder, für di,e zum Zeitpunkt ihrer 
Geburt Anspruch auf Geburt'enbe~hilfe ge­
mäß § 32 des Famillienlastenausgleichs­
'ge,setzes 1967 be'standen hat bezi'elllUngs­
weise vor dessen IDlkrafttreten bestanden 
hätte und die nach dem 31. Dezember 1974 
das 'sechste, 'zehnte und vierzehnte Lebens­
jahr voHenden, ist aus diesem Anlaß jeweils 
ein Teil1betrag der Ge'burtenbeihilfe in Höhe 
von 4000 S ZlU gelWälhmen." 

11. Im Artikel III ha'ben ,die Absätze 4 
und 5 zu lauten: 

dem Nationalrat noch in dieser Gesetz­
gebungsperiode eine dies~beZiÜgliche Regie­
rungsvorlage vor,zule·gen. 

Wir gehen dillbei von der Epwägung aus, 
daß die Einnahmen des Familienla'stenaus­
gleiches in dem Umfang 'Steigen wie die Löhne 
und Gehälter, weill die 6 Prozent der Lohn­
summe den m.aßgeblichen Anteil an den Ein­
nahmen des Fonds darstellen. Wenn dieser 
Anteil im Verhältnis zu den unselbständigen 
Einküruften steilgt, dann ist auch entsprechend 
der Anteil der Familien zu verbessern, weil 
sonst die Familienerhalter in ein immer un­
günstigeres Verhältnis zu jenen Erwerbs­
tätigen kommen, die für keine Kinder zu 
sorgen haben. ,,(4) Artikel I Z. 19 ist auf Geburten anrzu-' 

wenden, die nach dem 31. Dezember 1974 
erfolgt sind. rEs würde also hier der Antrag 'an den 

Finanzminister in erster Linie erg,ehen, die 
und 7 treten am Voraussetzungen,für die Dynamisierung der (5) Artikel I Z. 5, 6 

1. Juli 1974 in Kran." 

Ein.ige der Änderungen, die wir ibeantragt 
haben, bezielhen sich auf etwas eigenartige 
Vor,schriften in der Regierungsvorlage, die 
einerseits schon die Familienrechtsreform. be­
treffen, die unserer Auffa'ssu11lg nach hier im 
Vordergrund stehen würde, sodaß man also 
nicht im Rahmen des Familienlalstenaus­
gleiches entsprechende Bestimmungen vor­
s·ehen müßte. 

Was die Z. 22 im,ArUkel I betrifft, sind wir 
der Au~fassung, daß es nicht am Platz ist, 
Mittel des Flamilienlastenaus,gleiche's für die 
Bezahbung des Kar,elllzurlaUlbsgelde,s heranzu­
ziehen. Das müßte aus den Mitteln der Arbeits­
losenversicherunggescheihen. 

Es ist auch etwas eigenartig, daJß eine g,e­
setzliche Bestimmung vorgesehen ist anstatt 
einer Verordnung, die bis zum 31. Dezember 
1974 zu erlassen ist. Wir sind der Auffassung, 
daß diese Verordnung sofort möglich wäre 
und daß man dafür keine Ersatzibestimmung 
1m Gesetz selbst vorsehen müßte. 

Schließlich habe ich auch noch einen Ent­
schließungsantrag der Abgeordrueten Melter, 
Dr. Stix und Dr. Scrinzi vorzutrag·en. Dieser 
lautet: 

E n t s chi i e ß u n g san t ra g 

der Albgeordneten Melter, Dr. Stix, Doktor 
Scrinzi und Geno's'sen zur Regierungsvor­
lage eines Burudesgesetzes, mit dem das 
Familienlastenaus,gleichs-gesetz 1967 .ge­
ändert wird (1202 der Beilagen). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Di'e Bundesregieru11lg wird aufgefordert, 
die Voraussetzungen für eine Dynamisie­
rung der Familienlbeihilfen zu prüfen und 

Familienbeilhilfen abzuklären. 

Zum Schluß noch ein Wort zu dem Antrag, 
den der J\lbgeordnete Stdhs im Finanzaus­
smuß eingebracht hat, der die beschützenden 
Werkstätten, die AnrlerIllWeI1kstätten und ähn­
liche Einrichtungen und den Besuch der Kind'er 
in diesen Einrichtungen betrifft. 

Wir Frei.heitlichen sind dafür, daß ;auch für 
diese Kinder die Schu~fahrt'beiihilfen' gewährt 
werden, also die Sch:ulfahrten rbez,ahlt werden, 
weil sie sich in einer besonders sch~echten 

Situation befinden und weil sie in der Reg'el 
auf einen Fahrzeugtransport, der mit erhöhten 
Kosten verbunden ist, ange,wiesen s,ind. 

Zusammerufassend darf ich feststellen, daß 
wir Freihei.tlichen der Regi,erungsvorlage in 
der vorliegenden Form unsere Zustimmung 
versagen müssen, ,weil die Lei,stungen an Lau­
fenden Familienbeihi'lfen zu gering sind, weil 
die Verteilung der Geburtenbeihilfe die be­
stehenden Familien benachteiligt be·z;iehuI1gs­
weise unberücksichtigt läßt. Vvir würden zu­
stimmen, wenn unsere Abänderungs'anträge 
BerücksichUgung finden würden. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident Probst: Der Abänderungsantrag 
und der Entschließungsantrag, die erben vor­
gelegt worden sind, 'sindgeIllügend unter­
stützt und stehen somit auch in Verhandlung. 

Zum Wort g.elangt die Frau Abgeordnete 
Metzker. Sie hat das Wort. 

Abgeordnete Maria Metzker (SPU): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Mein Vorredner, der 
Herr Abg-eordnete Melter" hat davon ge­
sprochen, daß er den Eindruck hätte, die Frau 
Staatssekr,etär wäre nicht in der Lage, im 
Familienpolitischen Beirat die Forderungen 
und Wünsche gegenüber dem Herrn Bundes-

114. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 57 von 100

www.parlament.gv.at



11302 Nationalrat XIII. GP - 114. SitzWlg - 12. Juli 1974 

Maria Metzker 
kanzler durchzusetzen. Ich möchte daJZu ganz 
eindeuUg feststellen, daß der Familienpoli­
tische Beirat keine Beschbüsse faßt, sondern 
lediglich Empfehlungen zu ge'ben hat und daß 
der FamilieTIlpolitische Beirat nun bereits s.eit 
mehreren Monaten, man kann f.a'st sagen Jah­
ren, damit beschäftigt ist, einen Forderungs­
katalog aufzustellen. Dieser Forderungs­
katalog ist eigentlich noch immer nicht abge­
schlossen. Und da;her ist der Familienpolitische 
Beirat beziehungsweise die Frau Staats­
sekretär noch immer nicht in der Lage, die 
Wünsche, die der Beirat ja noch nichtartiku­
liert hat, lan den Herrn Bundeskanzler weiter­
zugeben, Forderungen aUlfzustellen bezie­
hungswei'se beim Herrn Bundeskanzler die 
diesbezüglichen Beratungen einzuleiten. (Abg. 
Dr. Marga Hub i n e k: Soll man halt ein 
bißchen zügiger arbeiten!) Ja, Frau Abgeord­
nete Hubinek, das könnten Sie natürlich 
;z;ügiger machen. Wenn Sie öfter bei den Bei­
ratssitzungen daJbei wären, könnten Sie natür­
lich auch versuchen, hier die Ding,e voraruzu­
tre~ben. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
Marga Hub i n e k: Muß man halt die Unter­
lagen ausarbeiten!) Unter,lagen sind keine 
Basis für Gespräche gegenüber dem Herrn 
Bundeskanzler. Ich .glaube, Sie wären die 
er·sten, Fliau Hubinelk, die Einspruch dagegen 
erheben würden, wenn wir Gespräche, die 
keine kOnlkrete Unterla\ge oder kein ·gemein­
sam bes.prochenes Ergebnis ·sind, voreilig dem 
Herrn Bundeskanzler zur Kenntnis brächten. 
(Abg. Dr. Marga Hub in e k: Da werden wir 
nie zusammenkommen! Es gibt doch Empfeh­
lungen vom Beiratl) 

Ich möchte aber nun auf diß einzelnen Fra­
gen eingeheIli, die 'von der OpposHion, von 
beLden OppositionSiparteien, vor.g·eibracbt wur­
den, und zwar steht hier an erster Stelle die 
Ihrer iMeinung nach zu 'geringe AIlihebung 
der FamilienbeiihHfe. Sie haben gemeint, 70 S 
sind zu wenig, und Sie fülhrten an, daß die 
.(Zwischenruf der Abg. Dr. Marga Hub i n e k) 
- lassen 'Sie mich aussprechen, Frau Abge­
ordnetel - lrur 1. Juli 1974 vorgesehenen 
20 S nicht die Verteuerung bei Milchtprodukten 
und so weiter - Sie ha:ben richtigerwetse 
auch andere ProdUlkte angeführt - decken 
und daß die aJb 1. Jänner 1975 vorgeselhene 
Erhöhung von 50 S an den Lebenshaltungs­
kosten im Index Lm allgemeinen zu niedrig 
bemessen sei. 

Sie als Oppositionspart'ei haben Iihre An­
träge jetzt vorgelegt und verlangen 50 S be­
ziehungsweise 100 S. Ich habe gestern - Sie 
werden es auch bekommen haben - ein 
Telegramm des Katholischen FamilieIllVeI'ban­
des bekommen. Er hat eine Aufstockung von 
80 S ab 1. Juli und eine zusätzliche Alters-

staffelung von 100 S ah dem 10. Jahr verlangt. 
(Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Das verlangt 
der Arbeiterkammertag auch!) 

Ich möchte Sie nun -fragen, um auf Ihren 
Zwischenruf ,zurückzukommen: An welcher 
Zifler oder Zahl Sloillien Wii:r rullJS oder soll1en 
sich der Herr Bundeskan'Zler oder die Frau 
Staatssekretär orientieren? (Abg. Dr. Marga 
Hub i n e k: Der Beirat hat eine Empfehlung 
eingebracht! Sie waren leider nicht dabei!) 
Sie würden es wa:hrscheinlich ,ablehnen, wenn 
wir irgendeine Zalhl oder Ziffer Jetzt heraus­
greifen. Sie sind der Meinung, daß die gegen­
wärtigen 210 S - wir steigern den BetIlag 
beim vierten Kind bis auf 1425 S und für jedes 
weitere Kind um 390 S, Frau Abgeordnete -
zuwenig sind, und Sie sagen, wir sind famiHen­
feinJdlich gegenüber einer größeren Familie. 
(Abg. Dr. Hau s e r: 20 S ist zuwenig!) Es 
sind nicht die 20 S, Herr Dr. Hauserl Ich habe 
Ihnen absichtlich jetzt die Staffe'lung bis zum 
fünften Kind und weiter 'zur Kenntnilsge­
bracht. (Beifall bei der SPO.) 

Aber ich glaube, bei Fhren Ulberlegungen, 
die Sie uns hier darlegen, und hinsichtlich 
Ihrer Forderung,en an den Flamilienl'il'stenaus­
gleich vergess'en Sie eini,ge wesentliche Be­
standteile. Ich muß sie leider wieder wieder­
holen, weil Sie davon g,alliZ einfach nicht 
Kenntnis nelhmen wollen oder vielleicht auch 
nicht können, was ich Ihnen als Oppositions­
partei durchaus !Zugestehe. Alber Sie argumen­
tieren gegen bess,eres Wislsen. Das werden 
Sie ja zug,eben. 

Das Jaihr 1970 las·se ich bei meinen Uber­
.Jegunlgtoo aus, weH ·tiür di3lS Jlalhr 1970 halben' 
Sie ja noch die gesetzlichen Weichen im 
Familienlastenausgleich ge·steHt. Ich will nicht 
näher Ia:uf {He S,ilSitJi'erurug Iddles,er GelSleltzeJSISlb~1e 
eingehen; Frau Abgeordnete, ich ,will 'Sie nicht 
weiter in Sdllwierigkeiten bringen. (Abg. Dok­
tor Marga Hub i n e k: Mich bringen Sie in 
keine Schwieri'gkeiten!) Aber seit dem Jahre 
1971 - der Herr FirraIllZIllinister sitzt ja vor 
mir; es wäre mir Heber, er wäre im Augen­
blick nicht im Saal - ihat sich erwiesen, daß 
der FinaIllZminister ein ·sauberer und ein sor·g­
fältiger Verrwalter de,s Flamilienl·astenaus­
gleiches war und aUe Mittel, die im Familien­
lastenausgleich sind - auf den Reservefonds 
komme ich noch ·zu sprechen -, den Familien 
zugeflossen sind. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Z e i 11 i n ger: Sau b e r ist er!) 

Die sozialistische Regierung hat die 
Familienbei'hilfe - und Sie können das nach­
lesen im Familienlastenausgleichsgesetz -
jedes Jahr im Rahmen der Möglichlkeiten 
angehoben. Und wenn wir von unserer Basis 
oder der Ba·sis, die Sie uns zurückgelassen 
haben im Jalhre 1970, von den 200 S, aus-
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g:hen, so sind wir am 1. Juli 1~74 beim erste~ I Sie. stellen es nämlich. S'O dar, .als ob die 
Kmd Ibei 290 Sund am 1. Janner 1975 bel I Ste1genmg des Index mit der SteIgerung der 
340 S. (Abg. Dr. Marga Hub i ne k: Jetzt I Kosten für ein Kind iident wäre, und Sie ver­
müssen Sie die Teuerungsrate der letzten gessen dabei, ,daß der Warenkorb sehr viele 
Jahre dazurechnen!) Frau HUibinek! Sie wer- Artikel enthält, die gar nicht von einem Kind 
den mich doch nicht für so naiv halten, daß verbraucht werden. Das gIlt auch für den 
ich nicht weiß, mit welchen Argumenten Sie FamHienindex. Sie vergessen, daß hier Ver­
versuchen wollen, mich in Schwierigkeiten zu schiedenes drinnen ist, [das beim Konsum der 
bringen. (Beifall bei der SPO.) RamHie überhaupt nich:t zum Tragen kommt. 

Aber, FlflalU HubJ.nek, 200 Szu 340 S, mlirt I Was ist denn dieser Index, ob wir nun den 
aUem Drum und Dran, worüber wir noch Preisindex oder den Fanülienindex nehmen? 
reden werden, sind doch ein gelwalUges und I - Er ist doch IlJUr eine OrientierUJIl!gshilfe für 
ein augenfälHges Mehr für die 2,2 Milllionen die Wirtschaft und soll einen Trend a'Ufizeigen, 
Kinder in gaIl!Z Osterreich. Und ich :glaube, aber dieser Inldex macht doch keinesrfaUs eine 
Si.e werden im :süllen zug,eben müssen, daß das A:~ssage über das Konsumbediirfnis oder über­
viel me-hr ist, als Sie von der OVP überhaupt haupt über den Konsum der eiIl!Ze,lnen Fiamiliel 
je ins Auge .gefaßt haben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich kiann das mit Uberzeugung slagen. Denn 
wie ha,tes früher aUSIgesma'Uit? Sie s~nd, bevor 
Sie in die .A;lleinregienmg 'gegangen sind 
- ich wiH nicht Iihre Diktion mit der hauch­
dünnen Mehrheit verweiliden ;d!as s'agen Sie 
immer; ich verwende nicht so billige Argu­
mente, Ulnd es ist ein bmiges Ar,gument, denn 
Me'hrheit ist Mehrheit -, 1967 mit den 200 S 
von 1965 angetreten, und Sie haben, bis Sie 
die Alleinre,gierUITg aJbg,eben mußten, ledig­
lich zweimal eflhöht: Am 1. Jänner 1967 waren 
es 20 S, uilid zwei J,ahr,e später wieder 20 S, 
also 40 S. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
Hau se r.) Insgesamt 40 S. (Abg. Doktor 
Tu 11: Schlechte Politik!) 

Ich weiß - und damit komme ich auf Ihre 
Einwände zurück -, rlJaß s'ich die Lebens­
haltungskosten in diesen beiden Zeiträumen 
geändert haben (Ruf bei der aVP) und daß 
wir sie in Betracht ziehen müssen. Aber wenn 
Sie nachrechnen, werden Sie selbst bei diesen 
Uberlegungen sehen, daß .die Familien trotz 
des sogenannten Ge1dJwertver'lustes für ihre 
Kinder heute mehr kaufen können und daß 
ihnen real heute mehr bleibt als im Jahre 1965 
oder 1967. (Ruf der Abg. DI. Marga 
Hub i n e k.) 

Zum Ar'gument, das der Herr Abgeolidnete 
Melter angeführt hat, daß die kinderreichen 
Familien - Sie haben es nicht so ges'agt, 
wie ich es j~t fonnulier,e - fa'st nicht mehr 
die Miarg1arine aufs Brot haben, möchte ich 
sagen: Diese Zeiten haben wir überwunden, 
jedenfalls kÖIllnen Sie in der Zeit der 
sozialistischen Regierung mit solchen Argu­
menten nicht kommen. (Beifall bei der SPO. -
Ruf des Abg. M e 1 te r.) 

Sie fü:hrengeg,en diese Erhöhung immer den 
Index ins Treffen, doch 'glaUlbe ich, daß Sie 
bei Ihren Uberlegungeneilnen Irrtum begehen. 

Ich möchte e~n Beispiel nennen. Der 
Familieni!ndexgeht V'on der VorausiSetrung 
aus, daß zwei Erwachsene mit mi'IlJdesteIlJS 
zwei Kindern im Haushalt sind. W,ie schaut 
aber die Durchschnittsfamilie in Osterreich 
aus? 

Wir haben ungefähr 11/4 Minionen An­
spruchsberechtigte aUlf FamiHeIlJbeihUfe. In die­
sen 11/4 Millionen s'in!d 531.285 FamiUen ent­
halten, für die die genaIllnte Voraussetzung 
nicht zlutmiffot, 'We~l IsliJe Ülberhalupt ,nm lel1n Kli'Illd 
haben. 

Wenn Sie nun die LebensgewohI1!heiten der 
Familie betrachten, werden Sie fiI1!den, daß den 
Modellfall für den Famili.eninldex sozusagen 
keine Fami'lie repräsentiert. 

Frau HUlbinek! Sie haben davon gesprochen, 
und der Katholische Familienver'hand hat das 
gleiche in seinem Teleg,ramm gesagt, daß die 
Armen sozusagen immer ärmer werden und 
der Familienlastenausgleich beziehungsweise 
der Reservefonds 1mmer reicher. Dazu möchlte 
ich folgendes sagen: 

Ich glaU!be, Sie haben sich hier als Anregung 
die VeIiarmungstheorie v,on Kar'J Marx .genom­
men, aber Sie machen dabei eine Ailileihe 
beim falschen Objekt. Das ist nämlich ketn 
Vergleidl. Sie können dias, w,as damals dar­
gelegt wurde, nicht mit heute vefigileichen. Sie 
können nicht das österreirchisme Inldustrie­
proletariat und die heutige Familie ver­
gleichen. (Rufe der Abg. Dr. Marga 
Hub i n e k und von Abgeordneten der OVP.) 
Sie können eben nur Gleiches mit Gleichem 
V€l1gleichen. 

Ich möchte festSitellen, daß nach meiner Mei­
nung der IIlIdex ein .ganz uIl!Zureichendes Ob­
jekt ist, festzusteHen oder überhaupt zu mes­
sen, w,as ein Kind kostet UIIlld wie sich die 
PreissteigerUln!gen auf die KiIllderkosten aus­
wirken. 
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Sie wis'sen, F,rau Ahgeor:c:InetJe HUlbinek, daß 

wir bis heute UIIlJd von verschiedenen Seiten 
versuchen, die durchschniUltichen Kiruderkosten 
in den einzelnen Altersstufen festzusteUen, 
und daß es bis heute eigentlich niemandem 
g,elung,en, 'iJslt, dbe rtJa1JsächJ~icbJen hliletb- ,und IsrtJich­
festen Leitlinien fÜr eine solche OrienNerung 
zu finden. (Ruf der Abg. Dr. Marga 
Hub i ne k.) Ich komme ,auch damuf. 

Wir haben l.lll1'S umid auch ,andere Kreise 
haben sich mit ,dieser Frage wiedeI1holt befaßt, 
und Sie wissen ganz gerrau, mit wel,chen 
Krücken man sowohl bei den Gerichten als 
auch ilIl der FünSlorge :ood beii dien. Wol1lflaJmbs­
einrichtung,en arbeiten muß', 'die sich jeweils 
eine andere Be re chnUlngsmethode zurecht­
gelegt haben. (Ruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) 
Ich rede nicht von der Bundeswirtsch:afts­
kammer I Ich gl,aube, darüber hat sich die 
Bundeswil1tsch!aHskammer noch nie den Kopf 
zerbrochen. (Abg. Dr. Mus s i 1: Der Finanz­
minister ... !) 

Aber die BerechnUJlJg,smetJhOiden sind ganz 
unterschiedilich, Ulnd desw,egen könlIl.,en wir 
nicht sagen: Die Kinlderkosten sind s.o oder 
so. (Ruf der Abg. Dr. Marga Hub i n e k.) 
Natürlich hat sie Sätze, aber wagen Sie zu 
behaupten, daß diese Sätze, die hier ,ang,e­
fühll1t .sliII1ld, IdJiler1khbiJgen KlilJ1lderrkos!tlelfi ,s.ilnld, 
daß da,s für Jede Familie gilt, sowohl ,für die 
Familie, die e,in beschieidenes Einkommen hat, 
wie auch für die Familie, die ein höheres Ein­
kommen hat? (Ruf des Abg. Dr. Mus si 1. -
Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Der Finanz­
minister ist uns die Rechnung schuldig geblie­
ben!) So einf.ach kann man sich das auch nicht 
machen, daß man sagt: Der Finanzminister 
soll es tun!, wenn die anderen Gremien noch 
zu keinem EI1gebnisgekommen sind! 

Aber, Fra u Abgeo,rid<nete Hubinek (Ruf der 
Abg. Dr. Marga Hub i n e k), Sie sibützen sich 
doch eigentlich immer bei Ihren Uberlegungen 
auf die 50prozenUgen KiIl1derkosten, und ich 
stelle fest, daß sich der Familienpolitische 
Beirat vor Jahren mit dieser Frage befaßt hat 
und ,sozus1ag;en 'als Idealfall überlegte, .daß eine 
50prozentige Ahdeckul1rg der KinderkoSiten das 
richtige wäre, eben das Ziel, das man an­
streben soll. Wir waren uns im Beirat .darüber 
im klaren, daß diese 50"'Prozent-'Marke sicher-
lich nur ein Fernziel darsteHen kann, wenn sie 
überhaupt erreichbar ist. 

Nun können wir feststellen, daß wir heute, 
werun wir rechnen, was ein Kind kostet, an 
diese Marke herangekommen sind. (Abg. Dok­
tor Marga Hub i n e k: ... 300 SI) Frau Abge­
ordnete Hubinek, wir stehen heute ja vor 
einer anderen SibUration als 'damals, als wir die 
50prozentigen Kin!derkosten beraten haben. 

Damals sind w.ir ausschließlich von den finan­
ziellen Beihilfen im FamilieIl!lastenausgleich 
ausgegangen. A:ber Sie haben ja heute se'lbst 
schon 'angeführt, daß wir jetZ't, im Jahre, 1974, 
keines'flalls mehr nur bei den 290 S ader 340 S 
FamiliellJbeih:ilfe 'stehen, somi'ern .daß es' eine 
Reihe von MaßmJahmen gibt, die wir den 
Familien zug:ute kommen lassen. Das ist eben 
zum Beispiel aoch die el1hÖlhte Geburtenlbei­
hi1fe, 'aber nicht nur diese. Ich nenne das 
Schullbuch, von dem Si'e reden und das Sie 
j.a - wenn ich das hier einUechten darf, weil 
Sie sich auch damit lbeJaßt haben - als "Weg­
werfbuch" bezeichnen. Das ist Ihre Formulie­
rung, und das werfen Sie sozus'agen 'in die 
OffentlichkJeit. 

Aber ich möchte dazu ,&agen, Frau Abgeord­
nete: Wir haben 'schon seinerzeit bei der 
Besch'lußf'assung über das SchJUlI'budJ. be­
sprochen, daß es ein Lernlbehe'lf ist und daß 
es die Pflicht und die Aufgabe sowOIhl der 
Pädagogen w.ie auch der Eltern wäre, dieses 
SchuLbuch als ein wertvolles InstrumelIlt zur 
Vlermit1JIUlng von Kenntnissen 2lU 'gebrauchen 
und es nicht, wie Sie es immer wieder be­
haupten, als ein "Wegwerflbuch" zu deklla­
rieren. (Abg. Dr. Marga Hub i n e k: 
Mathematikbücher! - Ruf des Abg. Doktor 
Mus si 1.) 

Wir haben über diese Maßnahme hinaus 
nun auch die Schulfamrtbeihilfe, wir haben die 
Schul-und Heimbeihilfe, wir haben eine Reihe 
von Stipendien erhöht. Und nicht zuletzt -
das muß ich 'auch hier sagen, weil es am 
heutigen Vormittag behanJdeLt wur.de unJd weil 
man das ganz einfach nicht außer Betracht 
lass,en kann; ich werde nicht ins Detail gehen, 
es hat der Herr Abgeordnete MÜlh'lbacher 
heute am Vormittag zu dieser Gesetzesreform 
schon gesprochen - müssen Sie, wenn Sie 
von den 50prozenUgen KirrderkostelIl sprechen, 
wenn Sie von der Bedeckung sprechen, 'auch 
den AlleinverdienerfreibetIlag in der Lohn­
und Einkommensteuer einlbeziehen und Sie 
müssen nun die 4200 S Kinderabsetzbetr.arg aus 
der Lohn- 'urud Einkom.menstJeuer selbstver­
ständlich auch mit ein'bez,iehen. Auch das ver­
ändert die Kinderkosten und das Aufkommen 
der Famtlie für die Kinder. 

Ich möchte ztls,ammenf.as,s,e,nd zu ;dieser Auf-
zä,lhlun/g sagen, daß wir zweifellos diese 
50 Prozent schon erreicht haben, und Sie 
müssen zugeben, .daß Sie se~b,s.t unter !Ihrer 
Ära und auch jetzt noch bei uns in Ihren kühn­
sten Träumen nicht erwartet halben und sich 
nicht vorstellen konnten, daß die IFamilie so 
viel an Maßnalhmen von der sozialistischen 
Regierung bekommt. (Beifall bei der SFa.) 
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Maria Metzker 
Ich könnte mir alber durchaus vorstellen 

- zu den Damen und Herren der Os1:er­
reichischen Volkspartei und der Freiheitlichen 
Partei gesa.gt -, daß wir mit den verschie­
denen Mö'glich!keiten UIlid Maßnahimen weit 
über das geg.en:wärtige Ziel hinauskommen 
könnten. Aber daru muß ich llhnen eines 
sagen: Dann müßte man ClIuch das System 
der Aufuringunlg der Mittel ändern. Das ist 
die Vor,aussebuIlIg. 

Ich habe mir die Ziffer1ll herausgeschrieben. 
Schauen Sie sich den Rechnrungsabschluß des 
Jahres 1973 ,an, und.ich fr.age Sie, ob Sie dann 
noch den Mut besitzen, zu fordern, zu ~ordem 
und 'immer wieder zu fordern. In diesem 
Rechrrungsahschluß ist es um ein Volumen von 
mehr als 11,2 Milliarden Schilling gegangen. 
Davon 'betrugen die Einnahmen alUS der 6pro­
zen!ti:gen Lohnsumme für den Famiilienl~sten­
a uSlgleich 10.050 Mil'lionen Schilling. Die Bei­
träg-e aus der Einkommen-, aus d'er Kapita'l­
ertra'gs- und aus der Körperschaftsteuer lagen 
bei 955,2 Mrllionen; aus den '1and- und forst­
wirtschaf.tlichen Betrieben waren es 68 Mi1-
lionen, und die Länder haben 128 Millionen 
dazugesteuert. 

Jetzt fIlaJge ich Sie: Ist das nodl eine g,e­
rechte Umverteilung im Interesse d-er öster­
reidlischen Familien, wenn die Arbeitnehmer 
ungefähr 97 Prozent ~n diesen F,amiJlienlasif.en­
atlJSig'leich hin,ei.!n!bezah'1len? (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Mus si 1.) Alber das stimmt doch 
nicht, Herr Mussiil, das wissen Sie 19anrl 

genau! Und die anderen Gl1U'Ppen, die kleinen 
Gruppen, die ich hier aUJi'getzoolt haJbe, beson­
ders die mit den 68 MiNionen, holen me/hr .als 
34 Prozent heraus. Ich fI1age, ob das noch 
gerecht ist. (Abg. Dr. Mus s i 1: In der Bundes­
republik zahlt alles der Finanzminister!) Wir 
sind nicht in der BUln!desrepublikl 

Ich glaube, erst wenn 'allie Gesell.schafts­
gruppen im Rlahmen ihrer fiI1la.I1lziellen Mög­
lichkeiten in den Familien'Lastenaus'g11eich ein­
z-ahlen (Zwischenruf bei der OVP) - das ist 
ja auch Nue Forderung gelwesenj mit· diesen 
ForderuIllgen stehe ich uIlld steht meine Partei 
nicht ,allein da -, wenn sie ,ihren wirt,schaft­
lichen Möglichkeiten entsprechenJd -die,sen 
Familien'lastenaus:gleich beschicken, er,st da.nn 
haben diese Gruppen d!as moralische Recht, 
hier in di'esem. Haus etwas zu fordern. (Beifall 
bei der SPO.) 

Es ist heute so: Diese Leute, .dies'e Gruppen 
speisen den FamilienlastenaJ\.liSigleich mit einem 
Butterbr,ot ab, rum mit den Worten des Herrn 
Abgeordneten Melter zu sprechen, mit einem 
Brot mit Margarine. 

Was sagen Sie dazu? - Sie bekommen das 
wirklich gesdleIlJkt. Sie bekommen aJ1.1 das, 
was wir den Familien zugute kommen lassen, 
mit ihrem lächerlichen Beitrag geschenkt. Und 
Sie wagen ru behaupten, die sozia'listische 
Regierung in Osterreich gibt den FamiHen 
nicht viel, s,ie behamd!elt die Familien -schlecht, 
die Familien gehen zugrunde, die Familien 
nagen am MaI1garinebrot? (Abg. Me 1 te r: 
Das beste Geschäft macht der Finanzminister!) 

Ich möchte da noch zu einigen Punkten 
sprechen, die eine VeIibesserung des PamHien­
lastenauSigleichSigesetzes beiDihalten. Es wurde 
im Finanz- und Budlg'e1lauss,chuß bereits davon 
g,esprochJen; der AbgeoI1(:lJnle/te Hrilelbl halt j:a 
dort einen Antmg beziehung:sweise Wünsche 
2lUlTI. § 5 vOI1g·etragen, und der Herr Albgeord­
naebe Me!l;ber heUJt,e ,(bUch, alUem:1i1nglS WlCllI1en 

diese beiden Anträge im Grunldsä1Jz'lichen 
divergierem.1d. Ich nehme an, daß der Abgeord­
nete Hietl diesen Antrag auch heute ein­
bring,en wird. 

Im § 5 Abs. 1 werden die Ansprudlsvor.aus­
set~unJgen vom 15. aUlf dias 18. LebenS'j-ahr 
hrnaufgesetzt. Das -ist für jene Kinder bezie­
hungsweis·e rur jene Fami1ien von Bedeutung, 
wo die Kinlder ein eigenes Einkommen über 
1000 S haben oder in einem elterlichen Be­
trieb beschäfHgt sind, ohne daß ein Lehr­
verhältnis vorlie'gt. Es g.ibt eine Reihe von 
Berufen, in denen man kein LehflVerllältnis 
eilngehen kann, wo es eben -nrur ein Besmäfti­
gungsveI1hältnis 'gibt und wo die Situation im 
FamilienlastenaJUsgtleich anJders ist. Hier war 
die Grenze bisher beim 15. Lebensjahr. Wir 
setzen diese Greme nun 'auf das 18. Lebens­
jahr hinaUlf Ullld schließen aU! diese Kinlder ein. 

Aber ich möchte eines sagen, Herr Abg,eord­
neter Hietl - ich habe Ihnen das auch .im 
Budgebaussmuß schon ·gesagt -: Uber das 
18. LebensJahr hinaus oder zusätzliche Mög­
lichkieHen, um Lücken offen zu lassen, wo man 
hinei-nschilupfen kann, um das Ges-etz in irg-enld­
einer Weise zu UJmgehen, ich glaUlbe, das ist 
bei uns nicht zu machen. Wie Sie dar-stellen, 
besteht doch dte MÖ'glichkei,t, daß ,das Kind 
bis ~m 18. LebeIllsj,ahr als Kind im Familien­
verband ge'tiührt wird 'und im Ramilienbetrielb 
besmäHigt ist. Mit 'dem 18. Lebensjahr, wenn 
die Fami'lienJbei'hiLfen wegfialilen, könnten Sie 
für dieses Ki!nd, g-Olallige es im Lelhrver1hältrris 
steht beziebUlngsMT·eise in einer Berufsausibil­
dung ist, ~usätzilich die FamfLieDibeihilfe be­
ziehen. (Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) 
Das ist ja die .A!bsichtl DaJge,gen müßten Sie, 
Herr Musstl, im GfUIIlide genommen auch sein. 
Das wollen wir am. sich nicht. 

Und dann möchte ich noch dazu sagen, weil 
ich von Kindern mit einem Einkommen von 
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Marla Metzker 
über 1000.s gesprochen halbe: Es WlUIde auch 
der Wunsch geäußer,t, diese 1000 Sauf 1500 S 
anzuheben. Ich gl,anbe, diesem Wunsch ist 
auch heute vOIlmitbag - ich weiß nicht, oll> 
Ihnen das klar war - insofern Rechn!Ung ge­
tragen worden, als ja im Lohn- unld Ein­
kOlmIDensteuergese1Jz das Werbungskosten­
pauschale 'aU!f 4917 S aJl1!gehQlben und es natür­
lich 'auch inikludiert wiI1d, sodaß dias Ein­
kommen dieses Kindes dlie 1500-S-Grenze er­
reichen kann. Aher ich glaube, darüber hinaus 
kann man wirklich nicht Igehen. 

Eine weitere VeI1bessenmg d.er jetzigen 
Neuordnung ist bei der SchulfahrtJbeihilife ein­
getreten, und zwar bei einer notweIlidig.en 
Zweitunterkunft außel1ha,Lb de.s W·ohnortes. Es 
wurde die Teils'tredmllstaffeluIlig zwischen 
W O!hlllort lU!I1ld ZWiefilUllill1!elrikiuIlifit !glinslt1;ge,T 'ge­
staltet, ebenso wurden die Kilometer,ansätze 
erlhöht. Das bedeutet im konkreten FaJl1 ins-

bisher auch nicht zugestimmt. Ich bin der 
MeinuIllg, daß wir hier eine MögiJ.:ichkeit ge­
schaffen haben, die nicht nur - ·wie die FI'Iau 
Ahgeordnete Hubinek gesagt hat - den 
Rami1ien, wo die Fra:u ein Karenzu:rlaulbsgeld 
bezieht, zugute kommt, solIlJdem überhaupt rur 
jene Familien, bei denen der Mann der AUein­
verdiener ist und die Frau, wenn das Kind 
kommt, keinen Befit.lIf ausübt oder überhaupt 
keinen Beruf ;auSlgeÜlbt hat, von besonderer 
BedeutUJ1lg ist. (Der Prä s i den t übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Ich möchte abschließend salgen, daß wir mit 
dieser Ne'UordnUlnlg, mit dieser Novelle zum 
Familien1astelllaus.gleichSigesetz neue Ak.z·ente 
gesetzt haben, die eine wesent!liche Entlastung 
für di.e FamIlie briIllglen. Deshalb gibt die 
sozialisUsche Fraktion dieser Änderung ·gerne 
ihre Zus.timmung. (Beifall bei der SPO.) 

gesamt eine 50prozentige ErhöhUlllg dieser Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichti­
SchJUiltf'ahifltbetihoiHie und w~I1d dem F am!iill:1 ein- gung hat ·sich der Herr Abgeordnete Doktor 
lastenlausgleich zirkJa 10 MHIHonen Schil'ling Eduard Moser zu Wort gemeldet. 
kosten. 

Wir haben eine weitere Verbesserung ge­
br.adlt im Zus.amrnenihJalIlJg mit den Unterhalts­
kosten für ein Kind, wov.on wir vorhin ge­
sprochen ha'ben. Es wur,de bisher so gepflogen, 
daß die FarrülienlbeihHfe auf den UnterohaUs­
anspruch jenes' E'lteI1llteiles angerlechJnet WlUrde, 
von dem das Kind erzogen wurde i in der Rege'l 
der Mutter. Das hat gegenüber jenem Eltern­
tei~, der lediglich dazu verpflichtet war, Unter­
blaJ.ts'leistungen zu erbringen, einen Vorteil 
gebracht. 

Es ist nun vor:g,eseihen, daß künftighin nur 
die Hälfte dieser Familienbeihilfe berücksich­
tigt werden darf und bei einem behinderten 
Kind l'lUI Gänze außer Betr.acht bleiben muß. 

1m B'l1dgetaussdlluß hat der Herr Abgeord­
nete Br-oesigke auch dazu gesprochen. Es 'ließe 
sich sicherlich darüber diskutieren, ob es for­
mal richtig ist, daß Fr,agen der Alimentation 
im Familientastenausgleidl bereinigt weIlden. 
Aber ich 'gllaube, diese StreUfr.age müssen wir 
den Juristen Üibetl1assen. Ich pers·önlich bin 
der Meinung, daß es für die Mutter, die .iJhr 
Kind aLLein aufzieht, von ilhrerrn ganz per­
sönlichen Standpunkt 'aus be'I,aJI1jgl'os ist, in 
welcher Weise diese Alimentation, diese 
Manipulation - hitte, nicht im bösen Sinne -
gestaltet wird. Vom Standpunkt der Gerechtig­
keit für die Mutter sind wir der Auffassung, 
daß Idi.els,e LöslllII1g für sde glÜrus,tlilge'r ilst. 

A'bg:eordneter Dr. 'Eduard Moser (OVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Frau 
Abgeordnete MetZiker hatsoelben hier behaup­
tet, daß die Frau Staatssekretär Kar'l in fami­
Henpolitischen Anlieg.en nicht tätig werden 
könne, weil der FamilienpoHtische Beirat sein 
Konzept noch nicht vorogelegt habe. Habe ich 
Sie da richtig verstanden? (Zustimmung der 
Abg. Mari'a Met z k e I.) 

Ich muß aller:dings dazu sagen, daß das nicht 
stimmt. Der F'amilienpolitische Beirat hat sehr 
wohl einstimmig ein Papier mit einem Priori­
tät'skatalog d:iür die nötigen familienpolitischen 
Maßnahmen in Osterreich beschlossen, und 
zwar schon im Februar 1970. 

Es wären also bereits vier Jahre Zeit ge­
wesen, dieses Papier aurzugre1fen. Nur hat 
dem Herrn Bundeskanzler dieses Papier nicht 
gepaß't, und er hat daher die Mitg.lieder des 
Beimtes aufgefordert, ihre VorsteHungen noch 
in gesonderten Papieren vor.zulegen. Das ist 
im Ja1hr 1971 erfolgt. So halben der Katlholüsche 
Familienvel1band, aher auch die "Kinder­
freunde" ein umfangTeiches Progr,amm vorge­
I'egt, ebenso der "Familienbund" und andere 
Onganisationen. Wer a1ber bisher nichts vor­
gele.g'1 hat, meine Damen und Herren, wlar 
die Frau Staatssekretär Kar!. Daher kann der 
Fam.ilienpoliUsche Beirat nicht verhanJdeln, 
weil er die Ahsicht der Regierung nicht kennt. 
(Zwischenrufe bei der SPO. - Gegenrufe bei 
deI OVP. - Abg. DI. Fis c her: Was ist das 

Im § 33 Albs. 2 ist eine Er:höhung der tür eine Berichtigung? Das ist ja ein Polemi­
GeburtenbeLhHfe vongesehen. Darüber wurde sieren!) Und das, meine Herren Zwischenrufer, 
schon gesprochen. Sie haben diese Bestim- ist be.zeichnend für diese Regierung, wenn in 
mung nicht abgelehnt, aber Sie haben ihr einem Beirat ... 
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Präsident (das Glockenzeichen gebend): Herr 
AbgeordIl!eter, Sie haben eine tatsächliche Be­
richtigung tZU ;bringen. 

Abgeordneter Dr. Eduard Moser (fortset­
zend): Das habe ich ger,adegesa,gt. Wenn ein 
Beirat nicht regierungshörig ist und wenn 
seine einstimmig beschloss·ene Vorla'9'e der 
Regierung nicht paßt ... ,(Zwischenrufe bei der 
SPO. - Abg. Dr. Tu 11: Das ist keine tat­
sächliche Berichtigung!) Herr Abgeordneter 
Tull, das ist eine Berichtigung. Sie waren gar 
nicht herinnen, Herr Abgeordneter Tull! (Bei­
fall bei deI OVP.) Ich wiederhole die Berich­
tigung, die Feststellung ... (Abg. Doktor 
Fis ehe r: Das ist keine tatsächliche Berich­
tigung! - Abg. S k r i t e k: Das ist eine Pole­
mik, das ist keine Berichtigung! Sie wissen 
ja gar nicht, was eine Berichtigung istl) 

Meine fün:f Minuten sind noch nicht um. 
Darf ich dem Herrn Abg'eordneten Tu1l wieder­
holen, weil er nicht herinnen war: Die Frau 
Abgeordnete Mebzker hat gesagt, der Fami­
lienpoliti'sche Beirat hat noch kein Papier vor­
gelegt. - Er hat es :(liber im Jahre 1970 ein­
stimmig beschlossen. Es ist typisch: Die Tätilg­
keit von Beiräten, die nicht regierungshörig 
sind, wird abgewürgt. Das hat die Frau Staats­
sekretär Karl Ibi'sher mit Erfolg gemacht. (Bei­
fall bei der OVP. - Abg. SkI i t e k: Das ist 
keine Berichtigung, das ist eine eigene Wort­
meldung!) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Hietl. Bitte, das 
Wort zu nehmen. 

Abgeordneter Hietl (OV;P): Herr Präsident! 
Hoihes Hausl Meine Damen und Herrenl Nach­
dem Kollege Dr. Moser soeben die tatsäch­
liche Berichtigung zu den AusfÜihrungen der 
Abgeordneten Metzker hier gebracht hat, darf 
ich feststellen - und das konnte ich aus den 
AuS'füihrungen der Frau Abgeordneten Met~ker 
die ganze Zeit immer wieder herauSlhören -, 
daß die Unsichellheit, mit der diese Aus,füh­
rungen gege'ben wurden, anscheinend noch 
von den Ausschuß'beratungen nachwirkt. Denn 
wenn Sie sich, meine Damen und Herren, die 
am vergangenen Mittwoch im Finanzausschuß 
dabei waren, erinnern, so war eine Wieder­
holung der Abstimmung notwendig!, weil die 
Damen und Herren der sozialistischen Frak­
tion so unsicher waren, daß gar keine Mehr­
heit für die Regierungsvorlage gefunden wor­
den wäre: Hätten wir Ihnen nicht von unserer 
Seite aus, Herr Vorsitzender Dr. Tull - das 
müs'sen Sie bestätigen -, eine zweite Ab­
stimmung ermöylicht, dann wäre diese Regie­
rungsvorlage gefallen. 

Ich muß hier bestäUgen, was heute ein Kol­
lege von mir, sicherlich s'ehr s·achlich, aber 
vielleicht nicht sehr schmeichelhaft, sehr deut-

ljm zum Ausdq-uck ge\bIlacht hat, halt Aus­
führungen über diese Vorgangsweis,e im Aus­
schuß eindeutig bestätigt. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Man könnte sich nun, wenn man wolUe, 
sehr lange mit den Ausf,Üihrungen der Frau 
Abgeordneten Mebzker be.f.assen UIl!d dies'e ein­
deutig wider.legen, doch ich will die Zeit 
nicht über Gebühr in Anspruch nehmen. Es ist 
der letzte Tag vor der Sommer:pause i ich kann 
deshalb verstehen, daß nach mir noch mehrere 
Kollegen zu Wort kommen wollen. 

Aber, Frau Abgeordnete, wenn Sie davon 
sprechen, daß verschiedene Zahlen von Bei­
hilfen geIl!annt wurden, und wir die Zeit der 
OVP ... Regierungszeit mit der heutigen verglei­
ch'en, so muß ich slClIgrelJl: Es 1S1J:lmmelll idii~elS'e 

20 S Erhöhung, nur die Preissteigerungsrate 
stimmt nicht. Die Steigerungsrate war damals 
eine wesentlich andere 'als heute. Für 20 S im 
Jahr 1967 konnte die Familie für ihre Kinder 
etwas einkaufen, heute Ibekommt sie dafür 
nichts. Wir. haben in einem Zwischenruf ja 
sehr deutlich ein Beispie1 gehört. 

Man stellte d'azu des weiteren 'auch fest, daß 
man bei dieser Preissteigerung,srate, von der 
man heute noch gar nicht weiß, wie hoch sie 
morgen schon wieder i,st, j(li gar nicht von einer 
echten BeihilfeeI1höhung sprechen kann. Das 
werden Sie doch nicht bestreiten I (Zwischen­
ruf des Abg. S te i ni n gel.) Herr Abgeord­
neter St.eininger, solang,e ich in diesem Hause 
bin, habe ich Sie nur als Zwischenrufer .ge'hört, 
aber noch nie an diesem Pult. Ich möcht:e Sie 
hier einmal -hören, wenn Sie Feststellungen 
treffen. (Beifall bei der OVP. - Andauernde 
Zwischenrufe.) 

Präsident: Meine Damen und Herrenl Bitte, 
wieder zur Ruhe. Herr Abgeordneter. Bitte! 

Abgeordneter Hietl (fortsetzend): AUJf Grund 
der Worterteilung des Herrn Präsidenten darf 
ich fortsetzen. Ich danike sehr. 

Wenn die Frau Abgeordnete Metzker sich 
mit der Indexsteigerung befaßt, dann muß ich 
hier feststeHen, daß sie offensichtlich eine 
falsche Auffassung vom Index hatte. Jetzt 
plötzlich spricht man davon, daß der Index 
ein untaugliches Instrument wär'e. J et2:t plötz­
lich, weil er eine Marke erreicht hat, die 
sicherlich für diese Regierung nicht schmei­
cheLhaft ist und allgemein von der Bevölke­
rung kritisiert wird. 

Ich darf auf ein Weiteres kommen - das 
war eigentlich der Grund meiner Wortmel­
dung, Frau Abgeordnete Metzker -, und zwar 
auf die Einbringung eines Antrages, den ich 
bereits im Ausschuß eingebracht halbe. Dort 
haben Sie ihn abgelehnt. Ich habe mich in­
zwischen bemüht, eine Mehrheit dafür zu fin-
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Bietl 
den, das heißt, Sie zu bitJten, diesem Antrag 
beizutreten. Ich konnte wohl bei den Abgeord­
neten, wie ich mich überzeugen konnte, Ver­
ständnis finden, aber leider nicht beim Herrn 
Finanzminister, der a1nsmeinend Ordergege­
ben hat, diesem Antrag nicht beizutreten. Ich 
muß fest'stellen, daß seihr wenig Verständnis 
Ihrerseits da~ür vorliegt. 

Es geht darum, daß Kinderheilhilfe nun {rür 
alle Kinder bi·s zum 18. LebenS/jahr gewährt 
wird, mit Ausnahme jener, die ein Studium 
absolvieren, wo KindeIibeihilfe belmnntlich ja 
bis zum 27. LebenSljahr ge,währt wird. Sie ver­
sagen jedoch den Eltern der Kinder, die in 
Ausbildung 'stehen - und unter Ausbildung 
wird verstanden, daß sie bereits vor Errei­
chung des 18. LebensjaJhres einen Lehrvertrag 
abgeschlossen haben müssen -, wenn sie nach 
Erreichen des 18. Lehensjaihres die Ausbildung 
noch nicht abgeschlossen haben, die KÜlideI1bei­
hUfe. 

Das i,st äußerst ungerecht und unsozial. Da­
zu ein ,ganz einfaches Beilspiel: Bei drei- oder 
dreieinha~bjähriger Lehrzeit iSlt es ohne wei­
teres derukihar - anein das Geburtsmonat im 
Jahr kann daofür entscheidend sein -, daß man 
über das 18. Leibensjahr hinauskommt. Sie 
haben kein Vefiständnis, hier für unsere Lehr­
linge den Hltern die Kinderbeihil!fe zu gewäh­
ren. 

Ich darf daher folgenden Abände rungs an­
trag zur Verlesung bringen: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Hietl und Genossen zur 
Regierung,svorla,ge 1202 der BeHagen be­
treffend Bundesgesetz vom ... , mit dem da.s 
F1amilienl'astenausgleichsgesetz 1967 ,geän­
dert wird in der Fa.ssung des Ausschußibe­
richtes (1227 der Beilagen). 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

Die im Titel zitierte Regierungsrvorlage 
wird geändert wie folgt: 

1. Im Artikel I wird in Ziffer 2 § 5 Abs. 2 
der erste Satz geändert wie folgt: 

,,(2) Keinen Anspruch auf Fami'lierubei­
hilfe 'haben Personen für Kinder, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben und im Be­
trieb dieser Personen oder deren Ehe1gatten 
hauptberuflich tätig sind, sofern nicht ein 
,gesetZ'lich anerkanntes Lehrverhältnis be­
steht." 

Ich gl·aube, damit ist eindeuUg klargestellt, 
was wir wollen. Ich habe es eingangs auch 
begIfÜndet. Von seiten der Regierungs'fraktion 
konnte man dazu leider Gottes keine Zustim­
mung erzielen. Sie haben ja noch Gelegenheit, 

sich jetzt die Sache ,zu überleg,en und unserem 
Antrag beizutreten. 

Vielleicht noch ein paar Worte zur Einfüh­
rung der Geburtenlbeihilfe vonz.weimal 8000 S. 
Dazu könnte ich Ihnen, meine Damen und. 
Herren von der Sozhalistischen P.artei, einige 
Zitate vorlesen, die Sie in den vergangenen 
zwei Jahren hier an diesem Pult zum Ausdruck 
gebracht haben. Meine Vorrednerin, die Frau 
Kollegin Hubinek, hat es ja bereits sehr deut­
lich aus 9 efiuhrt , ich brauche es daher nicht zu 
wiederholen. Ich mö~hte nur feststellen, daß 
wir sehr klar und deutlich unsere Vorstellun­
gen von der Familieilibeiihilfe hier auf den 
Tisch gelegt haben und daß wir uns auch dar­
über klar sind, wie man die jungen Familien 
unterstützen und wie man thnen he'lfen kann. 
Ich darf alber eine Aussage des Herrn Abge­
ordneten Wielandner vom 9. Juli 1972 kurz 
zitieren, der unter anderem sagte: 

"Sie beantragen doch immer die Herausgabe 
von Geld an die F:amilien, etwa 500 S, 1000 S 
und so _weiter. Man hat eben gemeint, das 
könnte mißbräuchlich verwendet werden. Ich 
möchte hier feststeHen" - so sagte Wieland­
ner -: "Es sind doch nicht alle Familien gleich. 
Es gibt doch asoziale Familien, uIlld dort würde 
das Geld sicherlich mißbräuchlich verwendet 
werden." 

Das ist also Ihre Aussage, und wir haben 
hier nicht, wie Sie uns immer vorwerfen, eine 
-andere Auffiaossung. Das darf ich Lhnen ins 
Gedächtnis und in Erinnerung rufen, damit 
Sie sehen, wie widersprüchlich Ihre Aussagen 
zur Familienpolitik sind und wie wenig ernst 
die österreichische Bevölkerung Ihre Familien­
politik nehmen kann. Der Entrüstung,ssturm, 
der durch die vielen Organisationen und durch 
die österreichische Bevölkerung in den letzten 
Monaten gegaI1!gen ist, bewei,st auch, daß Ihre 
Haltung unverständlich, unsozial und fami1ien­
ungerecht ist. (Beifall bei der OVP.) 

Ich darf einen weiteren A ib ä n d e 'r u n 9 s­
a n t rag der Albgeordneten Dr. Keimet, Hiet! 
und Genossen zur Regierungsvorl!age 1202 der 
Beilag,en beheffend Bundesgesetz, mit dem 
das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geän­
dert wird, in der Fassung des Ausschußlberich­
te·szUT Verlesungbring.en: 

Der Nationalrat wone in ~weiter Lesung 
beschließen: 

Im ArtiJkel I der im Titel zitierten Regie­
rungsvofllage wird nach Z. 23 folgende Z. 24 
angefügt: 

,,24. 1m § 41 Abts. 4 hat der letzte Satz 
,zu lauten: 
,Ubersteigt die Beitra,g,sgrundlage in einem 
~alendermonat nicht den Betrag. von 
12.000 S, iSO V'e'IlI1ilDlgelit s:ile !Sich tUrn 8000 S: " 
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Hietl 

kh bitte den Herrn: Präsidenten, beide Ab­
änderung·santräge in die Verhandlungen mit 
einzubeziehen. 

Meine Damen und Herren der sozialistischen 
Fraktion I Ich darf Sie noch einmal au:ftfordern, 
unseren Anträ'gen bei'Zutreten. Lohnen würden 
es Ihnen Il'icht wir, die Opposition, sonJdern 
lohnen würden es Ihnen die österreichischen 
Familien und damit die österreich ische Bevöl­
kerung. :Rühren Sie endlich eine familienge­
rechte Politik nicht durch Preis'stei,gerungen, 
sondern dadurch, daß das Einkommen unserer 
Familien gerechter wird, daß das Einkommen 
so wird, daß wir unseren Kindern das ermög­
lichen können, was einer Familie in Oster­
reich zusteht. (Beifall bei der OVP.) 

Freiheitlichen ist, die 16.000 S a-uf vier Teile 
und auf einen längeren Zeitraum aufteHen, 
so kämen immerhin die Eltern von 1,2 Mil­
lionen Kindern in Osterreich zum Zug. Ich 
glaube, das wäre eine echte familienpolitische 
Maßnahme. 

Sie düden sich daher nicht wundern, meine 
Herren von der Sozialistischen Partei oder 
auch meine Damen, wenn wir diesem Gesetz 
natürlich nicht zustimmen ,können. Vor aHem 
deshalb nicht, weil Sie hier einfach nicht mit 
sich reden ließen. Offensichtlich hat Andros-ch 
dann doch erkannt, daß es nich1 gamz so .gut 
ausschaut, wenn man 16.000 S auf einmal aus­
schüttet, und hat es nun aufgeteilt auf zweimal 
8000 S in einem 'sehr kurzen Zeitraum. 

Präsident: Die heiden Abänderungsanträg,e 
sind genügend unterstützt und ,stehen mit zur Alber nichJs desto trotz hleiht es eine halbe 
Behandlun,g. Sache. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der Mich wundert nur, mit welch gespaltenen 
Herr Abgeordnete Dip'!.-Vw. J osrseck. Bitte. Zungen man auf seiten der SOIZialisten argu-

mentieren kann. 'Bei der Schu1buchaktion sei­
Abgeordneter Dip:l.~Vlw. Josseck (FPO): nerzeit, als wir verlangt haben, den Betrag 

Herr Präsident! Meine Damen und Herrenl Ich von 500 S lfür die Schulbücher etwa den Eltern 
danf vorweg der Frau Staatssekretär sagen, 
daß es mir leid tut, daß sie so wenig hier 
ist, und vor allem, daß sie sich zu selten zu 
Wort meldet. Ich bin uberzeugt, ,sie ist eine 
gute Rednerin und hat eine sehr kräftige 
Stirrnme. Es wäre ihr s,icher gelungen, diese 
echt Krei'slkysche-Androsche Felhlleistung mit 
den 16.000 S weitgehend zu verhindern (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Sie ist imstande und meldet 
sich jetzt noch zum WortI) beziehungsweise 
abzuschwächen. Wenn sie sich jet'Zt zum Wort 
meldet, ist es zu spät, denn so, wie ich die 
Sozialisten kenne, lassen sie dann, wenn sie 
sich etwas in den Kopf setzen, nicht mehr 
mit sich reden. Nicht wahr, Herr Dr. Fischer? 
(Abg. Dr. Fis c her: Was man verspricht, 
muß man halten, Kollege Josseck!) Auf das 
we~den wir noch einmal zurückkommen. 

Diese Idee Dr. Kreiskys - ich möchte mich 
hier auf die Ausschüttung der 16.000 S be­
schränken -, das kann man, glaube ich, ohrie 
weiteres behaupten, ist nichts anderes al,s ein 
echter Wahlschlager, ein unüberle-gter Wahl­
scbJI'ager. Denn hätte man das al,s echte fami­
lienpolitische Maßnahme vollzogen, dann hätte 
die Aufteilung anders erfolgen müssen, Das 
engibt eine ganz einfache logische Uberlegung: 
Diese 16.000 S, wie sie Kreisky-Androsch. -
der ,ge'hörte ja übrigens auch auf die Regie­
mngsbank, denn er ,soll sie ja dann auch ver­
treten und !bezahlen - jeder Flamilie gibt, 
die ein Kind bekommt, ist ja nur auf zirka 
80.000 ibis Ihömstens 100.000 Kinder bezie­
hung-Slweise deren Eltern pro J anr in Oster­
reich ausg-erichtet. Ich frage, OIb das eine 'ge­
zielte familienpolitische Maßna-hme ist. Würde 
man nämlich, wie es die Vorstellung von uns 

in die Hand zu geben, wurde von sozialisti­
scher Seite dahin argumentiert: Diese 500 S 
sind dann nicht s<icher bei den EHern, wer 
weiß, was die damit machen. 

.A!ber h:iler j!etJzJt, lim ~gekehrtben F,crLl, ,sa/gt 
man: Gebt denen sofOl1t 16.000 S, <die sind in 
der Lage, tsichdas einzuteilen. (Zwischenruf.) 

Ich boowei.f1e aa's. Frau Kollegin! Seien Sie 
ehrlich, Sie müssen dann ohnehin nicht so 
stimmen, wie ich sage, aber .geben Sie- es 
wenigstens hinten am Gang zu: daß die Auf­
teilung dieser 16.000 S auf vier Teile bedeu­
tend verIlJÜnfHger wäre. Alle, die Kinder haben, 
und vor aHem diejenigen Mütter, die sich 
erlaubt haben, schon vor der sozialistischen 
Alleimegierung Kinder zu 'bekommen und 
jetzt nicht warten müssen auf den 1. 1. 1975, 
die haben dann nämlich auch etwa's davon, 
zumindest einen Teil. Und mit Recht salgen 
diese Mütter: Auch unsere VMer, auch. unsere 
Verdiener haben in diesen Topf des Familien­
lastenausgleichs entsprechende Beträge einbe­
zahlt, auch uns würde ein T'eil davon zu­
stehen. (Beifall bei der FPO.) 

Es gtbt, Gott sei Dank, eine Mengte sehr 
vernünfHge sozia,listische Abgeordnete, die 
mir val1kommen recht -geben, aber einfach 
nicht anders stimmen können. Aber es sollte 
doch zumindest einer den Mut halben und 
sag-en: Na ja, gut, man könnt'e vielleicht später 
einmal darüber reden. Denn unbestritten ist: 
Wenn heute ein Kind auf die Welt kommt, 
so -sind die Kost,en im ersten Augenblick nicht 
so groß, daß man sofort einen Betrag von 
16.000 S ausrschütten muß. 

778 
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Dipl.-Vw • .Jossedt 
Natürlich trifft es jung1e Familien, und es 

ist der Beda.irf da. Zugegeben. Alber man hätte 
über die AUJft'eilung reden können, viel.'leiCht 
den ersten Betrag mit 16.000 S, um eine Grö­
ßenordnung zu 'saJg'en . .A!ber, was ~st denn bei 
der Ge'burt alles drin? Heute Ibekommt man 
überall schon ein Balby-IPaket, die Erstaus­
stattung ist da. Esg,eht gerade um den Liege­
kOLb oder um das KindeI1wagerl. Das sind die 
ersten Aus.gaben. .A!ber der Z'weite Schub er­
folgt doch dann, ,wenn das Kind in die Schule 
geht. Da braucht es Bekle1dungund ,auch 
SChuhe, auch wenn es mit dem Autolbus in 
die Schule ,geführt ,wird, auch eine Schultasche, 
damit es die geschenJkten Schll']bücher tragen 
kann. Also auch hier Ifallen Kosten an, bei 
denen es durchaus ·gerechtfertigt wäre, sie mit 
4000 S albzudeck.en. 

Der zwei1e Sprung - nach unserer freiheit­
lichen Vorstellung - mit dem 10. Lehensjalhr 
ist doch auch eine Zäsur. Da kommen die Kin­
der ,aus der Volksschule heraus, meistens aus 
den Kleidern oder aus dem Rock h·erausge­
wachsen, und 'wechseln in eine andere Schule, 
kommen 'womöglich in eine Schule auswärts 
und brauchen auch hier wiederum Bekleidung. 
Auch hier wieder ein Kostenschub für die 
Eltern. Nicht zu reden davon, wenn das Kind 
mit 14 oder 15 Jahr,en 'etiWa die Schule ver­
läßt oder in eine andere Scbulstulfe wechselt. 
Wie srnauen sie dann meistens aus, die Vier­
zehnjä'hrigen? Die Ärmeln haben sie da her­
oben, weil sie !her,ausge.wachsen ,sind. Auch 
hier, wenn die Ebtern mehrere Kinder haben, 
ist der BedaI'f da, Bekleidung und verschiede­
nes andere ,für die Kinder anzuschaffen. Ich 
glaube daher, es wäre eine echt verniiinfti.ge 
Lösung, wenn man diese ,Beträg,e aufteilen 
würde. 

Daß der Finanzminist'er mit dem Geld s,o 
leichtsinnig l1IIlllhaut, wo er sich doch sagen 
muß: Bei 16.000 S besteht zumindest die Ge­
fahr, daß sie ~weckentfremdet verwende,t wer­
den, 16.000 S auf einmal verleiten dCJ!zu, Aus­
gaben zu tätigen, die nicht uIlJbedingt not'wen­
dig sind, es entsteht zwangsläufig ein Konsum­
schub, und das können wir in der deI'Z'eitigen 
Preissituation wirklich nicht brauchen. 

Ich dar·f Sie vielleicht, meine Damen und 
Herren von der SazialisUschen Partei; noch 
einmal bitten, doch in sich zugelhen und mit­
zuübedegen. VoieUeicht können Sie meiner 
Argumentation folgen. 'EinegaIlJze ·Menge von 
Ihnen haben es Ja im stillen Kämmerlein schon 
getan und mir recht ge-ge'ben. Vielleicht s,ehen 
Si.e, wenn nicht heute, so doch in naher Zu­
kunfit, eine Lösung, daß wir gerade diese 
16.000 S gerechter aufteilen. (Beifall bei der 
FPtJ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Frau 
Staatssekretär KarI. Bitte. 

Staatssekretär im Bundeslkanzleramt Elfriede 
Karl: Herr Präsidentl Hohels HaJU51 Ich darf, 
nachdem hier wiederholt der Familien­
politische Beirat zitiert worden ist und 
auch meine Tätigkeit in diesem Beirat 
hier mit ins Spiel gebracht ·worden ist, viel­
leicht zunächst einmal kuI!Z die Aufg.aben des 
Beirates, wie sie das 1967 !beschlossene Bun~ 
desgesetz sieht, darleg,en. Ich ,zitiere aus dem 
Gesetz: 

"Der Beirat hat allif Ersuchen des JBundes­
kanz:leramtes Gutachten in wirtscha1ftlichen, 
sozialen, rechHichen und kulturellen Ange­
legenlheiten, die die Familie betreffen, ~bzu­
geben. Insalchen Angele.genJheiten hat der 
Beirat das Recht, lauch von sIch aus Anregun­
gen und Anträge an das Bundeskanzleramt 
zu richten. Weiters obliegt dem Beirat die 
sacbv·ers'tändige Prüfung. und StellungnaJhme 
zu Anregungen und Forderungen der Familien­
organisationen ... 

Der Bundeskanzler 'bezieihungsiWeise sein 
Vertreter hat in dem Beirat den Vor1sitzzu 
führen. (Abg. Dr. Mus si 1: Tut es aber sel­
ten!) Als sein Vertreter tue ich das immer, 
Herr Ahgeordneter, und 2lwar nicht nur !bei 
den Sitzungen des Beimtes, 'Sondern auch Ibei 
den Sitzungen des Unter ausschusses. 

Ich daI1f in diesem Zusam:menJharrg vielleicht 
gleich darauf hinlWeisen, daß auch die jewei..ls 
sachlich ,zuständigen Regierungsmitglieder 
dem Beirat sehr gerne zur Diskussion, zur 
Beratung der einschlägigen Entwürfe zur Ver­
fügung stehen. Es 'war der Herr Finanzminister 
Dr. Androsch zweimal dort, es war der Herr 
Minister Dr. Broda einmal dort zu einer Bera­
tung der Familiemechtsreform. (Abg. Doktor 
Mus s i 1: Wie oft war der Bundeskanzler 
dort? - Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Nie!) 

Aber aus dem Gese:tzestext, glaube ich, getht 
eines eiIl!deutig her·vor: Der Beirat ist nicht 
von vornherein die Plattform :für die Re.gie­
rung, hier Vorschläge zu machen, sondern der 
Beirat ist eine Plattform für die Familien­
organisationen, ihre Anregungen und ihre 
Vorschläge zu erstatten. 

Die Vothcrben der Regierung werden bei 
den Gesellzentiwür.fen im 'Begutachtungsver­
fa'hren dar;gelegt. In dieses BegutachtungSIV,er~ 
fahren sind auch die Mitgliedsorganisationen 
des Familienpolitischen Beirates einbezogen. 
Außerdem halben 'sie aUlf Wunsdl jeder:zeit die 
Möglichkeit, diese VonhaJben in Unteraus~ 
schußsitzung,en und auch in Beirats'sitzungen 
direkt zu beHllten. Ich glaube, Frau AJhgeord~ 
nete Dr. Hubinek, Sie \Wissen selbst am besten, 
daß da's auch immer rwieder 'geschie'ht. (Abg. 
Dr. Marga Hub in e k: Ja, aber die Regie-
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Staatssekretär Elfriede Karl 
rung hält sich nicht an die Empfehlungen des 
Beirates und des Unterausschusses!) Frau Doik­
tor Hubine\k! Ich werde auf das noch zurück­
kommen. 

Und wenn hier ein MangeIl an Vorschlägen 
vorgewoI1fen wird oder wenn der Herr Albge­
ordnete Moser gemeint hat, ich hätte in diesem 
Beirat keine Vorschläge präsentiert, so darf 
ich vieUeich!t doch darauf hinweisen, daß die 
Fülle der gesetzlichen Maßnalhmen zugIlInsten 
der F,amilie in den letzten Jahren ja letztlich 
auf Vorsch1ag der Regierung, allerdings auf 
Vorschlag der Regierung aLs Kolle,gialorgan, 
eJifolg,t ist. (Beifall bei der SPO.) Ichgtlaube, 
das beweist doch sehr deutlich, daß es uns 
an Vorstellungen und an Vorschlägen nicht 
mangelt. 

Und nun, Frau Abgeordnete Dr. Hubinek, 
darf ich zu dem Vorwur.f in !Ihrem Ziwischen­
ruf kommen, vielleicht auch noch rzurückgehen 
auf die wiederlholt zitierten BeiratSlbesdl'lüsse 
aus dem J,ahre 1970. Sie haben lediglich den 
Familienlast'enauSglleich betroffen, und der 
Familienlastenaus,gleich i'st bitte nicht aHes in 
der Familienpoliti!k, vor allem ist die Fami­
lienlbeihilfe nicht alles in der FamiHenpoHtik, 
sondern es g,tbt auch andere ,Maßnahmen. 

Auf Vorsahlag des Herrn Bunde,skanzlers 
haben die Mit,g:liedsorganisationen des Beira­
tes begonnen, 'ein familienpolitiscbes Pro­
gramm zu erarbeiten. Die Endredaktion dieses 
Programms im Unterausschuß, die in zug,ege­
benermaßen sehr ,langen Beratungen erfolgt 
~st - es WaJr oft SeiM IschrW1i'eIiilg, l1erminJe zu he­
kommen, ich habe oft mehr Termine angebo­
ten, a1s ,elimlg'ehiall:tJen 'wenden I~onmroen -, ,aillso 
die Endredaktion im Unterausschuß hat eines 
gezed:Qlt, ,wenn Sile meluruen, wiJr 'wül1oon ,a.m dlile 
Vorschläge des Beirates zuwenig oder nicht 
Rücksicht nehmen: Wir halben eine Reihe von 
Punkten, auf die man 'sich in den Unteraus­
schußberatungen ,geeinigt hatte, bei der End­
redaktion :gestrichen, weil 'sie bereits als er­
füllt zu bezeichnen sind. (Beifall bei der SPo.) 

Allerding,s muß ich dCl!zU sagen, daß in der 
Fr,age der finanziellen Familielllförderung die 
Vorstellung.en der einzelnen Mitgliedsorg,ani­
sationen sehr unterschiedlich sind und daß es 
bisher leider keine einheit<liche Beiratsmei­
nung gilbt. 

Wenn ich nun auf den vorn Herrn Ahge­
ordneten Melter zitierten Beschluß 'bei einer 
der Letzten Sitzungen zurückkommen darf, 
nämlich die Uberschü9se aus 1973 für erhöhte 
Familienbeihilfen zu ver:wenden - das war 
das Einstimmige an dem Beschluß, Herr Ab­
geordneter -, dann darf ich Ihnen sagen: Die 
Erhöhung der FamilienbeihiLfe um 70 S, wie 
sie jetzt in diesem Gesetzentwurf vorgesehen 
ist, 20 S zum 1. Juli, 50 S zum 1. Jänner, kostet 

jährlich 2150 MHlionen Schi.lling, also wesent­
lich mehr, ·als der Uberschuß aus dem Jahre 
1973 beträgt. Ich glaube, man kann uns hier 
sehr sch!lemt vOl1Werfen, daß wir einen Bei­
ratsbeschluß sozusagen ignoriert hätten. (Abg. 
Dr. Marga Hub i n e k: Stimmt nichtJ) 

Insgesamt kosten die Maßnahmen, die Ver­
besserungen für die Familien, die ihIl!en mit 
dieser Regierungsvorlag,e präsentiert werden, 
3,3 Milliarden Schilling. Damit wird praktisch 
die Barres,erove, die im Fonds vorlhanden i'st 
und ülber die wir verfügen können, auf1ge­
bI\aucht. Eine Barreserve, die entSitanden ist, 
weil diese Reg,ierung auf die gesetzliche Mög­
lichkeit, die früher im FamiUen:lasteruaus­
gleichsg'esetz bestanden hat, Uberschüsse als 
Forderung des Fonds ,an den Bund zu dekla­
I1beI1en und sbe odarun 'amrl:el1Weiitlig ~u v/einwen­
den, verzichtet hat. (Zustimmung bei der SPO.) 

Nun zu der im Zusammenlhang mit der Er­
höhung wiedeIlhO'lt behaupteten Drskriminie­
rung der Eltern lebender Kinder. Man kann 
Maßnahmen der Familienpolitik nicht isoliert 
sehen. Ich möchte jetzt nicht .melhr aUifzählen, 
was in den letzten Jalhren alles geschehen ist. 
Ich habe das hier von diesem Platz aus schon 
wiederholt getan. Es hat das auch die Frau 
Abgeord'nete Met'Zker iheute wieder getan. Sie 
sind mit verschiedenen Ding,en Il!icht einver­
standen. Das stimmt. 

Alb er, meine Damen und Herren: Ich halbe 
hier eine Untersuchung, die vom Osterreichi­
smsn Arbeiterkammertag, den Sie -selbst heute 
als unverdächUg bezeichnet haben, vorgenom­
men worden ist. (Abg. Dr. B 1 e n k: Für Siel) 
Die Frau Albgeordnete Dr. Hubinek hat bitte 
den Arbeiterkammertag als unverdächtig be­
zeichnet. (Abg. Dr. B 1 e n k: Für Sie unver­
dächtig! - Abg. Dr. Marga Hub in e k: Wir 
kritisieren die Vorlage der Regierung!) Ich 
nehme an, auch ,für Sie. 

Diese Untersuchun:g betrifft die realen - ich 
betone das Wort "real" - Auswirkung,en der 
gesetz,g,eberischen MaßnCl!hmen der letzten vier 
J,ahre auf die Einkommenssituation der Fami­
lien, und zwar nicht nur den Familienloasten­
ausgleichsfoIllds betreffend, sondern auch die 
nach dem AJ;:beitslosenversicherung's,ge,setz, 
nach dem EiIllkomrnensteuergesetz und so wei­
ter und so fort, auch unter Berücksichtigung 
der Steuerentwicklung, der PreisentwickluIlJg, 
der Sozialversicherung-s'beiträJge UIlJd all des­
sen, was eiben von der Gesetzgehung her die 
Einkommenssituation einer Familie beeinflus­
sen kann. 

Diese Untersuchung entihäLt dann einen Ver­
gleich mit der Periode von 1966 bis 1970. 
Meine Damen und Herrenl Es ist das eine 
sehr umftangreiche AI1beit mit seihr vielen Zah­
len. Ich kann Ihnen die Zahlen gerne zur Ver-
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Staatssekretär EUriede Karl 
fügung steHen. Ich möchte hier IlIUr das Er.geb-_ 
nissagen. Es sind verschiedene Familiensitua­
tionen beI1ücksichtigt unter Zugrundelegung 
verschiedener Einikommen und dergleich.en 
mehr. 

Die Ver1besserul1ig,en, die wir gebracht haben, 
betragen in allen Fällen - in alllen Fällenl -
ein Me!hrfadtes dessen, was den Familien in 
der Zeit von 1966 ·bis 1970 an Mehrleistungen 
zugute gekommen ist (Beifall bei der SPO), 
allerdings mit Schwergewicht ,auf bestimmten 
Familiensituationen, zum Beispiel Schullbesuch, 
zum Beispiel belhindertes Kind, 7Jum Beispiel 
Situation rund um die Geburt. Das gebe ich 
zu. ( Abg. Dr. B 1 e n k: Zuerst haben Sie die 
Dinge abgelehnt, bevor Sie sich überzeugen 
ließen!) Das gebe ich zu. 

Aber, meine Damen und Herren: Diese Ab­
sicht ist jedoch letztlich auch schon der 
RegierungseJ11därung zu entnehmen. (Abg. 
Dr. B 1 e n k: Gewisse Dinge haben Sie zuerst 
abgelehnt, bis Sie sich überzeugen ließen! -
Gegenrufe bei der SPO. - Abg. Dr. B 1 e n k: 
Sie haben zumindest nein gesagt zu den Vor­
schlägen!) 

Wenn hier die Frau Abgeordnete Doktor 
Hubinek über die AlteI'sstaffelung der Beihilfe 
gesprochen hat und über die Vorsch1läg,e des 
Atbeiterkammertages, und wenn auch der Herr 
Abgeordnete Jos!sec:k. darüber gesprochen hat, 
daß Kinder mit zunehmendem Alter mehr 
kosten, 'so muß ich sagen: Die wesentlichen 
alltersadäquaten Belastungen hCilben wir Cilbge­
nommen, und zlWar a:bgenommen mit dem 
Schulbuch, abgenommen mit der Schulifreifahrt. 
(Zwischenruf der Abg. Dr. Marga Hub i n e k) 

Ich darrt nun zur GeburtenibeLhilfe kommen. 
Der Herr AJbgeordnete J osseck hat gemeint, 
es wäre das eine FeJhllei,stung, und er hat ge­
meint, 'ich weIldie IdCilg,egen :spI1echen. Ich dalIf 
von vorruherein 'sagen: Es ist ·für mich keine 
Fehlleistung, ich werde daher auch nicht da­
g·egetn sp'I1echen. 

Der Herr Abgeordnete MeUer hat bezlwei­
feU, daß das Motiv, das für uns maß,gebend 
war, nämlich. einen Ausgleich dafür zu bieten, 
daß in einer sicher wirtschaftlich und sozial 
schwierigen Familiensituation, nämlich bei der 
Geburt eines Kindes, e,in Teill familienpoliti­
scher Le'istungen der Gemeinschaft, nämlich 
die Steuerbeg;iinstigung, in den meisten Fäl1en 
nicht wirksam wird, stimmt. 

Herr Abg,eordneter Melterl Wir wissen, daß 
rund 25 Proz.ent der Steuerpflichtigen mit Kin­
dern Steuerhegünstigungen nicht ausnrÜltrzen 
können. Wir wissen auch, daß das heim größ­
ten Teil der Eltern dann der Fall ist, wenn 
ein Kind.zur Welt kommt, und zwar deswegen, 
weil sie entweder noch sehr jung sind, aber 

auch dann, wenn das nicht das erste, sondern 
ein zweites, ein drittes oder e,in weilteres Kind 
ist. Es ist ja nicht g,esagt, daß damit gleich­
zeitig der Verdienst so steigt, daß man den 
zusätzlichen Steuerabselt7Jbetrag, auf den man 
Anspruch hat, auch tatsächlich in Anspruch 
nehmen kann, daß er tatsächlich wirks'am 
wird. 

Gleichzeitigent;st~ht bei der Geburt eines 
Kindes fast immer eine gewisse schwierige 
Situation. Das hat nichts mit der Säugling!s­
ausstattung zu tun. Auch wir wissen, daß man 
dazu keine 16.000 S braucht. Das hat auch 
nichts mit den Ge'burtskosten ,zu tun. (Abg. 
Dr. BI e n k: Mit dem Erholungsurlaub!) Das 
hat auch nichts mit dem ErholungsurLaub zu 
tun, außer Sie wollen den Karenzurlaub alls 
Erholung'surlaulbbezeichnen, Herr Abgeord­
neter Blenk. (Abg. Dr. B 1 e n k: Er wird be­
zahlt! - Gegenruie bei der SPO.) 

Aber wie ofit kommen Kinder zu einem Zeit­
punkt, ·zu dem die Familie aJbsolut noch nicht 
konsolidiert ist, zu einem Zeitpunkt, zu dem 
sehr oft die Hausstandsgrundung noch nicht 
abgeschlossen ist. Und darum geht es uns! 
Es geht uns darum, diese Probleme, die sich 
dann für die Fiamilien ergehen, ~u etleicht-ern. 

N ebenlbei möchte ich noch darauf hiDlWeisen, 
was das für die Frau 'bedeutet, -die das Pech 
hat, mit ihrem Kind allein zu sein, und wie 
sehr ihr das Bewußtsein, 'hier zusätzlich eine 
sehr spürbare Beihilfe zu bekommen, die 
Situation erleichtert. (Beifall bei der SPt). -
Abg. Dr. B 1 e n k: Aber Sie differenzieren ja 
gar nichtI) 

Wenn hier gesagt wurde, das wäresozu­
sa·gen eine Entschädigung ~ür die Fristenr,ege­
lung oder ein Allibi für die Fristenl'Ösung, so 
glaubte ich bemaup1Jen .zIU köIllnen: Di'eS:6s Amfbli 
bIiauchen wir nicht. Für die ÄnderuIl!g der 
Stral1bestJimmuIliQlen über den Schwanger­
schaftsabbruch hat es massive 6achliche 
Grunde ,gegeben, die hier in diesem Haus 
wiedeIlholt und aus.führlich diskutiert worden 
sind. Allerdings haben wir uns in allen Äuße­
rungen zu dieser Frage dazu bekannt, daß das 
Strafgesetz, wie immer es aussieht, zur Ver­
hinderung von Schwangerschaftrsabbrüchen 
nicht geeignet ist. (Abg. Dr. BI e n k: Höch­
stens zur Förderung!) Man muß gegen die 
Erscheinung "SchwangeI'schaftsabbruch" etwas 
tun, man muß sogenannte positive Maßnah­
men setzen. Diese posÜlivenMaßnahmen, 
meine Damen und Herren, sind in einer g,e­
meinsamen Entschließung des Hohen Hauses 
auch bejabt worden. Sicher kann man diejeni­
gen Maßnahmen, die Ihnen heute in dieser 
Reg,ierungs:vor:lage vorlieg'en, auch al·s Iso'lche 
positive Maßnaihmen 'bezeichnen. (Zustimmung 
bei der SPO.) 
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Staatssekretär Elfriede Karl 
!Die Frau Dr. Hubinek hat q;U der Frage 

Geburtenbeihilfe für GaSlta:rbeiter g.esprochen 
und den Begriff "Mittelpunikt der Lebensinter­
essen" kritisiert. Fr:au Dr. Hubinekl Dieser 
"Mittelpunkt der Leberrsinteressen" ist ein an 
sich im Steuerrecht genau umschrielbener Be­
griff. (Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Aber um­
stritten!) Er wird seit etwa ,einem Jahrq;e'hnt 
in den ~ischenstaatlichen A'bkommen ver­
wendet. Es gilbt ,auch bereit,s eine Judikatur 
dazu. 

Gerade dieses Binden an den Mitte~punkt 
der LebeIlJsinter'essen in Osterreich soll das 
verhindern, wa's Sie offensichtlich beflürchten, 
nämlich daß man !Zum Kinderkrieg-en nach 
Osterreich kommt und hier ein Geschäft dar­
aus macht. Abgesehen davon verhindern das 
audl andere Voraussetzungen, an die die Ge­
burtenrbeilhHfe g,elbunden ist. Denn letztlich 
muß man ja zunächst die Unteflsucbungen nach 
dem Mutter-iKind-Paß haben, das heißt, man 
muß faktisch vom Beginn der SdlJwangerschaft 
in Os~terreich sein, und man muß für den zwei­
ten Teil, näml,ich die 8000 S, die beim ersten 
GeburtstCl'g des Kindes ausbezahlt werden, 
weitere Untersuchungen nachweisen können. 

narf ich dazu noch eines sagen: Dort, wo 
die Voraussetzungen geg,eben sind, wo der 
Mittelpunkt der Lebensinteres'sen ejner Gast­
arbeiterin oder einer Gastarlbeiterfami'lie in 
Osterreidl ist, dort, glau1be ich, muß man das 
bejahen. (Beifall bei der SPO.) Und dort zieht 
auch Ihr Argument: W,as werden die öster­
reichischen Eltern sagen, wenn sozusagen ihre 
Beiträge in den FamHienlastenausgleichsfonds 
für Gastarbeiter verwendet werdenI, nimt. 
Denn, Frau Dr. Hubinek, ich darf Sie aufmerk­
sam machen: Aum für die Gastarbeiter wer­
den die Beiträge an den Fami1ienla~stenaUis­
gleichsfonds Iberzalblt, auch die GastarbeHer 
zahlen Steuern und arbeiten hier. (Beifall bei 
der SPO.) Und es ist, glaube ich, nur recht 
und ,billig, daß man 'sie hier auch in ihren 
sozialrechtlichen Ansprüchen gleichstellt. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO.) J\lbges'ehen 
davon ist das auch. ,intema:tioruale Ubung. Es 
haben ,fast aUe Staaten, die Gastarbeiter be­
schäfUgen,entsprechende bilaterale A'bk.om­
men mit den 'Entisenderländern ge.schJlO'ssen. 
(Abg. Dr. BI e n k: Der erste Geburtstag ist 
eine rein willkürliche Festlegung, völlig sinn­
los!) 

.Der erste Geburtstag ist keine willkürliche 
Fesble,gung, es ist eine Teilung dies,er Bei­
hilfe in zwei Raten, gebunden an weitere 
Voraussetzungen, nämlich ,an äm:tliche Unter­
suchungen des Kindes, die im ersten Lebens­
ja'hr be'sonders notwendig sind, um mögliche 
Krankheiten O'der Schädigungen des Kindes 
rechtzeitig zu 'erkennen und mögUcher.weise 

zu tbeheben. Außerdem ermögHchII: diese Tei­
lung, daß der Ubergang wenilger ihart ist, weil 
die Kinder, die heuer geboren sinrd, eIbenfalls 
zum vollendeten ersten Lebensjahr diesen 
zweiten Teil der 16.000 S, also 8000 S, beikom­
men. (Abg. Dr. B 1 e n k: Und das Kind, das 
vor zwei Jahren geboren worden ist, braucht 
nichts?) 

Herr A'bg,eordneter Blenk! Wenn iffian davon 
ausgeht, dann dar:f man überihaupt keinen 
Fortschritt setzen, dann darf man überhaupt 
nichts ändern. (Beifall bei der SPO.) Dann 
häJtten wir auch die Verbesserung beim 
Karenzurlaub nicht machen dürfen, denn auch 
da hat es Frauen ,gegeben, deren Karenzurlaub 
aus gewesen ist, /bevor dieses neue Gesetz in 
Kraft ,g,etretenist, und ddls trifft :filir soundso 
viele andere ge'sebzliche Maßruahmen, die in 
diesem Haus bereit,s besch!lossen ,worden sind, 
ebenfalls zu. 

IEs ist in der Debatte auch der Antra'g des 
Herrn Abgeordneten Sto:hs erwähnt worden, 
für beihinderte Kinder, wenn ,sie zur beruf­
lichen Ausbildung geschützte Werkstätten 
oder ahnliche Einrichtung,en ,besuchen, gleiche 
Freif.ahrten zu 'gehen, wie sie das Familien­
lastenausgleichsgese1:iz zurzeit für die Schul­
fahrten vorslieht. 

Herr Abg,eordneter Stohsl tDar:f ich zunächst 
darauf aufime:r1ks.am machen, wenn es sich um 
eine Berufsausbildung ,handelt: Beim Lehrling 
trifft das gleiche zu, auch für ihn i'st nur die 
Fahrt zur Berufss,chule frei und nicht die Fahrt 
zur ArbeitsSltätte. Zweitens darf ,ich doch dar­
auf hinweisen, daß es problematisch wäre, 
hier über die klare kbgrenzung SchuLbesuch. 
hinauszugehen, deIlilles gibt eine Menge ande­
rer nichtschulischer Einrichtungen, für die man 
dann mit ,gleichem Recht die Schulfahrten be­
anspruchen könnte. 

Und bitte noch etwas: Bei aller Bereitschaft 
des Bundes, Hilife rur die Behinder:ten zu lei­
sten - es stehen hier eine Reihe von Maß­
nahmen bevor, die wiederholt auch schon an­
gekündigt worden sind und vermutlich das 
Holhe Haus im Her.bst beschäftigen werden; 
es würde zu weit führen, jetzt danÜJber zu spre­
chen -, ist doch Behirudertenfür'sorge Landes­
sache. (Abg. Dr. Marga Hub in e k: Aber im 
Land gibt es keinen Rechtsanspruch!) Die Län­
der kennen den Beg,riff der Eingliederungs­
hilfe, und zur Eingliederungs1hiUe gehört auch 
die Hilfe bei der EIiZiehung und SchulbiVdung 
dieser behinderten Kinder. 

Nun darf ich doch dazu noch s.agen, daß 
der Bund hier ja Hilfe leistet. Für die behin­
derten Kinder bekommt man die erhöhte Fami-. 
lieIlJbeiJhilfe, und außerdem ist in der Novelle 
zum Einkommensteuergese1lz, die heute hier 
im Haus beschlossen worden ist, eine Ände-
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rung des § 34 Einlkommensteuergesetlz - das 
ist die Bestimmung, die sich mit den außer­
gewälhnlichen Belastungen Ib es c:häf tilgt -, und 
zwar des Albs. 8 enthalten, nlilch der, wenn 
diese Aufwendungen von den Eltern 'getragien 
werden müssen, wenn also ,das Behinderten­
goesetz des Landes nicht e.ingreift,grundsät1zlich 
Aufwendungen !für be\hinderte Kinder tals 
außergewölhnliche Belastu~gen ohne Rücksichrt: 
auf die wirtschalftliche Zumutlbarkeit albgesetzt 
werden können. Hier i:st eine weitere Erleich­
terung rur die Eltern behinderter Kinder ge'g,e­
ben, eine Erle.ichterung, die vor allem dort 
Pla!tzgreifen wird, wo durch die Ausbildung 
dieser Kinder - das trifft zum Beispiel bei 
blinden Kindern 'ZU, die nicht ein Blindener­
ziehungsiIllStitut, sondern ein Gymnasium be­
suchen - selhr Ihohe Kosten entstehen. 

Ich glaube, daß damit weitgehenld doch auch 
diesem AnHegen, HiEfe für behinderte Kinder 
zu geben und dort zu ergänzen, wo der eigent­
lich Zuständige, nämlichdClJs Bundesland, 
offensichtlHch ndcht eingreift, Rechnung getra­
gen is!t. Danke. (Beifall bei der sPrO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet i'st der Herr 
Abgeordnete StOths. 

! 

Abgeordneter Stohs (OW): Herr PräsLdentl 
Hohes HCl'U/sl Frau Staatssek,retär! Wir sind 
erfreut, daß Sie endllich wieder einmal dias 
Wort zu familienpdlitis'chen Prob'lemen ergrif­
fen haben. Aber w.ir müssen feststel'len, daß 
der FlamimenpO!mlt/i.Sime' !BelilTIaJt, derirn ,UDld . .fiÜJr 
sich eine sehr smwere Geburt w,ar, in der 
Zeit der OVP-AllleilIlregierung wesentlich bes­
ser funktioniert hat a'ls während der SPO­
Alleinregierung, wo SiOgar em e~gener Staats­
sekretär dafür bestimmt wurde. (Beifall bei 
der OVP.) 

Ichglcuube, daß es etne Feh'lentscheid'lllIlg 
war - so sympathisch dve Frau Staatssekretär 
persönlich sein mag (Beifall bei der SPO) -, 
ei.nen Staatssekretär zu be'stellen, der nicht 
aus eigener ErfClJhI'UIllg die Sorgen und Nöte 
der Famrlien UIl!d inSbesondere kinderreicher 
Ramilien kennt. (Rufe bei der SPO: Das ist 
billig!) Hätten wir einen Staatssekretär oder 
eine Frcuu Staatssekretär, die di,ese schJweren 
Sor.gen mit/gemacht haben, würden sie glanz 
sicher eine andere EinstelLuIlJg haben, als sre 
die heutige Frau StJaats'sekretär hat. (Beifall 
bei der OVP.) 

Wenn die Fliau Stlaatssekr,elär im übrigen 
erwäihnl hat, daß es unter der Regi·erung 
Dr. Kreisky nicht meihr vorkomme, daß Mittel, 
die dem FamHienl,astenaus'glleich zukommen, 
für andere Zwecke ver,wenldet werden, so 
mödlte ich d,araUJf verrweisen, daß lllllter der 
Regiemng KLaus eine eigene ges'etz'liche Be­
stimmung geschaffen wuI1de, durch die ein 

Riegel vor.gesmOlben wurde, damit di1ese Mittel 
nicht mehr für md!ere Ziwecke verwenJdet wer­
den können I (Zwischenrufe bei der SPO.) Das 
s'a'ge ich Ihnen, U1lId wenn Sie es nicht g1auben, 
dann schlauen Sie nach. (Beifall bei der OVP.) 

Ich möchte alber feststellen, daß die Mittel "­
des FamilienllastenaU!Slgleiches leider Gottes 
nicht zu den Zwecken verwendet werden, für 
die sie vor,g·es·ehen waren, sondern daß sie 
entfremdet wurden und für Sachleistungen 
gewährt werden, auch weIlffl di,ese Sachlei­
stungen den Ramilien zugute kommen. Es 
wäre aber eine AUlt1giabe, und der FiruanlZ­
minister hätte berühmt werden können, wenn 
er den Fcum:ilienlastenlauslgtleichstoIllds unange­
tastet getassen hätte, di.e KirrderbeihHfen ulnJd 
FamilienJbeihilif.en erlhöht hätte, die Schüler­
treiLaihrten ,aus .seinen Mitteln, die er einge­
nOIIllIIlen hat, ·rränllich aus Steuermitteln, ge­
währt hätte, genauso wie die Schulbucbbei­
hilfe. Das wär-e die Amgabe de.s FiIlJaJl11l­
ministers. (Beifall bei der OVP. - Abg. Dok­
tor A n d r 0 S C h: So wie zwischen 66 und 
701) 

Die Frau Staatssekretär ist auch auf den 
Antrag, >der von mir eingebracht wuTde, ein­
gegangen und hat erk1ärt, daß es nicht möglich 
sei, diesem Antralg stattZ'Ulgeben. Hier bin ich 
nicht dieser AuUassung. Ich wUIde dadurCh 
v.eranJlaßt, diesen Antraog einzulbringen, daß iCh 
im velig,angenen Herbst an der Jahresihaupt­
ver.s:amm1uDlg des Vere·mes Lebenshilfe in 
Vora111berg teHgelliommen habe. Dieser Verein 
wurde im Jahre 1961 von lidealisten ge'gründet 
und hat sich rur Auflgabe gestellt, sich körper­
und geistesbehinderter Kinder besonders an­
Z'unehmen, und hat fn der Zwischenzeit ·acht 
beschützeIlJde WeIikstätten innerhallb des Lan­
des e.ingeridüet, wo 150 sdlJwers.fbehiruderte 
Kin1der, .oie keine Schu!le besuchen kÖI1lIlen, 
die die Schule nicht mehr besuchen können 
ader noch nie be·s'lllchen konnten, ihre Ausbil­
dung erl1angen. 

Wenn Sie glaruben, daß dies keine Lebens­
schule ist, so irren Sie. Ich bin der Meinung, 
daß gerade diese bes'cbützenden Werkstätten 
- oder wie immer sie vielleicht in anderen 
BundesUimidern theißen eine wirkJliche 
LebenssdlUle für schwers.tbehinJderte Kinder 
sinld. 

Aus dem Kassabericht der Lelbenshillfe, der 
dortg,egelben wurde, war 'zu entnehmen, daß 
der Verein im Jalhr 1912 590.000 S ,{!ür die 
Beförderung der Ki'Il!der vom Heim rur Schule 
umd von der Schwe bezieh'UlIllgswei-se von der 
Werkstätte wieder zur Wolmunlg mllfgewendet 
hat. Dies war,en allJ.errliIllgs nur die Sacbk.osten 
für die elf Kleinbusse, die für die BeförderunJg 
venweIl!det wurden. 
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Stobs 
Ich mußte die Feststellung mradlen, 'daß 

35 Pr02ent der an diesen Verein eingegan­
geruen Sp'erudJen für den Zweck dler Beföriderung 
dieser Kinder verwenldet werden mußten. 

Ich habe damals geglauJbt, !daß es ein Irrtum 
war, daß im Eamilienlasten.ausgleidl keine 
gesetzlidle MÖgllichik.eit bestehe, die Schu!l­
fahrtJbeihilfen rur diese K1nder ebenfalls zu 
gewähren. 

Ich herbe dann im Finanz- und BU'dgetaus­
schuß am 22. 11. 1973 diese Frage in der 
Diskussion vor:g·el>r.acht ood den Firuanz­
minister gebeten, e'T möge hier den Ärmsten 
der Al1IIl:en behi.!1flidl s'ein. Idl erhieJ.t VOlIIl 

FinanZlIllinister in der BUdgetdebatt-e im Aus­
schuß keine Antwort. 

Ich habe dies'es Anlieg·en am 19. Dezember 
1973 bei der BerahlJlllg des BUldgets abermals 
vorgebracht. Genau 'di!esellbe Haltung des 
FiJnIalll1JII1iniiSlteI1s·: Wieder -eine Z'Ulslagle, j1a iIliicht 
einmal eine Äußerung daxu. 

Daraufhin habe ich mir erlaubt, am 
24. Jänner den Antrag e1IliZuJbringen. Dieser 
Antrag fand keine BehandLulllg und kein-e 
ErledigullIg. Am 18. Juni 1974 kam die Regie­
rungsvorlage zum F1amiUeniliastenausgleichs­
g,esetz. Diese ÄnlderullJg war in der Regie­
rUl1l.gisvorlage nicht enthalten. 

Ich war der optimistischen Mein'UIDIg, daß 
beides, die Re'9ieruDigsvodage un:d der 
InitLativantrag, den wir eingebracht halben, 
zur Behandllung komme. Alber .g,iehe da, wir 
mußten feststeLlen, daß er im Ausschuß abge­
lehnt wurde. 

Ich gebe Z'U, daß der Famili~astenJa.us-gleich 
durch die heutige Beschliußfasstmg verschie­
dene Änldenmgen, Ja ich mödJIte audl zu­
geben, Venbesserungen erfäihrt. 

Wenlß die FamHienbeihilfe ab 1. 7. 1974 
um 20 S erhöht wind - dies gesdlieht :vwar 
rückwirkend; für Viieie Betriebe werden sich 
auch weitere Schrwieri-gkeiten er,geben, weil 
eben die Beredmtmg riickwiirkend eIlfdlgen 
muß, wei'l es nicht einmal möglich. war, diese 
Besdllußfassun:g zeitgerecht herbeizuruhrern -
und wenn mit 1. Jänner 1975 eine weitere 
Erhöhung um 50 S pro Monat und Kind erfolgt, 
so müssen wir dodJ. feststellen, d-aß dies 
keineswegs dem. sid! inzwischen ergebenden 
Uberschuß aus dem Familienlas1tenausgleich 
entspricht. Denn dieser muß heute annälherntl 
6 MilliaI1den SchiHinlg betragen. 

In der Reg;ier'lmIgsvoJ1lage wurde die Ge­
burteIllbe1hiHe, die von der Frau HUlbinek und 
von ~ast allen Vorrednern UlIlld jetzt zum 
Schluß auch von d-er FIlau Staatssekretär er-

wähnt w.urde, voo 4000 SaUlf 16.000 SeIlhöht, 
und sie wird in zwei Raten zur Auszahlung 
kommen. 

. Ich gl,aulbe, daß jede Bamdlie und jede junge 
FamHie sicherlich über diesen Betrag erfreut 
s·ein wird, der ihr hier zur V.erfÜtgung gestellt 
wilI1d, abierdaJß -es mJid.1it rgeJ.1ech1 :iJSlt, werun 
man diesen jungen Familien den Betrag von 
16.000 S :gibt um! den Pami'lien, die mehr 
Kinder - drei unld vier Kinder - haben, die 
FamilienfbeihiLfe IlIUr s09leringfügig erhöht. 
(Beifall bei der avp.) 

Es ist 'auch im Aussdlu&bericht ganz klar 
und deut'tich zu lesen, dJaß diese Maßnahme 
im Inter.e·sse einer positirven Geburtenpolitik 
eIlfol:gt. Ich -glJaube, es ist dies nur em Zeugnis 
für das sdrledlte Gewiss'en, da,s die SoziaListi­
sche Partei seit dem Besdlluß der Fristen­
lösung hat. (Beifall bei der avp.) 

J edeDl~alls steUe idl als Eami:lien'Vater feS't, 
daß es ein Unrecht gegenii:ber den Familien 
ist, die unter viel schwierigeren Hedin-
91UIl!gen für ihre K,1rude.r zu sor,gen halben. Es ist 
eine UIl'gerechHg'keit melhr, die hier geschaffen 
wird, eine UIllgeredltigkeit, von denen es d-en 
Familien gegenüber eine ganze Reihe gibt. 

Auch im Ein!kJom:mensteue r:ge setz sillld 
- w,ie wir heute schon ,gehört haben - wie­
der soldle Urngeredltigkeiten geschaffen und 
noch vergrößert worden. 

Ich darf hier auch -an einen AIIlItr:ag erinIlJern, 
den idl einmal eiDigeibradlt habe. Es ist ein 
Unrecht, daß ehemalige Eami.'lienerhalter, die 
drei, vier, f.ünI, sems, siehen, acht und mehr 
Kinder auf.gezogen haben, steuerpo'l,itisdl 
ledigen Sleuerz-aJhlem gleimge'ste'llt werden. 

Ich -gJ:aube, weIl!n ein Staatssekretär hier. 
seines Amtes walten würde, der eine Familie 
hätte, daIlJIl würde er audl wissen, welche Ver­
pflichtungen ei'n ehemaHger Familienethalter 
gegenüber seinen KiIlidern und Erukelkindern 
immer wieder hat. 

Die Ablelhn'Ulllg mein-es Antrages am 3. 7. 
ist 'Wdhl ein Meisterstück so'ZialisUscher Sozial­
p olJiltJi\k; das 15pI1ich!t Igenaru dias GegietilitJelill von 
denn aUJS, Wla!S der AlbiglooI1d!ruetbe Dr. TUlll heute 
vormJltibag belhilluptet htat. Eis :tsl ,eiillle !gI1Oße Entt­
täusmun-g für die Familien. 

Ich gebe ZIU, daß dies für die Familien - wie 
die Fr:au Staatssekretär eI1wä:hnt hat -, die 
kÖI1p,ertbethJill1ldetiite Ki!n!der 'halbEm, dJiJe ,dJile dop­
pelte FamiHen'beihilfe bekommen, eine Besser­
stellung ist. Aber es ist keine Abgeltung für 
die Kosten und Lasten für die Fahrt zur Aus­
bildungsstätte. Ob lIlundiese Kosten die 
Familie bez:ahlt ooer ob si'e ein Verein, wie 
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Stohs 
es hier bei uns iIIl VorarLberg die Lebenshilfe 
war, vorgestreckt und auslbezahlt 'hat, das ist 
meines Er·achtens ·gleichgliiltig. 

Idl bin deshaLb genötigt, cLen Antrag, den 
ich eingebradlt habe, neuerlidl als A'b­
änderungsantrag einzubringen. Ich bitte den 
Herrn Präsidenten, den Antrag durdl den 
Herrn Sdlriftführer zur Verlesung Ibri119'en zu 
lassen UTIid in die BehancHrung der Vorltage mit 
einzubeziehen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist aber 
interessant, daß ein ähnlicher Antl1a.g als sellb­
stänJdiger Antrag dem Vor,arl:ber:ger La.nk:ltag 
zugegangen ist mit der Ubersduift: "Gewäh­
rung von SmuUahrtbeihiUen an Besucher von 
beschützenden Werkistältten der ,Leb ensihi1fe , 
und der ,Caritas' ". 

Dieser Antrag hat folg.enden Wortlaut, und 
ich gestatte mir, ihn zu verlesen: 

"Eine Novelle ZiUllD. Familienlastenaus­
gleichsgesetz hat im Jahre 1971 für Schüler 
sämtliCher SChull<lategoI1ien - von der Volks­
schule bi-s zur Universität - die MögliChkeit 
der Inanspruchnahme von Schülerfreifahrten, 
vorwiegend -auf öffientlichen VerkehrsmittelIn, 
oder des Ellhaltes von Schuil:fahrtJbei'h.ilfen g,e­
schaffen. 

Auch die Besucher von Sonderschulen kom­
men in den Genuß dieser SdlÜ'lerfreifahrten 
bezieh'lmgsweise Schulfahrtbeihilien. Aus·ge­
nommen davon sind ledigJidl jene psychisch 
smwerstbehinderten Ki.nJder, welche die ,Be­
schützenden Werkstät,ten' der ,Lebenshilfe' 
oder der ,Caritas' besumen. Diese ,B.eschützen­
den Werkstätten' gelten nicht als Schulen im 
Sinne des Sch!uloI1ganisationsg'esetzes 1962. 

Um auch dies·ern p.ersonenikre:is die Möglich­
keit der Inanspruchnahme von Schülerfrei­
fahrten bezieih'UlIlgswei:se Schuilfa.hrtbeihilfen 
zu bieten, st,ellen die unterzeichneten Albge­
ordneltJen .,. \cLen AJl1IbI1a1g, der HOM 'Land­
tag möge fol'geIl/de Entsch'ließunog f.assen: 

Die Vorarl;berger Landes.regieruI1!g wird er­
sucht, bei der österreichischen BUI1!desregie­
rung beZJiehungs·weis.e bei .den drei National­
ratsklubs eine Änderurug des F.ami'lienla'sten­
ausgleichsgesetJzes in dem Sinne zu be-an­
trag,en, daß auch die Besucher von ,Beschützen­
den Werkostätten' der ,Lebenshilfe' oder der 
,Caritas' in den Genuß von Sch.ülerf.reifa.hrten 
beziehuIllgsweise Sch.ulfaJhr1!beihi.lfen gelangen 
können." 

Unterzeichnet ist der Antrag von vier Abge­
ordneten des VoraI11berger LaI1!dtages, aber 
I1Iicht von OVP-Aibgeordneten, sonJdern von 
SPO-Aibgeordlrleten. 

Ich glaube, es wird wobll eine Möglichkeit 
geben, einen Appell an den Partei obmann der 
SPO-Vorar1herg, an den Albgoeordneten Heinz, 
sowie auch an den Abgeordneten Treidrl zu 
richten, damH er di.ese vier sozialistisdl.en Kol­
legen des Vonarllberger Landtages unterstüttzt 
und 'UJIl1Sietr.em Amma:g elben~a]}L'S IdJJe ZA.ns!bim­
m1.Ll1ig gti'bIt. 

Ich danke jedenfalls dem Abg,eordneten MeI­
ter, der IlIamens der FPO die Erklärung abge­
geben hat, daß die FPO die!s'em AntI'iaJg die 
ZustimmUllJg geben wird. Ich hoffe nur, daß 
es möglich sein wirtd, diesen Antrag im Inter­
es,se der Fiamilien von körperiUm und Igeistig 
behiniderten Kindern d!urchz:ubflingen, nicht im 
Interesse einer Parteipolitik, sondem U!Ill dien 
Ärmsten der Armen zu heUen. Ich bitte daher 
aum alle anderen Albgeordneten de.r SPO, 
diesem Antrag die Zustimm'UlIlg zu geben, um 
das wahr zu machen, was in der Vorarlberger 
Presse, in beLden ZeLtung:en ge'standen ist: 
SPO VoradbeI1g wHI Gleichstellung mit 
Smülern - Freifalhrten f.ür die Lebenshilfe. 

Nun können Sie dies Ulnter Beweis stellen, 
indem Sie unseren Antrag unterstützen. Ich 
danke. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der einJgelbrach·te Antnag ist '918-
nrügend . unterstützt UlI1ld steht mit zur Be­
bandlung. Ich bitte den SChriJtführer, Herrn 
Abg:eordneten ZeL11iIllger, um die Verlesung. 

Schriftführer Zeillinger: 

Abänderu.ngsantrag 

der Abgeordneten Stohs, Hagspiel, Doktor 
Blenk und Genossen zur Re·gierungsvodage 
1202 der Beilagen betreffend ein Bun'Cles­
g,esetz, mit odem das FamilienJlastelThaus­
gleichS!gesetz 1967 geändert wird, in der 
Fassuilig des Ausschußberichtes (1227 der 
Beilagen). 

Der Nationalrat wone in zweiter Lesung 
bes chli eßen: 

Die im Titel zitierte Regierungsvorla'ge 
wifld geändert wi,e fdlgt: 

Im Artikel I hat die Ziffer 15 zu lauten: 

,,15. § 30 a hat zu lauten: 

,30 a. (1) Anspruch auf SchullfaJhrtbeihi:lfe 
haben Personen für Kinder, für die ihnen 
Familienbeihilfe gewälh;r,t oder _ ausgezahH 
(§ 12) wiI1d oder für die sie nur deSIWegen 
keinen AIlispruch auf Familienbeihilfe 
haben, weil sie Anspruch auf eine gl,eich­
artig,e ausländische BeiJhilfe haben (§ 4 
Abs. 1), wenn da.s Kind 

a)eine öffenHiche oder mit dem Offent­
liChkeitsrecht ausgestattete Schule im In­
land als orden1Jlicher Scb.tü'ler besucht ode-r 

114. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)72 von 100

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 114. Sitzung - 12. Juli 1974 11317 

SduUtftihrer 
b) eine gleichartige SchlUle im greßllnJahen 

Gebiet im Ausland als ordentlicher SchJiiler 
besucht, die für das Kind günstiger zu 
erreidlen ist als eine inländische Sc:hule, 
wenn bei Pflicht!schulen hiefür die schul­
be'hördHme BewHIi:gung vorliegt, oder 

c) eine im Bundes.gesetz vom 22. März 
1961, BGB1. Nr. 102, betreffend die Reg'e'lung 
des Kraillkenpflegefachdienstes, der medi­
zinism-techini1schen Dienste UIlId der Sani­
tälhshJiUsrlie!I1JSlbe geregelte Schulle oidJetr ieli'l1le 
Bundeshebammenlehranstalt (Hebammen­
gese'tz 1963, BGBL Nr. 3/1964) besucht oder 

u) eine AushiDdtung,sstätte, die behinderte 
Kind-er auf eine Berufsausbildung vorberei­
tet (zum Beispiel Beschützende Werkstätte, 
An'lernwerkstätte) besucht und der kürzeste 
Weg zwischen Wohnung und Schul,e bezie­
hungs,weis.e Aushildungsstät,te in einer Rich­
tung (SchuIJweg) mindestens 3 km ,lang ist. 
Für ein behindertes Kind besteht Anspruch 
auf Schu1fahrtbei!hilfe auch dann, wenn der 
Schulweg wenige,ra'~s 3 km larug ist und 
dem Kind die Zmrückilegullg dieses Weges 
ohne BenutZ'Ullig eines Verkehrsmittels nicht 
zumutbar ist. 

(2) Anspruch aUlf Schu~fahrtbeihilfe haben 
auch Vollwaisen, denen FarnilienbeihiUe ge­
währt wird (§ 6) oder die nur deswegen 
keinen Anspruch auf Familienbeiihilfe 
haben, weil sie A1nspr.uch auf eine gleich­
artige auslänldische BeihtUe haben (§ 4 
Abs. 1), wenn die Vol1'waLse 

a) eine öffentiliche oder mit dem Offent­
lichJkeitsrecht ausgestattete Schule im In­
land a~s OMletTIli'![mer Schrülier beiSiUcht oder 

b) eine gleichartilge Schlule im 'g:renznahen 
Gebiet im Ausland aLs ondentli.cher Schüler 
besucht, die g:ünstiger ~u erreichen ist als 
eine inländische Schule, weilin bei Pflicht­
schulen hiefür die schuvbehördllime Bewilli­
gung vor liegt, oder 

c) eine im Bundes.gesetz vorn 22. März 
1961, BGBL Nr. 102, betreffend die Rege­
lung des Krankenpflegefadlldi:enstes, der 
mediz'inisch-technischen Dienste und der 
Sanitäts'hilfsdienste geregelte Schule oder 
eine Bundeshebammenlehranstalt (Hebam­
mengesetz 1963, BOBL Nr. 3/1964) besucht 
ader 

d) eine AU'sbildilliIlJgsstätte, die behinderte 
Kinder ,alllf eine BerufsausbiJdUIlJg vorberei­
tet (zum Beispiel Beschützende Werkstätte, 
Anleflll.lWerkstätte) besucht und der Schul­
weg mindestens 3 km 1ang ist. Behinderte 
Vollwaisen haben auCh dann AIllSPruch auf 
Schulfalhrtbeibilfe, wenn der Schu1weg 

weniger als 31mn lang ist und der behin­
derten V olllWJalirSle dite Z'Ulrück:L€IgIU'lllg d!Je!ses 
We'ges ohne BenutzulIlg eines Verkehrs­
mitte'ls ni.cht zumuflba.r ist. 

(3) Unter Schulen im Sinne dieses Ab­
schnitte,s sind auch Hodlschulen UIlid unter 
Schüler auch Hörer zu verstehen. 

(4) Als eine im A:bs. 1 Nt. a und im Albs. 2 
lit. a genannte SchluJle gilt auch eine Schule, 
die gtßmäß § 12 des Schulpflichtges'etzes, 
BGBL Nr. 241/1962, als zur Erfüllung der 
Schulpflicht g,eeignet al1ier~annt wurde. 

(5) Die BesHmmJU!l1!gen diese,s Abschnittes, 
w~lche sich ,auf Sdwlen beziehen, sind sinn­
gemäß auf AusbHdungsstätten, die behin­
derte Kinder auf eine Berufsausbildung vor­
bereiten (Z'lLIIl Beispiel Besch!ützende WeJ:1k­
stätten, Anlernwerkstätten) anzuwenden. 

Die BestimrrnuIllgen dieses Abschnittes, 
welche isich auf Schüler beziehen, s'ind sinn­
gemäß auf jene behinderte'n Kinder anzu­
wenden, welche in AUSlbiloongsstätten nach 
Abs. 2 lit. cl auf eine Bel'ufsausbildUOlg vor­
bereitet werden.' .. 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abg,e­
ordneter Dr. Stix. 

Abgemdineter Dr. Stix (FPO): Herr Präsi­
dent! Hohes HiaJUJs! Die Wortmeldung der Frau 
Staatssekretär Karl gi;bt mir Gellegeruheit, noch 
einmal d,en springend·en Punkt unserer diver­
gierenden AuUaStsUll1Jgen zu den Vorschlägen 
der Sozialislisc:hen Partei herausz.uarbeiten. 

Die Frau Staatssekretär hat nämlich in ihrer 
ausführlichen Wortmeldun:g praktisch zuge­
geben, daß die KriHk an der übertrieben hohen 
GeburtenpräJIIl'ie von 16.000 S rutrifft. Die Frau 
Staatssekretär hat erklärt, sie sehe ein, d'aß 
bei der Geburt eines Kindes Kosten für den 
Säugling in diesem Ausmaß nicht entstehen; 
sie hat zugeg:eben, daß gar nicht im Hinblick 
auf die Ausog.aben, die das neugeborene Kind 
verursacht, diese 16.000 S dimensioniert wur­
den, sondern im Hinblick auf die vi'eUeicht 
wirtschaftlich noch nicht kOll'sol,idierte Lage 
der jungen Familie, auch im Hinlblick auf die 
vieUe,icht noch nicht volll~ogene Hausstands­
gründung. Das ist die indirekte Aufforderung 
an die Empfänger jener 16.000 S, eben einen 
Teil diese,s Betrages nicht für das Kind aus­
zugeben, das diese Kosten nicht verursacht, 
sOllidefill für andere Anlsga:ben zu verwenden. 

Man könnte nun damber ,streiten, ob das 
nicht trotzdem eine positive Förderung der 
Jungen Familie ist, wenn nicht diese För­
dtß'I'illlg ZIU Lasten j>e1IlJelf Fiamilldenemfo,lgte, dlile 
bereits lebende Kintder haben. Denn es ist 
offenkun:dig, daß, wenn für etwa 100.000 erst 
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Dr. Stlx 
zur Welt zu kommenlde Kinder 16.000 S Ge­
burtenprämie bezahlt werden, dann die lau­
fendeKinJderbeihHife für rund 2 MiHionen 
Slchon lebende KiIlKier nicht in jener Höhe 
erbracht werden kann, die notwendig ist, das 
heißt, die s.ozialistisChe Geburtenrprämie ist 
eine kLare U1lIg.erechUglk:eit ,gegenüber allen 
jenen Familien, die heute schon Kind'er haben 
und Kinldergroßziehen mUsiSen. 

Aus diesem Gruntd hahem die freiheitllichen 
VOl'schläge darauf abgeziel,t, die l!aufenlde Kin­
derbeihi'lfe zuer'hö!hen, sei es die monatliche, 
sei es durch die .AJUslZialhlUlng dler 16.000 S in 
vier Raten. Denn dies,e Viertei'lung der 
16.000 S wür,de nicht erst nur zukünftigen Kin­
dern zugute kO'mmen, s,O'IlIdem !bereits allen 
jenen heute schon Jebend:en Kirudem in die­
sem Jahr in der A!lrteTsstuJfe des 6., 10. und 
14. Lehens'jaJhres und in den nädllSten Jahren. 
Das heißt, die freiheitlichen Vorsdl1äge wür­
den die sdlweren Lasten der Fam~lien, die 
heute schon K~I1Jder errhalten müssen, ent­
sprechend erleichtern und nicht lediglich: k!ünlf­
tigle Kinder bel'lÜcksichU,91en. 

Ich möchte a:bschließ,enId kLar herausm1beiten, 
da·ß sich .die freiheitlichen VOT'sdlJläJge an 
einem lanlg,e festlie:gelI1Jd!en familieIlipolitischen 
Ziel der Freiheitlichen P,artei orientieren. 

Im freiheitHchen Manifest zur Gese1:1schiafts­
poilitik ist im Kapitel über Flamiliell'föIidemng 
wörtlich zu lesen: "Die Familienbeihilfe soll 
mindestens die Hälfte der Kosten decken, die 
durchsChnittlich ~ür die EI1haltung unJd Erzie­
hUlIl.lg eines Kindes rullifigewendet werden 
muss'en". 

Weil die KiIllderheilhHfen, die heute bezahlt 
werden, noch lange nicht diese Höhe erreichen, 
auf der anderen Seite die 16.000 S Geburten­
prämie aber jene M,iHel verkürzen, aus denen 
die laufende Kindetbeihilfe e!IltsprechenJd auf­
g,estockt weI'den könnte, müssen wir Frei­
heitlichen in konsequenter Verfollgunlg unse·rer 
familienpolitisdlen Ziele diJe sozialistisdlen 
VorscMäge rublehnen. (Beifall bei der FPO.) 

ICh bitte jene Damen UJIlld Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung 'geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
ilOIIImen. 

Zu Artikel} I Z. 1 liegt ein Ab änderungs­
antrag des Ahg,eordJneten Melter und Ge­
nos,sen vor. 

Ich bitte j'ene Damen und Herren, die dem 
Artike:l I Z. 1 in der Fiasrsoog dielSes Ab­
änlderuThg,santr,a:ges ihr,e Zustimmung gelben, 
sich von den Si,tzen zu e:r!heben. - Das ist dde 
MirudeI'heit. Abge'~ehnt. 

Wir kommen zur AJbstimmung Ülber 
Artikel I Z. 1 in der RassUlll'g der Regier.ungs­
vodage. 

Ich bitte jene Damen unld HeTTen, die hiezu 
ihre ZustimmUlIl;g geben, sich von den Sitzen 
2)U erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Zum eI1sten Satz im Artikel I Z. 2 § 5 Abs. 2 
lielgt ein AJbänderun'gs'antrag dier .A:b9leord­
neten Hietl und GenOSIsen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herr·en, die die­
sem Teil des Gesetrzentwurfes in der F.assung 
des AbänlderunJgsantraJges Hiet! ihre Zustim­
mung geben, sidl von den Sitzen 2lU erheben. 
- Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nun zur AbstimmlIDg über 
den ersten Satiz im Arti'ke1 I Z. 2 § 5 Abs. 2 
in der F.assung der RegiellUIl/gsvor'J.age. 

Ich hitroe jlooe Damen 1lII1fd HeI1I1en, idiile ihliJezu 
ihre Zustimmung geben, sich v,on den Sitzen 
zu eIlheben. - Das ist die Mehflhe.it. Anlge­
nOID!Illen. 

Wir kommen rur AJbstimmung über die 
restlichen Teile der Z. 2 sowie über Z. 3 in 
der Fassung der RegierunlglsvoI'l'age. Hiezu 
liegen keine AibänlderuIl!91S,anträge vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre ZUJstimmU'IlJg Ig.eben, s,ich von den Sitzen 
zu erbeben. - Mit Mehrheit ,aJIlgenommen. 

Zu Artikel I Z. 4 liegt ein Abänderungs-
Präsident: Es ist niemand mehr zum Wort antrag Mellter vor. 

g,eme'lJdet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht d€r PalI. 

Ich bitte jene Damen uml Herren, die die­
sem Teil des Gesetzentlw1urtfes in der Fassung 
des Abänderung'SantTag,es Melter ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erlheben. 
- Das ist die Minderheit. Aibgel'€oot. 

Wir gelang,en somit zur Ab s tim m u n g 
über den Gesetzentwurf in der Fassung des 
Ausschußbericht'€s 1227 der Beilagen. 

Wir kommen nun zur AlbstimmUiIl!g Ü!ber 
Da Abänderungsanträge vorliegen, lasse ich Artike'l I Z. 4 in der Fassung der Regierungs-

getrennt abstimmen. vorlage. 

Wir kOIIllIllen ·z.unäehst zur AJbstimmung Ich bitte jene Damen un'<l Herren, die hiezu 
Ülber die Uberschrift und den Eingang zu ihre Zustimmunlg .geben, sich von den Sitzen 
Artikel I. zu erheben. - Mit M~rheit angenommen. 
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Präsident 
Zu Artikel I Z. 5 bis 7 1iegen Abänderungs­

anträge der AbgeOTldneten Dr. Hubinek und 
Genossen beziehUIlig,sweise Melter und Ge­
nossen vor. Da der Arntrarg Dr. Hulbinek der 
weitergehende ilSt, lasse ich :mmächst daruber 
abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die'sem 
Teil des Gesetzentlwurfes in der F,assung des 
A!bänlderungsantrages Dr. Hubine'k zustimmen, 
sich von den SitzenzueIiheben. - Das ist die 
Mindellheit. Abgelehnt. 

Zu Artikel I Z. 15 Hegt ein Abänderungs­
antrag der .A!bgeordineten Stohs und Genossen 
vor. 

Ich bitte jene Damen U!IlId Herren, die diesem 
Te~l des Gesetzentwurfes in der FassuD!g des 
AbäIllderungsantrages StOihs ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Mi!Il!derheit. A;bgelehn!t. 

Wir kommen nun zur A:bstiInmUIlJg über 
Artikel I Z. 15 in ,der Fas's;ung der R!egierungs­
vorLage. 

Wir kommen n'UlIl zur .A!bstimmung über Ich bitte jene Damen ullid Herren, die hiezu 
Artikel I Z. 5 Ms 7 in der FassUDJg des Ab- ihre Zustimm'UIlJg g.eben, sich von deiIl Sitzen 
äruderu~santrages Meillter. zu erheben. - Das ist mit Mehrheit ange­

nommen. 

Zu Artike'l I Z. 16 bis einschließlich Z. 18 
liegt kein Abänderungsantr,a,g vor. 

Ich bitte jene Damen urud Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Abänlderungsantrages Melter ihre Zustim­
rrlUlng geben, sich von den Sitzen zu .erheben. 
- Das ist die Minderheit. A!bgelehnt. Ich bitte jene Damen UlIl!d Herren, die biezu 

ihre Zustimmung 'geben, sich von den Sitzen 
Wir kommen IlIUIllIIlehr :nur Abstimm1lIIl9 zu eJ1heben. - Mi.t Mehrheit angenommen. 

über Artikel I Z. 5 bis 7 in dieT FassUIl'g der 
Regierungsvorllag,e. 

Ich bitte jene Damen ullid Herren, die hiezu 
ihre ZustimmuIllggehen, sich VOlll den Sitzen 
zu erheben. - Mit Mehrlheit ,angenommen. 

Hinsichtlich des Artikels I Z. 8 haben die 
Abgeordneten Melter und Genossen Strei­
chung ibeantragt. Ferner IHegt ein Ab­
äIllderungsantr,aJg mI Artikel I Z. 8 der Abge­
ordneten Dr. Hubinek. UIlld Genossen vor. 

Ich la,sse zunächst über Artikel I Z. 8 in der 
Fassung des Abäindenmgsantra.ges Doktor 
Hubinek abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassnmg des 
Albänldel1ungsantra'ges Dr. HuJbinek zU!stimmen, 
sich von den Sitzen zu eIlh~ben. - Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Da ich IlIUr positiv a.bstimmen lassen kalliIl, 
kommen wir nun ~ur Abstimmung über 
ArUkel I Z. 8 in der FassuI1!g der RJegierungs­
vorlage. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre ZustimmWl!g g'eben, sich VOlll den Sitzen 
zu erheben. - Das ,ist diJe Mehrheit. Ange­
nommen. 

Damit ist der Streichrungsantrag MeUer g,e­
faHen. 

Wir kommen nun zur Albstianmurug über 
Artikel I Z. 9 bis einsdllließ'lich Z. 14. Hiezu 
lieg.en keine ,AlbäIllderungsanträge vor. 

Wir kommen nun zu Artikel I Z. 19. Es liegt 
ein Abänderungsantna:g MeHer vor. 

Wir kommen zur AhstimmU'Ilig über 
Artikel I Z. 19 in der Fassurug des Ab­
änderung'santrages Mellter. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetrzenbwurfes in der Fas'sung des 
Abänderungsantrages ihre Zustimmung geben, 
sich von .den Sitzen ru erheben. - Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

W-ir kommen nun zur Abstimmung über 
Artikel I Z. 19 in der Fas'suIl!g der Regie­
rungsvorlaJge. 

Ich bitte -j.ene Dam.en und Herren, d~e hiezu 
ihre ZustimrrHmggeben, sich von den Sitzen 
zu eI1he'ben. - Mit Mehrlheit aDlg,enOiIIlmen. 

Zu Artikel I Z. 20 liegt ein Abänderungs­
antrag der Abg,eOI1d!neten. Melter und Ge­
nossen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetz'entwurfes in der Fass'UJIlg des 
Abäruderungsantrages Melter ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitz-en ZIll erheben. - Das 
ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
Artikel I Z. 20 in der Fa1ssung der Regi'erungs­
vorlage. 

Ich bitte jene Damen UJIlld Herren, die Mezu 
ihre Zustimmung Igebeu, sjch von den Sitzen 
zu erheben. - Mit Mehrheit angenommen. 

Ich bäte jene Damen und Herren, die hiezu Wir kommen zu Artikel I Z. 21. Hier Hegt 
ihre Zustimmung geben, sich v.on den Sitzen kein Albänderungsantrag vor. 
m erheben. - Das ist mit Mehrheit ange- Ich bitte jene Damen unld Herren, die diesem 
nommen. Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
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Präsident 
geben, sich von Iden Sitzen zu erheben. -
Mit Mehrheit angenommen. 

Hinsichtlich des Artikels I Z. 22 haben die 
Abgeordneten M,~1ter und Genossen Strei­
chung beantraqt. Ich kann nur positiv abstim­
men lassen. 

Ich hitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I Z. 22 ihre Zustimmung ,g'eben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Mit Mehrheit 
angenommen. Damit ist der StreidllUngs'an1rag 
gefallen. 

Zu Artikel I Z. 23 liegt kein AbäooerUJngs­
antrag vor. 

Ich bitte jene Damen l.md Herren, die di'esem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu e:r.heben. -
Mit Mehrheit aIllg'enommen. 

Ich bitte jene Damen und Henen, die die'sem 
Tetl des Gesetzentwurfes ihre Z'llSitimmUJn9 
geben, sich von den Sitzen zu enheben. - Mit 
Mehrheit anlgenommen. 

Zu Artikel 111 A!bs. 4 uI1ld 5 Liegt ein Ab­
änderungsantrag Melter vor. 

Ich bitte jene Damen ~Uln\d HeHen, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Abänderun'gsantrages Me'1ter ihre z.ustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist die Min'dertheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Albstinl1ll1lll1g über 
Artikel III Abs. 4 und 5 ,in der Fassung der 
Re.gierungsvor la:ge. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
~hre Zustimmung 'geben, sich von den Sitzen 
zu ,er,heben. - Mit Mehriheit angenommen. 

Es liegt nun ein Zusatzantrag der Arbge- Wir kommen nun ~ur A:bstimmUßIg über die 
ordneten Dr. Keimel und Genossen auf Ein- restlichen Teile des Gesetzentwurfes 'Sowie 
fügung einer neuen Z. 24 im Artikel I vor. THel und Eingang in der FClissUlIlIg des Aus­

sch!ußlberichtes 1227 der Beilagen. 
Ich bitte Jene Da:men und Herren, die diesem 

Zusatzantrag Dr. Keimel ihre Zustimmung 
g,e1ben, sich von den Sitzen zu erheben. - Da'S 
ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Zu Artikel 11 Albs. 1 bis 3 liegt ein Alb­
änderungslantrag Dr. Hubinek vor. 

Ich bitte jene Damen lIDd Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fass,ung des 
Albänderungs.antfages Dr. Hubinek ihre Zu­
stimmung .g.eben, s,ich von den Sitzen ,zu 
eIlheben. - Da's ist die MinldeI1heit. Abgelehn1. 

Wir kommen 71Ur AbstiInmUll!g über 
Artikel Ir Abs. 1 bis 3 samt Uberschriften 
in der Fassung der Roegierufilgsvorla,ge. 

Ich bitte jene Da:men ulI1!d Henen, die hiezu 
ihre Zustimmung 'geben, sich v,on den Sitzen 
zu erheben. - Mit Mehrheit angenommen. 

Zu Artikel 11 Abs. 4 liegt ein Abänderung5-
antTag Melter vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
AJbänderungsan1rlages Melter ihre ZustimmuIlJg 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
Artikel Ir Abs. 4 in der Fassung der Regie­
rungsvor lag·e. 

Ich bitte jene Damen und Herr,en, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu emeilYen. - Das list d\i~e Mehrhleit. Ange­
nommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
Artikel 111 bis einscbJließlich Abs. 3. Es Liegen 
keine .AJbän'derungsanträge vor. 

Ich 'bitte jene Damen 'llnldi Herren, die hiezu 
ihre Zustil1nmtmg ,geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Mit Mehrheit ange11JOmmen. 

Damit ist die zweite LeSIUng beenldet. 

Der Berichterstatter beantrayt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird da.gegen 
ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht de'f 
FaU. 

Ich bittte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteLlen, sich von 
den Sitzen zu ,erheben. - Das i,st mit M e h r­
h ,e i t in dritter Lesung 'a ng e oll 0 m Iffi e n. 

Wir ge'langen ,nunmehr zur Abstimmung 
Ülber den Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Melter uIlld Genossen, betreffend 
Dynamisierung der Fa:milieilibeihil'fen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließung.santrag des Abgeordnet,en Mell­
ter ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Mi,nderheit. 
A bg eie h n t. 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (1203 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Kata­
strophenfondsgesetz neuerlich geändert wird, 

und 

über den Antrag 29/A (11-697 der Beilagen) 
der Abgeordneten Dipl.-Ing. HanreidI und Ge­
nossen betreffend Bundesgesetz, mit dem das 
Katastrophenfondsgesetz, BGBl. Nr. 369/1970, 

geändert wird (1228 der Beilagen) 
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Präsident: Wir ,gelanJgen zum 4. Punkt der 
Tögesordnung: Bundesgesetz, mit d·em dias 
Katastrop1heIl!fondJSlgesetz neuerlich geändert 
wird, und über den Antrlag 29/A der Albge­
ordllleten Dip.l.-Ing. Hanreich :und Genossen 
betreffeIlId ein Bundesgesetz, mit dem das 
KatastrophenfondSigesetz geändert wiI'd. 

BerichterstaUer ist der Herr ~bgeordJnete 

Hietl. Ich 'biUe ihn um seinen ,Bericht. 

Berichterstatter Hietl: Herr Präsidentl Hohes 
Haus! Am 26. April 1972 haben die AJbgeotti­
neten Dipl.-Ing. Hanreich, Dr. Schmidt, MeißI 
und Genossen de,n Antrag 29/A betreffend 
Bunde'sgesetz, mit dem ,das Katastrophenfonds­
gesetz, BGBL Nr. 369/1970, geändert wird, im 
Nationalrat eingebracht. Die Bundesregierung 
hat dem Nationalr,at am 18. Juni 1974 den Ent­
wurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Kata­
strophenfondsgesetz neuerilichgeänldert wird, 
vor-gelegt. 

Diese Reg,iefUlIligsvor1age 'sieht vor, daß die 
Gültigkeit d'es .mit 31. Dezember 1974 befri­
steten KatClJSltrophenJforudS/geSietzes 'wegen der 
Naturkatastrophen der :letzten Jahre 'auf wei­
tere vier JClihre verlänJgert werden 'soll. Von 
1966 bis 1973 wurden ,aus diesem Fonds iIl.5-
gesClJIDt 4140 Millionen SChHliIllg zur VerfÜ'gU1Ilg 
gestellt. Der vorliegende Geg.etrzentwurf sieht 
eine LimitieruIl!g der Mittel für die Förderung 
der Behebung von Schäden im IPrivatvennögen 
zum 31. August jedes J,ahres mit 400 Mil­
lionen Schilling vori die üfbeI1stei-genlden Be­
träge sollen im nächstfolgenden Kalenderjahr 
für Maßnahmen des SchutIZwa'sserbaues ver­
wendet werden. We'iters shnld Mittel für pas­
stve Homwassersdlutzbauten vor:gesehen. 

Der Finanz- und Budgetaussdluß hat die 
Reg.ierUinglsvorl'a'ge unld den ohge'Il!annten 
Initiativantr.ag in ,seiner Sitzun'g am 3. JUili 
1974 in VeI1haIl!dlunlg 'genommen. An dler De­
batte Ibeteiligten sich außer dem Bericht­
erstatter die .A!bgeordneten Neuman.n, Joset 
Schlager, Dr.Broe:sigke, Dipl.-IIng. nr. Zitt­
mayr .Ul1ld. Wiellan!dner Isow.ie .der Bundes­
minister für Finanzen Dr . .ÄJn'drosch. 

Bei der kbstimmuIl!g 'wurde die Re.gierungs­
vorlage unter Berücksichtigung von gemein­
samen A!bänJderurugsanträgen der Abgeoro­
neten Dr. Broesigke, Wie'larrc1neru1l'd Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr eilnstimmig angenommen. 

Ein AbänlderungS'antmg des Abgeordneten 
NeUimann .fand nicht die Mehrheit des Aus­
schusses. 

nung getragen. Er ist diCliher als eIlledigt anzu­
sehen. 

Der Finan~- und BWdlgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat woLle dem 
dem Ausschußbericht beig'edruckten Ges·etz­
entwurf die verfass1IDtgsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls W'Ortrne~dufilgen vOI1liegen, bitte iCh, 
General- 'und Spez1aldebatte UiI1te'f einem ab­
zuführen. 

Präsident: Es i5lt 'beantragt, General- und 
Spezi,a:1dJeba,tte 'UJnter ,emem ,albzJUrüh!r·en. 
Eimfwlanld IWfvrfd ,rocht ,erho.ben. 

W:k 'g'€ihen ;illl idJ~e Debaltte ieiln. 

Zum Want gemeLdet ~st dle'r Herr Abge­
orooete NelllIIliaJIllIl. 

AbgeoIdneter Neumann (OVP): Hohe's 
Hausl Herr ,Präsident! Werte Damen und 
Herrenl Wir werden von der Fraktion der 
Osterl1edchliJschen Vo1kispaJl1tJeti der ÄIllderunJg 
des KaJtJast~ophenfollJdSlgeSietlleS ruruselle ZUJstim­
mung geben, obwohli wdlf 911UIlJdsäJtllLime Be­
dankten lim z,UJs,ammEmlhamlg mlit ddl€tSler N ovtehl,e 
haben und lauf Idi,e FiI1a1gJeD, vor ,aliltem WalS tdJire 
Wleiltere ZukrUlllifrt: des K;aJta'SitrophenfOl1lcts Ull1Id 
diJe dJi'eSibtazügDiche Polil1Jik Ider Rlegiremng be­
bI1ifH, ·im Fin'ailll7;;(liUlSlSdlluß weder von dien 
s0111all.uS'tJilSmen AbgeoI1dIllß1len ,noch vom Hemm 
Filnanzmilrui:stber Ieline befirfuedlilgterude AIlItwort ·er­
haMen haben. 

VoraJl1em Idiie HaJltung 'des F1ililiCliIl~IDi'Sltel'!s, 
aber 'auch .dJile GesClimtpo]iJtik der BU[)ldesme.gi,e­
l1Ung :iJn Sachen KarIlaJs.'tJrophenfonlrns madlJen 
UIlISler,e .Bedenrk!en, WlaiS lrue Zuk'llllllfit .cmbeLaruglt, 
nur lThoch Igrößer. Untd .das ,aUlS foligteDidlEm Grün­
den - kh möchte IrnaJS der Zeilt wiegten lim 
TeLegrammstil! IbelJeucbJten -: DiJe GeLder des 
KarflClJSlwophenlfo.rudlS w,el1dJen. gehol1tet. Nach dem 
letlluen Vlilerlb€ilj,ooll1esheI1icM befiJlltdlen tSich !in 
dJil€!sem Ponds milt StaJlld vom 30. Juni 1974 
646 M111l'ioThen Schl~Ui/llJg. Im J'ool1e 1971, aLso 
von droei Joath!lielll., w,a'llelll. ,eg lelllSit 386 Miil!Lio;ruen. 
Um fia!St 300 MitllLiOIlJen OIder lum fast 100 Pro­
z,eIllt iilst lals'o di!e:sler FlOnldJsalIlJgesuitegen, lSIeIiJt­
dem Idile g,eg,enwä!rbi'9le RI€igtiJe:m.lIIllgsp.amte!i im 
Palllamenit ,di,e 'aJbsolU1be IMe/hJrhleilt hesUlt:zJt. 

Es wellden 100m Mer - lU!Il!d rdaJS '1st UIl/ser·e 
~riütik - Wlile ,aJuf vl1elloo ,aJI1lderen Gebileten 
- w.ilr haben rdJaJS lebwJa beim vO'l'1herigen TaJges­
Ol1dnrUlllgsp UlIlikJt , ,FlamilLilenJlJals'beruaJus'g,Lei ch" ZUIf 

Genüge gehöJ1t - diile Gelider des KaJtJa­
strophenfonlds gehortet. Es, wird g'ehoI"tet, statt 
den Betrofienen l1ClJsch UJrud w.il1kJsam 'Ulliterdi:e 

Dem Antrag der Albgeordneten Dipl.-Ing. Ä'llIDe 'ZlU ,gIleilf,en. 
Hanreich UIl!d Genossen (29/A) wurde durch Was diese Hortung von der Sich!t der 
die dbg·enannten 'gemeinsamen Abäntd!erungs- Betroffenen ibooeuJfJet, iSiJeh!t mam. daIlaUls, daß 
anträge in seinem wesentlichen Inhalt Rech- i:n der gLeichen Ze.iJt, ':lJU der der I{,a,tastrophen-

114. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 77 von 100

www.parlament.gv.at



11322 Nationalrat XIII. GP - 114. Sitzung - 12. Juli 1974 

Neumann 

fOIllds ltn ISlemer HöbJe~as't ,um 100 Pr~ent glelich, wo der .ÄJrbiikJel 11 vOirsilelht, daß 50 Pro­
aJl](91esftilieylen iSlt, vi:ele IMi1Jbülig,er OSitJetrnieddls ziem jleder BUII1desbeil.Sl1l1.mg von den Ländern 
von '!Foßen Hochlw,aJSlSleIlklaJbastIlophen hJe:imge- ebenf,aUs ,gelJeli,srbelt weI1den mülSlSlen. 
stieM wUlI1den. So 'galb les :in meinem Heimat­
IlatIlid StelüermaJrk laJJlelilIl in dien Jiet'Zlten zWleli 
Jahr,en lS'ileben HochJwaiSlSletkiaJtJalSIIDophen all!1eT­
größten .ÄJUJSIIIlJaßles. 

Hoihes Hausl Verehrte Damen und Herrenl 
Daß :im ;di,eS'er ZeliJt der K'ata'SlbrophenfOnldJs ISO 

aJI1IgeW!acbJslen W, daß ,CliLso ,dJiteSie Geldelf ge­
hOirrtJet WIenden, dalS ,ist Imine KIiirtJik, di,e W1itr bei 
dJiiesler Gele191e!I1iheitt, beli :der AbänldetrlU:nJg d:teSielS 
Ges'eJtZles, alls OpposlittJicm 'alIllZJUbnilllJgen halbem. 

III1I1:!er.eSislcmt W1Clir ihi'aT, IDJiJt w,eldl,em Airgru.­
ment .der HeIlr Pinla:nlzmiiIllils1Jer ldJiJesles Horrten 
im FilllJaalZ- {tImid Buldg.~tlaUJs'schJuß Viertfleid'igt hart. 
Ich :hClibe dClis der BeideUJtu'Illg lWIegioo mliJtge­
sch:rti:eben: Ererklämte, dli,elSie HOIitlUJIllg dist not­
wendig, damit tim Ernstfall angemessene Be­
träge 'ZlUlr Viefl1fügrumg stehen. 

Hohes Haus! Hi'er be'ginnf.l die Prolbll·ematik, 
UlIlId idahJer unJSeI1e Bedenken, dÜle war hJitrusidlt­
l'ich der Novle11iellung .dJeIS Kalbasltirophenfonds­
gesetzes ßn~ume1dJen hahoo. Der HeIlr FlitDlanrz­
rnlilnJi:Slter 1eI1k;lär,te, dJiJe Ho rbUJnJg 'SIe!i iI1'O/trw1erudilg, 
damirt: dem Fonld!s lIliid1!t /OOS Geld laiUlsg,ehe. 
Auf der :amrltel1Em Seite lalber 'Wle'Iden durch 
diJe Vonl,Clige, Idie W1L'r j1e/tJZIt Ibehamrlielln - SI() wie 
das der Her:r ß:emidli1JenSlta!1rtler betiieiltJs erwähnlf. 
hat, :ich möchte ·es der Zeut wegen; nJidIJI: 
wiiedeil1hoLEm -, Gel1der iaJUJS dem s0ig1OO1aJIllThbelIl 
Subkonto A, dals ffir dlüe VieI1güWnig von PII1i­
valhschäJdtelll vOllgeSiehten litslt, ·atIlldJemn Zwe~e!Il, 
und zwar dn dem F,aili! Id'em Schru1Jzw'alSlS'erbau, 
Z'lllg,efühI1t. DillS IiJSIt lallis'O das ~w-eliJte. 

DaYl'u kommt noch, Hohes Haus, VleI1eibnbe 
Damen und Herren, etwas Drittes, das ich 
bei der GellegenluedJt 'Cliuch 1Sia:91Em muß IJ.lJ1ld das 
dJile BurudeSlländJer Ibetnifft. Damilt beli den ,auf­
gehnebeIlien EaJtaJSlbroph'e'IllschädJen ,aJUlS idilesem 
Fonds jla nJichlt 'ru tgroße Beträge Viengütet 
wlerldelIl müslSlelIl - IDaiIl köIllIlibe ISlaJg'eIli, dlamliil: 
Stich Idli,e HOl1trU1n/gforrtsle'tJZe!Il IllIIlld man dmlIl 
w.1edJer ,dJile ·Mi'btle1. laIlIdel1e1I1 Zwecken zufüihI1etIl 
kann - ließ die Regierung - und dies 
ilSit überhaJUpt 'eilIlle delr HCliUlpbul1S1ocbJen meiinJetr 
WOIl1JmeMll[ljg - bei j'eldem SchiJi~imlg, den ISlilE! 
aus dem SUibkollito A iaJI1i ViengiiihImig,eIIl laJUS:' 
z,ah'litie, d'ile bebmffiellien BuinldeSilänlder le!imID 
weli'beJ1en ScbJi'llJill1!g idalz'l1JZla/b;Len. DielS, Hohes 
HCllUS,obwohl dJiie ßoodelSlländer IaJIlJ den EiIn­
nahmetn dies KaJtJaJsrbrophenJf.onJds 'IlJicht be'tetiJliJgt 
snlIlld. 

Der Herr Finanzminister beruft sich hier 
- Ulnd ler hat /das 'auch 'im AIUJSischJuß 19ettaill -
afuf di:e VlemDChSIslUI1lg, lIl!ach dier KialllalSltlrophe!Il­
bekämpt:uILg ·eben LäJnJdJellS\ache lilSit. Und ler 
beruft sich :z:weitens auf den Finanzaus-

Hohes Haus I Henr Ich 
möchte hei idieser Ge'leJgienheit daranerinnern, 
daß unsere Verfas'sUIl'g und daß auch der 
FinaDizaus.gleich, im besonlderen dieser Passus 
des FinaUizausgleiches, 7JU eiI1ler Zeit ,g,eschalf­
fen wurden, in der es dien Katastrophenf.oIllds 
und das KatastroplhenfondJsgesetz IU.IlId damit 
auch die Einnlahmen ;~ür Iden Bund, die immer­
hin jährlich über 1 Mi1liartde betragen, noch 
nicht ge'gelben hat. 

Meine Frage ist daher: Warum ändert man 
nicht die Verfasisung, warum ändert lIIlan nicht 
den Artikel 11 des Finanzausgleiches, damit 
man eine andere Beitrag1S1eis~ung .aus dem 
Katastroplhenfonds :an die Länder unld Be­
troffen'en gewäJhren könnte? Ich möchte hier 
fragen: Herr Finamministerl Befaßt man sich 
mit diesem Fra.genkomplex, UJIlId hat man die 
Absicht, auf diesem Gebiet Ln der ZukuDift 
etwas zu tun? Ich möchte saog.en: Herr Finanrz­
minister I Wenn man keine AJbsichten hat, 
hier .an der Verfassung, ,am Fi·nanz-auslg.Ieichs­
gesetz etwas zu ändern, wenn man alsoaudl 
in der Zukunft auf dem Standpunkt steht, 
nach der Verfassung ist Katastrophen­
bekämpfung eben Ländersache, dann müßte 
man raschestens das Katastrophenfon!cts,gesetz 
ändern und den Ländern, genaU!so 'w.ie sie bei 
den Aus'glaben beteiligt sind, auch die Hälfte 
aus den Ein:rrahmen dieses Katastrophenf011lds 
zuführen. 

'lch möchte fragen, ob Sie, Herr Finan:z­
minister, bereit sinld, hier die Initiative zu 
ergreifen. Bei der }etziJgen Situation sind die 
Länder nämlich schlechter dar an, als das 
früher 'der Fall gewesen ist, a'ls es 'den Kata­
strophenfonds im. Osterreich noch nicht ge­
geben hat. Als in trüheren J ahTen größere 
HochtwasserkatastIlophen a'UJf,getreten sinld 
- ich eriIl!nere an die K'atastrophen von Tirol 
und Kämten etwa im JClihre 1965 -, hat malIl 
ein HochwasserbeihHfe'ILgelsebz beschlossen. 
Nach diesem BeihiM.engesetJz Ihatten die Län­
der dann nicht die Hälfte, sondern nur ein 
Drittel der vom BUlilid Ige!leisteten Beträ'g,e rur 
SchadeIllSIgutmachung darzuztmahlen. Jetzt ist 
das eben nicht mehr der FaH, obwOlhl es nUlIl 

in Osterreich ein Katastwphenfonds'gesetz un'd. 
damit jährlich über 1 MiJUarde EL:rmahmen 
für den Bund gibt. 

Holhes Haus! HeI1r FiimlcmZlrnllinliJSlbm! Man be­
denke, wals das .für ·die Länder bedeut'et. Die 
Natur Isucht sich hier die DiIlJge nicht aus. Sie 
verteiH die Hoch!wasserkatastrophen nicht 
gleichmäßig auf alle Bundesländer oder etwa 
auf mehrere Jahre. So habe ich schon erwähnt, 
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Neumann 
daß mein Heimatland Steiermarka1ilein ·in 
den J,ahren 1972 :und 1973 von ins:gesamt sie­
betIl HQchwasserkatastl:\ophen heimgesucht 
wurde. 100 Mililionen Schilling mußten von 
der Steiermark 'aus Lanlde5lIIlitteln .als Anteils­
leistung ·für Vergütungen :aus dem Kata­
stropherufQnds aufgebracht werden. Viele 
andere Dinge mußten vom Land zurückgestelilt 
werden, ja das Land mußte Kredite awnelh­
men, damLt es diese 50prozentige Anteils­
leistung vollbring,en konnte. Man könnte 
sag,en, das Land mußte KreditealLfnehmen, 
damit der Bund Ge1der des Katas'trophen­
fOIllds weiter hQrten kanal. 

Unter dem Einldruck der ,gewaltigen Kata­
strophen des Vorjahres ha,t d!amal,s der Herr 
Bundes:kJanzler den Steirern eine SQnder­
zuwendung van 35 Millionen Smilling ver­
sprochen. Das wäre ,etwa dem gle'ichgekam­
men, was man ,durch Idie erwäJlmten Hach­
wassertbeihilfeng,esetze fruherer Jahre er­
rekhte. Alber bis heute ist diese Sonderzuwen­
dung in der Steiermark nicht eiIligetraffen. 

Ich möchte, Hoihes Haus, verehrte Damen 
und Herren, zusammenfassenld 'sagen - und 
das sind unsere Bedenlken, die wir ailizumel­
den häben -: Man sollte lan sim in älkunft 
die GeLder des SubkontQs A, 'aus dem. die 
Privats'chäJden vergütet werden, dafür ver­
wenden, wotiür sie nachdem Sinn und Gei,st 
des KatastrophenfoIlldsgesetzes vorgesehen 
waren, nämlich für die Vergütung von 
SchäJdenan verschtedene Staats:bür'ger und 
auch an versmiedene Bundesländer. Man 
sollte sie alSo. rrichtanlderen Zwecken zu­
fülhren, wie in dem Fall für den Schutzwasser­
bau. 

Beim SmutzIWasserbau - und d:as ist der 
dritte und letzte Ahsdmitt meiner AlU!s:f1ührun­
g,en - sollte man sich nicht zu sehr auf di,e 
Mitte'l des Katastrophemailids verlassen, SQn­
den dem Schutzwasserbau sollten andere Bud­
getmittel zugef,ührt werden, so wie das früher 
der Fa1I gewesen i'st Ium:d wie das aum von den 
Sozialisten bei der Einführung des Kata­
strophenforudsgesetzes im Jahre 1966 gefor­
dert wurde. 

Im möchte mich Iheute nicht wiederholen; 
ich habe diesbezüglich schon öfter den heu­
tigen Landeshaupwann-SteHvertreter Czettel 
zitiert. Aber die 'gegenwärtige Bundesregie­
rung tut auf diesem Gebiet genau das GelgelIl­
teill von dem, was seinerzeit 'auch prominente 
Soz,i'1lilisten 'gefQrdert haben. Im Jahr.e 1969, 
allS noch die Volkspartei regierte, wurden 
beispielsweise dem Schiut~asserbau in Oster­
reich außeI1haLb des Katastrophenlfondls Mitte[ 
von über 311 Millionen SmHling zugeführt. 
Im J'ahre 1973 waren es nur mehr 201 Mi!-

lionen; das sind 'also. um 110 Mil1ionen oder 
um mehr als ein DriUea weniger als 1969. 
Und so. konnten aum im Jalhre 1973 'ge.gelIllÜber 
1972 um etwa 26 Kilameter Flüsse ,weniger 
reguliert wer:den, Nun weiß man auch, warum 
es bei vielen, unter ,anlderen 'aum steirischelIl 
Rlußbauprojekten, etwa der Sulm, der Laß­
nitz und deflg.leichen Illlehr, so !sch}'eppend 
weiteligeht. 

Halhes Ha us' MeiInJe Damen 'UiI1Id Hermen I 
Herr Ministerl Im wiederlhole daher abschlie­
ßentd meine Frage, die ich im FLn:anrz·a;uss,muß 
stellte und auf die Sie Illlir eigentlich die Ant­
wort schuldig geblieben rs,ind: Werden Sie 
diese uIllZureichende BUidJgetpolitik für den 
Schutzw,assetbaiU fortsetzen oder werden Sie 
doch etwas ändern? Wenn Sie etwas ändern, 
dann könnten wir uns Ln Zukunlft ,solche 
Novellen, wie ,wir sie heute :z;u beschließen 
haben, ersparen. 

Das ist also die Problematik, das sind unsere 
Bedenken. Wir werden der Vorlag.e zwar zu­
stimmen, wir möchten jedQchgerne, Herr 
Finarrzminister, auf die Fr a'ge , wie e,s i'n Zu­
kunft 'auf diesem wichti.:gen Gebiet des Um­
weltsmutzes weitergehen wird, eine entspre­
Chende Antwart haben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident:A:ls nächsterZium Wort 'gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Josef Schlager. 

Abgeordneter J osef Sdllager (SPO): Herr 
Präsident! Hohes HaJUJs! In der ,ge.botenen 
Kürze möchte ich mich auch mlt diesem Pro­
blem beschäftigen. 

Es ist unbestritten, daß das K;atastrophen­
fondsgesetz verlängert werden muß. Die Er­
fahrung hat gezeigt, daß diese Mittel ge­
braucht werden. Und vor allen Dinlgen: Ein 
ßl.ick auf die Gebammlg des KatastrQphen­
fonds ,läßt sofort erkennen, wie notwendig alle 
Bundesländer diese Mittel 'brauchen. Wenn 
wir uns 'darüber klar sind, daß seit 1967 
Mittel in der Höhe VQn 4140 Mtllionen Schil­
ling zur Verfügung gesteHt wurden und daß 
allein von :diesen Mitteln 2913 M1Hionen Schil­
ling für den Schutzwasserbau verwendet wur­
den, dann kann man wohl sagen: Vorbeugen 
ist besser als Heilen. 

Und jetzt ei,n paar Beaner'k1l'ngen zum Herrn 
Abgeardneten NeUlffiann. Er hat gesagt, das 
Bundes-Verfass1l!Il'gSigesetz SQl'l bezüglich des 
Finanz-Verfas,sungs,gesetzes 'geändert werden. 
Der Herr Abgeordnete Neumann weiß doch 
ganz 'genau, daß der FinalllzCiJusgleich paktiert 
ist zwischen Bund, Ländern ,und Gemeinden, Er 
gilt für sechs Jahre, und daher kalllIl in diesen 
sechs Jahrenaum keine ÄniderUlDlg erfQlgen. 
Wir müssen hier, <glaube ich, schon auf dem 
realen Boden 'bleiben. 
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Josef Schlager 

Und wenn er bekilag·t, daß die ordentlichen 
Budgennittel für den Ausbau weniger wür­
den, dann müßte er !doch korrekterweise auch 
dazusagen, daß bei jeder Einf,ü;hrung eines 
Fonds die Mittel ,aus <dem ordentlichen :Budget 
weniger weIden. Das war bei der Mineralöl­
steuer schon unter Ihrer Regiel1UIl1g, und wenn 
Sie genau nadlscb:auen, werden Sie fi nd 00 , 

daß auch das Katas-trophenfondS'gesetz dazu 
geführt hat, daß schon unter der OVP~Regie­
rull!g die Mittel aus dem ,ordentlichen Budget 
weniger geworden sind. Wir können uns 
freuen, daß in diesem Jilhr die Mittel immer­
hin g,anz beachN,ich wieder erhöht worden 
sind, und zw,ar von 203 MiLlionen Sdlilling 
auf 230 MiUionen SchHling im Jahre 1974. 

Wenn man von der Hortung dieser Gelder 
spricht, dann muß man auch für dias Ar'g:tlIIIlent 
unseres IFinan'Zministers Verständnis haben, 
denn die Katastrophen lassen sich doch nicht 
aussuchen. 

Es ist eine neue Regelrung in die Vorlage 
gekommen. Wenn bis zum.. 31. AJUgust der 
Betrag von 400 Millionen Schilling über­
schritten wird, werden die übrigen Gelder 
für Smutzwasserbauten verwendet. DadlUrch 
kommen ungefähr 40 MHlionen SchilJling !'V,ie­
der mehr dem Sdrubziwasserbau zU!gute. Und 
gera:de Sie wi'ssen gaiIl'Z geIl'au, Herr .Albg,eord­
neter Neumann, daß der AJusbau der Kainach 
und anderer FLüsse, der Mur, der Pöls :t.l!nd wie 
sie alle heißen mögen, vordringlich notwendig 
ist. 

Wenn man zUr Ver,läIl!gerunlg des Gesetzes 
gesprochen 'hat, dann kann ich dazu nur sagen: 
Seieil1 wir froh, daß w.ir jetzt dieses Gesetz 
auf vier Jlahre ve'rlängert Ihaben. Wir können 
hier Erfahrungen 's'ammeln, wir 'können nach 
vier Jahren wieder dazu Stell1liIl'g nehmen, 
können die Auswirkungen seihen, wie sich di'e 
Schutzwasserbauten :bewährt haben, unld kön­
nen vor allen Dingen sehen, ob die Lage im 
Katastrophenfonds ·gleichgeblieben i!st oder ob 
sie sich geändert hat. 

Unld mm zum Absdlß.uß iil1 aller Kürze: So 
arg müssen die Bedenken des .Landes Steier­
ma'Ik nicht gewesen sein, denn kh habe hier 
ein Schreiben <des Amtes der Steiermärkischen 
Landesregienmg vom 27. Mai 1974: "Gegen 
den mit der do. Note vom 3. Mai 1974, obi:ge 
Zahl, übermittelten Entwurf eines , Bun/des­
gesetzes, mit dem !das Katastrophenfonds­
gesetz neuerlich '9'eändert wird' werden keine 
EiIllWendUß!gen erho'ben." 

Sicherlich sind vielleicht von früher einzelne 
Briefe mit den Wünschen der LäJnder da, aber 
bei der Beratung dies'es Gesetzes sind von der 
Steiermärkischen Landesregierung keine Ein­
wendunlgenerhO'ben !Worden. 

Der Antrag Hanreich wurde ja in den ge­
samten Antr,ag mit hineingearbeitet, und wir 
geben dieser V.orlage gerne unsere Zustim­
mUll!g. (Beifall bei ,der SPO.) 

Präsident: Zum Wort .gemeldet ist der Abge­
ordnete DiplAng. Hanre,ich. Bitte. 

Abgeordneter Dipl. ... IIl!g. Hanreich (PiPO): 
Herr Präsident! Hohes HaJUlsl Mein Vorredner 
hat schon betont, daß der seinerzeilt von mir 
1m Namen meiner Praktioneingebrachte Ab­
änderung,santmg in td'ieses Gesetz einyearbei­
tet wurde. Damit ist es nunmehr ,gelungen, 
auch die Erdlbefuenschäden durch diese,s Ge­
setz, durch diesen Katastrophenfonds abzu­
sichern und den Betr'Offenen die Möglichkeit 
zu 'geben, finamzie.hle Beilhi1fen aus diesem 
Katastrophelllfonds zu erhalten. 

Es freut mich, daß es möglich war, dieser 
Anregung, die wir ,auf GrUlIlJd des Erdlbebens 
vom 16. 4. 1972 eingebr,acht haben, FOIl'ge ZIU 

lei'sten und daß wir dadurch eine echte inhalt­
liche Verbesserung dieses Gesetzes bewirken 
konnten. 

Ich möchte aber die Gelegeruheit nicht vor­
ubergehen lassen, 'Ohne auf ~ei Dinge hiiIl­
zuweisen, die mir wichtig erscheinen. Das 
eine ist, idaß man doch einmal prüfen soUte, 
inwieweit bei bestimmten Voraussetzung,en 
ein Rechtsanspruch auf Unterstützung ,aus die­
sem Katas·troplhenfonds statuiert we'ttlen 
könnte. Die Problematik i,st mir bewußt. Ich 
glaube ,aber doch, daß man dies weiterhin 
prüfen sollte und vielleicht in eine Fomn brin­
gen könnte, die 'akzeptabel erscheint. Wir 
haben diese Forderung schon mehrfach vor­
gebracht, und sie ist auch gerade v'On der 
Steiermark, die ja immer wiede'r unter Hoch­
wasserunfä~len und Katastrophen zu leiden 
hat, erhoben 'Worden. 

Ich möchte aber noch eine Bemerkung zu der 
Problematik des Wra1sserschutzbaues machen, 
der hier sehr ·ausfÜlhr'lich von dem Kollegen 
Neumann 'angesprochen WlUDde, dessen Rede 
man eigentlich im Bundesrat erwartet hätte. 
Ich würde ibm rnahe'le'gen, 11m seine Kollegen 
im Bundesrat zu entLasten, den Text weiter­
'Zugeben. Das ist sicher eine bleooende Ste~­
lungnahme aus der Sicht der Bundesländer 
für die Be:handlung 'dieses Gesetzes im Bun­
desrat. 

Aber diese HochJwassersmutzmaßnahmeiIl 
haben bitte ,auch eLne Seite, die man nich,t 
übersehen soLlte. Sie hesteht darin, daß man 
durch die Meliorationsmaßnahmen, die von 
den N atursmütz·ern sehr oft ,ang,egriffen wer­
den, Isozusagen Voraussetzungen dafür 'schlafft, 
daß auf der anderen Seite !Wieder Wasser-
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DipI.-Ing. Hanreldl 
schutzmaßnabmen getroffen werden müssen, Beridlterstatter Kern: Herr Präs.i,dent! Hohes 
daß Scbut'Zbauten ,gegen Hochwässer errichtet Haus! kh berichte über die Regierungsvorla.ge 
werden müssen. 1160 der BeHagen. 

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit darauf len­
ken, daß es nicht nur die rein von dem Inter­
es'se an Flora und Fauna diktierten Meinun­
gen der Naturschützer sind, daß man Sunnpf­
gelände, Moore nicht bli1ndilings entwässern 
sollte, sondern daß man auch unter dem Ge­
skhtspunkt des Hochwasserschutzes bei sol­
chen Arbeiten igrößte VOflsicht walten lassen 
sollte, denn das Wasser' wird durch die Be­
seitigung dieser natürlichen Stauräume rasdl 
abgesogen und rasch in den Gerinnen abge­
führt, mit dem ErfoLg, daß man sich dann 
durch teure und aufwendige Hochwasser­
schutzhauten vor dieser "Verbesserung" 
wieder absichern muß. 

Darauf wollte ich Ihre Aufmerksamkeit len­
ken. I~h -glaube, daß ein abgestimmtes Vor­
gehen mit dem Landwirtsch'afts'lllinisterium 
eine gute Ergänzung .der an sich sehr sinn­
vollen Maßnahmen des ~atastrophenfonds­
gesetzes sein könnte. (Beifall bei der FPtJ.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mebr 
gemeldet. Die Debatte ist ,g,eschlossen. Schluß­
wort wird nicht Igewünscht. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n 9 über 
den Gesetzentwurf sowie Titel und Eing,ang 
in 1228 der Beilagen. 

Ich ersuche jene Damen /Und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Es wird die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung beantra'gt. - Ein Einwarntl wir nicht 
erhoben. 

Ich hitte daher jene Damen und Herren, 
die auch in dritter Lesung dem Ges·etzentwurf 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - In dritter Lesung e i n­
s t i III m i g ·a n gen 0 m m e n. 

Der vorlieglende GesetzeI1ltwurf sielht 
vor, daß der Bundesminister für Finanzen 
ermächtigt wird, dem MmchJwirt'schaftsfoncts im 
Jahre 1974 einen Ziuschuß bis zum Gesamt­
betrag von 506 Millionen SchilHI1Ig zu gewäh­
ren. 

Der Finanz- und Budgetausscbuß hat den 
erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sit'Zung 
am 3. Juli 1974 beraten. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf ein1stimmig angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschußstellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolile dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (1160 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialidelbatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Vlir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g über den Gesetzentwurf sowie Tite'l 
und Eingang in 1160 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung ,geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Es wird die dritte Lesung sofort verlangt. -
Einwand wird nicht erthoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegeI1Jden Gesetzentwurf auch ,in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erhe'ben. - Auch in dritter Le1sung 
ein s t i 'In m i 9 a n 'g e n 0 m m e n. 

6. Punkt: Bericbt des Finanz- und Budget­
aussdlUsses über die Regierungsvorlage 
(1191 der Beilagen): Bundesgesetz betreffend 
die Ubernahme der Bundesbaftung für An­
leihen, Darlehen und sonstige Kredite zur 
Ermöglichung algerischer Erdgaslieferungen 
an österreich (Erdgasanleihegesetz 1974) 

(1230 der Beilagen) 

5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
aussChusses über die Regierungsvorlage 
(1160 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz vom 8. November 1973 be-
treffend die Bededmng des Abganges des Präsident: Wir ,gelangen zum 6. Punkt der 
Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1974 Tagesordnung: Erdg,asan:leiJhegesetz 1974. 

abgeändert wird (1229 der Beilagen) Berichterstatter ü.t der Herr Aibgeordnete 
Präsident: Wir .gelangen zum 5. Punkt der Josef Schlager. Ich bitte um den Beridlt. 

Tagesordnung: Änderuilig des Bundesgesetzes 
betreffend die BededmlI1lg des AJbganges des 
MilchwirtschaftsfonJds im Geschäftsjahr 1974. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Kern. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu be­
richten. 

Berichterstatter Josef Schlager: Herr Präsi­
dent! HOIhes Ha1lls1 Bel'lücht des Finanz- und 
BUdJgetausschusse,s über die Regierungsvor­
lage (1191 der Beilagen): BUI1Jdeslgesetz be­
treffend die Ubernahme der Bundeshaftung 
für An'leihen, Darlehen und sonstige Kredite 

779 
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Josef Sdllager 
zur Ermöglichung algerischer Erdgaslieferun­
gen an Osterreich. 

Durch den vorlieg,enden GesetzentIwurf solLl 
der Bund al,s Bür!Qie und Zalhler bis zu einem 
Ge'samtbetrag von 3,5 Milliarden Schilling an 
Kapital und 3,5 MilHa'foen Schi'~ling an Zinsen 
und Kosten rur An'leihen, Darleihen unldson­
stig,e Kredite, die von der Austria Femg,as 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zur Mit­
fißlanlZierung von Erdgasanlagen in AIlgerien 
aufgenommen werden, die HaftUJIl'g ülber­
nehmen. 

Der Finanz- und Budgetaussch'Uß hat den 
erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sit~ung 

am 3. Juli 1974 der VorlberatUiIllg unterzogen. 
Nach einer Dehatte, an der sich -außer dem 
Berichterstatter die Ahgeordneten ODr. Neu­
ner, Dr. Marga HUlbinek und Dipl.-Irug. Doktor 
Zittmayr 'sowie der BU!ndesminister für 
Finanzen beteiligten, wurfde der Gesetzentwurf 
mit Stimmeneilß!he~li'gkeit -angenommen. 

Der Finanz- und Budg.etausschuß steHt somit 
den An t r a 'g, der Nationalrat wolle leiern von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (1191 der Beilagen) samt Anl'age die 
verfassuIllgsmäßi'ge Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, be'antrag'e 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
a'bzuf,ühren. 

Präsident: Wortmelldungen Hegen keine vor. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n 9 über den Gesetzentwurf ,sowie Titel 
und Eingang in 1191 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen 'Und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmuntg g,eben, sich von den Sitzen 
21U erheben. - E1nstimmi,g angenomm.en. 

Es wird verlangt, die dritte Lesung 'sofort 
vorzunehmen. - Einwand wird nicht erhoben. 

Wer diesem Gesetzentwurf auch in driUer 
Lesung die Zustimm'Unggibt, mö,ge sich vom 
Sitz el1heben. - Danlke . .Das ist auch in dritter 
Lesung e i in s tim m i 'g ,a n gen 0 m m e n. 

'1. Punkt: Berhitt des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag 121/A (11-3519 
der Beilagen) der Abgeordneten Dr. Tull, Dok­
tor Mussil, Dr. Stix und Genossen betreffend 
ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das 
Ausfuhrförderungsgesetz 1964 geändert wird 

(1231 der Beilagen) 

8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 122/A (11-3520 der 
Beilagen) der Abgeordneten Dr. Mussil, Dok­
tor Tull, Dr. Stix und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Ausfuhrfinan­
zierungsförderungsgesetz 196'1 geändert wird 

(1232 der Beilagen) 

Präsident: Wir g,elang,en nunmehr zu den 
Punkten '1 und 8, über die die Debatte unter 
einem ahgemhrt wird. 

.Es sind dies die Berichte des F'inanz- und 
Buldgetaussdlus:g.es ,über 

den Antrag 121/A der Abgeordneten Dokrtor 
TuB, Dr. Mussil, Dr. Stix und Genossen be­
treffend ein Bundesverfassung-sgesetz, mit tlem 
das Ausfuthrförderungsgesetz 1964 geändert 
wiI1d, und 

den Antra!g 122/A der AJbg,eordneten Doktor 
Mus'sil, Dr. TuU, Dr. Stix und Genossen 'be­
treffend ein Bundesg,ese~z, mi,t dem das Aus­
fuhrfiDtaDlZierungsförderungsgesetz 1967 ge­
ändert wird. 

Berichterstatter zu Punkt 7 ist der Herr 
A'bgeordnete Wielandner. Ich ersuche um 
seinen Bericht. 

Berichterstatter Wielandner: Ich !berichte 
über den Antrag der Albgeordneten Dr. TuU, 
Dr. Mussil, Dr. Stix unti Genossen betreffend 
ein Bundesrverfa,ssung'sgesetz, mit dem das 
Ausflilhrförderungsgesetz 1964 g-eändert wird. 

tDie Abgeordneten Dr. Tutll, Dr. Mus s<il , 
Dr. Stix und Genossen halben in der Silt~ung 
d-es Nationalrates am 26. Juni 1974 den obge­
nannten Initiativantrag, der dem Finanz- und 
Budg,etausschuß zugewiesen wurde, einge­
bracht. Dem vorliegenden Gesetzesantrag He­
gen folgende Ellwägungen zugrunde: 

Die Wirksamkeit des AusfuJhr.fiörderungs­
gesetzes 1964 erlischt am 31. Dezember 1974. 
Die nach diesem Bundes-geset'z übernommenen 
Haftungen haben für die ZUkunft des öster­
reichischen Exportes große Bedeutung. 

tDa's Bundes.gesetrz in der geltenden FassuIllg 
soll nun gleichzeitig mit dem Aus,futhrfinan­
zierung'sförderung-sgesetz um weitere fünf 
Jahre verlängert und der Haftungsr1ahmen von 
35 MilliaI1den SchiHingauf 45 Milliarden Schil­
liIl!g erhöht /Werden, um der steigenden Nach­
frage nach Exporbgütern g,erecht ,zu werden. 

Durch diese Erhöhung des Haftungsrahmens 
um 10 Mililiarden Schilling wird sich auch eine 
wesentliche El1hohun'g der Einnahmen aus dem 
Haftungsentgelt ergeben. Diese Mehreinnah­
men werden wie bisher den Fina'Ilzierungs­
erleichterungsaktionen nach § 8 Au sfU'hrför­
derungsgesetz 1964 in der g.elbenden Fassung 
zufließen. Bekanntlich 'stehen diese seit den 
Novellen zum Ausfuhrförderungsg,esetz 1964 
im JaJhre 1970 der F'örderung der Ausfuhr­
finanzierung zur VerfÜlgung, sofern sie nicht 
zur Schadenszarhlung benötigt werden. Rück­
flüss,e aus SchadeI1sza:hlungen fließen 
wiederum den aus den HaftuIlJgseIl!t'g'eltenge-
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Wielandner 
bildeten Rückstel'luiligen 'zu. Sie stehen somit 
neuer1lich für die Aus,fuhrfinamierung und 
für Schaden~alh.lungen zur Verfügung. 

Weiters soll die Finanzierung von Ausfuhr­
geschäften dadurch erleichJtert werden, da'ß 
WechselWrg'schaften des Bundes auch ahne 
gleichzeitig,e Garantie des GrundgeschäJftes ,er­
möglicht werden. 

Der Finaruz- und Budget'ausschuß hat diesen 
Initiativantrag ,in seiner SitzuIljg am 3. Juli 
1974 in AruwesenJheit des Bundesministers für 
Finamen Dr. Andrasch in Verhandlung ge-
nommen. 

Als Er:gebnis ,seiner Ber,atung steHt der 
Fina-nz- und Bud:getausschuß den A nt r a: g, 
der Nationalrat walle dem dem Ausschuß'­
bericht ,ang,eschlossenen Ges,etzentwur,f die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Sollten Wartmeldungen varliegen, ,bean­
trage ich, General- und Spezialdelbatte unter 
einem ,abzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir gelaIlJgen nunmehr zur Ab s t i Im­

m u ng, die ich über jeden der beiden Gesetrz­
entwüde ,g,etrennt vornehme. 

Zum Geg,enstande spra.ch außer dem Bericht- Wir gelangen varerst 'Zur .Albstimmung über 
erstatter der Abgeordnete Dipl.-Ing. Doktor den Entwu:r:f eines BundeSlVerfassungsgesetzes, 
Zittmayr. milt dem das Aus,fuhrförderungsg,ese1:iz 1964 

geändert wird. 
Bei der A'bstimmung wurde der im Antrag 

121/A enthaltene Gesetzentwur,f in der dem 
Ausschußhericht heigedruckten Fassung mit 
Stimmeneinhelligkeit angenammen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finam- und Budgetaussdluß den A n t rag, 
der Nationa'lrat woUe dem dem Ausschuß­
bericht angeschlos'senen Gesetzentwurf die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Da es sich im vorliegen!den Fail'l um ein 
Bundesverfassungsg,esetz handelt, stelle ich 
zunächst gemäß § 61 .Albs. 2 Geschäiftsardnung 
die AIllwesenlheit der ve~~assungsmäßig vor­
gesehenen Aruz·a:hlld'er Mitglieder fest. 

Ich lasse üJber den 9~genständlichen Gesetz­
entwurf sowie TiteIl und 'Eingang in 1231 der 
Beilagen a'bst,immen unid !biltte jene Damen 
und Herren, die hiezu ihre Zustimmung g,eben, 

Falls Wortmeldung,en vOI1liegen, bin ich er- sich van den Sitzen zu erheben. - Das ist 
mächltigt ~u heantrag,en, General- und Spezial- einstimmig angenammen. 
debatte unter einem durcbrzll~Ü:hren. 

Präsident: Ich ersuche den Herrn Abg,e­
ordneten Dr. Keimel, zum Punlkt 8 zu berichten. 

iBerichterstatter Dr. Keimei: Hohes Haus I 
Ich berichte über den Antrrag der Albg,eord­
neten Dr. Mussil, Dr. Tun, Dr. Stix und Ge­
nossen betreffend ein Bundes'gesebz, mit dem 
das AuSifuhrfinanzierungsförderung,sg,esebz 
1961 geändert wird. 

Der Berichterstatter beantragt die 'safortige 
Vomahme der dritten Lesullig, - Eiruwand 
wird nicM erhoben. Ich Ibitte 'jene Damen und 
Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
auch in dritter LesuIllg,iJhre Zustimmung er­
teilen, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist auch in dritter Lesung Ibei Zweidrittel­
mehI1heit e ,i Ili s tim m i g a n ge n 0' m m e n. 

Wir gelaI1!gen nunmehr zur AJbSltimmung 
über den Entwurf, mit dem da's Ausfu:hrfinan-

Die Abgeardneten nr. Mussil, Dr. Tull, Dok- zierungsförderung,sgesetz 1961 g,eändert WÜ1d, 
tor Stix und Genassen haben in der Sitzung sowie Titel und Eingang in 1232 der BeHagen. 
des Natianalrates am 26. Juni 1914 den dbg·e-
nannten Initiativantrag 'eingebracht. Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 

ihre Zustimmung geben, sich van den Sitzen 
>Durch die ste~genden Finamierung,s'bedürf- zu erheben. _ EiIlJstimmig angenommen. 

nisse der Expartwirtschaft wur-de der Haf­
tungsralhmen zur Gäruze ausgeschöpft. 

Es ergibt sich nunmelhr die Notweilidigikeit, 
den HaftuIlJgsr.aihmen des Aus'fuhrfinan­
zierungsförderungsgesetzes van 7 MiHiarden 
auf 20 Mi1liarden SchiHing 'zu er!höhen und 
gleichzeitig das Bundesgesetz um !fünf JaJhre 
bis 'zum 31. Dezember 1980 zu verlängern. 
Im übrigen verweise ich auf den g,edruckten 
Ausschußbericht. 

Bei der Abstimmung wurde der ,im An­
trag 122/A enthaltene Gesetzentwurf in der 
dem Ausschußlbericht beigedruckten Fassung 
mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Es wird ebenfalls die 'sa.fartige Vornahme 
der dritten Lesung verlaugt. - Kein Einwand. 

Ich biltte jene Damen und Herren, die 'auch 
in dritter Lesung dem Gesetzentwurf zustim­
men, sich von den Sitzen zu; eI1heben. - Der 
Gesetzentwurf ist auch in dritter Lesung e i n-
s tim m ig a ng e n 0 m m e n. 

9. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage 
(589 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Landarbeitsgesetz geändert wird (Land-

arbeitsgesetz-Novelle) (1215 der Beilagen) 
780 
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10. Punkt: Beritbt und Antrag des Ausschusses 
für soziale Verwaltung über ein Bundesgesetz. 
mit dem das Mutterschutzgesetz geändert wird 

(1220 der Beilagen) 

Präsident: Wir gel;angen nunmehr zu den 
Punkten 9 und 10 der heutiglen TagestOrdnung, 
über die die Debatte ebenfalls unter einem 
abge:führt wird. Es sind dies: Landarbeits­
gesetz-Novene und A:bänderUJIl!g des M'uHer­
schutz,gesetlZes. 

:Berichterstatter zu beiden PuIllkten ist der 
Herr A:bgeordnete Egg. Ich ersuche um seine 
beiden Berichte. 

BerichterstaJtter Egg: Herr Präsidentl Hohes 
Haus! Ich berichte namens ,des Ausschusses 
für soziale Verwaltung über die Regierungs­
vorlag.e (589 der BeiLagen): Bundesgesetz, mit 
dem das Landar;beitsgesebz geändert wird 
(Lanldarbeitsgesetz-Nove'lle). 

Durch die gegenständliche Regierunglsvor­
lalge sollen vor allem die Voraus>setlzungen 
für die Ratifikation des von der Inter­
nationalen AJ1beit'S'koiliferenz im Jahre 1969 
angenommenen Ubereinkommens NI. 129 über 
die Arbeit-savJsicht in der Land- und Forst­
wirtschaft geschaffen werden. Da es sich hier 
um Angelegenheiten handelt, in denen dem 
Bund nur die Grundsatzgesebzge!bung zu­
kommt, obliegt die Konkretisierung dem Lan­
desgesetzge'ber. Diesem wird es insbesonidere 
obliegen, die Hestimmung,en über die Art der 
Verständigung der Dienstnehmer von der 
Gegenwart der. Organe der Land- und Forst­
wirtscha.ftsinspektion und über die Follge der 
Mitteilurug der von diesen ge1troffenen Maß­
nahmen an die Dienstnoomer vorzusehen. 
Auch hinsichthch der Strafisätze legt der vor­
lie.gende Gesetzentwurf nur das Höchstausmaß 
fest. Von der Aufnahme der in der erwähnten 
internationalen Urkurude vorg:esehenenMög­
licbikeit einer VerW1arnung wurde abgesehen, 
und es bleirbt der Ausf,Ülhrung'sgesetlzgeibung 
üherlas1sen, eine solche Möglichkeit vorzu­
sehen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstrwirtschaft 
hat in seiner Sitzung ·am 22. Feber 1974 be­
sdrlos:sen, die gegenständliche Regierungsvor­
lage wolle nicht im Ausschuß für Land- und 
Forstwirtschaft, sondern im Ausschuß für 
soziale Verwaltung vonberaten werden. Der 
Nationalrat hat diesen Bericht (1062 der Bei­
lagen) zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für sozia'le Verwaltung hat 
die gegenständlkhe Regierungsvorlage in 
seiner Sit'Zung am 28. Juni 1974 in VeI1hand­
lung genommen. In der Debatte, an der sich 
die A!bgeordneten Dr. Halder, Maria Metzker, 
Wedenig, MeUer, Dr. Schwimmer, Ausschuß­
obmann Abgeordneter Pansi sowie Vizekaml-

ler und Bundesminister für soziale Venwaltung 
Ing. Häus,er beteiHg{en, wurden von den A:b­
geordneten PaI1lSi, Wedenig, Me'lter bezie­
hungsweise Egg, Wedenig, Melter gemein­
same Abänderurrgsanträge 'zu Art. I bezie­
hungsweise Art. IV eingebracht. Bei der Ab­
stimmung wurde die Regierungsvorlage unter 
Berücksichtigung der ob genannten Abo. 
änderungsanträge einst,immig angenommen. 

Zu den Albänderurugen gegenüber der 
Regierungsvorla:ge wind auf den vorliegenden 
Bericht (Zu Artikel I Z. 1 bis 13 und zu 
ArtJikel I Z. 24 verwiesen. 

Alls Ergebnis seiner Beratung stellt' der Aus­
schußfürsOJZiale Verwaltung somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem 'Vorg,elegten 
Gesetzentiwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

FalLs Wortmeldungen vorliegen, wird bean­
tragt, General- und SpezLal'debatte unter einem 
a:bzu~ühren. 

Ich berichte, wie vorgesehen, namens des 
Ausschusses für soziale Verwaltung als näch­
stes über den EntiWuflf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Mutterschutz.gesetz geändert wird. 
(Präsident Dr. Mal eta übernimmt den Vor­
sitz.) 

Im Zuge der Beratungen des Sozialaus­
schusses rüber die Regierunglsvorlage betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Land­
arbeitsgesetz geändel1t wird (Landarbeits­
gesetz-Novelle) (589 der Beilagen), wurde von 
den Abgeordneten Mari'a Metziker, Dr. Schiwim­
mer, Melter und Genossen ein AntrCllg gemäß 
§ 19 Albs. 1 Geschäftsordnun:g eingebracht. 
Dieser Antrag sieht eine Abänderung des 
Mutterschutz,gesetzes vor. 

Nach einer Debatte, an der sich die Albge­
ordneten Dr. Halder, Maria Metzker, Wedenig, 
Melter, Ausschußobmann P,ansi sowie Vize­
kanzler und Bundesminister für soziale Ver­
waltung Ing. Häuser heteiligten, wunde ein­
stimmig beschlos,sen, dem Hohen Hause die 
Annahme des genannten Gesetzentwurfes zu 
empfehlen. 

Zu den Bestimmungen des Gesetzentwul1fes 
wird auf den vorliegenden Bericht zu § 1 
Abs. 3, zu § 14 .Ä'bs. 4, zu § 17 lit. f, ,zu § 40 
Abs. 2 Z. 3 und zu § 40 Albs. 3 verwiesen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß flÜr ,soziale VerwaHung somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem vorgelegten 
Gesetzentwurf die verflassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Falls :Wortme:ldungen vorlieg.en, wird 
General- und Spe,zialdebatte unter einem be­
antragt. 
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Präsideilit Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- unld Spezial­
debatte unter einem vorzune!hmen. - Kein 
Einwand. Wir gehen somit in die Debatte 
ein. 

Als erster zum Wort gemeldet 1s:t 'der .A!bg,e­
ordnete Dr. Schwimmer. Ich erteile HS ~hm. 

.A!bgeordneter Dr. Schwimmer (OVP): Hohes 
Haus! Der NoveNe zum Landarbeitsg,esetz, die 
zur Verhandluilig steht, .gibt die OVP-iFraktion 
gerne ihre Zustimmung. 

Neben den Dienstnehmerschtuta:.vorschriften, 
die schon 7JWei Jahre lang unerledigt im Hause 
la9"en, werden durch einen gemeinsamen Ab­
änderungsantrag, also durch eine Tätigkeit 
des Parl,aments, auch die verbesserten Mutter­
schutzvorschriften in die NoveUe miteinbe­
zogen. WÜ können daher, dank der Initiative 
des Plarlameilits und nicht der Regierung - das 
möchte ich betonen -, eine 'Politik fortsetzen, 
die immer die Zustimmung der OVP g,efunden 
hat, nämlich eine fort·schrittliche GrundsaltJz­
gese~g,ebung auf dem Gebiete des Land­
arbeitsrechtes. 

Die sozialistJisch,e Regierung hat es damit 
nicht sonderlich eilig. Der Herr Abgeordnete 
Pansi hat erst vor wenigen Tagen sehr viel 
von der Säumigkeit, von Ver'späturrgen, Ver­
zögerungen der Länder in der Ausführungs­
g,esetzgebung gesprochen. Ungefähr zwanzig­
mal hat er diese Worte in seiner Rede ge­
braucht, auch die SäumigkeH der Regierung 
hat er ailigesprochen, dabei aMerdings nur Aus­
flüchte gebraucht. Das heißt, er hat die Regie­
rung gar nicht in Schutz genommen, sondern 
nur den Sozialminister und sich zum Teil 
sogar auf den Landwirtschaftsminister der 
SPO-Reg,ierung ausgeredet, die Verant­
wo:r;tung auf ihn 'abgeschoben, weil der Sozial­
minister erst seit dem 1. 1. 1974 zustäIlldig sei. 
Die gleichzeitige Erstellung von Entwürfen 
für LandalI1beitsgesetznovellen, hat der Herr 
Abgeordnete Pansi damal,s ausgefülhrt, sei 
da'her nicht immer möglich gewesen. Mit der 
Kollegialiität in dieser SPO-IRegierung kann es 
alleI1dings nicht sehr weit her sein, wenn das 
so ist. 

Dem Sozialminister war ja schon lange he­
kannt, daß er die Kompeteiliz 'für das Land­
a,rbeit·srecht bekommen so:lle. Es hat ihn nie­
mand daran ,gehindert, etwa beim Arbeits­
verfassung1sgesetz, beim iEntgelltfortzaJhlungs­
gesetz oder bei der Mutterschut~g!esetznove'lle 
die entsprechenden Novellen zum Land­
arbeitsgesetz synduon ausarbeiten zu lassen 
und s,ie dem Landwirtschaftsminister koUegial 
zur Verfügung zu steHen. Das wäre ein echter 
Beweis der von der SPO behaupteten Sorge 
um das soziale Wohl der Land- und Forst­
ar,beiter gewesen. 

So i'st das Landarbeitsrecht für die 
Sozialisten nur dann interessant, wenn es 
darum geht, Länderkompeteilizen zu beschnei­
den oder aber die Eig,enständigkeit der Land­
und Fors1arbeiter laIs soziologische Gruppe 
im Arbeitsrecht überhaupt in Frage zu steHen. 
Der Herr Albgeordnete Pansi hat zwa·r auf ein­
stimmige Besch!lüsse im Osterreichischen Ge­
werkoschafts'bund bezüglich der Verbund­
li dlU ng des Landarbeitsrechtes ver:wiesen. 
Ich möchte gar nicht bestreilten, daß die ge­
teilte Kompetenz im AI!beitsrecht Probleme 
aufwirft. Das bundesstaatliche Pr,inzip unserer 
Bundesverfassung ist s,icher kein bequemes 
Prinzip. Das 'gilt a;ber genauso für da's demo­
kratische Prinzip. Weil es anders einfacher 
wäre, dürfen wir genauso wenig auf das 
föderalis,tis,che Prül!zip so einfach verzichten, 
wie sicher niemand auf die Idee käme, das 
demokratisrn:e Prinrzip der Verfassung in Frage 
zu stellen. 

Wer eine Neuordnuilig des Landa'rbeits­
rechtes in kompetenzmäßiger Hinsicht an­
strebt, kann es sich daher nicht so einfach 
machen, wie es vom Abgeordneten Pansi 
immer wieder darg<estellt wird. Vor allem 
sind die in ihrer überwiegenden Mehrheit 
nicht sozialis:tischen Land- und Forstarbeiter 
seit der Zerschl,agung ihrer Sozialinstitute 
durch die 29. ASVG-Novelle den sozialisti­
schen Vor'stellungen gegenÜlber Isehr, selhr vor­
sichtig geworden. Und das leider vollkommen 
zu recht. 

Die Probleme sel'bst möchte ich g,ar nicht 
bestreiten, ich mömte auch keinesweg,s eine 
da und dort vorgekommene Säumnis in der 
Ausffihrungsgeset'zgebung in Schutz nehmen. 
Aber eine Ansicht möchte ich hier mit allem 
Nachdruck vertreten, die sich aus dem bundes­
staatlichen Prin~ip unserer Verfas'sung ergibt. 
Bevor man im Nationalmt, also auf der Ebene 
des Bundesgesetzgebers, den Ländern wegen 
der Aus.~ü.hrungsgesetJzgebung Vorwürfe 
macht, wie es der Herr Abgeordnete Pansi 
getan hat,soHte der Bundesgesetzgeber im 
eigenen Bereich nach dem Rechten seheu, 
sprich nach der rechtzeiUgen Grundsa'bzge'setrz­
gebung im Bereich des Landalrbertsremtes. 

Ich darf dalher den 
schließungs,ant:rag zur 
Nove~le vortragen: 

folgenden Ent­
Landarbeits:gesetz-

E n t s chI i e ß u n g 's a n t rag 

der Abgeordneten Dr. Schwimmer und Ge­
nossen zu 589 der Beilagen in der Fassung 
des Ausschuß'berichtes 1215 der Beilagen 
(Landanbeitsgesetz-N ovelle) betreffend 
rechtzeitige Ers:tellung von Entwürfen und 
Regierungsvorlagen auf dem Gebiete des 
Landarbeitsrechtes. 

114. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 85 von 100

www.parlament.gv.at



11330 Nationalrat XIII. GP - 114. Sitzung - 12. Juli 1974 

Dr. Schwimmer 
Der Natiünalrat wülle besch:ließen: 

,.,Angesichts der Tat,s:ache,daß unter der 
derzeitigen Bundesregierung die analügen 
Vürlagen fiür NoveHierungen des Land­
·arbeitsrechte,s r,egelmäßig erst Iwesenltlich 
später alls die entsprechenden Entrwül1fe im 
Ra'hmen des gewerblichen Arbeibsrechtes 
Ivür,gelegt werden, wird der BunJdesminister 
:für süziale Verwaltung aufgefürdert, in Hin­
kunft die nübwendigen EIlltWiüme :für Grund­
Isatz'gesetze auf dem Gebiete des Land­
al1beitsrechtesgleichzeitig mit den analo.gen 
lEntwürfen für arbeitsrechtliche Gesetze, die 
unter die Bundeskompetemfallen, zur Be­
gutachtung 'zu versenden und auch die ent­
sprechenden Regierungsvor:Lagen gleichzei­
tig dem Hohen Haus zuzuleiten." 

Mit e,iner Zustimmung IZU diesem Entschlie­
ßung'santrag und vür allem mit einer Befül­
gung dieses Antra:g'e.s in der Regierun9lspolitik 
könnte die Linlke dieses Hauses heweisen, 
daß es jlhr mit einer Gleichib~handlung der 
Land- und FürSrtarbeiter mit deru übrigen 
AIibeitnehmern in der IPrivatwirtschaft ,ernst 
ist. Bisher kann ich mich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß die Land- und FürstaTibeiter 
wie alle anderen 'Be:völikerungsgruppen, die 
mehl1heitlich nicht soz~alistisch wäJhlen, von 
der SPO.JRegierurug nur als StaatsbüDger zwei­
ter Klasse Ibehandelt werden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs-
antrag der Abgeordneten Dr. Sch!w.immer und 
Genüssen, der ver:lesen wurde, ist genüg.end 
untersbützt und steht daher mit in VeIihand­
luJlig. 

Als nächster zum Wünt gemeldet ist der 
Abgeürdnete Pansi. Ich ertei'le es ihm. 

Abgeordneter Pans i (SPO): Hohes Haus! 
Meine Damen und Heuen! Ich freue mich, 
daß es eine MöglichJkeit -gegeben hat, die 
Mutterschutzlbestimmungen auch für die Land­
ar:beiteriImen ;fr!Ülher ,wiIlk's:am werden lassen 
zu können,sofern die -Länder ihre Pflicht 
erfüllen, als es urspr'üngHch vürgesehen war. 

Dem Külllegen ISchwimmer dal1f ich eines 
sagen: Ich habe nicht die Igeringste Veranlas­
sung geha'bt, dem Landlwirtscha.ftsmini'ster 
Vül1würfe zu machen, weil wir im Jahre 1972 

{frei Novellen zum LandarbeitsgesetJz besch'los­
sen haben, zwei ,genau gleichz-eitig mit ähn­
lichen Regelungen für das 'allgemeine Arbeit,s­
recht und eine eine Wüche später. Aber ich 
habe gestern schün darauf hingewiesen, daß 
die Länder trützdem sehr säumig geworden 
sind und daß Voradberg 25 Münate und TirO'I 
30 Münate gelbr,aucht hat, die Ausführungs­
gesetze :zu !beschließen. (Zustimmung bei der 
.SPO.) 

Ich will mich heute we:gen der vÜI1geschrit­
tenen Zeit - alle warten 'auf den Zug - nicht 
näher mit Lhnen auseinanders'etzen, Herr Kül­
lege SchJwimmer, alber wir ;werden bei nächst­
bester Gelegenlheit genug Zeit haben, das zu 
tun. 

Ich versichere Ihnen nur e,ines: daß wir als 
GeweI1kschaft der Arbe1ter in der Lanid- und 
Forstwirtschaft ;grundsät1zlich nur Besch;lüsse 
fa'ssen, die iIn Interes'se der Land- und Fürst­
arbeiter He,genl (Beifall bei der SPO.) Wir 
stellen nie optische Anträge, wie Sie das tun, 
denn das ist ein rein opHscher Antrag, um vün 
der Säumigikeit der Länder ahzulenlken. 
(Wi.derspruch des Abg. Dr. G r u b er.) 

Sie können versichert sein, daß das Süzial­
ministerium in Zukunft, sofern das mög,lich 
ist, gleich;zeitig mit anderen Gesetzen ,auch 
Novellen zum Landar:beitsgesetz vo.rle9len 
wird. Wir brauchen daJZu keine Aruffmderung 
vün Iihnen unld werden daher Ihrem ArutDag 
auch nicht 'zustimmen. (Beifall bei der SPtJ. -
Abg. Dr. G r u b er: Sehr nützlich!) 

Präsident IDr. Maleta: Zum Würt ist niemand 
rnehrgemeldet. iDie DeJbatte ist gescb!l'Ossen. 
- Der Herr Bericht,erstatter verzichtet 'auf 
das Schlußwürt. 

Wir 'gelangen zuerst zur A b s tim m u n 9 
über den Entwurf der Landarheitsge'setz­
Nüvelile sowie Titel und IEiI1!g,ang' ,in 1215 der 
BeHa:gen. 

,Ich 'bitte jene Damen und Herren, die hie,zu 
ihre Zustimmung 'geben, sich vün den Sitz·en 
zu erheben. - Einstimmig ,angenümmen. 

!Der Herr Berichterstatter beantnagt die 
sofürtige VürIl!aJhme der dritten :Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte sOImit jene Damen un!d, Herren, 
die dem vürlie'gentden Gesetzentwur,f auch in 
dritter Lesung jJhre Zustimmung erteilen, sich 
vün den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
Ein s t t m m i 9 k e i t fest. Der Gesetzent­
WUI'f ist auch in dribter ILesung an gen 0. m­
men. 

Wir gelanyen nunmehr 'zur Abstimmung 
über den Ent,schließuIl!gsantrag der Abgeord­
neten Dr. SchwiInmer und Genossen betreffend 
rechtzeitige Erstellung von Entwürfen und 
Reg.ierungsvürlagen auf dem Ge:biete des 
Landarbeitsrechtes. 

Ich biUe jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen .zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. Ab 9 e'1 eh n t. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Entwurf, mit dem da's Mutterschutzgesetz 'ge­
ändem wifid, sO/wie Titel und Eingang in 
1220 der BeilCilgen. 
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Präsident Dr. Maleta 
,Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 

ihre Zustimmung geben, sich von den SitlZen 
zu erheben. - ,EiIlJstimmig angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich 'bittte jene Damen und Herren, die dem 
vorlie'genden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung iJhre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu eJfuelben. - Ein s ti m m i g ange­
nommen. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung an gen 0 m me n. 

11. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag 119/A (11-3465 
der Beilagen) der Abgeordneten Eridl Hof­
steUer, Melter und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz über die Mitwirkung von 
Arbeitnehmervertretem im Au:{sichtsrat der 
"tJsterreichlsdle Elektrizitätswirtschaft-
AktiengesellsdlaUu (Verbundgesellschaft ) 

(1216 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
11. Punkt der Tagesordnung: Miltwil1kung von 
Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat der 
"Osterreichische ElektrizitätSlWirtschalft-tAG" 
(VeI1bundgesellschaft) . 

Berichterstatter ist der A:bgeordnete Hell­
wagner. Ich Ibitte um den Bericht. 

Berichterstatter Hellwagner: Hohes Haus! 
Herr Präsident! Am 21. Mai 1974 haben die 
Abgeordneten Erich Hofstetter, Melter und 
Genossen den gegenständlichen Initiativ­
antrag im Nationalrat eingebracht unld begrün­
det. 

Der vorlieg.ende Antrag will eine Rechts­
grundlage~ür die Entsendung von AI1beit­
nehmervertretern in den Aufsichtsrat der Ver­
bundgesellschaft unter BerücksichUgung der 
besonderen Verhältnisse in der verstaat­
Hchten Elelktrizitätswirtschaft schaffen. Die auf 
Grund des § 5 A'bs. 2 des 2. Verstaatlichungs­
gesetzes im Aufsichtsrat befindlichen, von der 
Hauptversammlung zu wählenden Arbeit­
nehmervertreter sollen auf die vom Zentral­
betrie:hsrat .zu entsendenden Arbeitnehmer­
vertreter nicht angerechnet werden. 

Der Auss·chuß für soziale Verwa1lturug hat 
den gegenständlichen Antrag in seiner Sitzung 
am 28. Juni 1974 der VOflbelhandlung unter­
zogen. Nach einer Debatte, an der sich die 
Abgeordneten Ur. Hauser, Wedenig, HeUw,ag­
ner, Dr. Schwimmer, Melter, Dr. Fleischmann 
und Köck sowie Vrzekanzler und Bundes­
minister 'für soziale Verwaltung lug. Häuser 
betemgten, wurde mehrstimmig beschlossen, 
dem Hoihen Hause die AnnaJhme des gegen­
stän'dlichen Gesetzentwurfes zu empfeihlen. 

Als Ergebnis seiner 'Beratung 'steHt der Aus­
schuß für soziale Verwaltung somit den A n­
t r a 'g, der Nationa'lrat woUe Idem dem schrift­
lichen Ausschußbericht angesch'lossenen Ge­
setzentwurf die verfassung,smäßige Zustim­
mung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, habe ich die Vol:lmacht 'Zu beantTaJgen, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen. 

·Präsident Dr. Maleta: Der Herr 'Berimt­
erstatter beantra.gt, General- und Spezial­
debatte unter ·einem vorIZunehmen. - Kein 
Einwand. 

WÜ gehen in die Debatte ein. 

ALs erster 'zum Wort gemeldet ist der Ahg,e­
ordnete Dr. Schwimmer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (OVP): Hohes 
Haus! LeiJder ist dieses Geset,z wieder eine. 
Gelegenlheit, wo die Sozialisten unter dem 
Deckmanteli angeblicher Ar:beitnehmermit­
bestimmung bloß machtpolitische Interessen 
der SPO oder bestimmter Gruppen in der SPO 
verwiI1klichen wollen, so wie wir es beim 
Mini'sterialentwurrf zum Artbeitsver,fassungs­
gesetz oder beim Sta:hlfusionsgesetz erlebt 
haben. 

Die Veroundgesellschaft, um die es hier 
geht, ist bei der Beschlußfassung über die 
Sozialpartnerfassung des AIibeitsverfassungs­
gesetzes mit gutem Grund aus den AUirsichts­
ratsbestimmungen der Arbeitsverfassung aus­
genommen worden. Die Verbundgesellschaft, 
geschaffen durch das 2. VeflSta,atlichungs­
gesetz, ist nämlich kein x-beliebi,ges privat­
wirtschaftliches Unternehmen, sondern ein 
Treuhänder der Republik Osterreich in wich­
tigen energiepolitischen Fragen, zum Beispiel 
etwa auch Ibei Stromlieferung,sverträgen und 
-transportvemrägen gegenüber dem Ausland 
oder, was die Verwaltung der Bundesanteile 
betrifft, g·egenüber den Landesgesellschaften 
und den Bundesländern. 

Den Aufsichtsrat der Verbundg,esellschaft 
hat man daher 'seinerzeit nicht einfach nur aus 
Vertretern des Eigentümers Bund zusammen­
gesetzt, sondern man 'hat dem Bund seLbst 
als Eig,entümer nur ein Drittel im Aufsichtsrat 
eingeräumt, ein Drittel der Aufsichtsratsmit­
glieder wurde und wird von den Ländern 
gestellt, während man schon im Ja'hre 1941 
das restliche Dritte'l Vertretern der Konsu­
menten, repräsentiert durch die öffentlich­
rechtlichen Interessensvertretungen, und ~wei 
Arbeitnehmervertretern aus der Elektri~itäts­
wirtschaft mit vollen Rechten als Eigentümer­
vertretern eing,eräumt hat, und dazu sind nach 
dem Betriebsrätegesetz noch Zlwei Betr.iebs­
ratsvertreter gekommen. 
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Dr. Sdawimmer 
Noch im Vorjahr war den Sozialisten ibeim 

Arbeitsverfa,ssungsgesetz klar, daß man diese 
Gesellschaft !besonderer Art IlJicht über einen 
Leist,en mit allen anderen privatwirtschaft­
lichen Aktiengesellschaften scheren kann, son­
dern daß hier eine genaue Uiberlegung not­
wendig ist und eine besondere Reg,elung für 
die Veflbundg'esellsma:ft erforderlich g'ewesen 
wäre. 

Als wir aber jetzt über diese Regellung 
ver.handeln wollten, die der Ver1bundg,esell­
schaft und ihrem lausgewogenen Aufsichtsrat 
mit einem Dritte:! Bund, einem Drittel Landes­
vertretern, einem Dr,ittel Konsumenten- und 
Arbei,tnehmervertretern adäquat ist, haben 
uns die Sozialisten immer wieder starr ent­
gegengehalten: Wir können die Verbund­
geseHschaft nicht anders behandeln als die 
Betriebe, die dem Arbeitsverfassungsiges,etJz 
unterlie:gen. Bei der VerbundgeseHschalft wäre 
keine andere Behandlung möglich 'gewe'sen. 
Die Sozialitsten hruben uns erklärt, das gibt es 
nichIt, dJaß eine Ges'ellschaft anders be!handelt 
wird. Daß es das 'sehr wohl gilbt, wenn es der 
SPO nützt, daß man eine Gesel:lscha'ft -anders 
behandelt, haben wir erst vor wenig,en Talgen 
hier miterle!ht. Im letzten Augenblick halben 
Sie dem Betriebsrat des Osterreichischen 
Rundfunks einen Vertreter im Kuratorium 
weggenommen und den Plat'Z der Regierung 
übertragen, nur damit die C1Jbso'lute Mehrheit 
der SPO im Kuratorium des OsterreicMschen 
Rundfu~s g,esichert ist. 

,Wenn es um Machtfl1agen der SlPO geht, 
kann man es sehr wolhlanders rege!lnals mit 
der Drittelvertretung, und wenn es um Macht­
fragen der SPO geht, dann wird eben stur 
die DritteIlvertretung, auch wenn sie auf 
Grund der Konstruktion des Aufsidüsrates 
übevhaupt nicht paßt, durchgezogen. (Beifall 
bei der avp.) 

Wir wiSISen sehr genau, daß der Betriehsrat 
der Verbundgesellschaft selbst am liebsten 
den Status quo nach. dem Betriebsrätegesetz 
gehaJbt hätte mit zwei Betriebsratsverrtretern 
mit vollen Rechten im Aufsichtsrat, was beim 
Drittel ja nicht gegeben ist, daß sich aber hier 
offensichtlich eben die Macb:tpoHtiker im Hin­
tergrund durchgesetzt haben. So kann man 
Mitbestimmungspolitik nicht Ibetreiben. 

Wir haben beim AIIbeitsver.fassungsgeset'Z 
leider schon erlebt, daß Sie für Fragen der 
Mitbestimmung des einz€lnen Arbeitnehmers 
am Arbeirt:splatz kein offenes Ohr gehabt 
haben, daß es Ihnen nur um forma'le Frag,en 
geht. 

Ich wil'l diesen Vorwur'f bei Gott nicht allen 
Sozialisten machen, ich weiß sehr wohl, daß 
es auch 'Leute gibt, die vernünftige Uber­
legungen anstellen, aiber manche Sozialisten 

haben selhr meI'kwürdilge Vorstellungen von 
der erweiterten Mitbesltimmung der Arbeit­
nehmer. Ich deIllke zum Beispiel an das Fern­
sehinterview des Abgeordneten Hellwagner 
vor wenigen Tagen, der, als er gefraigt wurde, 
ob er mit der Arlbeitsvel1fa'ssung zufrieden sei, 
erklärt hat: Nein, die Arbeitnehmervertreter 
in der Buntmetallindustrie sind nach wie vor 
benachteiligt, weil sie keine Aufsichtsratsent­
schädigung wie 'die Eig-entrümervertreter be­
kommen. - Also darum sollte es bei der Mit­
bestimmung wirklich nicht gehen! 

Wenn wir 'Zu diesem Gesem: nein sag,en, 
dann möchte ich Ihnen zum AbschJluß hier nur 
erklären: Wenn es um eine echte Vel1wirk­
lichung der Arbeitnehmermitbestimrmungg,eht, 
werden Sie immer unsere alktive Mitwirkung 
finden, alb er machtpoliUsche Gelüste der 
Sozialisten werden wir nicht apportieren! (Bei­
fall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort -gemeldet 
hat sich der Abgeortlnete Köck. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Köck (SPO): Herr Präsidentl 
Hohes Haus! Meine sehr Igeehrten Damen und 
Herren! !Bevor ich mich mit den relativ 
aggressiven BemeI1k.ungen und Ausfiührungen 
meines Vorredners Dr. Schwimmer beschäftig,e, ' 
gestatten Sie mir, daß ich mich kurz mit der 
ganzen Entwicklung dieser Frage und dieses 
Problems befasse. 

Liebe Fr,eunde! Ich möchte mich bemühen, 
um nicht alle IIhre Sympatihien zu verlieren, 
mich auch relativ kurz zu fa·ssen. 

Mit dem am 14. Dezemlber 1973 von al'len 
Abgeordneten dieses Hauses beschlossenen 
beziehungSlWeilse mit dem ab 1. Juli 1974 in 
Kraft getretenen Arbeitsverfassungsg-eset.z 
konnte für die Arbeiter und Angestellten eine 
weitgehende Verbesserung ge'genüber den 
Regelungen des 'bisher,igen Betriebsräte­
gesetz,es erreicht werden. 

Vor allen Ding,enauf dem Gebiete der 
betrieblichen Mitbestimmung in wirtschaft­
lichen Angelegeruheit,en is.t uns mit der Ver­
ankerung der Drittel'beteiHgung der Arfbeit­
ne:hmervertreter in den Aufsichtsräten von 
Aktiengesellsch.aften, GesmhH und Genossen­
schaften eine Regelung gelungen, die zwar 
nicht gaIllZ unseren Zielvorstel'lungen ent­
sprochen hat, arber doch weitgethend diesen 
Vorstellungen entgegengekommen ist. 

Im § 110 des Arbeitsverfas,sungsgesetzelS 
sind die neuen Mitbestimmungsrechte fest­
gelegt; die Absätze 7 und 8 des § 110 haben 
aber auch einige Unternehmen von einem 
Teil dieses Paragraphen ausgenommen. Zu 
diesen Unternehmen gehörten unter anderen 
die "Vereinigte Osterreichisme Eisen- und 
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Köck 
Stahlwerke-Alpine Montan Alktienges'eH­
schaft", die "Vereil1!igte MetaUweI1k.e Rans­
hof€n~Berndorf AkUeng'esellschaft" und Idie 
VeI1bundgesellscha:ft. Während aber für die 
ersten beiden genannten Ul1!terne'hmen auf 
Grund von Sondergesetzen die Drittelibeteili­
gung in den Aufsichtsräten bereits .beschlossen 
und in Kraft ist, wa,r dies für die Verbund­
gesellschaft nicht der Fall. Es war daher für 
alle im Parlament vertretenen Fraktionen 
relativ klar, daß wir vel1suchen müssen, bis 
Ablauf des Juni 1974 auch fiür diese Gesell­
sch'att einentsprechenldes Sondergese1z zu 
schaffen. (Abg. DI. GI U beI: DeI Juni ist 
aber vOIbeil) 

Ja, wir werden darauf zurückkommen, Herr 
Gruberl 

Wenn wir also für diese Gese:Hschaft, OOr 
dieses Unterneihmen in diesem Ze·itraum keine 
Bestimmunggescbaffen hättel1!, dann wäre für 
dieses Unternehmen der Fall eingetreten, daß 
mit Ausl,aUlfen des Betriebsrätege.setzes eben 
die AI1beitnehmervertretung in diesem Unter­
nehmen keine rechtliche Ba·sis gehabt hätte, 
im Aufsidüsrat ihres Unrt:ernehmens vertreten 
zu sein. 

Es war dalher, wie ich schon gesa'gt habe, 
vorerst einmal für alle drei in dies·em Hause 
vertretenen Parteien klar und unbestritten, 
daß bis 'Zum Auslaufen dieses Gesetzes ein 
Sondergesetz in engster Anlehnung an das 
Arbeitsverfassungsgesetz beschlossen werden 
muß. 

Bei den in der Folge aufgenommenen Ge­
sprächen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren von der Osterreichischen Vo~kspmtei, 
und bei den Verhandlungen zwischen Ver­
tretern Ihrer Partei und den Vert'retern der 
Freiheitlichen Partei sowie unserer Fraktion 
:hat sich allerdings in Kürze g·ezeigt, daß 
zwischen der SPO und der FPO einerseits und 
den Vertretern der OVP andererseits ·sehr 
wesentliche Auffassungsdifferenzen in dieser 
Frage vorgekommen sind. 

Während es nämlich für uns Sozialisten und 
für die Frei!heitlichePartei eigentlich eine 
Selbstverständlichlk.eit war, daß ,für die Ver­
bundgesellschaft zumindest die .Bestim­
mungen des Arbeiltsverfassungsgesetzes in 
Kraft treten soHen, a'lso vor allen Dingen auch 
hinsichtlich der Drittelvertretung im Aufsichts­
rat dieser GeseUsdlaft, konnten sich die OVP­
Vertreter aus sehr fragwürdigen Uberlegun­
gen und Gedanken unserer Auffas·sung eimach 
nicht anschiließen. (Zustimmung bei der SPO.) 

Man hatte übeJ:1haupt den Eindruck, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß Sie 

Richtung, Idie VeIlbundgesetlscha:ftals einziges 
Unternehmen (Ruf bei deI OVP: ORF!) von 
den Vorteilen des Ar.beHsverfassung'sgesetzes 
auszuschließen und rur sie die Bestimmungen 
des Betrie'bsrätegese1zes nach wie vor, vor 
allen Ding·en in wirtschaftlicher Hinsicht, in 
Geltung zu lassen. (Zustimmung bei der SPO.) 

Meine 'sehr geehrten Damen und Herrenl 
Diese RegeluIl!g und diese Vorstellung hätte 
nach un!serer AUffa,ssuIl!g geradezu eine völlig 
unverständliche, kuriose Brüskier:ung für die 
Dienstnehmerve-rtreter und damit für die ge­
samte Belegscha.ft dieser Verbundg€sellsmaft 
bedeutet. Und Sie werden verstehen, daß wir 
SoziaUsten einer derarUg,en BeIlJachteiligung 
einfach nicht unsere Zustimmung geben 
konnten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir konnten auch nicht die Argumentation 
der OVP überhaupt 'akzeptieren, obrwohl wir 
uns Iwirkilich bemmt haben und obrwohl wir 
versucht haben, Lhre Vorstellungen UIlJd Ge­
danken ZiU verfol,gen und z:u erkennen, aber 
es war einfach nicht möglich. 

Welche BedenJken hatte denn die Oster­
reichische Volkspartei überhaupt? Dr. Schwüm­
mer ha,t Ja einLges illl seinen Ausfrührungen 
gesagt. Offiziell waren es sachliche und recht­
liche Bedenken. Man vertrat - ISO wie wir es 
heute neuerlich von Ihillen Igehört haben - die 
Meinung, daß sich mit dem vor;Jiegenden Ge­
se1rzesaJIl1ma'g eliln W~densp'llUch zur Vol,lwilehUlIllg 
des § 5 Abs. 2 des 2. Verstaatlichungs.ge.setzes 
durch die Bundesre.gierung ergeben würde. 
Dies aHendiIlJgs ersch,ien uns jeden/falls als eine 
unrichtige Schlußfolgerung, weil die AufsichtJs­
ratsmitglieder des AktiOlliärs in der Verbund­
gesellschaft na,ch wie vor aluf Grund der 
Hauptvers'ammlUIl!g in den Aufsichtsrat be­
rufen werden lIDd dabei der Kompetenztat­
bestand des Elektrizitätswesens vorliegt, wäh­
rend die Dienstnehmervertreter bislhe·r Uillge­
fäihr 30 Jahre lang auf Grund de's Betriebsräte­
gesetzes im Aufsichtsrat vertreten waren unJd. 
nunmehr nach dem Arrbe1tsverfassuIllgsg.esetz 
in den Aufsichtsl1at delegiert werden sollen, 
wobei eindeutig· wieder der Kampetenrztat­
bestand des AI1beitsremtes vorlieg.t und für 
die VoDLziehung dieses Gesetzes der Bundes­
minister für soziale Verwaltung zuständi,g ist. 

Das zweite A:r'gument der Osterreichischen 
Volkspartei war immer wieder der Hinweis 
bei den Verhandl1ungen, daß mH Beschluß­
fassung dieses Gesetzesantrages der Aufsichts­
rat der Verbun'Cigesellschaft der größte von 
ganz Osterreich weroen würde. 

krampfhaft hier eine Krampflösung suchten. MeLne sehr geehrten Damen und Herren von 
Ihr Streben ging ja bei dem ganzen in der der Osterreichisdlen Volkspartei! Ich habe 
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Köck 
mich nicht der Mühe unterzogen, diese Be­
hauptunJg einer Prüfurug zu unteI"Ziehenj sie 
k,ann stimmen. JedeIllfall's rwird es immer 
wieder eine Aktiengeselllscb!aft ,gehen, die die 
größte ist, aber auch eine Akti engesel:l schaft, 
die die kleiniste iSlt. Ich möchte mit aller 
Deutlichikeit ;t;eststeUen: Wir Sozialisten haben 
niemals eine 'bestimmte Anz·ahJ von Dienst­
nehmerveTtretern im AUJfsichtsrat der Ver­
buoogeseHs'maft v,erlaIllgt. Wir haben immer 
wieder nur :davon gesprochen, daß 'auch für 
diese GeseHschaft die BestimmUIlJgen des 
ArheitsverfassungS'geSietzes gelten sollen, 
nämlich die Drittel'beteiligung im Aufsichts­
rat. 

Und im übrigen, meine sehr ge e'hrt en Damen 
und Herren und vor allem Herr Dr. Schwim­
mer, we'ul Sie das anJgezogen haben: Daß die 
Anzaihl der Aktionärsvertr,eter im A'UJfsichtsrat 
der Verbundgesellschaft heute l1e,lativ 'groß 
ist, ist nicht unsere Schuld'. Wir steHen ferst, 
daß sich die ZaM der Aktionärsvertreter auf 
24 beläuft. Alber wir hJaben Ihnen bei den 
VeI1handllungen und bei den z.wischenpartei­
Uchen Gesprächen immer .wiederg·esagt, daß 
wir daran intJeressiert wären, diese AnzlaJhl 
heruntenzuset.zen. Wir halben Sie mehr oder 
weniger ,aUJfgefO'l'dert, JUIIlS 'zu unterstützen, 
wenn wir das 2. Vefistaatlichun1gsgesetz be­
züglich der Anzahl der Mitglieder des Auf­
sichtsrates der Verbunldgesellscb:af.t abänJdern 
woHten. Dazu haben Sie sich aber, meine sehr 
geehrten Herren v,on der Usterreichis'chen 
Volkspartei, nicht in der l;a'ge 'geseihen, Sie 
konnten nicht zusagen, daß Sie diese FOT­

demng in Ihren Gremien durch:bringen 
werden. Se~bstverstälnJdlich, meirue lieben 
Freunde: Wenn man weiß, wer die Vertreter 
der Länder im Aufsichtsr:at der Ver'bund!geseH­
schaft sind, dann kann man Ihre Ar'gumen­
tation sehr 'wOhl verstehen. (Zwischenruf der 
Abg. Dr. S c h w i m m e r, Dr. Lei t n e rund 
Dr. Hau s e r.) Darüber hinaus, meine Damen 
und Herren - das muß auch k.'largesteHt 
werden, das giIt vor allJem fiür die Offentlich­
keit -, g·QJU manl ,allIso ... (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Hau s er.) 

Herr Dr. Hauser! Ich kann mich noch gut 
an Ilhre AI1gumentation erinnern. Sie waren 
es nämlich, der bei den VeI1handlungen immer 
wieder gesagt 'hat, daß mtt dieser 'großen An­
zahl von .ÄJl]Ifsichtsräten in der Verfbundgesell­
schaft die Arbeitsifähi'gkeit dieses Aufsichts­
rates mehr oder weniger in Fmge gestellt 
würde. Herr Dr. Hauser! Wir Arbeitnehmer­
vertreter haben noch niemals in den Aufsichts­
räten die Arbeit gehemmt, das möchte ich in 
aller Deutlichkeit und Kllarheit aus·sprechen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Und Sie dürfen ·auch eines niCht veryessen, 
meiIlJe sehr 'geehrten Herren: Sie halben immer 
wieder ar,gumentiert, daß mehr Vertreter des 
Betriebsrates im Aufsichtsrat der Verbund­
g,esellschaft wären als etwa 'bei der VOEST­
Alpine und bei den Metallrwellken Ranslhofen­
Bernidorf. DaJS mCllg IsdlOn sltJiJmmen. A:beT !a!Uch 

die Aufgabenstellull'g der VieI1bundgesellschaft 
auf Grund des Gesetzes ist für die öster­
reichiscb:e Wir,tschaft von eminenter Bedeu­
tung. Ich gllaube, ,daß hier wohl von keiner 
UberbesetZruiJlig die Rede sein !k;ann. 

Ich möchte im HinJbllick. auf die vor­
geschrittene Zeit darauf venzicht'en, lihnen ein­
zelne Pas'sagen aus den SatzuIl!gen dieser Ge­
sellschCllft vor~ulesen, aus denen Sie erkennen 
k,önnten, wie ,groß dieser Aru~g,abeIlJbereich und 
wie wichtig diese GesellschCllft tiür die öster­
reichische Wirtschaft ist. (Albg. Dr. S c h w i m­
me r: Das spricht nur ,für meine Argumen­
tation! - Abg. Dr. Z i t tm a y r: Ein bisser1 
müssen wir ihn noch anhören! - Heiterkeit.) 

Ein Ibisserl müstsen Sie mir noch Zeit lassen, 
Herr Dr. Zittrrnayr, Sie haben: 'sich ja bei lihren 
AUlslfülhnUlligen ihielUrtJe ,ruachlmlilbtJalg 'ClIuch 'ruicht 'so 
sehr eingeschränildj also l:assen Sie mir noch 
etwalS Zellit, dich habe jia lIlIoch leWnlil9'e!s WJich­
tilgte :unld Gurbe für iSliie rzu ISlal9lsn. 

Vor allem muß noch festg,estellt werden, daß 
die Viertreter der Anbeiter und AIlJgestel1ten 
im Aufsichtsr·at der AktiengeseiJll'schaften unld 
aller Unternehmen eine >ganz ,andere Billl'dung 
Z'll diesen Unternehmen haben und daß sie 
ihre Aufgabe so wie bislher auch in Zukunft 
immer sehr ernst nehmen !Werden. Ich möchte 
sogar die Behauptun:g in den Raum steJ[en, 
daß die AufsichtsrratslVertreter, die durch den 
Betriebsrat oder die Belegschaft delegiert !Wur­
den, für das ·einzelne Unternehmen sehr oft 
viel mehr wert und von größerer Wichtigkeit 
SÜ}ld a,ls jene Vertrreter im Aufsichtsrat, die 
durch die Alktionäre genannt unId dedegiert 
werdern. Wir nienstnehmervertreter in den 
Aufsichtsräten haben immer das Interesse des 
Betriebes und darÜlber hinaus da'S Interesse 
der Belegschaft vor Augen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Bei allen Gesprächen und VerrhauldlruI1'gen mit 
Fhnen ist eines klar zubagegetreten. Der Herr 
Dr. Schwlimmer hat eigentlich. sehr recht, daß 
wir schon den Eindruck ,genalbt haben, daß es 
Ihnen bei aN diesen Diskussionen UI1id Ver­
handlungen nicht soselhr um di·e Sachlichkeit 
und um die rechtliche Haltbarkeit dieser Ge­
setzesvoIllage gegangen i,st, sondern viel mehr 
darum, daß mit djesergerechten Lösung even­
tuell politische Kräfteverschie:bungen iJm Am..; 
sichtsrat der Verbundgesellschaft und damit 
auch in anderen Bereichen dieser Gesellsmaft 
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Köck 

eintreten könnten. Alber das i'st, nrtIr im umge­
kehrten Sinn, Herr Dr. Sdllwimmer, auch bei 
einem anderen EVU-Unternehmen der Fall, 
nämlich bei der NEW AG, wo ,(ijUJf Gr:und der 
militanten Pers orualp olitik dieses Unter­
nehmens eine genau umgekehrte Situation wie 
in der VeI1bundgesetlschJafit - UJD.d noch viJeJ 
krasser! - 'besteht. Dies, Herr Dr. S chiwimm er, 
dürfte auch der wahre und einzige Grund des 
Verhaltens der Os-terreichischen Volkspartei 
in dieser Fralge ,gewesen sein. 

Mit Ihrer Haltung, meine sehr geehrten 
Damen 'Und Herren von der OVP, dokumen­
tieren Sie ,aber auch, ,zuminldest teilrweise, daß 
in Ihren Reihen nach wie vor keine ung,e­
trübte und keine ungeteilte Freude über das 
nunmehr in Kraft getretene AIbeits­
verf.assungsgesetz besteht. Man braucht mIr 
ein wenig in den stenogr,aphisdlen Proto­
ko~len der Verhandlungen über dieses Arbeits­
vel1fassuThg'syesetz nach'Zllllesen, meine sehr ge­
ehrten Herren. Es ist geradezu amüsant, wenn 
man liest, wiJe sich die Herren von der Bundes­
wirt'schaftskammer, alber auch vom Ost1errei­
chischen Aribeiter- unld Angestelltellibund be­
mÜlhten, einersei,ts jenen, denen sie ,sich auf 
Grund ihrer Zugehörigkeit verant'WortHch und 
zugehörig~ühlJten, Folge zu larst,en, und 
anderersei~s v:ersuchten, bei den Arbei~ern und 
Angestellten unter Beweis z'u stellen, was sie 
alles für diese Arbeiter und Anges.terIten er­
r,eicht hätten. 

Wenn Sie also, insgesamt betr,achtet, den 
fragwürdigen RUlhm rur sich in Anspruch neh­
men können, :daß Sie die 'SeinerzJeitigen Ver­
hanidlungen zum Arbeitsverfassungsgesetz zu­
mindest bremsenld beeinflußt ,baben (Abg. 
Dr. G r u bel: Verbessernd/), so können Sie 
jedenfalls bei dem vorliegenden Gesetzes­
antrag, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, nicht mit der Hi1fe Dlder mit den 
Stimmen der Sozialisten rechnen, wenn Sie 
das abilehnen wollen. Denn es '9'OOt bei dem 
gan'Zen offensichtlich ,nur um Opportunität. 

Wir Sozialisten werden jederuflalils in dieSier 
Frage und bei diesem Gesetzesantr,ag dafür 
eintreten, daß auch die Verbu'l1Jdgesel1schaft 
von den Fortschritten und von den Ver­
besserungen des ArbeitsveTfassungsgesetzes 
nicht ausgeschlossen 'b1e~bt. - Danke. (Beifall 
bei der SPtJ.) 

den ich unterschrieben habe, die Zustimmung 
geben. 

Wir sind bei der BeurteHung des Sachver­
haltes davon ausgegangen, daß wir bei den 
A UiSle\illl!amief'Slel1:.rzlu:ru9'elll um di'e Gesllal

'
bung dies 

Arbeits V1etJ11iaJslsIlIID.lgS,f,edJ.ltes ·eillltde'll.'tig ,dlile AJr­
be'illmiehmetI"Vlsrbre1:ltmy ble}abt l1Jl1d Uintel1s.tübzlt 
haben, und wir ·sind nun der Auffalssung" daß 
auch im Bereich der Verbundgesetlschatft diese 
Drittelvertretung der AI1beitnehmer sicher.ge­
stellt werden muß. Wir sinld uns dabei darüber 
im klaren gewesen, daß natürlich das 2. Ver­
staatlidlungsgesebz eInIge Smwierigkeiten 
'bietet, ins'besondere auch deshalb, weil der 
bisherige Aufsichtsrat Ischon re'lativ groß ist 
und es unserer Ansicht nach ,schon ,zrwedunäßi­
ger gewesen wäre, die Eigentümervertretung 
im Aufsichtsrat zu ver.kleinern. 

Da es sich jedoch um eine verfassungsge­
setzliche Bestimmung handelt, können wir dar­
auf kaum einen wesentlichen Einfluß auSfÜben. 
Es wäre also Sache der Regierungsparrtei und 
der Volkspartei gewesen, sich Ihier zu einem 
vernünftigen Kompromiß Izusammenzufinden. 

Wir Freiheitlichen hoffen, daß es sich in 
der Praxis doch noch ermöglichen lassen wird, 
die Größe des Aufsichtsrates zu beschränken 
uilid in dieslern Aufsichtsrat der Arbeitnehmer­
vertretung die durch die Vorlage sicherge­
stellte Mitbestimmung in einer Art und Weise 
einzuräumen, die 'sowohl dem Unternehmen 
als auch dem Bund und den Ländern sowie 
auch den BesHzern der Gesellschaft Vorteile 
bringt. 

Wir Freiheitlichen ,stimmen also dieser Vor­
lage sehr gerne zu. (Beifall bei der FPtJ.) 

Präsident iDr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
- Der Herr Berichterstatter verzichtet auf 
das Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A ib 's .t i m­
rn u n g über den GesetzentwuI'lf sowie Titel 
und Eing.ang in 1216 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ,ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Präsident Dr. Maleta: Zum Wort Igemeldet vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 

ist der Abgeordnete Melter. Ich erteile es Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
ihm. Sitzen zu erheben. - Ich stelle die EinsHm-

Abgeordneter Melter (FPO): Herr Präsident! 
Sehr .geehrte Damen und Herren! Ich darf 
namens der fre~heitlichen Fraktion die Erklä­
rung abgeben, daß wir dem Initiativantrlag, 

miglkeit fest. 

Der Gesetzentwurf i,st 'somit auch in dritter 
Lesung (Zwischenrufe: Mit Mehrheitl) - mit 
Mehrheit, en:tschuldigen Sie, ich stelle das 

114. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 91 von 100

www.parlament.gv.at



11336 Nationalrat XIII. GP - 114. Sitzung - 12. Juli 1974 

Präsident Dr. Maleta 
ausdrücklich richtig - mit M~hr:heit an g e­
nommen. {Abg. Dr. Mussil: Eine dünne 
Mehrheit! ---,-- Heiterkeit.) Das ist jetzt keine 
Geschäftsordnurug,sfrage. 

12. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (1t56 
der Beilagen): Abkommen zwischen der Repu­
blik österreich und dem Staat Israel über 

Soziale Sicherheit (1211 der Beilagen) 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Verwaltung somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Der AJbschluß des Abkommens zwischen der 
Republik Osterreich und dem Staat Israel über 
Soziale Sicherheit samt Schlußprotokoll (1156 
der Beilagen) wird verfassungsmäßig geneh­
migt. 

Balls Wortmeldungen vorliegen, ,bin ich be­
auftragt 'ZU beantragen, General- und Spezial-

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum debatte unter einem. ahfülhren zu las·sen. 

12. Punkt der Tagesordnung: Abkommen Zlwi- Präsident 1Dr. Maleta: Wortmeldungen :lie-
schen der Republik Osuerre,ich und dem Stalat gen keine vor. 
Israel über Soziale Sicherheit. 

Wir gellangen somit zur Ab s tim m u n g 
BerichteIlSlllaJtter liist FliaJu AbigeoI1d!rretJe MaJl1ia über den Ausschuß antrag, dem Abschluß des 

Metzker. Ich bitte um den Bericht. Staatsvertrages samt Schlußprotokoll in 1156 

Berichterstatterin Maria Metzker: Herr Prä- der Beilagen die Genehmigung zu erteilen. 

sident! Hohes Haus! Das vorliegende, am Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
28. November 1973 in Wien unterrzeichnete ihre Zusti:mmung gelben, sich von den Sitzen 
Abkommen ist in fünf AibschniUe gegliedert. zu erheben. - Ein s tim m i 9 an gen 0 m­
Abschnitt I enthält allgemeine Beg1riffsbestim- me n. 
mungen, Beistimmungen über den sachlichen 
Geltungsbereich und Regelungen betreffend 
die GleichsteHung der Staatsangehörilgen der 13. Punkt: Beridlt des Ausschusses für soziale 
beiden Vertmgsstaaten . .A!bsmnitt II normiert Verwaltung über die Regierungsvorlage (t 196 
in -be:zn.1<g ,aluf d:ite j,etw,eii1s aIn'Zuwenld!enlden i:nner- der Beilagen): Zweites Zusatzabkommen zum 
staatlichen Rechtsvorschriften den Territoriali- Abkommen vom 22. Dezember 1966 zwischen 
tätsgrundsatz sowie Ausnaihmen von diesem der Republik Usterreicb und der Bundesrepu­
Grundsatz. Abschnitt III enthält die besonde- bUk Deutschland über Soziale Sidterheit in der 
ren Bestimmungen hinsichUich der Leistungen Fassung des Zusatzabkommens vom 10. April 
bei Mutterschaft. Weiters sind die besonderen 1969 (1218 der Beilagen) 
Bestimmungen über die PensiollJs1versic::herung, 
über Anbeitsunlfälle und ,Berufskrankheiten, 
über Leistungen Ibei Arbeitslosigkeit und die 
besonderen Bestimmungen betreffend die Ge­
wahrung von Farnilienbeihilfen enthalten. Ab­
schnitt IV enrtihält illJsbesondere Bestimmungen 
über den Abschluß .einer Durchtfmrung.slVerein­
barung, über die Amtshilfe sowie über die 
Durchführung und AusIegullJg des Abkom­
mens. Abschnitt V entJhält Ubergang1s- und 
Schlu&bestimmungen. 

Der Ausschuß-für soziale Ver-waltung hat 
das gegenständliche Abkommen am 28. Juni 
1974 in Verhandlung genommen und nach 
Wortmeldungen der Abgeordneten Wedenig, 
Kinzl, Melter, Hagspiel, Dr. Schwimmer sowie 
von Vizek.a~ler und Bundesminister für 
soziale Verwaltung Ing. Häuser einstimmig 
beschlossen, dem Nationalrat die Genehmi­
gung des Albschlwsses des Abkommens zu 
empfehlen. 

Dem Aus·schuß für sooiale Verwalturrg er­
schien die Erlas'Sung von Gesetzen im Sinne 
dels A!I1t!ikteLs 50 Abs. 2 Bwu:l!es-VeI'taJ9s1UlIllgs­
gesetz ,zur Uberführung des VertragsinhaHes 
in die innerstaatliche Rechtsordnung entbehr­
lich. 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
13. Punlkt der Tagesordnung: Zweites Zusatz­
abikommen zum Abkommen vom 22. Dezember 
1966 ~wischen der Republik Osterreich und 
der Bundesrepubllik Deutschla·DJd über Soziale 
Sicherheit in der Fassung des Zusatzillbkom­
ffieIliS vom 10. April 1969. 

:Berudl!tenSibafbber iiJs;t RI1a1u Aibgteondnete Ma,IÜla 
Metzker. Ich ,bitte um den Bericht. 

,Berichterstatterin Maria Metzker: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Der überwiegende Teil 
der Bestimmungen des gegenständlichen, am 
29. März 1974 in Bonn uIiterze-ichneten Zusatz­
abkommens steht im Zusammenihtang mit der 
Ein:beziehung der selbständig Erwerbstätigen 
in den sachlichen Gelturugsbereich. 

Der Ausschuß ,für .soziale Verwaltung hat 
das 'gegenständliche Abkommen am 28. Juni 
1974 in Verhandlung genommen und nach 
Wortmeldungen der Abgeordneten Wedenig, 
Kinzl, Melter, Hagspiel, Dr. Schwimmer sowie 
von Vizekanzler und Bundesminister ,für 
soziale Verwaltung Ing. Häuser einstimmig 
beschlossen, dem Nationalrat die Genehmi­
gung des A:bschllusses des Abkommens zu 
empfehlen. 
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Maria Metzker 
Dem Ausschuß I~ür 'sooiale Ver,w1altung er­

schien die Erlassung von Gesebzen im Sinne 
des Art~kels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas>sungsge­
setz zur Uberfüihrung des VertragsiIllhaltes in 
die innerstaatliche Rechtsordnung entbehrlich. 

Als Ergebni's seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale VerwaltuI1lg somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle Ibesch:ließen: 

Der A:bschluß des Zweiten ZusatJza:bkom­
mens zum Abkommen vom 22. Dezember 1966 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Bundesrepublik !Deutschland über Soziale 
Sicherheit in der Bassung des ZusatlZa:bkom­
mens vom 10. April 1969 samt Schlußprotokoll 
wird verfassungsmäßig genehmigt. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich he­
aUJftragt, General- und Spezialdebatbe unter 
einem zu verlangen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Wir ;gelangen somit zur Ab s tim m u n g 
über den Ausschußantrag, dem Abschluß des 
Staatsvertrages in 1196 der Beilagen die Ge­
nehmtgung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 

Territoriahtältsgrundsatz sowie Ausnahmen 
von diesem Grundsatz und Idie M'öglichJk,eit, 
weitere Ausnahmen zu vereinbaren. A:b­
sdmHt III enthält Bestimmungen über die Lei­
stungen bei Kran,klheit und Mutterschraflt, über 
die P.ensionsver,sicheruIlJg, Ülber die LeistUiligen 
im Fall von Invalidität, über Arbeitsunfälle 
und BeruflSkranUclleiten. Die Albscnnitte IV und 
V enthalten Reg,e'lungen über die Durchifiüh­
rung und Anwendung des Arbkommens sowie 
Ubergangs- und Schlußbesti:mmungen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung ,hat 
das gegenständliche Abkommen am 28. Juni 
1974 in Verhandlung genommen und nach 
Wortmeldungen der Abgeordneten Wedenig, 
Kinrzl, Melter, Hagspiel, Dr. Schwimmer sowie 
von Vizekanzler und Bundesministerf.ür 
soziale Verwaltung Ing. Häuser einstimmig 
beschlossen, dem Nationalrat die Genehmi­
gung des Abschlus·ses des Abkommens zu 
empfehlen. 

Dem Ausschuß für sO'Ztale Verwaltung er­
schien die EI11assung von Gesetzen im Sinne 
des Alltikeis 50 Abs. 2.ß.uDldes·-Verfassungsg'e­
setz zur Uberfü:hrung des Vertra:gsinhaltes in 
die innerstaatliche Rechtsordnung errtbelhrlich. 

ihre Zustimmung gebell, sich von den Sitzen Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
zu erheben. - Ein s tim m i 9 an gen 0 m- schuß für soziale VenwaUuDlg somit den A n-
m e n. t rag, der Nationalrat woHe !beschließen: 

14. Punkt: Beridlt des AussdlUsses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (1099 
der Beilagen): Abkommen zwismen der Repu­
blik Osterreich und dem Königreich der Nie­
derlande über Soziale Sicherheit (1219 der 

Beilagen) 

Der Abschluß des Abkommens ~wi,schen der 
Republik Osterreich und dem Königreich der 
Niederlande über Soziale Sicher'heitsamt 
SchlußprotokoH (1099 der Beilagen) wird ver­
fassungsmäßiggeneihmigt. 

Fa'lls Wortmeldungen vorliegen, Ibin ich he­
auftragt, General- und Spezialde'batte unter 

Präsident Dr. Maleta: Wir 'gelangen zum einem zu ,beantragen. 
14. Punkt der Tagesordnung: Abkommen zwi-
schen der Republik Osterreich und dem König- Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie-
reich der Niederlande über Soziale Sicherheit. gen keine vor. 

BetkbteI'stalttJerin list IFrau kbgeor:dlJllet'e 
Mariila Meltlzker. Ich tiiJtJtJe (Ulm Idlen Bellidlit. 

Wir kommen somit 'Zur A ob 5 tim m u n 9 
über den Ausschußantrag, dem Abschluß des 
Staatsvertrages samt Schlußprotokoll in 1099 
der Beila.gen die GenEfumigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung gehen, sich von den SitJzen 
zu erheben. - Ein s tim m i 9 a n g. e n 0 m-' 
men. 

IBerichterstatterinMaria Metzker: Herr Prä­
sident! Hohes Hausl Das vorlieg.ende, im Sep­
tember 1972 in Wien paraphierte und in der 
Folge geringWgig durch schriftliche Verhand­
lungen abgeänderte Abkommen hat im Hin­
blick auf die Mitgliedschaft der Niederlande 
in der EWG im besonders starken Maße die 
die Soziale Sicherheit der Wandel1aI1beitneh-
mer der EWG regelnden Verordnungen zum 15. Punkt: Beridtt des Ausschusses für Ge­
Vorb1ld. sundheit und Umweltsmutz über die Regie­

rungsvorlage (1206 der Beilagen): Bundesge­
setz, mit dem das Arztegesetz geändert wird 
(ltrztegesetznovelle 1974) (1235 der Beilagen) 

Abschnitt I enthält allgemeine Begriffsbe­
stimmung·en, Abgrenzungen des persönlichen 
und sachlichen Geltunglsbereichs und den 
Grundsatz der GleiChIbehandlung. Abschnitt II 
nor.miert in bezug auf die jeweils anzuwenden­
den inner.staatlichen RechtsvorschrHten den 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
letzten Punkt der Tagesordnung: Ärztegesetz­
novelle 1974. 
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Präsident Dr. Maleta 
Beridlterstatter ilSt der AJbgeordnete Teschl. 

Ich bitte um den Ber,idl't. 

BerichterstaUer Tescbl: Hohes Haus! Ich !be­
richte über die Re,gierungSivorlage (1206 der 
BeHagen): Bundesgesetz, mit dem das Är,zte­
gesetz geändert wird (Ärztegesetznovelle 
1974). 

Der vorliegende Gesetzentwurf beinlhaltet 
zunächst eine neue gesetzliche Umschreibung 
der ärztlichen Tätiglkeitsbereiche. Die Novelle 
sieht ferner eine Neufassung der VOIlschriften 
über die Verschiwiegenheitspflicht der Organe 
der Ärztekammern vor. 

Weiters sollen entsprechend den Vorschlä­
gen der Osterreimischen Ärztekammern meh­
rere Vor'schriften des Gesetzes, vorwiegend 
ofiganislationsrechtlicher Natur, unter Bedacht­
nahme aUlf die aus ihrer Anwendung gewon­
nenen Erfahrungen aobgeändert berziehungs­
weise ergänzt werden. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz hat die ·gegenständliche Regierungscvor­
lage in seiner Sitzung am 4. Juli 1974 in Ver­
handlung genommen. 

An der Debatte heteilig,ten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Mar:ga 
Hu!binek, Anneliese Albrecht, Dr. Wiesinger, 
Pansi, BlIandstätter, Dr. Flei'schmann sowie 
Ausschußo'bmann .A!bgeordneter Dr. Scrinrzi 
und Bundesminilster Dr. Ingrid Leodolter. 

Bei der Abstimmung wurde die Reg,ierungs­
vorlage unter Berücksichtigung eines' .A!bände­
rungsantrages' des .A!bgeordneten Pansi zu 
Artikel I Z. 6 beziethungs:weise eines gemein­
samen Abänderungsantra'ge's der Abg,eordne­
ten Pansi, Dr. Wiesinger, Dr. Scrinzi zu Arti­
kel I Z. 21 a, Z. 21 ib teills einstimmig, teUs 
mehrs'iimmi'g angenommen. Weitere Abände­
rungsanträge der AJbgeordneten Dr. Marga 
Huibinek, Vetter beziehungSiWeise Dr. Wiesin­
g·er fanden nicht die Mehrheit des Ausschus­
ses. 

Zu ArUket' I Z. 6 vertrat der Ausschuß für 
Gesundheit und Umweltschutz die Auffassung, 
daß die sich im Sinne des § 5 Abs. 4 ergebende 
TätLg:keit auf die sich aus der Beratung ·erg,e­
benden unmittehbaren ärztlichen Maßnahmen 
zu .beschränken hat und nicht ~ur Entwicklung 
einer Zweillpraxis 'führen kann. 

Als Erge,bnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Gesundheit und Umweltschutz somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
dem Bericht 'angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmurug ert,eilen. 

FaNs Wortmetdungen vorliegen, beantl1age 
ich, Genercrl- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Berichter­
statter beantra·gt, General- und Spezialdebatte 
unter einem vorzunehmen. - Kein Einwand. 

Wir gehen in die oDebatte ein. Als erster 
zum Wort gemeldet ist der AJbgeordnete Dok­
tor Wiesinger. Ich erteile es ,ihm. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (OVP): Sehr 
geehrter Herr ,Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen unrd Herrenl Die Ärztegesetznove'lle 
1974 ist kein .große1s Gesetz, kein modernes 
Gesetz, alb er ein Mosailkstein im Bild eines 
sozialistischen OSit'erreich.Man hat sich ge­
zwungengesehen, in konsequenter Verfol­
gung der Fristen:lösung auch dais ÄfiZtegesetz 
abzuändern, 

Alle Versuche, die anlfänglidl von einigen 
Herren der sozia'listischen Fraktion unternom­
men wuI1den, die Änderung des Ärztegesetzes 
damit zu begründen, daß man an die modernen 
Gegebenheiten der Medizin lauch das Gesetz 
anpassen müßte, sind nur fadenscheinige Vor­
wänrde dafür, daß auch: in Zukunft Abtreibun­
gen durch die Ärzte durchgefülhrt werden kön­
nen. Wir haben es sehr bewundernswert ge­
funden, dalß eiruzig die Frau Albgeorldnete Al­
brecht im Ausschuß klipp und k!lar gesa'gt hat: 
JawOlhL, wir haben die Verpflichtung, auch 
das Ärzteg,esetz an diese Fri'stenlösung anzu­
passen, das ist unser Wunsch und· das wollen 
wir durchsetlzen. - Das ist ~hr legitimes Recht. 
Aber Sie 'Werden Verständnis 'halben, daß ~ir 
bei diesem Punkt mit Ihnen nicht mitgehen 
können. 

Es ist erstmalig in der Geschichte des Ärzte­
standes, daß man Handlungen des Ar'ztes an 
Menschen ohne den Zusammenhang mit dem 
Kranik'heitsbegriff sieht, es ,i'st, erstmalig, daß 
nicrut der HeHungserofolg im Vordergrund und 
als al.leiniger Z,weck einer medizinischen und 
äI1Ztlichen Handlung :gesehen wird, sondern 
daß lediglich erreicht 'werden solli, hier gese11-
schJaftspolitische Maßnahmen zu ·setzen. 

Aber der Herr BundeSikallizler KreiSlky hat 
ja gestern gesagt: Es wird sich vielleicht ein­
mal die .Gelegenheit erg:aben, auch über die 
grundsät,zlicben rweltanschaulichen Fragen :hier 
in diesem Haus zu debattieren, unld bei dieser 
Ge.legeruheit wird man auch darüber sprechen 
müssen. - Ich möchte keine neue Frilsten­
lösung·sdebatte aMühren. Aber bitte nehmen 
Sie 'Zur Kenntnis, daß wir aus diesen gleichen 
Ar.gumenten das Är.ztegesetz in der vorlie­
genden Form nichtanneihmen k:önnen. 

In der rein meritoüschen Frage, wo der 
Versuch unternommen wurde, die Autonomie 
der Kammern einzuschräIllken, das Recht auf 
die B8'willigung für Zweitorganisationen der 
Kammer in 'gewissen Fragen zu entziehen, die 
Möglichkeit der inneren standesrechtllic:hen 
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Dr. WIesinger 
Schiedsger-ich:ts!barikeit in Zukuruft zu untermi­
n1er.en, kOIllIlltJe tdaJs - 'llIIlld ,ich SItIehe (flJidlit ,alIl, 
das hier zu sagen - dank der verständnis­
vollen Haltung der Frau Bundesminister ab­
g.ewehflt W1eldEm. 

Wir haben daher in allen meritorischen 
Fragen weitgehende Einigung erzielen können. 
Ich bezeichne das hier al's konstruktive Oppo­
sitionspolitik, wo man für den betroffenen 
Stand das herausholen konnte, was ihm 'legi­
tim auch zusteht. In allen weltanschaulichen 
Fragengi'bt es bier keine Ubereinstimmung. 

In einem einzigen Spezia1puIlik.t, in der Frage 
der Ordinations- und Praxisgemeinsqtaften, 
hattetIl wir eine differente AUJf[,as,sung, um auch 
hier die steuerlichen Möglichtkeiten einer Ge­
se]lschaJtsbildung zu erre-ichen. Man konnte 
sich innerhalb der sOizialistischen Fraktion im 
Ausschuß nicht darzu entschließen, einen An­
trag von uns anzunehmen. Man hat aber in 
nachträglichen Gesprächen eine Teillösung 
vel1sucht. 

,Ich muß aber trobzdem, da mir diese Te-il­
lösung nicht ausreichend erscheint, einen ent­
sprechenden Abänderungsantrag einbringen, 
den ich mir erlaUJbe, dem Präsidium zu über­
geben. Ich bitte, den Antmg dann durch den 
Schriftführer zur Verlesung bringen zu lassen. 
Es geht darum, daß man die rechtlichen und 
vor allem die steuerrechtlichen Möglicbkeiten 
schafft, was sowohl im Gesundheitsplan der 
Frau Minister alls auch in den VOIlstellungen 
der tJsterreichischen Vo'lkspartei - Plan 1 
zur Gesundheit und Lebensqualität - drinnen­
steht, die Praxisgemeinschaft, die Senior­
Junior-Partner auch steuerrechUich durchzu­
führen. W,arum man sich seitens der soziali­
stischen Fraktion, und ihier vor allem seitens 
des Herrn FinanJ:~ministers, nicht dazu ent­
schließen konnte, auch die Ehegattin, die in 
vielen Fällen als echte Partnerin des Arztes 
an der effektiven Erfüllung der 'Praxis als ein 
wesentlicher und essentieller Bestandteil anzu­
sehen ist, auch gesetzesmäßiig zu akJzeptieren, 
kann ich nicht ganz verstehen. Wir haben das 
partnerscha,ftlliche Denken auch in dieser Frage 
zur Durchsetzung bringen wollen. Der Herr 
Finanzmini,S'ter hat zwar in seinem Berufs­
starud. diese MÖoglichkeitenakzeptiert, ist ,aber 
nicht bereH, diese MöglidIlkeiten auch dem 
Stand der Ämte zu konzedieren. (Abg. DoktO'r 
K 0' h 1 mai e r: Modernes Osterreichlj 

In diesem Zusammenhang möcht'e ich auch 
noch eines sagen: Es wurde uns seitens des 
Herrn Finanrzministers der VorwuI1f Igemacht, 
daß die Är.zteschaft nicht imstande ist, den 
Terminus "Landarzt" zu präzi1sieren. Ich möchte 
im Zusammenha·ng mit dieser Novelle die Frau 
Bundesminister ersuchen, bei einer neuen 
Novellierung dieses Gesetzes die Frage des 

Landa~ztes aufzurollen, !damit es uns einmal 
klar gelingt, hier festzustellen: Wer isteigent­
lich Landar,zt in Osterreich? Denn die Auf­
fassung, die der Herr FinanzminiS'ter vertritt, 
daß ein Landarzt nur jener Arzt ist, der in 
einer Gemeinde unter 5000 Einwohnern seine 
Praxis ausübt, ist ,im Hinblick auf die moder­
nen Gemeindezusammenlegungen für jeden 
Landarzt draußen unakrzeptabell 

Es ist heute mit der beschlossenen Einkom­
mensteuergesenz-Novelle die paradoxe Situa­
tion entstanden, daß von 'zwei Kollegen, die 
nebeneinander, in Ibenachbarten Sprengeln ihre 
Praxis haben, derjenig·e, der in einer nicht 
zusammengele,gten Gemeinde seine Praxis aus­
übt, einen steuerlichen Vorteilzuerrkannt be­
kommen hat, wäihrend jener, der seine Praxis 
in einer neuerlich zusammengelegten Großge­
meinde ausübt, diesen Vorteil nicht bekommt. 
Ich kann hier die starre Haltung des Herrn 
Finanzministers nicht verstehen, denn man hat 
wegen 360 Ärzten in keiner Frage eine fiskale 
Lösung, sondern nur eine ungerechte Lösung 
getroffen. Das müssen wir ·genauso ablehnen, 
wie wir Ungerechtig.keiten in allen Fragen 
des Lebens aus ehrlicher Uberzeugul1!g heraus 
ablehnen. 

Abschließend, meine Damen und Herren: 
Es ist durch vernünftige Arbeit im Ausschuß 
gelungen, in den wesentlichen Punikten, die 
eine rein sachUche Lösung des ,Problems be­
deuten, eine Ubereinstimmung zu ,erzielen. In 
den grundsätzlichen weltanschaulichen Fragen 
treIlll1JOO iUJllS ,eiben Fron/ten. - Danikie Ischön. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Ich bitte die Schrift­
führerin, Frau .AJbgeordnete Dr. Seda, den Alb­
änderung·santrag zu verlesen. 

SchriftfüJhrerin Dr. Eriika Seda: 

Abänderungsantrag 

der Ahgeordneten Dr. Wiesinger, Dr. Marga 
Hubinek, Vetter und Genossen zu 1206 der 
Beilagen in der Fassung des Ausschußbe­
richtes 1235 der Beilagen (Ärztegesetrzno­
velle 1974). 

Der Nationalrat ,wolle !beschließen: 

Im Artikel I ist nach Ziffer ß eine Ziffer 6 a 
mit folgendem InJhalt ailizufügen: 

,,6 a. Nach dem § 7 ist ein neuer § 7 a ein­
zufügen: 

,§ 7 a. Ordinations-, Apparategemeinschaft 

(1) Die Zusammenarbeit von freiberuflich 
tätigen Är,zten im Sinne des § 7 Albs. 2 kann 
bei Wahrung der Eigenverantwortlichkeit 
eines jeden Ar,ztesauch in der .gemeinsamen 
Nutzung von Ordinationsräumen (Ondina­
tionsgemeinschaJt) oder von medizinischen 
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Sdsriftfiihrerin 
Geräten (Apparategemeinschaft) bestehen. änderungsantrag des Kollegen Wiesinger be·i­
Einesokhe Zusammenar·beit darf jedoch treten. Er wird leider, fürchte ich, keine Mehr­
nach außen hin nicht als Gesellschaft in Er- heilt firulen; WJir würdem: !dfa!Illn -deT Rlegi'eirlunlgs-
scheinung treten. vorlage ~ustimmen. 

(2) Vertragliche Rege'lungen in den For- Wir waren weiterhin der Meinung, daß 
men von Erwerbsgesellschaften des bürger- tatsächlich - und es ist vielleicht auch im 
lichen Rechts, insbesonders über die Errich- Hinblick auf Auseinandersetzungen in der 
tung, 'den Betrieb, die finanzielle Ausein- letzten Zeit optisch ·für die Ärzte z!weckmäßi·g 
andersetzung und die Auflösung solcher - die Tätigkeit in MutterberatungssteUen, in 
Gemeinschaften, dürfen nur zwischen den im FamilieniberatungssteHen und in Beratungs­
Abs. 1 genannten Ärzten oder mit deren stellen im ZusammeIllhang mi't der Jugen:d­
Ehe.gatten aJbgeschlossen werden.' " wohlfahrt nicht eine:m ausdrücklichen Geneh-

migungsvedahren durch die Kammern unter-
Präsident Dr. Maleta: Der soeben verlesene liegen soll, damit nicht auch das wieder ein 

Abänderungsa:ntrlag der Abgeordneten Dolktor Ge.genstand von Friktionen wird, und haben 
Wiesinger und Genos·sen ist genügend unter- mit Genugtuung 'zur Kenntnis genommen, daß 
stützt und steht daher mit in Verhandlung. die sozialistische Fril!ktion unserem VorschlaJg 

Als nächster zum Wort geme:ldet ist der beigetreten ist, durch eine klare Festlegung 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile es ihm. im Aus.schußbericht Vorsorge zu treffen, daß 

eine solche an sich weiter auszubauende Tätig-
Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr Prä- b'li:t nicht zum Anlllaß rwtird, dlUJrchllilnt,e;rbürlLn 

sident! Meine Damen und Herren! Die Frei- einen staatlichen Gesundheitsdienst einzufüh­
heitliche Partei wird der vorliegenden Novelle ren oder von der Standesvertretung uIllkon­
zum Ärztegesetz zustimmen, obwohl ich, ähn- trollierte Zweitordinationen zu eröffnen. 
lich wie mein Vorredner, nicht alle Wünsche' 
erfüllt sehe. Die Novelle bringt für einen 

~Stand, der in den letzten Ja:hren zunehmend 
lins Kreuzfleuer lauch pdLi,t!iJsmeif und g1eslell­
schaftspolitischer Angriffe gekommen i-st, eine 
Reihe von VeIlbesserungen, nicht aille, die wir 
geme gelSlelhelIl hälbben, ood inJichlt a'He, Jeliile mei­
nes Erachtens auch bei eini1gem guten Willen 
erfüllhar gewesen wären. 

nie der modernen Entwicklung ang·epaßte 
ne.ue Um5'chneli.bu'lllg der Tält~gk,eli't !d!es Arrzbes 
ist notwendig, obwo:hl wir wissen, daß sie 
zugleich das Schlupfloch enthält, um auch die 
medizinisch nicht indizierte Schwanger'schafts­
unterbrechung in den 'Bereich der ärztlichen 
Tätigkeit einzugliedern. Aber umgekehrt war 
es notwendig, Dinge wie Organentnahmen für 
Transplant1ationen und so weiter unter den 
Begriff "ärztliche Tätigkeit" zu br,ingen, um 
Ärzte allenfalll,s vor SchadenersatzansprlÜchen 
zu bewahren, 

Daß man der Entwicklung von Praxisge­
meinschaften und Gemeinschaftspraxen durch 
eine NeuJassung Rechnung trägt, dient eben­
falls einem modernen Bedürfnis der Praxis, 
wird manche Probleme erleichtern, ist aber, 
Frau Bundesminister, aus dem großen Bünde'l 
von Maßnahmen, die wir vor allem brauchen, 
um in ärztlich unterversorgten Gebieten eine 
bes·sere Versorgung in Zukunft sicherzustellen, 
nicht ausreichend, was Sie sicherlich wissen. 

<Da ich der Meinung bin, daß es entsprechend 
den Vorstellungen der Osterreichischen Ärzte­
kammer zweck:voll gewesen wäre, im § 7 die 
Ehegattin in den begünstigten ·Personenkreis 
einzubeziehen, wird meine Fr-aktion dem Ab-

Die Einführung des amtHchen Stimmzettels 
war schon lange an der Zeit und ist aus diesem 
Grund Ibe:grüßenswert. 

Zusammenfassend: Ein Schritt nach vorne. 
Ich hoffe, daß weitere ,fol'gen werden, und 
kann aus diesem Grund die Zustimmung mei­
ner Fraktion noch einmal ankündigen. (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Gisel. Ich erteile es 
ihm. 

Albgeordneter Dr. Gisel (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Jedem, der kritisch prüft, 
wird augenscheinlich, daß sich, bedingt durch 
die zivilisatorischen, kulturellen und techni­
schen Weiterentwicldungen, auch strukturelle 
Veränderungen in der Art der Berufsaus­
übung des Arztes ergeben. Einerseits steigt 
die Zahl derj enigen Ärzte an, die wohl die 
Berechtigung zur se1bständigen freien Berufs­
ausübung besitzen, aber sich in einem abhän­
gigen, also in einem Anstellungsverhältnis 
betätigen. Und andererseits sind ,sie oft in 
einer medizinischen Di'sziplin tätig, die sich 
der Heilkunde weitgehend bereits enuzogen, 
sich aus ihr ausgegliedert hat. Aber alle diese 
Ärzte, gleichgültig wo sie tätig sind, gehören 
der Ärztekammer an und werden durch sie 
legitim vertreten. 

Im Ausschuß hatten wir nun eine Debatte. 
welche Wertigkeit der Medizin und we'lche 
der Heilkunde zukommt, weil in dieser Ge­
setzesvorLage an bestimmter SteHe das Voka­
bel "Heilkunde" durch das Vokabel "Medizin" 
ersetzt worden ist. 
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Dr.Glsel 
Nun, meine namen und Herren,glaube ich, 

daß Medizin nicht mehr identisch ist mit dem 
Begriff Heilkunde, wie das so viele Jahrhun­
derte der Fall war, sondern Medizin ist zu 
einem Oiberbegriffgeworden. Ich verweise auf 
manche Gebiete der Vorsorge, der Prophylaxe, 
die ein absolut medizinischer Bereich sind, aber 
mit dem geistigen und materiellen Instrumen­
tarium der Heillkunde betrieben werden. Ich 
verweise auf die amt'säl1zbliche Tätigkeit in 
ihrer großen VieLfIalt, die auch nicht unmittel­
bare HeHkunde i'st, und auf verschiedene 
andere Tätig,keiten, auf die einzugehen jetzt 
nicht nötig ist. 

So glaube ich also, daß ärztlich-'heilkundige 
Tätilgkeit und medizinische Aktivität bereits 
different geworden sind, und aus dieser Sicht 
ergibt sich, .daß wir die Fes:tlegung auf den 
Oberbegriff Medizin in Absatz 1 des § 1 vor­
genommen und die Zustimmung unserer Kol­
legen aus den anderen Fraktionen gelfunden 
haben. Im übrigen ist ja durch das gerade 
wieder 'strapazierte Vokabel "medizinische In­
dikation" dieser SachveI1halt wieder Ibestätigt 
worden. (Der Prä si den t übernimmt wieder 
den Vorsitz.) 

Es ist darauf hingewiesen worden, daß diese 
Gesetzesnovelle natürlich nötig war, um den 
Schwangerschaftsabbruch realisieren zu kön­
nen. In der Auseinandersetzung hie:für ist so­
wohl im Ausschuß als auch in den Publika­
tionen ,wieder allethand an Mißverständni's 
aufg.er'ührt wOIlden,sozum Beispiel wenn 
behauptet wird, der Arzt, der seinen h1ppo­
kratischen Eid geschworen Ihat, 'dürfe eben 
eine sO'lche SchJwangerschaift nicht unterbre­
chen, unter Umständen aus medizinischer In­
dikation. Niemand von uns vier Är'zten, die 
wir im Saal aruwesend sind, hat den hippo­
kratisch'en Eid geschworen. 

NiemaDld von uns hat auf Appolon den 
Arzt geschworen und hat sich am Halbgott 
Askepios zu orientieroo. Niemand von uns 
hat geschworen, daß \wir unsere Unterweisung 
als Ärzte nur den Kindern unserer Lehrer 
ood unseren eigenen Söhnen zukommen 
lla'ssen werden, ansonsten a:ber niemanden in 
unserer Kunst unterweisen werden u.nd so 
weiter. 

Wir sind Ärzte geworden, weil uns der 
Promotor zu Doktoren der Medizin mit fol­
gendem Pa,ssus 9emacht hat: Ich verleihe 
Ihnen alle Rechte und PrivUe,g.ien der Dok­
toren der Medizin und die BefiuJgnis, die ge­
samte Heilkunde auszuüben. 

Auch mit dieser Zitierung meine ich, zu 
ei'ner gewissen KlarsteIlung beigetraogen zu 
haben. 

Mi,t Hilte dergbeichfallis zitierten DekJlara­
tion von Os10 möchte ich doch dem Hohen 
Haus zur Kenntnis bringen, was in dieser 
Deklaration tatsächHchan Motivierung in den 
ersten Absätzen zu lesen ist. 

Die Deklar.ation von Oslo, die sich an alle 
Ärzte richtet, sagt aus: 

,,1. Der aberste moralische Grundsatz, der 
dem Arzt auferlegt ist, ist die Achtung des 
menschlichen Lebens ... : ,Ich will die höchste 
Achtung vor dem menschlichen Leben 1V0m 

Zeitpunkt der Ernpfän:gnlis a:ru ibelWahTle'Il.· 

2. Umstände, welche die Lebensinteressen 
einer Mutter in Konflikt ,bringen mit denen 
ihres ungeborenen Kindes, schaffen ein Di­
lemma, und es erhebt sidl die Frage, ob die 
S<hwangerschaft mit Vorlbedacht unterbrochen 
werden sollte dder nicht. 

3. Unterschiedliche Antworten zu dieser 
Situation resultieren aus der Versdliederuheit 
der HaltuIl!gen zwn Leben des ungeborenen 
Kindes. Diles ist eine Frag.e der Uberz.euguIlIg 
und des Ge,wissens des ,einzelnen, die respek­
tiert werden müssen." 

Und sch:Ließ:Lich: ,,4. Bs iistnJicht di,e Auflgabe 
der Ärzteschaft, die HaltUIllgen und Maßstäbe 
eines einz'elnen Staates oder einer Gemein­
smaft in dieser Fra'ge fiestzuilegen, aber es ist 
unsere Pflidlt, für Zlweierlei einzutreten: den 
Sdlutz unserer Patientlen zu g,ewährleist'en und 
die Rechte des Arztes innerhaLb der GeseU­
smaft zu sichern." 

Meine Damen und Herren! Zu dem Antrag, 
den Herr Abgeordneter Dr. Wiesinger einge­
bramt hat, mömte ich zur KOlIlfrontation den 
Antrag meiner Fr,aktion einlbringen. 

AlIltra9 

der Abgeordneten Dr .. Gisel unld Genossen 
zur Regierurrgsvorla,ge betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Ärztegesetz ge­
ändert wird (ÄIiZteg.esetznQlVe~le 1974) 
(1206 der BeilClJgen), in der Fassung des 
Aussch>ußberichtes (1235 der BeHalgen). 

Der Nationalrat wdme in zweiter Lesung 
beschließen: 

Im Artikel I ist nach Z. 6 nach'stehende 
Z. 6 a einzufügen:: 

,,6 a. Nach dem § 7 ist nachstehender § 7 a 
samt Uberschrift eillizufüg,en: 

,Ordinations- und Apparategemein­
schaften 

§ 7 a. (1) Die Zusammenarbeit von frei­
beruflich tätigen Ärzten im Sinne des § 7 
Abs. 2 kann bei Wahrung der Eigenver­
antwortlich>keit eines jeden Arztes auch in 
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Dr. Gisel 
der 'gemeinsamen Nutzung von Ordinations­
räumen (OrdinatiO!D'sigemeinschaft) oder von 
medizinischen Geräten (AppaI'lategemein­
schaft) bestehen. Eine solme Zusammen­
aribeit darf j,edoch lIliachaußen hin nicht als 
Gesellschaft in Erscheinung treten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmufilggeben, sich von den Sitzen 
zu eriheben. - EinstimmtgaIllgenommen. 

IEs liegen nun Zusatzanträ,ge der AJhg'eord­
neten Dr. Gis'ei und Genossen berzielhung's­
weilse Dr. Wiesinger und Genossen auf Bin-

(2) Ordinations'gemeinschaften oder fügung einer neuen Ziffer 6 a im ArHkeQ I vor. 
Apparategemeinschaften .dürfen nur z.wi­
schen den im Abs. 1 genannten Ärzten be­
grundet werden, Die TäUgkeit der Gemein­
'schaft muß ausschließlich als freibemIfHche 
Tätigkeit im Sinne des § 1 Abs. 2 anzusehen 
sein, und ,es muß jeder einzelne Arzt im 
Ra.hmen der Gemeinschaft fre1beruflich im 
Sinne des § 1 Abs, 2 tätig 'werden.' .. 

Meine Damen und Herren! Ich möehte zwn 
Schl-uß kommen. Man möge .nichtgll'aulben, 
daß 'ein Arzt einem mit medilZinischem Wissen 
vol1gesogenen Schlw,a.mm vefigleichlbar wäre, 
aus dem bei Bedarf unld Gele'genheit medi­
zini!sche Kenntnisse aU!sgepreßt werden kön­

Diese Zusat'zant'fäge sind hinsichitllich eine,s 
neuen § 1 a Albs. 1 gl'e ichlaut end, weichen 
jedoch hinsichtlich eines kbs'atzes 2 im neuen 
§ 1 'a voneinander aJb, Der Antrag Dr. Wies in­
ger i'st hinsichtlich dieses A:bsabzes der lWeiter­
g eh end e. 

Wir kommen daher 'Zunächst zur Abstim-
IDung über die \gleichlautenden Zus,atzanträge 
der Abg,eordneten Dr. Gisel und Genossen 
beziehung'SIW,eise Dr. Wies~nger und Genossen, 
soweit sie sich auf die EiruflÜgung eines neuen 
§ 1 a A:bs, 1 samt Eingang <und Uberschrift 
beziehen. 

nen. Zum Arzt g'efuört mehr als das medi- Ich bitte jene Damen und Herren, die ihiezu 
zinische WissensinVlenta'r. Der Amt hat weit ihre ZustimmU!ng ,geben, sich von den Sitzen 
Ülber jede exakte Wissensdl!a.ft hinaJl1s im mit- zu erheben. - Das ist 'einstimmig arrge­
menschllichen Bere"ieh zu wirken. Di,e Gesetz- nomrmen. 
gebun'g ihrerseits ist verpflichtet, diesen Be- Wir kommen numnehr :zur Abstimmung 
reich pflegend zu erlhalten unld fruchbbrirugend über den ZusatzantraJg Dr. WiJesin'ger, sOIweit 
Z;UIn Nutzen aller zu :gestilllten. er sich auf die Einifügufig eines § 7 a Absatz 2 

Meine FI'ICliktion stirrnmt der GesetzesV'oruage bezieht. 
zu, (Beifall bei der SPO.) Ich ,bitte jene Damen und Herren, die hiexu 

Präsident: Der Antrag ist 'genügend unter- ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
stützt 'Und steht mit zur Behandhlill!g. zu erheben. - Das ist Idie Minderheit. Abg.e­

lehnt. 
Zum Wort ist ni.emand mehrg.emeldet. Die 

Debatte ist ,g,eschlossen, Wir kommen nIllnmehr zur AJbstimmung 
über den Zusatzantrag Dr. Gisei, soweit rer 

das sich auf die Einfiügung eines § 1 a Abs. 2 be­
zieht. 

Wünscht der Herr Berichterstatter 
Smlußwort? - Das rst nicht der Fa~l. 

Wir gelangen 'zur A b s tim m u TI Ig über 
den Gesetz,entwurf in 1235 der Beilagen. 

Da Zusatzanträ:g,e vorliegen und ferner ge­
trennte Abstimmung verilangt ist, geihe ich so 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hie'Zu 
ihr,e Zustimmung geben, sich v.on den Sitzen 
1lU erheben. - Das ist einstimmig ange­
no.mmen, 

vor, Wir ~ommen nunmehr zur Abstimmung 
Wir kommen zunächg.t ,z.ur AJbstimmung über über die restlichen Tei'~e des Gesetzentwurfes 

die Uberschrift und den EinJgang zu Artikel I. sowie Titel und Eingang in 1235 der BeHagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
Ihre Zustimmurrg ,gefuen, sich von den Sitzen ihre ZustimmunJg geben, 'sich v,on Iden Sit'Zen 
zu erheben. - Das i'st einstimmigange- zu erheben. - In zweiter Lesung einstimmig 
DlOIIl'men. 

Hinsichtlich des Artikels I Z. 1 ist getrennte 
Abstimmung verlangt. 

angenommen. 

Der BerichterstaUer ,beantragt die sofortige 
Vomahme der dritten Lesung. - Kein Ein-

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem wand. 
TeH des Gesetzentwuflfes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu eI1heben. - Das 
iS't die Mehrheit. Angenommen. 

Wir kOlIllllllen z:ur Abstimm1.ID'g 
Artikel I Z. 2 fbiseinschlileßllieh Z. 6. 

iilber 

Ich bitte jene D.amen und Herren, die dem 
vOfllie:genden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sieh von 
den Sitzen zu ertheben. - Dies ist die Mehr­
heit. 
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Präsident 

Der Gesetzentwurf i,st somit .auCh in dritter 
Lesung a n gen 0 m m e n. 

Die Ta'gesordnunJg ist ersmöpft. 

Im Einvernehmen mit den Parteien leg·e ich 
dem Hohen Hause folgenden An t rag vor: 

Der Herr BUJ1ldespräsiildlentwtrnd \eI1siUCht, 
die Frühjahrstagung 1974 der XIII. Gesetz­
gebungsperiode des Nationalr·ates mit 
15. Juli 1974 für beendet 'zu erklären. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, siCh von den 
Sim:en ZIU erheben. - Der Antra:g ist le i n­
s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

Schlußanspradle 

Präsident: Hohes Haus! Sehr 'geehifltJe Damen 
urud Hel1I1en! Mit der Erledigung der Tages­
ordnung dieser Sitzung s:ilIl'd wir ,gleichzeitig 
auch am Ende der Fruhjahrstd'giung 1974 ange­
langt. Sie war - wie wir aUe wissen - durch 
unvorhersehbare Erei.gnisse wahl eine sehr 
schwierlge Session. Der schmerzliche Verlust, 
den Osterreich dturch das Ablehen des hoch­
geachteten Bundespräsidenten Frantz Jonas er­
litten hatte, Zlwang uns dazu, einschneidende 
Änderungen an dem einvernehmliCh fest­
gelegten Arbeitsplan vorzunehmen. Durch die 
Wahl des neuen Staatsoberhauptes und die 
vorangegangenen Landtagswahlen in Nieder­
österreich ergab siCh eine län:gere Unter­
brechung -der parJ.amentarischen TäUg'keit. 

Dem Fleiß der Albgeordneten sowie allen 
ihren Helfern ist es zuzuschreiben, daß den­
noch in dieser FrÜlhjahrstalgung 84 Gesetzes­
beschlüssege.faßt werden konnten; davon 
immemin 73 einstimmig und 11 mehrstimmig. 
Ferner wurden während dieses Zeitraumes 
22 Staatsv,erträge und 12 Berichte im Par­
lament verhandel't. 

Von den besonders hervorstechenden 
Materien darf ich erwähnen, daß es gelungen 
ist, das .ganze Paket der Anpassungslgesetze 
an das neue Strafg.esetZibuch, das Bundesgesetz 
über die ÄllIderung mietr.emtlicher Vorsduif­
ten 'und über MietzinSibe~hilfe'll 'sowie das 
EntgeltfortzdJhlung-s,gesetz, die Bundes-Ver­
fassungs.gesetzmovelle 1974 und das Bundes­
verfassungsgesetz ülber die Sicherung der Un­
abhängigkeit des RundifuDlks einstimmig I2lU 

verahschieden. 

Uber andel1e Gesetze, wie .zum Beispiel das 
Bundesgesetz über die Auf,gaben und die Ein­
richtung des Osterreichischen Rundfunks so­
wie die heute behandelte Einkommensteuer­
gesetznoveUe 1974, konnte eine Ubereinstim­
mung nicht erzielt werden. Dennoch v,erdient 
hervorgehoben zu werden - wie ich ,das 

bereits einmal tat -, daß die Opposition an 
der FOl1IDulierung von Gesetzentwiirfen auch 
dann in anerkennenswerter Weise mitgearbei­
tet hat, wenn sie sich letztlich zu einer Zustim­
mung im ge·samten nimt hereitfinden konnte. 

Das Urteil über die im nunmehr zu Ende 
gehenden Tagungsabschnitt geleistete Arbeit 
können wir selbst, vereJhrte Damen und 
Herren, nicht fäHen. Was gut und was schlecht 
war oder zumindest was zweckmäßiger ge­
wesen oder besser unteJ.'lblieben wäre, wird 
erst die ZeH lehren. Trotzdem soUten wir 
alle schon im Interesse der Würde und d<es 
Ansehens der Volksvertretung bemüht sein, 
die richtigen Wertmaßstäbe an.rz.ulegen und 
beispielsweise jene Gesetze, die - wie etwa 
das Assanierungsgesetz, das Entgeltfortzah­
lungsgesetz, die Strafrechtsanpassung,S'gesetze 
und andere - demgesellsdraftlichen Fort­
schritt auf lange Sicht dienen, nicht durch 
Auseinandersetzungen in der Alltagsarbeit 
verdecken tassen. 

In diesem Sinne möChte ich sagen, daß man 
im Augenblick der z'wi'sdlen den Fraktionen 
dieses Hauses stark umstrittenen Rundfunlk­
reform zumindest im Verqleich zu aooeren 
VeI1hanodlung,sge'g,enstäruden wahJ1smeinHCh zu­
viel Bedeutung beigemessen hat, wenn ich 
audl als Politiker naturgemäß die Brisanz des 
Themas nicht verkenne. 

Gestatten Sie mir, verehrte Damen und 
Herren, gerade in diesem Zusammenhang nodl 
zwei kurze Uberlegungen: die erste, daß es 
trotz der bisweilen großen Kluft ~wismen den 
verschiedenen AuHassungen 'gelungen ist, die 
Auseinandersetzung gerade auch über die 
Rundfiunkreform und andere umstrittene 
Themen ingrößtenteiIs vorhildJlidl sachlicher 
Form ZiU führen. Unld die ~eite Uberlegung, 
daß - wie in 'lem:ter Zeit ja immer wieder 
hervorgehoben wird - zum Wesen des 
modernen Parl'arrnents die "Offientlidlkeit''' ge­
hört. Der AnteH derer, die etwa als Zuhörer 
und Zuseher auf den Galerien oder a,ls Mit­
arbeiter unmitteLbar an der Tätitgkeit der 
Volksvertreter teilnehmen können, ist be­
grenzt; deshaLb wirken die MasseIlillledien 
Presse, Hörfunk und Fernsehen als Vermittler 
zwischen dem Parlament und der Bevölkerung. 

Dieser Vermittlung 'Zwischen Wählern und 
Gewählten kommt im modernen, stets kompli­
zierter werdenden Staat zweifellos eine immer 
größere Verantwortung 'zu. Dies 'gilt nicht 
Il!UT in der Richtung, daß die Parlamente auch 
eine Offentlimkeitsaribeit, eine bewußte Pflege 
ihres Ansehens benöti.gen - was übrigens 
vielfach noch V1ernacbJlässi1gt wird -, sondern 
inS/besonJdere auch in der Richtung, daß öffent­
liche Meinung den Parlamentariern vermittelt 

114. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 99 von 100

www.parlament.gv.at



11344 Nationalrat XIII. GP - 114, Sitzung - 12. Juli 1974 

Präsident 
wird. LetztliCh aber hat jeder Abgeordnete der durch die Geschäft'sordnuilig vorgeschrie­
seine EntsCheidung auch im modernen Par- benen 24stüntl.ilgen Aufilag,efrist zur Verfügung 
teienstaat und trotz Fraktionsdisziplin naCh standen. 

~;;~~~'~ D!e::~ie;;~s~~ d~~döff~~;ii::: S~~ Meine besonde-re Anerkennung ,gilt in die-
sem Zusammenhang auch der herv-orragend 

zung zum Ausdruck kommende FraktionswiHe funktionierenden Zusammenarbeit mit der 
ist ja nichts anderes als dias, was jedes ein- Osterreichischen Staatsdruckerei, die am ver­
zeIne Parlamentsmitglied zur Entscheidungs- gangenen Wochenende91emeinsarm mit der 
findung im Klub beigetragen hat oder zumin- Parlamentsd'rekt'o .. h t f t .. l'ch .. , .. 1 1 n:21unac s' as runmog I 
dest hatte beItragen konnen, Es besteht - man Sch . e de .. l' eh eht 
k:ann es leider nicht einfacher ausdrücken _ em n s m09 1 ma e. 
eben ein Unterschied :nwiscrnen Repräsentation I Schließlich s,oI11 aber auch den FachlelUten 
uIlld Delegation. Ein Parllament ist keine Kon- der R'es.sorts gedankt werden, die wenig,er 
ferenz beauftragter Botschafter, sondern eine im Rampenlicht der Offentlichikeit als in den 
Versammlul1!g der mit demokratischer Legiti- schwierigen Aussch:ußverihandlungen uns bei 
mation zu selbständigem Handeln auf be- der verantwortungsvolLen TäHgikeit des Ge­
stimmte Zeit ausgestatteten Volksvertreter, setz.gebers stets hilfslbereit zur Seite 'gestanden 

In dies,em Sinne' möchte ich als Präsident 
sind. 

des Hahen Hauses im vollen Bewußtsein Und schliefi'lich danke ich den Mit.arbeitern 
meiner Verantwortung keinen Zweife'l daran 
lassen, daß mir die Unabhängi'g:keit des Par­
laments als Ganzes, aber auch die jedes ein­
zelnen seiner Mitglieder sehr am Herzen lie.gt 
und daß ich j1eden Versuch unzulässiger Unter­
drucksetzung oder Herabwürdigung 'schärf­
stens verurteIle. 

Hohes Haus! Am Bnd·e eines Ta>gUJ:l!gs­
abschnittes gehört es zu den Obliegeiliheiten 
des Präsidenten, auch in Ihrer aller Namen 
Dank ~u sagen, insbesondere unseren engsten 
Mitarbeitern in der Rarlamentsdirektion ein­
schließlich des Stenogr,aphendienstes; dieser 
Personenkreis mußte diesmal ;bis an die Gren­
zen physischer und psychischer Leis1Juiligskraft 
belastet werden. (Allgemeiner Beifall.) Ich er­

von Presse, Rundfunk und Fernsehen, die mit 
uns viele Stunden aus,geharrt haben, um die 
von mir soeben gewürdilglte Vemnitt1ertätig­
keit zwischen dem Volk und seiner Vertretung 
aus,zuüben. 

Ihnen allen, verehrte Damen und Herren, 
wünsche ich nach den ArrstreruglUngen beson­
ders dieser letzten aufreihenden Wochen einen 
erholsamen Urlaub, !damit wir uns zu Beginn 
der Herbsttagung wieder zu Igemeinsamer und 
trotz aller MeinuIlJgsverschiedenheiten für 
unser Vaterland Osterreich fruchtbarer Zu­
sammenarbeit wiederfinden. (Lebhafter Bei­
fall.) 

Die Sitzung ist 'g e s chi 0 S sen, 

innere nur daran, daß manChe Ausschüsse Unter dem neuerlichen Beifall des Hauses 
ihre Entscheidungen für das Plenum eflst in begeben sich die Klubobmänner Robert 
der ~weiten Hälfte der vergarrgenen Woche W eis z, Dr. Kor e n und Pet e r zum Prä­
fällten und die Berichte trotzdem schon in den I sidenten und erwidern im Namen ihrer Klubs 
ersten Talgen dieser Woche sogar jeweils vor die Wünsche. 

Schlu.f3 der Sitzung: 18 Uhr 30 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 21144 

'-.. 

114. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)100 von 100

www.parlament.gv.at




